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Erste Sitzung.
Verhandelt im Ständehause zu Düsseldorf am 16. November 1862.

Nachdem ein feierlicher Gottesdienst in den Kirchen beider Eonfcssioncn stattgefunden, vcr- Eröffnung,
sammelten sich die Mitglieder des Landtages im Ständchausc, wo der Marschall eine Deputation
ernannte, um den Herrn Landtags-Eommissar zn empfangen.

Geleitet von dieser Deputation trat der Herr Landtags-Eommissar um 12 Uhr iu dcu Stände-
slllll und eröffnete den 1t>. Provinzinl-Landtag mit folgender Ncdc:

„Durchlauchtigster Fürst!
Hochgeehrteste Hcrrcu!

Des Königs Majestät haben geruht, die Stande der Nhciuprouin; auf heute zum Proviu- Ncde de« Hm. Land.
zinbLandtagc zu berufen, und dcu Hcrru Frcihcrrn von Waldbott-Basfenheim-Bornh cim tag«-C°mmissal«.
zum Laudtags-Marschnll und dcu Herrn Freiherr» Nnitz von Frcntz - Garnth zu dcssc» Stcll-
ucrtrctcr zu crucnncn geruht.

In Folge des mir zu Theil gewordenen ehrenvollen Auftrages, als Landtags^ommissarius
den Landtag am hcntigcn Tage zu eröffnen, habe ich die Ehre, hochgeehrtester Herr Lcmdtags-Mar-
fchall, Ihucu das Allerhöchste Propositions - Dccrct ;n überreichen, indem ich mir uorbchaltc, den
Allcrhöchstcn Landtags-Abschicd Ihnen ehestens zugehen zu lnsfcu.

Zu dcu Gcgcnstäudcu, mit welchen Sie, hochgcchrtcstc Hcrrcu, außer dcn verschiedenen
Wahlgcfchäftcn und dcn laufcndcn Nngclcgcnhcitcn dcrProuiuzial-Institutc sich zu beschäftigen habcn
wcrdcu, gchört insbcsondcrc auch^dic gutnchtlichc Acußcruug über ciuigc dic Eiuführuug dcrGcbäudc»
stcucr bctrcffcndc Punktc, zu dcrcn Begutachtung das Ocsctz vom 21. Mai v. I. dic Proviuzial«
Landtage ausdrücklich bcrufcu hat.

Es wird fcrucr Ihrc Thätigkeit in Anspruch genommen wcrdcn durch ciuigc Gesetzcutwiirfc,
Welche dic Civilrcchtspflcgc in dem ostrhcinischcu Thcilc des 3cegicrungs - Bezirks Koblenz betreffen,
und durch welche dcu vielfach aus diesem Laudcsthcile lant gewordenen Wünschen, dic mich von dein
letzten Provinzial-Landtagc unterstützt worden, cntgcgcngctommcn wird.

Schließlich wird durch Vorlegung des Entwurfes ciucr Krcisorduuug, der bei dem All»
gemeinen Landtage der Monarchie eingebracht war, aber nicht zur Beschlußfassung gelangt ist, dcn
hochgeehrten Herren Gelegenheit gcgcbcn wcrdcn, diesc hochwichtige Angelegenheit nnd insbesondere
die Bildung nnd Zufammcnsctzung dcr Krcisvcrtrctung einer eingehenden Prüfung und Begutachtung
zu untcrzichcn.
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Die Provinz darf vertrauen, daß Sie, hochgeehrteste Herren, mit gewohnter ^Hingebung die
Vorlagen einer unbefangenen und reiflichenErwägung unterziehen werden. So viel an mir ist,
wird es mir eine angenehmePflicht sein, Ihre Arbeiten nach festen Kräften zu fördern und zu
unterstützen.

Im Namen Sr. Majestät des Königs erkläre ich den Ili. Provinzial-Landtag der Rhein-
Provinz für eröffnet."

Nach Eröffnung des Landtages brachte der Marschall ein dreimaligesHoch auf Sr. Majestät
den König aus, worin die Versammlung mit Begeisterung einstimmte.

Der Herr Landtags-Commissarverließ darauf den Snal, von derselbe,, Deputation geleitet.
Der Marschall bittet die Versammlung, ihm bei seinen Geschäftendasselbe Wohlwollen

wieder zu Theil werde,, zu lassen, dessen er sich bereits schon acht Mal zu erfreuen gehabt.
Die Verlesung des Allerhöchsten Propositions - Dccrcts wird bis zur nächsten Sitzung ver¬

schoben, in welcher auch die verschiedcucu Commissionennnd Ausschüsse gebildet werden sollen.
Schließlichbegrüßt der Marschall die neuen Mitglieder des Landtages und bittet, daß die

Anträge, welche zn stellen beabsichtigt werden, möglichstbald eingebrachtwerden mögen, um die
Arbeiten rasch zu fördern.

Der Marschall schließt hierauf die Sitzung um 12'/2 Uhr nnd beraumt die nächste Plcuar-
Sitzuug auf Moutag Mittag 12 Uhr an.

Der Landtllgs-Marschall:

Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Vornheim.



Zweite Sitzung.
Verhandelt im Stanochause zu Düsseldorf am 17. November1862.

Der Marschall eröffnet die Sitzungum 12 Uhr.
Zur Protokollführungcrncuut der Marfchall die Abgcorductcn Dr. Le^'is und von

der Hcydt.
Das heutige Protokoll führt der Abg. Dr. Leris.
Die Vcrlesuugdes AllcrhöchstcuPropositions - Decrcts wird durch dm Abgeordneten

Dr. Nocggcrath bewirkt.
Hierauf schreitet der Marschall zur Bildung der verschiedenen Ausschüsse und werden die¬

selben in folgender Weife gebildet:
Bildung der
Ausschüsse.

I. A u s s ch u ß.
Allerhöchstes Propositions- Decret wegen Z. 8.

Nr. 4 und 5 des Gebäudesteuergesetzes.
1. Freiherr von Lei) kam, Vorsitzender.
2. Herr von Schadow.
3. „ Frh. von Louiseuthal,
4. „ Horst.
5. „ Küchen.
L. „ Hunzinger.
?. „ Rolshoven.
8. „ Frenger.
9. „ v. d. Straeten.
10. „ Kellermann.
11. „ v. d. Hendt.
12. „ Dr. Lexis.
13. „ Fonck.

II. A u s s ch u ß.
Kreisordnung.

1. Herr Frh. von Geyr, Vorsitzender.

2. Herr Graf von Hoensuroech.
3. „ „ Hompesch.
4. „ Frh. von Nvnsch
5. „ (5ontzen.
e. „ von Evnern,
?. „ Lamberts.
8. „ Dr. Wurzer.
!1. „ Leven.
iu. „ Pikgram.

III. A u s s chu ß.
Abänderung der MM.-Gerichtsverfassungim
Bezirke des Iustizsenats von Ehrenvreitstein.

1. Herr Frh. von Solemacher-Antwei¬
le r, Vorsitzender.

2. „ Fhr. von N nvenhei m,
3. „ von Jordans.
4. „ Stupp.
5. „ Dr. Noeggerath.
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e. Herr Nußbaum.
7. „ Frh. von Zandt
8. „ Gemünd.
9. „ Dr. Wurzer.

IV. A u s s ch u ß.
Provinzial-Feuer-Societät.

1. Herr Frh. von Frentz-Garath, Vor¬
sitzender.

Iosten.
Graf Nessclrode.

„ Goltstcin.
Neck er.
Stupp.
von Eynern
Münster.
Guittienue-Niedaltorf.
Zores.
v. d. Straeten

„ Fonck.
„ Wachter.
„ Verger.

8. Herr Klostermann.
9. „ Linden.
10. „ Dr. Würz er.

2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.
11.
12.
13.
14.

V. A u s s ch ii tz.
Provinzial - Arbcitsanstalt zu Vrauweiler.

1. Herr Graf Stolberg, Vorsitzender.
^. „ „ von Metternich
3. „ Frh. von Nagel.
4. // Schanrte.
5. // ,',loth.
0. „ Schult.
7. // Schunck.
8. // Im mich.
9. „ Paulssen.
10. ,/ Stnpp.

VI. A 1! s f ch II ß.
Provinzial-Irrenheilanstaltzu Siegburg.

1. Herr Graf von Spee, Vorsitzender.
2. „ ssrh. von Loii.
3. „ Graf Hoensbroech.
4. „ Frh. von Mi)lins.
5. „ Dr. Neinartz.
6. „ Hnnzinger.
7. „ Dr. Niegel.

VII. A ii s s ch ii ß.

Landarmenhaus zu Trier.

1. Herr Frh. v. Louisenthal, Vorsitzender.
2. „ Graf von Varo.
3. „ Frh. von Vonrscheidt.
4. „ K ü ch e n.
5. ,/ Limbonrg.
6. « Richard.
7. // Guittienne, aus Ihn.
8. ,/ Neufch.
9. Adams.

VIII. A I! s s ch u ß.

Hebammen-Lehranstaltzn Cöln.

1. Heri 'Frh vonNyvenheim, Vorsitzender
2. "„ Fhr. von Fürstenberg.
3. „ von Bourscheid.
4- „ Dr. Noeggerath.
5. „ Vöninger
0. „ Fringo.
7. „ Roller.
8. „ Nartels.
9. „ Kellermann.
iu.. Dr. Lcxis.

IX. A ii s f ch ii ß.

Vezirksstrasieu.

1. Hen Graf von Nesselrode, Vorsitzender
2. „ Fhr. von Fürstenberg.
3. „ Frh. von Lei)kam.
4. „ Schult. '
5. .. F r c u g c r.
6. „ Müuster.
7. „ Zores.
8. „ Gemünd.
«. „ Guittieune, Niedaltdorf.
10. „ Nußbaum.
11. „ von Bauer.
12. „ Liuden.
13 „ l)r. Lexis.
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X. A u s s ch u ß.
Provinzial-Hülfskasse.

1 Herr Frh, von Leykam, Vorsitzender.
2. /, Graf Metternich.
3. „ Iosten.
4. « Stuvp.
5, „ Dr. Noeggerath.
6, „ u. d. He not.
7. /, Dr. Wurzer.
8. „ Schult.
9. „ Fonck.
10. „ Leven,
11. „ Kimuach.

XI. A n s s ch u ß.
Landtags-Occonomie.

1. Hen : Graf Homvesch, Vorsitzender
2. // von Schadow.
3. „ Graf Goltstein.
4. // u. d. Heydt.
5. ,/ Böninger.
6. « Frings.
7. » Leven.
8. „ Ähren.
9. „ Kim nach.
K, /, Dr. Noeggerath.
II /, Frh. v. Geur.

Geschäftliches.
In Betreff der nach dem Allerhöchsten Provositions-Decret vorzunehmendenWahlen be- Vormnehmende

merkt der Marschall, daß dieselben in der nächsten Sitzung, welche aber, wegen der in Aachenstatt- Wahlen,
findenden Sitzungen der Vezirks-Commissionenerst am Freitag stattfindet, vorgenommenwerden
können.

Die zweite vorzunehmendeWahl betrifft die zu den Vezirks-Commissionen für die klassi-
ficirte Einkommensteuerzu wählenden Mitglieder uud Stellvertreter, uud wird der Marfchall nach
dem Vorgange in frühern Jahren alle Namen durch einen gedruckten Zettel zur Kenntnisinahmeder
Versammlung bringen.

Eine dritte Wahl hat Statt zu finden in den Ausschuß für Vertheilung und Vergütung
der Kriegsleistnngen.

Es sind ausgcfchicdeudurch den Tod: der Freiherr von Salis-Soglio und dessen
Stellvertreter Hölfcher. Es ist demnach für den RegierungsbezirkLoblenz ein Commissarund ein
Stellvertreter zn wählen.

Im RegierungsbezirkTrier ist für den verstorbenenHerrn von Haw ein Deputirter zu
wählen, fo wie ein Stellvertreter anstatt des Vanqnier Schoemann, der dem Landtage nicht mehr
angehört. ^

Auch ist eine Neuwahl nöthig anstatt des für den RegierungsbezirkTrier gewählten Frei-
hcrrn von Solemacher, weil derselbe als Einwohner des Regierungsbezirks Eoblenz nicht für
Trier gewählt werden konnte.

Ferner ist eine Nenwahl vorzunehmenfür den ausgeschiedenen Vezirks-Eommissar bei Ne-
geluug der Grundsteuer im RegierungsbezirkeTrier, Pastor Dann,, der das Mandat niedergelegthat

Dann sind Wahlen vorzunehmen für die Provinzial-Iustitute.
Für den Verwaltungs-Ausschnß der RheinischenProoinzial-Feuer-Societät ist eine Wahl

nicht erforderlich,da die Ausschußmitgliederdem Landtage noch angehören. Es sind dies die Herren:
von Frentz-Garath, von Eynern, Stuvp und Gnittienne.

Für die Provinzial-Irren-Heil-Anstalt zu Siegburg hat alle zwei Jahre eine Wahl
Statt zn finden. Es fungircn jetzt als Mitglieder der Verwaltungs-Commissiondie Herren
Würzer nnd Horst.

Für die Proviuzial-Vessernngs-Anstaltzn Branweiler hat nach dem Reglement alle drei
Jahre eine Wahl Statt zn finden, welcher Wahlturnus jetzt auf 2 Jahre festzusetzenist.

Eommissariensind: die Herren Stuvv und Schult, und deren Stellvertreter: die Herren
Iosten und Olbertz-!
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Für die Hebammeu-Lehr-Anstaltzu Eöln ist nach dem Reglement ebenfalls alle 3 Jahre
eine Neuwahl erforderlich. Gewählt waren als Mitglieder des Verwaltungsraths die Herren: I)r.
No eggerath und Freiherr von Mylius, uud zu Stellvertretern; die Herreu Dr. Lexis und
Lamberts.

Der Marschall theilt folgende Eingänge mit:
EingegangeneSchrei- 1. Eiu Schreiben des Königlichen Landtags-Commissars, betreffend die von den Königlichen
ben und Petitionen. Negierungen der Provinz aufgestelltenNachweisungenüber den Grunostcuer-Deckuugsfoudspro 1860

uud 1861. - An den X. Ausschuß.
2. Ein Schreiben desselben,betreffendein verändertes Verfahren für den Druck der Sitzungs-

Protocolle. — An den XI. Ausschuß.
3. Ein Schreiben desselben, die Kosten des 14. Provinzial-Laudtages betreffend.— An den

XI. Ansschnß. .
4. Ein Schreiben desselben,betreffend die Kosten des 15. Provinzinl-Landtnges,— An den

XI. Ausschuß.
5. Ein Schreiben desselben, betreffenddie Nachweise über die für die Bibliothek des Prouinzial-

Landtages pro 1861 und 1862 gemachtenAuschaffuugen. — An den XI. Ausschuß.
6. Eiu Schreiben desselben,betreffend die Nachweisung über die Verwendung der ständischen

Snbsidien für die Prouiuzial-Archivepro 1860 und 1861. — An den XI. Ausschuß.
?. Ein Schreiben desselben auf einen Antrag des letzteil Landtags, bezüglich eines Verbots zur

Anlage von Vögelhcerdenzum Krammetsvögelfangein fiscalifchenJagden. Die Antwort wird von
dem Marschall verlesen und ist der Antrag des Landtages abgelehnt.

8. Ein Schreiben desselben, betreffend die Nechunugder Provinzial-Fener-Societät pro 1860
uud 1861. — Air den IV. Ausschuß.

9. Eiu Schreiben desselben mit dem Entwurf zum Etat der Provinzial-Feuer-Societät pro 1863
und 1864. - An den I V. Ausschuß.

l<). Ein Schreiben desselben, betreffend die Rechnungen der Provinzial-Irren-Heilanstalt zu
Siegbnrg pro 1860 und 1861, — An den Vl. Ausschuß.

11. Ein Schreiben desselben mit dein Verwaltuugs- und technischen Bericht über die Provinzial-
Irren-Heilanstalt zu Siegburg pro 1860 uud 1861 in 80 Exemplaren zur Vertheiluug. — An den
VI. Ausschuß.

12. Eiu Schreiben desselben, betreffend den Etat für die Irren-Heil^Anstalt zu Siegburg pro
1863 und 1864. - An den VI. Ausschuß.

13. Ein Schreibeil desselben, betreffenddie Einführung der Gasbeleuchtuug im Anstalts-Gebäude
zu Siegburg. — An den VI. Ausschuß.

14. Ein Schreiben desselben, betreffenddie Wasserbeforderungs-Anlagebei der Anstalt zu Sieg¬
burg. — Alt deu Vl. Ausschuß.

15. Gin Schreiben desselben, betr. die Rechnungen der Arbeits-Anstalt zu Brauweiler pro
1860 und 1861. — An den V., Ausschuß.

16. Ein Schreiben desselbenmit 75 Exemplaren des Verwaltungsberichts der Prou.-Arbeits-
Anstalt zu Vrauweiler pro 1860 und 1861. — All den V. Ausschuß.

17. Ein Schreiben desselbenmit dem Etat der Prov.-Arbeits-Anstalt zu Vrauweiler pro 1863
- 1864. — An den V. Ausschuß.

18. Ein Schreiben desselben, betr. die Nechnungsüberschüsse und ständischenMonitas in Bezug
auf die Rechnungender Anstalt zn Vrauweiler pro 1858 — 1859. — An den V. Ausschuß.

19. Eiu Schreibeil desselben, betr. Anträge des 15. Provinz.-Landtcigeswegen der Prov.-
Arbeits-Anstalt zu Vrauweiler, hinsichtlich des landwirtschaftlichen Betriebes, der Neubauten und
des Schullehrerverhältnisses.— An deu V. Ausschuh.
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20. Ein Schreiben desselben, betr. die Fortbewilligungder Unterstützungfür die Wittwe des
PolizeiinspcctorHoffmann in der Anstalt Brauweiler. — An den V. Ausschuß.

21. Ein Schreiben desselben, betr. die Auflüsnng der Arbeits-Anstalt zn „Pützchen"und
Uebersicdelungder Detinirten nach Brauweiler resp. Genehmigungdes deshalb abgeschlossenenVer¬
trages. — An den V. Ausschuß.

22. Ein Schreiben desselben, betr. die Rechnungendes Landarmenhauses zu Trier pro 1860
und 1861. — An den VII. Ausschuß.

23. Ein Schreiben desselben, betr. den Entwurf eiues Reglements für die Pensiouirung der
Beamten des Landarmenhaufes zu Trier. — An den VII, Ausschuß.

24. Ein Schreiben desselben, betr. die Neuwahl der Eommissarefür das Landarmenhaus zu
Trier. — An den VII. Ausfchuß.

25. Ein Schreiben desselben mit dem Etat des Landarmenhauseszu Trier pro 1863 — 1866-
- An den VII. Ausschuß.

26. Ein Schreiben desselben, betr. d:e Rechnungen der Hcbammeu-Lehr-Anstaltzu Eöln pro
1860 und 1861. — An den VIII. Ausschuß.

27. Ein Schreiben desselben mit dem Etat der Hebammen-Lehr-Anstaltzu Eöln pro 1863
und 1864. — An den VIII, Ausschuß.

28. Eiu Schreiben desselben, betreffend den Verwaltungsbericht der Hebammen-Lehr-Anstalt-
pro 1860 — 1861 nebst 3 Denkschriften der Verwaltuugs-Eommission.— An den VIII. Ausschuß

29. Eiu Schreib«: desselbenmit einer Straßenkarte der Nheinprovinznebst dem alphabetischen
Verzeichnisse der Eisenbahnen.— Geht als Material an den IX. Ausschuß.

30. Ein Schreiben desselben,betr. die Zusammenkunftder Bezirksstraßen-Commissarien,behufs
Verbesserung in der Verwaltung der Bczirksstraßen.— An den IX. Ausschuß.

31. Eiu Schreiben desselben, betreffend die von den König!. Regierungen zu Eoblenz, Eöln
und Düsseldorfbezüglich des ostrheiuischeu Vezirksstrastenfondseingereichte,! Verhandlungen nnd Vcr-
wendungsnachweisc.— An den IX. Ausschuß.

32. Ein Schreiben desselben über die in Betreff des westrheinischen Vczirksstraßenfondseinge¬
reichtenVerhaudluugeu derselben Königlichen Rcgieruugeu. — Au den IX. Ausschuß.

33. Ein Schreiben desselben, betreffend die Uebernahmeder Straße von Wachtendonkbis zur
Einmündung in die Stmelen-NieukerkcrStraße auf den westrheinifchen Vezirtsstraßeufouds.— Au
den IX. Ausschuß.

34. Eiu Schreibeu desselben, betreffend die Uebernahme der in der Stadt Düren liegenden
Ober-Cöln-Weier- und Wirthclstraßc auf den Vezirtsstraßeufundsdes Negierungs-VezirköNachen. —
An den IX. Ausfchuß.

35. Ein Schreiben desselben, betreffenddie Aufhebung des Ausnahmezustandesauf der Heins¬
berg-ErkelenzerBezirksstraße, wornach ein Privater von der Roer-Nrückebei Orsbcck Brückengeld
erheben kann, bezüglich der dortigen Fährgcrechtsame.— Der vom letzten Landtag gestellte Antrag
ist vom Königl. Lllndtllgs-Eommissariusabgewiesen. Eine denselbenGegenstand betreffendePetition
von den Bürgermeistern von Heinsberg, Unterbruch und Wassenbergliegt wieder vor, wie auch von
dem Anpächterder Barriere wegen Ausfall der Einnahme. Das Schreiben mit den Petitionen geht
an den IX. Ausschuß.

36. Eiu Schreibeu des KöniglichenLaudtags-Commissars, betreffend die irrthümlich bereit
stattgehabte Uebernahme des im Coblenzer Bezirk gelegenenTheils der Alf-WittlicherStraße auf
den'westrhciuischen Bezirksstraßcnfondsdes RegierungsbezirksEoblenz. — An den IX. Ausschuß

37. Eiu Schreibett desselben,'betreffendden Genchmigungs-Modus der Bewilligungenaus den
zur ständischenDisposition stehenden Ziusgewinnantheilen der Prou.-Hülfs-Easse. - An den X.
Ausschuß.
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28. Ein Schreiben desselben, betreffenddie Rechnungender Rheinischen Prou.-tzülfskassepro
1860 und 1861. — An den X. Ausschuß.

29. Ein Schreiben desselben,betreffenddie Erneuerung der jährlichen Snbsidien ü 100 THIr.
für die Proviuzial-Archioe zu Eoblenz und Düsseldorf aus deu Zinsüberschüssender Provinzial-
Hülfskafse.- An den XI. Ausschuß.

40. Ein Schreiben desselben, betreffenddie Uebernahmeder Rccs-Empclcr- und Wcrdcn-Kctt-
wigcr-Straßc als Bczirköstrciße. — An den IX. Ausschuß.

41. Ein Schreiben desselben, betr. die Uebernahmeder Altcntirchcr-FlammcrsfcldcrStraße auf
den ostrhcinischcn Vczirtsstraßcnfonds. — An den IX. Ausschuß.

48. Ein Schreiben desselben, betr. eine Eingabe des Vcrwnltungsraths der Elisabcthstiftungzu
Dürcn u,n Vcibülfc unter Ucberscndunguon 80 Exemplare« des Vcrwaltungsbcrichts. — Der Ge¬
genstand ist bisher der ständischen Eommission für die Blinden - Anstalt zugewiesenworden. Der
Ausschußfür die Elisabcthstiftmigbesticht aus den Herren: Freiherr uon Lcytam, Dr. Rucggc-
rath, Stupp, uon der Hcydt und von Eynern.

43. Ein Schreiben dcö Geheimen Archiv-Raths Dr. Lacomblct, betreffendVerhandlungen
mit der KöniglichenRegierung wegen baulicher Einrichtungen im Ständchanse. — Au den XI.
Ausschuß.

44. Ein Schreiben dcö Königlichen Landtags-Eommissars, betreffenddie Unterstützungder Ge¬
meinde Waldbreitbachzum Ausbau der Wiedstraßc. — An den IX. Ausschuß.

45. Eiu Antrag des Abg. Dr. Nocggcrath, betreffenddie Errichtung eines Polytcchnicumö
in der Rhcinprouinz. — Wird unterstützt und geht an den XI. Ausschuß.

4ti. Eiu Autrag dessclbcu Abgeordneten, betreffenddie dem Neubauten Hciudl bei Ucbergabc
der Dcpositculasscdes Ncgicrungsbczirts Trier an die Rhein. Prou. - Hülfstasse bewilligte Pension
uon 250 Thaler. — Wird unterstützt und geht an den X. Ausschuß. Die Herren uon Sole-
mach er, uon Nnvcnhcim und Stupp werden als Juristen bei Berathung dieses Gegenstandes
dem X. Ausschußbeigesellt.

47. Eiu Schreiben des Königlichen Landtags-Eommissars, betreffendRechnungender Düssel¬
dorfer Negicrungshaupttasfcüber die Tciubstummcnschnlc zn Kempen. — An den X. Ausschuß.

48. Gesuch des Archivraths Bey er zu Eoblenz um fcrucrc Unterstützungzur Fortsetzungdes
MittclrhcinischenUrtundcnbuchs. Au deu XI. Ausschuß.

49. Antrag der Bürgermeister zu Heinsberg und ÄPhoucn, betreffend Feststellungdes Eigcn-
thumsuerhältnisscs der Kirchhöfe.— Wird unterstütztund geht au deu Hl. Ausschuß.

50. Ein Schreiben des Königl. Landtags-Eommissars, betreffendden Vcrwaltnugsbcricht des
Cölncr Vereins zur Vcfordcruug des Taubstummen-Unterrichts.— An den X. Ausschuß.

51. Ein Schreiben des Königl. Laudtags-Eommissars,betreffenddie Ucbcrscudunguon 2 Bänden
Drucksachen des Hauses der Abgeordneten.

52. Antrag des Bürgermeisters uon der Mark zn Göttcrswickerhamm, betreffenddie Aus¬
gleichung uud Erleichterungder Einqnarticrungslast der BürgeriucistcreienGötterswickerhamin,Spelten,
Vocrdc und Lohmar. Eingebracht durch die AbgeordnetenMünster und Vocningcr. Wird un¬
terstützt und geht an den II. Ausschuß.

53. Ein Schreiben des Königl. Landtags-Eommisfars, betreffendDcntschriftcnüber die Ueber¬
nahme mehrerer Eommnnalstraßcn auf den wcstrhcinifchcnVczirtsstraßcufouds. — An den IX-
Ausschuß.

54. Ein Schreiben desselben, betreffend die Uebernahmeder Gemeinde-Chaussee von Wissen nach
Wildbergerhütte (Wisserstraße)auf deu ostrheinischeu Bczirksstraßenfouds.— An den IX. Ausschuß.

55. Eine Anzahl Eingaben der Königlichen Steuer-Einnehmer der Kreise Wetzlar, Simmern,
Cochem, St. Goar uud Vierseil wegen Erhöhung der Procente für die Besorgung der Feuerversiche¬
rung. - An den IV. Ausschuß.
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56. Gesuch der Wittwe des Negistrators Schmitz um Unterstützung.—An den XI. Ausschuß.
57. Gesuch des ehemaligen Feuer-Societäts-Secretairs Weinhaus, betreffend Abfindung

seiner Pension mittelst eines Capitals. — An den IV. Ausschuß.
58. Gesuch der Wittwe des Feuer-Societäts-Secretairs Schulz, betreffend die Erhöhung

ihrer Pension um 50 THIr. — An den IV. Ausschuß.
59. Antrag des Abgeordneten Linden, betreffend die Bewilligung eines ferneren Zuschusses

zur Instandsetzungder Mettmcmu-tzochdahlerChaussee. — An den IX. Ausschuß.
60. Antrag des Abgeordneten Freiherrn von Lei) kam, betreffend die Beschädigung des

I. Nosen wegen Schließung der Noerbrücke bei Orsbcck. An den IX. Ausschuß.

Der Marschall schließt die. Sitzung um 1 Uhr und beraumt die nächste Sitzung auf Freitag
den 21. November,Morgens 10 Uhr an.

Der Landtllgs-Marschllll:

Freiherr von Waldbott-Basscnhcim-Bornheim.



Dritte Sitzung.
Verhandelt im Ständehausezu Düsseldorfam 2t. November 1862.

Geschäftliches. ^"' Marschall eröffnet die Sitzung nm 10 Uhr.
Das Protocoll der ersten und zweiten Sitzung wird verlese»und genehmigt.
Das heutige Protocoll führt der Abg. I),-. Leris.
Der Marschall bemerkt, daß der AllerhöchsteLandtags-Abschiedbereits gedruckt sei, um

vertheilt zn werden, uud daher vou einer Verlesung desselben Abstand genommenwerden tonne.
Eingegangensind:

1) Ein Antrag des Grafen von Ncssclrode, betr. den Bergischen Schulfonds resp, den Zuschuß
für das Progymnasium zu Sicgburg und Einsicht der Schulfonds-Ncchnungdurch dcu Landtag.

Der Abg. Schnürte wird bei Berathung dieses Gegenstandesdem III. Ausschusse zu¬
getheilt.

2) Gesuch des landwirthschaftlichenVereins für Nhcinpreußcn, betr. die Subvcntionirung der
Ceutral-Seidcnzucht-und Haspcl-Anstalt.

Der Abg. Dr. Würz er hat den Antrag zn dem Scinigcn gemacht; derselbe wird unterstützt
und geht an den X. Ausschuß.

- 3) Nutrag des Abg. Horst, bctr. das Gesuch der Wittwe Brandt nm erneuerte Bewilligung
ihrer Unterstützung.— An den V. Ausschuß.

4) Antrag des Abg. Becker, betr. die Beschleunigung der Grundsteuer-und Catastral-Eiuschätzuug.
Derselbe wird unterstütztund geht au deu III. Ausschuß.

5) Antrag desselben Abg., betr. die Sistirnng dcr Ablösung ciner Wcidegerechtscune. - An den
III. Ausschuß.

6) Antrag des Abg. Iostcn, bctr. das Gesuch des Bürgermeisters zn Ncnß nm Regelung der
Einquarticruugslast, resp. Bcrthcilung dersclbcn.

Petitionen, betr. die Der Marschall bemerkt, indem nach dem jetzt vorliegendenAllerhöchsten Landtags-Abschiede
EmqullitiermicMst. anch die ständische,i Petitionen in Betreff der Ausgleichungdcr Einqnartiernngslast, resp. Erhöhung

des Servises voraussichtlich ihre Erledigung finden würden, so könne ans denselben Gegenstandnicht
gleich wieder zurückgegangen werden, nnd stelle er anheim, ob nicht die eingegangenePetition aus
Wesel wegen des Erercicrplatzes ebenfalls an die Pctenten zurückgehen tonne.

Der Abg. Münster erklärt, daß er die Eingabe dem Herrn Landtags-Commissarals Material
zu übergebcu wünsche,womit auch der Abg. Böuinger einverstandenist.

Der Abg. Iosten wünscht, daß sein Antrag ebenfalls dem Herrn Landtags - Commissar
als Material übergeben werde.



Es wird zur Tages-Orduung übergegangen,und zwar 1) zur Erledigung der Allerhöchsten
Proposition Nro. I., betreffenddie Wahl von Abgeordneten und Stellvertretern zur Controle der ^. Wahl von Abg. und
Nentenbant und verliest der Marschall ein hierauf bezüglichesSchreiben des Königl. Landtags-Stellvertretern für die
Commissars. RentmIiaiAControle.

Für die bisher fuugirenden 2 Commissaricn: Graf von Nesselrode und von
Lavalctte; nnd deren Stellvertreter: von der Hcydt nnd Bürgermeister Lcven

hat nach dem Reglement eine Ncnwahl von 2 Commissaricn und 2 Stellvertretern aus
dem Landtage stattgefunden.

Die Versammlung wählt durch Acclcunationals Commissare die Herren: Graf von
Nesselrode und von Eynern, nnd als Stellvertreter: Graf von Spce nnd Leven.

Hierauf wird zur Wahl der uach der Allerhöchste!: PropositionNro. II. zu berufenden Mit¬
glieder und Stellvertreter zn den

Der Wahlact erfolgt durch Stimmzettel und werden in gesonderten Wahlhandlungen l>. Wahlen in die Bez.-
c», » ^ c>,,'^ < ^ ^. "<^^ ' Commissionenfür
folgende Mttgl.cdcr gewählt: ^^ ^ ^,^

.V Für den Regierungsbezirk Löln. Einkommensteuer.

Scrutatoreu: die AbgeordnetenGraf von Hompcsch und Fhr. von Nyvenheim.

Abgcgebeitc Stimmzettel 67.

n. Aus dem Mtiglicdcrn dcs Landtages:

1. der Abg. Noeggerath, ,
2. „ „ Jacob Horst, mit 67 Stimmen.
3. „ „ Schult,

d. Aus deu Eintommenstcucrpflichtigeu:
4. GutsbcsitzcrNolshovcn zu Stciubrechc mit 65 Stimmen.
5. Graf von Ncsselrode zn Ehrcshoven mit «>7 Stimmen.
6. Gutsbesitzeruou Franken in Lohmar mit 67 Stimmen.
7. Gutsbesitzervou Müller auf Burg Mcttcrnich mit 67 Stimmen.
8. GutsbesitzerClostcrmann in Warbt mit 67 Stimmen.
9. Franz Henscr zn Cöln mit 67 Stimmen.

Zu Stellvertretern:
aä »,. 1. der Abg. Graf Mctternich aus Gymnich mit 67 Stimmen.

2. der Abg. Schanrtc aus Dcntz mit 66 Stimmen.
u.ä d. 3. Bürgermeister Hartzheim zn Gcyeu mit 67 Stimmcu.

4. Rentner Riege lcr zu Bouu mit 6? Stimmen.
5. GutsbesitzerP i n g e n z» Widdcrsdorf uüt 67 Stimmen.
6. GutsbcsitzcrFrcugcr zu Fühlingcu mit <>4 Stimmen.

!'. Für den Regierungsbezirk Loblcnz.
Scrntatoren: die AbgeordnetenBecker und Lamberts.

AbgegebeneStimmzettel 65.
n. Aus den Mitgliedern des Landtages:

1. der Landtags-Marschall Freiherr von Waldbott-Äassenheim-Bornheim mit
65 Stimmen.
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2. Abg. Nuß bäum aus Linz mit 65 Stimmen.
3. Abg. Kimnach aus Weiler mit 65 Stimmen.

ii. Aus den Einkommcnstcuervflichtigen:

4. Gemüud zu Breisig mit 65 Stimmen.
5. Freiherr von Solemacher-Autw eiler zu Cobleuz mit 65 Stimmen.
6. Dr. Würz er zu Nicderhammersteinmit 65 Stimmen.
?. Roth zu Sinzig mit 64 Stimmen.
8. Im in ich zn Enkirch mit 65 Stimmen.
9. RechtscousulcutEberts zu Krcuznachmit 64 Stimmen.

Zu Stellvertretern:

u,ä a. 1. Gruhn zn Gemünd mit 65 Stimmen.
2. Abg. Adams aus Mcrtloch mit 64 Stimmen,

aä d. 3. Ferdinand Ingen ohl zu Neuwied mit 65 Stimmen.
4. Wilhelm Hausmann aus Traben mit 65 Stimmen.
5. Bernhard Helfeusteiu zu Kirn mit 65 Stimmen.
6. Heinrich Kchrmann zu Cobleuz mit 65 Stimmen.

0. Für den Negicruugsbezirk Aachen

Scrutatoren: die Abg. Münster und Linden.

Abgegebene Stimmzettel 64.

a. Aus den Mitgliedern des Landtags:

1. der Abg. Freiherr von Leu, kam aus Elsum mit 64 Stimmen.
2. der Abg. Bürgermeister Contzen ans Aachen mit 64 Stimmen.
3. Pilgram aus stelz mit 64 Stimmen.

d. Ans den Einioiumeusteiicrvflichtigen:

4. Julius The Losen zu Eupen mit 64 Stimmen.
5. Graf von Goltstein zu Breil mit 64 Stimmen.
6. Leon Huberty zu Malmedu mit 63 Stimmen.
7. Ioh. Arnold Bisch off zu Aachen mit 64 Stimmen.
8. Freiherr von Bonrscheidt zu Nath mit 64 Stimmen.
9. Anton Scho eller zu Körreuzig mit 64 Stimmen.

Zu Stellvertretern:

aä a. 1. der Abgeordnete Freihcr Theodur von Gcyr-Sch.weppenburg aus Aachen
mit 64 Stimmen.

2. der Abg. Ähren aus Neichenstein mit 64 Stimmen,
aä d. 3. GutsbesitzerSchuuck zn Gcreousweiler mit 64 Stimmen.

4. Jacob Iansen zu Biusfeld mit 64 Stimmen.
5. GutsbesitzerKaulhausen zu Hünshoven mit 64 Stimmen.
6. Edwin Gülcher zu Astenetmit 64 Stimmen.



- 13 -

I). Für den Regierungsbezirk Trier

Scrutatoreu: Freiherr von Geyr und uou Eynern.

Abgegebene Stimmzettel 63.

u. Aus den Mitgliedern des Landtags:

1. Der Abg. G. Küchen aus Trier mit 63 Stimmen.
2. „ „ Guittienue aus Niedaltdorf mit 63 Stimmen.

d. Aus.den Eintonuncnsteucrpflichtigen:

3. Bürgerineister Karcher zu St. Johann mit 62 Stimmen.
4. Freiherr von Zandt zu Müuchwciler mit 63 Stimmen.
5. GutsbesitzerIoh. Peter Limbourg zu Bittburg mit 62 Stimmen.
6. Advokat Friedrich Zell zu Trier mit 62 Stimmen.

Zn Stellvertretern:

ucl a. 1. Abg. Dr. Riegel aus St. Wendel mit 63 Stimmen.
ad i>. 2. GutsbesitzerRichard ans Niedersgegenmit 63 Stimmen.

3. Gutsbes. Dc Musielle zu Schloß Thoru mit 58 Stimmen.

L. Für den Regierungsbezirk Düsseldorf.

Scrutatoreu: die Abgeordnete»Horst uud Limbourg.
Abgegebene Stimmzettel 62.

a. Ans den Mitgliedern des Landtags:

1. Der Abg. Graf von Spee aus Hcltorf mit 62 Stimmen.
2. „ „ Fouck ans Pfalzdorf mit 62 Stimmen.
3. „ „ Graf von Hocusbroech-Haag mit 62 Stimmen.
4. „ „ von Eynern aus Barmen mit 62 Stimmen.

d. Aus den Einkommenstenervflichtigcn:

5. Oberbürgermeister Ondcreuck zn Crefcld mit 61 Stimmen.
6. RittergutsbesitzerFr. Iostcn zu Ncusi.
?. Hauptmauu a. D. Müuster zu Wesel mit 61 Stimmen.
8. Bürgermeister Leven zn Bcnrath mit 62 Stimmen.
9. Friedr. Hermann Wülfiug zn Elberfeld mit 62 Stimmen.

10. Albert Hardt zn Lcuuepmit 62 Stimmen,
11. Gustav Weyersberg zu Solingen mit 62 Stimmen,
12. Gnstav vom Rath zu Duisburg mit 62 Stimme»,

Zu Stellvertretern:

n,ä a. 1. Der Abg. binden aus Ratiugcu mit 62 Stimmen.
2. Der Abg. Huuziuger ans Crefeld mit 62 Stimmen,

nä d. 3. Geh. Iustizrath Friderichs in Düsseldorf mit 62 Stimmen.
4. Ernst Iohauuy zu Hückeswagen mit 62 Stimmen.
5. Wilhelm Goslich zn Mülheim a. d. Ruhr mit 62 Stimmen.
6. Gustav Schlicpcr zu Elberfeld mit 62 Stimmen.
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e. Wahl der C°m. Die dritte Wahl betrifft nach der Allerhöchsten ProPosition Nro. III. die Wahl ständischer
Mission für die Ver> Mitglieder zur Commission für die Vertheilnng und Vergütung der Kriegsleistungen.
Heilung der Knegs- Durch den Tod ist ausgeschieden : Fhr. von Salis-Soglio aus dem Stande der Nitter-

leistungm. gutsbesitzer im Reg.-Bczirke Coblenz.
' An dessen Stelle wird durch Acclamation gewählt:

Fhr. von Solem acher» Antw eiler für deu Neg.-Bezirt Cobleuz.
Ausgcfchicdcu ist ferner durch den Tod:
Der Handelsgerichts - Präsident Hoel scher aus dem Staude der Städte; derselbe war

Stellvertreter für den Regierungsbezirk Coblenz.
Es wird vorgeschlagen Herr Nnßbaum von Linz und derselbe gewählt.
Ebenfalls ist durch deu Tod ausgeschieden: der Herr v. H aw aus dem Stande der Ritter¬

schaft für den Regierungsbezirk Trier.
Es wird vorgeschlagen: Frhr. von Louiseuthal und gewählt.

Als Stellvertreter für den Regierung» - Bezirk Trier wird an Stelle des Herrn von
Solemacher-Antweilcr, welcher nicht »lehr im Negicrungs-Vezirk Trier ansässig ist, He.-r u.
Solemacher - Glünhaus gewählt.

Für Herrn Schoemann zn Trier, der dem Landtage nicht mehr angehört, wird der Ab¬
geordnete Küchen eben daher vorgeschlagen und gewählt,

ä. Nachwahl für die Hin- die Bezirks-Commissionen zur Negnliruug der Grundsteller nach der Allerhöchsten Pro-
Grundsteuer-Bezirks-̂Mon Nro. IV. ist eine Nachwahl erforderlich an Stelle des Pfarrers Dann, der vom Landtage
C°mmW°ud.R.°Bez.gewählt war und sein Mandat niedergelegt hat.

° "'^' D^ Marschall theilt ein hierüber vom Königlichen Laudtags-Conimissar eingegangenes
Schreiben mit. Der Abgeordnete Eugen Richard aus dem Kreise Vitburg wird vorgeschlagen und
durch Acclamation gewählt.

L Wahlen für die Hierauf erfolgt die Wahl der Commissare für die Prouinzial-Inslitutc.
Verwaltung« Com Für die Prouiuzial-Feuer-Societät ist eine Nenwahl nicht erforderlich, indem die gewählten

missiou d. Prouinzial' Herren noch Mitglieder des Landtags sind.
Iustitnte. Der Ausschuß besteht aus den Herren: Freiherr von Frentz-Garath, von Cvnern,

Stupp und Guittiennc.
Indem nach eiuigen Regulativen für die Proviuzial - Anstalten alle 2 Jahre eine Wahl

stattfinden soll, nach anderen aber alle 3 Jahre, so schlägt der Marschall vor, die betreffenden Para¬
graphen der Regulative dahin zn ändern, daß zu beantragen sei:

„die Wahl findet von einem ordentlichen Landtage zum andern statt."
«. Für Siegüurg. Für die Irrcn-Hcilanstnlt zn Sicgbnrg waren gcwählt im Jahre l8(>0 die Abgeordneten

Dr. Wnrzer und Horst.
Auf die Frage des Marschalls, ob durch Acclamation die Wahl jetzt statt finden fülle, zeigt

sich eine Meinungsverschiedenheit.
l^raf Hocusbroech schlägt vor, daß die Mitglieder der ständischen Kommission erst nach

Anhörung des Referats gcwählt werden möchten.
Die Abgeorductcn Schult nnd Nocggcrath crtlärcn sich für Vornahme der Wahlen

vor Verlesung dcr Ncfcratc. Die Versammlung beschließt, die Wahl jetzt vorzunehmen und in Folge
der vorgekommenen Mcinungs - Differenz findet die Wahl «icht durch Acclamation, sondern durch
Stimmzettel statt.

Zu Scrutatoreu wnrdcn crncmnt die Abgeordneten Hunziugcr nnd Äoeninger.
Stimmzettel sind aögcgebcn (>!!.
Es haben Stimmen erhalten: Dr. W nrz cr <i^; Horst 47. Außerdem hal,cn noch einzelne-

Stimmcn crhnlten die Herren Fhr. von Loe nnd Schult.
Demnach sind zu Eommissarien gcwählt: Dr. Würz er nnd Horst.
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Für dic Rrbcits-Anstalt Brnuwcilcr waren Kommissare:die Herren Stupp und Schult, ^. Für die Arbeit«-
Durch Acclamation werden dic Herren Stupp und Schult wiedergewählt. Anstalt zu Brau»

Für das Hcbammeu-M,r-Institut zu Cölu habcu fuugirt als Mitglieder dcr Vcrwaltuugs- weiler,
Comutissiou:Frhr. Eberhard V. Mylius und Oi. Rocggcrath. Als Etcllvcrtrctcr: Dr. Lcxis
und Lambcrts.

Es wurden gewählt als Mitglieder der Nerwaltungs-Commission:Dr Noeggcrath und
Dr. Leris au Stelle des verstorbenenFreiherrn von Mylins.

AIs erster Stellvertreter wurde gewählt Herr Lumberts und als zweiter Stellvertreter
Dr. Reinartz in Düsseldorf.

Für das Lanoarmenhaus zn Trier waren als Abgeordnete gewählt die Herren: von 7, Für das Laut,.
Haw und Guittienne und als Stellvertreter die Herren: Fhr, von Zaudt und Limbonrg, armmhan«zu Trier.

Es werden vorgeschlagen die AbgeordnetenGuittienne und Kü ch eu und beide gewählt.
AIs Stellvertreter werden wiedergewähltdie Herren: Fhr. v 0 n Zandt und Limbnrg.

Für die Bezirksstraßenist au Stelle des verstorbenen Freiherrn von Sa lis-Soglio im
Negiernngs-NezirteCoblenz ein Anderer zu wählen, der im genanntenRegierungs-Vezirte ansässig ist. Geschäftliche«.

Dcr Abg. Münster schlügt vor, diese Wahl zu vertagen, bis der Ausschußzusammen ge¬
wesen sei, womit dic Versammlung sich einverstanden ertlärt.

Eingegaugcu ist noch:
l. Ein Antrag des AbgeordnetenZorcs, betreffend die Uebernahmeder Düren-„Wellershcim"-

NideggcucrPrälnicnslraße auf den Bczirtsstraßcu-Fouds des Rcgicrungsbczirts Aachcn.
Dcr Antrag ist nutcrstützt und gcht au dcn IX. Ausschuß.

3. Antrag dcs AbgcorductcuZorcs, betreffenddie Bewilligung einer Gratification des Regie-
niugs-AssistcntcuHauer zu Düsseldorf für seine Mühewaltung bei dcr Bearbeitung deo Lnndarmcu-
wcfcns.

Der Antrag ist unterstütztund geht au dcn II. Ausschuß.
3. Antrag des AbgeordnetenDr. Riegel, betreffenddie Reform dcr Hypothekengcsctzgcbuug für

den Bezirk des Appellatious-Gerichtshofeszu Cölu. Der Antrag ist unterstützt uud gcht an
den III. Ausschuß.

4. Autrag des AbgeordnetenLamberts, betr. die Ueberwcisuugdes ttandwchrvferdcgclder-Fonds
zur provinzialständischeuVerwaltung. An den X. Ausschuß.

Der Marschall schließt die Sitzung um 1 Uhr und beraumt die nächste Plcnar-Sitznng auf
Dienstag Mittag 12 Uhr an.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr von Waldbott-Basscnheim-Voruheim



Vierte Sitzung.
Verhandelt im Ständehause zu Düsseldorf am 25. November 1862.

Nachwahlen in die
Commission für
Vertheiln!!«,der

Kricasleistnnaen und
deren Bcraütuua,.

Nachwahlen von
Stellvertretern für
die Arveits-Anstlllt

zu Brauweiler.

Ebenso für die Irren
Heil-Anstalt zu

Sicgburg.

Geschäftliches.

Wahlen der Lom-
Missionfür Anen,«-

lcistunssenbetr.

Der Marschall eröffnet um 12 Uhr die Sitzung. Das Protokoll der 3. Sitznng wird ver¬
lesen und genehmigt; das heutige führt dcr Mg. Dr. Leris.

Der Marschall macht darauf aufmerksam, daß in der letzten Sitznng bei der Wahl stän¬
discher Mitglieder zur Commissionfür die Verthcilnug und Vergütung der Kriegsleistungen der
Freiherr von Solemacher-Antweiler für den RegierungsbezirkEoblcnz gewählt fei. Da nun
derselbe seinen Wohnsitz in Loblenz habe, Antweiler aber im RegierungsbezirkeEöln liege, fo frage
es sich, ob die Versammlung die Wahl des Freiherru von Solemacher-Antweiler bestehen
lassen wolle.

Es wird vorgeschlagen, die Wahl des Frhrn. von Solemacher-Antweiler anfznheben
und den Abgeordnetenvon Schadow zu wählen.

Die Versammlung stimmt dem bei und ist somit der Abgeordnetevon Schadow für den
RegierungsbezirkEoblcnz gewählt.

Für die Arbeitsanstalt zu Brauweiler ist noch eine Nachwahl von Stellvertretern erfor¬
derlich. Stellvertreter waren die Herren: Iosten uud Olbcrtz. Für den Letzteren, der dem Land-
taae nicht mehr angehört, wird der AbgeordneteNoeggerath vorgeschlagen und als zweiter Stell¬
vertreter gewählt und als erster Stellvertreter der Abg. Iosten.

Ebenso hat für die Irren-Heil-Anstalt zn Siegburg eine Nachwahl von Stellvertretern
stattzufinden.

Die frühereu Stellvertreter Graf von Nesfelrode uud Freiherr vou Riga! werden
vorgeschlagenund wiedergewählt.

Der Marschall theilt mit, das; durch den König!. Landtags-Commissareine Allerhöchste
Proposition vom 1?. dieses Monats eingegangensei, betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die
Errichtung von Gebäuden nahe bei Waldungen auf dem linken Nheinnfer. Dieselbe wurde den«
zweiten Ausschüsse zur Verathuug überwiesen, dem die AbgeordnetenFrhr. von Lonisent hat'
Frhr. von Zandt und Guitttenne noch zugetheilt worden.

Der Marfchall fchlägt vor, in den Ausschuß für Verkeilung der Kriegsleistungenlw
RegierungsbezirkeEüln statt seiner den Freiherru von Solemacher-Antweiler zn wählen-
Die Versammlnng ist damit einverstandenund ist demnachanstatt des Freiherrn von Waldbott-
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Bassenheim^Bornheim der Freiherr von Solemacher-Rntweiler für den Regierungs-
Vezirk Cöln gewählt.

Eingegangen ist:
1. Ein Antrag des Bürgermeisteramts zu Winnekendonk, betreffend die Aufnahme des Weges

von Sonsbecküber Winnekendonk nach Kevelaer in die Reihe der Bezirksstraßen.— Der Freiherr
von Nynsch hat den Antrag zu dem feinigeu gemacht uud geht derselbe an den IX. Ansschuß.

2. Ein Antrag des AbgeordnetenMünster, betreffenddie Ausführung eines Schifffcchrts-
canals vom Rhein zur Weser und Elbe, — An den II. Ausschuß.

3. Antrag des Abg. Ähren, betreffend die Uebernahme der Sanct Vith-Steinbrüäer
Straße als Bezirksstraße.— An den IX. Ausschuß.

4) Antrag des Bürgermeisters zu Kcrvcn und Sindorf um Uebernahme des Ichcndorf-
Liblarcr Eommnnalwcgs auf den Bczirtsstraßcnfonds. — Der Freiherr von Fürstcnbcrg macht den
Antrag zu dem scinigcnund geht derselbe an den IX. Ausschuß.

5) Antrag des Vürgermcistcr-Amts zn Pier, betreffend die Uebernahme der Dürcn-Aldcn-
houcner Prämienstraßc auf den Vczirtsstraßenfonds. Der Antrag wird von dem Freiherr« von
Dalwigt zn dein seinigcn gemachtund geht an den IX. Ausschuß.

6) Autrag des Abg. Dr. Nocggcrnth, betreffend die Richtung der Eifcl-Eisenbahn Uon
Düren über Enstirchcn-Eall nach Trier rcfpective Eonccssionscrthcilnngfür dieselbe. — An den
I. .Ausschuß.

7) Autrag desselben Abgeordneten, betreffend die Anlage einer Locomotiv - Eisenbahn vou
Vcucl uach Houncf. — Au den I. Ausschuß.

«) Antrag dcö Abg. Grafen von Nessclrodc, betreffenddie Annahme der Proviuzial-Oblign-
tioncu der Erft- nnd Niers - Meliorationen uon Seiten der Provinzial - Httlfötassc. — An den
X. Ausschuß.

Der Marsch all theilt mit, daß nach ciucm Schreibe« des Bezirks.'-Eommissars, Regie-
rungörath Lcttow vom 14. November 1862 und Berfügung des KöniglichenLandtags - Eommissars
vom 17, November eine Neuwahl in die Vezirts-EommissionBehufs anderweitiger Negnlirung der
Grundsteuer für den RegierungsbezirkKöln stattzufindenhabe, indem der Bürgermeister Vudde fein
Mandat niedergelegthat. In dem Schreiben war der Professor Dr. Hartstcin zn Bonn vorge¬
schlagen. Derselbe wurde aber uicht gewählt, weil er auf der linken Nhcinseite wohnt, nnd wurde
demnächst der Bürgermeister Hofstadt zn Lindlar vorgeschlagen uud durch Acclamation gewählt.

Zur Tagcsordnnug übergehend,erstattet der Abg. Frhr. von Solcmachcr-Antwcilcr
Namens des III. Ausschusses Bericht über den Entwurf eines Gesetzes znr Verbesserung des Eon-
tractcn- uud Hyvothctenwcscusim Bezirke des Justiz-Senats von Ehrcnbrcitstcin.

Der Marsch all eröffnet die allgemeineDiscussion. Der Abg. Nußbanm erklärt sich
gegen die Annahme des Gesetzes, indem die Eivilrcchtspflcgeim Bezirke des Iustizscuatcö zu Ehrcu-
brcitstciu einer durchgreifendenReform bedürfe.

Da Niemand weiter sich zum Wort meldet, schließt der Marsch all die Gcncral-Discussiou
und eröffnet die Spczial-Discnssion über die §§. 1 bis 4.

Die Versammlung ist mit dcu Borschlägendes Ausschusses eiuvcrstandcn nnd werden die
88. 1—4 in der Fassung des Entwurfs augcuommcu.

Die §§. 5-8 werden hierauf zur Discussion gefüllt und dieselben in der Fassung des
Entwurfs augcuommcu,wie sie der Ausschußempfohlen hat.

Die §§. 9 und 10 werden ebenfallsin dcr Fassung dcs Entwurfs augcnommen.
Zu ß. 11 hat dcr Ausschußeine Abänderung vorgeschlagen, dahin gehend, daß nur Bürger-

Meister und Schultheißen znr Beglaubigung von Unterschriftenzuzulassen sind.

Neue Eingänge.

Neuwahl für die
Oruudstcurr Bezirk

Lcmnmjsion des
Necnenn!,i«'Vc',n'W

Cobieuz.

Bericht des III, Aus'
schusses über dcu

Oesctzeutwurf ;»r
Verbesserungdes Cuu«
tracten' und Hypo-

chclcuweseu«im
Bezirk des Justiz

Senats uon
Ehreubreitsteiu.
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Der H. II wird nach der Fassung dcs Ausschusses angenommenund lautet derselbe:
„Löschungen dürfen in den Hypothctcnbüchcrnauf Grund einer jeden Urkunde geschehe», dcreu

Unterschriftnach Maßgabe dcs §. 2 Nr. 1 oder durch ciucu Bürgermeister oder Schultheißen be¬
glaubigt ist."

Zu §. 12 hat der Ausschußvorgeschlagen,die Präclusivfrist von sechs Monaten auf ein
Jahr auszudehnen. Der §. 12 wird mit dieser Aenderung des Ausschusses angenommen.

Zu H. 13 hat der Ausschußvorgeschlagen, im ersten Alinea statt des Wortes: „Grund-
steuer-Cataster"zu setzen: „Hypothekenbuch". Der §. 13 wird in dieser Fassung angeuommen.

Zu den M. 14, 15 und 16 hat der Ausschußnichts zn erinnern gefunden und werden
dieselben nach der Fassung des Entwurfs angenommen.

Im tz. 1? befindet sich ein Druckfehler, statt des darin angezogenen„§. 15" muh es hei¬
ßen : „§. 13", Der 8. 17 wird mit dieser Berichtigungin der Fassung des Entwurfs augenommen.

Die §§. 18 bis 22 werden in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Anf Grund der Einrede des AbgeordnetenNuß bäum stellt der Marschall die Frage, ob

das ganze Gesetz, wie es jetzt ameudirt worden, für die rechte Nheiuseiteals wünfchenswertheinzu¬
führen fei.

Da Niemand das, Wort verlangt, fo wird abgestimmtund entscheidet sich die Majorität
für die Annahme des Gesetzes.

Die andere Frage: ob die Einführung des Gesetzes so lange vertagt bleiben solle, bis
überhaupt die ganze Gerichtsverfassungauf der rechten Nheiuseitercgulirt sei, wird vom der Majo¬
rität verueiut.

Es wurde beschlossen, über diesen Gesetzentwurfeine Adresse an Se. Majestät den König
abgehen zu lassen.

Referat des Der zweite Gegenstandder Tagesordnung betrifft die Irren-Heil-Anstalt zu Siegburg und
^InHNuM "erliest der Dr. Wnrzer sein Referat/

zu Siegbulg. Demnächst brachte er die einzelnen Petita vor, wie der Ausschußsie geprüft hat. Der
Ausschuhbeantragt:

I. Die zn den Rechnungen pro 18!',0 und 1861 gezogene Notate als erledigt zn erklären.
Der Antrag wird angenommeu,

Nro. II, Ebenso die Nechnnngen pro 1860 und 1861 als erledigt zu erklären. Der Autrag
wird angenommen.

Nro. 111 lautet: „den pro 1863 — 1864 aufgestellte,:Etat zu genehmigen.
Hiermit werden gleichzeitig bewilligt:

1. 200 Thlr. Wohnungsentschädigungfür die beiden Anstalts-Geistlichen.
2. 100 Thlr. Remuneration für den KreisbaumeisterBrandenburg.

Zu dieser Position schlägt der AbgeordneteMünster vor, die Worte hinzuzufügen: „auf
Widerruf", damit die Austelluug nicht als eine dauernde zu betrachten sei, womit die Versammluug
sich einverstandenerklärt.

Der Etat pro 1863 — 1864 wird angenommen,ebenso die in demselbenschon anfgenom-
menen Posten von 200 Thlr. Miethsentschädigungfür die beiden Anstalts-Geistlichenund 100 Thlr.
Remuneration für den KreisbanmeisterBrandenburg.

Nro. IV. lautet: Die Betheiligung an der Gasbeleuchtungder Stadt Siegburg für die Irreu-
Heilanstalt definitiv zn beschließen und die Kostendazu aus den Überschüssen der Prou.-Hülfskafse
zn bewilligen. Der Antrag wird angenommen.

Nro. V. lautet: Den Abschluß der Rechnung der Wasserwerke den Mitgliedern der Commission
für den Fall, daß sich keine wesentlichen Ausstellungenfinden, zn übertragen und in diesem Fall
die Mehrtosten auf die Ueberschüsse der Provinzal-Hülfskasse anzuweisen, im andern Falle aber
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sich diesen Rechnungs-Abschlußund die Anweisungder Kosten bis zur nächsten Versammlung vor¬
zubehalten. Hierüber fand eine Discussion statt.

Der Mg. Liudcn beantragt, daß in Bezug auf diese Angelegenheitdie Sache nochmals au
den Ausschuß«erwiesen werde.

Der Marsch all erklärt, daß eine nochmalige Ueberweisungan den Ausschuß nicht statt¬
finden tonne, da der Antrag nicht hinreichendmotioirt sei.

Der Abg. Hnuzinger schlägt vor, die Eommissarcnicht eher mit dcrGcldbcwilliguugzu
bcauftragcu, als bis das gauzc Wert fertig fei.

Der Abg. Müustcr ist der Meinung, daß dem Antrage des Ausschussesuicht entgegen
bcschloffcn werden tonne.

Der Abg. Horst bemerkt, daß er als Eommissar das Recht des Landtages habe wahren
wollen, damit nicht Höhcrc Ausgaben gemacht würden, als der Landtag bewilligt habe; die Noth¬
wendigkeit der Banken aber habe er anerkannt.

Der Referent giebt eine nähcrc Auftläruug über die Sache und empfiehltdie Annahme
des Vorschlags.

Der Abg. Nocggerath empfiehltebenfalls, den Antrag des Ausschusses anzunehmen.
Nach seiner Ansicht tonnten die Eommissarc die Zahlungsauwcisuug gcbcu, fobald die Abuahmc
durch den dazu bestellte«Bauinspcctor erfolgt fei.

Der Abg. Graf Hocnsbrocch bemerkt, daß es sich hier um zwei ucrfchicdcnc Fragcu
handle. Anf den Vorschlagdes Abg. Liudcu, die Sache nochmals an den Ausschußzu verweisen,
könne nicht eingegangenwerden, da der Ausschußdas gauzc ihm zu Gebote stehcudcMaterial bcuutzt
habc und er innncr wicdcr zu dcmsclbcn Resultate gclaugcn würde. Auf die zweite Frage, das
Pctitum zu ändern, könne erst eingegangen wcrdcn, wenn über den Inhalt desselben discutirt
worden sei.

Nachdemnoch die AbgeordnetenMünster, Simons und Eoutzcn sich au der Debatte
bcthciligt, wird zur Abstimmunggeschrittenund der Antrag des Ausschusses augcuommcu.

Nr. VI. Die Trcuuuug dcr Locnlc zur Abhaltung des Gottesdienstes nach Eonfessioucn
zu vcrfuchcu uud dahin ziclcndc Pläne anfertigen zn lassen.

Hierüber wird die Diskussioneröffnet.
Dcr Abg. von Eyncru hält eine Trennung des Raumes iu dcr Weife uicht für möglich,

daß zwei Versammlungen gleichzeitigihren Gottesdienst ohne gegenseitige Störuug halten töuncn,
und würde es besser sciu, wcuu dcr Gottesdienst dcr bcidcn Eonfcssioncn in einer Kirche stattfände.

Dcr Ncfcr cnt ist dcr Meinung, daß sich darüber erst ein Urtheil fällen lasse, wenn der Bau-
Meister den Mau ciugcrcicht habe.

Dcr Abg. Müustcr schlägt vor, erst auf dem uächstcu Laudtcigcdarüber Beschluß zu
fassen.

Abg. Graf Hocnsbrocch erklärt sich gegen die Vertagung. Die protcstautischc wie die
katholischeGemeinde seien für den Plan nnd wünschten fchr, wcgcn den jetzt vortommcndcnStöruugcu
getrennt zu wcrdcn.

Abg. Dr. Nocggerath glaubt, daß die architcctouischc Schüuhcit dcr Kirche dadurch
total zerstört wcrdcn würde. Es würde besser sein, daß die bcidcn Eonfessioucu in derselben Kirche
in llbwcchscludcr Zeit dcu Gottesdienst abhielten.

Der AbgeordneteStuvv erklärt: Es handle sich hier nur um die Frage, den Kommissa¬
ren 1U0 Thlr, anzuvertrauen, nur eine Einrichtung in der Kirche treffen zu lassen, die von beiden
Seiten gewüuscht werde, und er glaube, daß diese 100 Thlr. bewilligt werden können. Den Com-
missarienmüsse man die Bcurtheiluug überlassen,ob die Abänderung zweckmäßig sei oder nicht.

Der Autrag des Ausschusseswird zur Abstimmung gebracht und derselbeangenommen,
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wodurch der Antrag des Abgeordneten Münster, die Beschlußfassung hierüber bis zum nächsten
Landtage zu vertagen, abgelehnt ist,

Nro, VlI. des Ausschusses lautet: Die Vermehrung der ständischen Commissarienvon 2 auf 3
zu beantragen. Dieses Petitum bleibt offen, bis im Allgemeinenüber diesen Gegenstanddebattirt
sein wird.

Der Marschall ersucht den Abgeordneten Dr. Noeggerath, dem II. Ausschusse noch
beizutretcu, und den AbgeordnetenBecker, sich dem V. Ausschusse für die Arbeits-Austalt Brau-
wciler anzuschließen.

Der Marschall schließt die Sitzung um 2'/2 Uhr und beraumt die nächste Sitzung auf
Donnerstag, den 27. ds. Mts., um 10 Uhr an.

Der Laudtags-MarschaN:

Freiherr von Waldbott-Vassenheim-Bornhcim.



Fünfte Sitzung.
Verhandelt im Standehausezu Düsseldorf am 27. November 4862.

Die Sitzung wird vom Marschall um 10 Uhr Vormittags eröffnet. ,
1. Abg. Dr. Leris verliest das Protokoll der vierten Sitzung, welches nachdem keine

Einwendungen dagegen erhoben werden, genehmigt wird. Das Protokoll der heutigen Sitzung führt
der Abg. v. d. Heydt.

2. Anstatt des abtretende» Herr» von Pelcke wird in die Bezirkscommissio» für die
Grundsteuerrcguliruug des Regierungsbezirks Coblcnz der Herr v. Bianchi iu Neuwicd gewählt.

3. Der Herr Marschall verliest eine Petition au Sr. Majestät dc» König zur Erledigung
der Allerhöchsten Propositiou, den Entwurf ciucs Gesetzes „zur Verbesserung des Contractcn - und
Hypothckcnwcseus im Bezirke des Iustizseuats zu Ehrcnbreitstcin" betreffend, welche von der Ver¬
sammlung genehmigt wird.

4. Der Abg. Dr. Wnrzcr verliest eine Eingabe an Sc. Ercellenz den Königl. Land-
tags-Commissar Obcrpräsidcntcn Herrn v. Pommer-Esche bezüglich der Anträge für die Pro-
Vinzial-Anstalt' zu Siegburg, welche genehmigt wird.

5. Der Abg. Coutzeu verliest das Referat des zweite» Ausschusses, über dcu durch aller¬
höchstes Propositions-Dckret vorgelegte» Entwurf einer Kreisordnuug, DiefeS ;>tcferat ist gedruckt
und den Mitgliedern der Versammlung rechtzeitig coinmuuicirt worden. Das Referat cuncludirt
Mit dem Antrage, die Versammlung möge erklären:

„daß es nicht zweckmäßig sei, unter den heutige» Verhältnisse» »»d bei der gegenwär¬
tigen Lage der Gesetzgebung in die Berathung des Entwurfs zu einer neuen Kreis-
Ordnung einzutreten."

Der Abg. Contzen entwickelt in mündlichem Vortrage die Motive, welche dc» Ausschuß
bestimmt haben, eine specielle Berathung des Entwurfs für jetzt abzulehnen, uud macht namentlich
darauf aufmerksam, daß die jetzt für diese Provinz geltende Kreis-Ordnung, trotz ihrer Mängel
doch keineswegs solche Fehler an sich trage, daß beim Mangel einer die nothwendige Grundlage
Zur Krcis-Ordnnng bildende» gute» Gemciudc-Ordmmg eine sofortige Aenderung als dringend und
nochweudig bezeichnet werden müsse. Jedenfalls hat der Ausschuß geglaubt, daß der Berathung
über eine ucue Kreis-Ordmmg der Erlaß einer neuen Gcmei»dc-Ord»u»g vorhergehe» müsse.

Der Abg. Rolshoven bekämpft die Ansicht »»d die Auffasstmg des Referats, »nd speciell
^e Motive der Ablehnung; er meint, der Erlaß einer neuen Gemeindc-Ordnnng werde bald erfolgen
und die Ansicht, es bestehe in dieser Provinz kein Ucbcrgcwicht der Rittergüter, sei eine irrige, des¬
halb verlangt er, daß in die Berathung eingetreten werde.

Der Abg. Dr. Neiuartz hält dafür, es sei ein Mangel an Ehrfurcht gegen Sc. Majestät
^n König, wenn der Landtag es weigere, in die Berathung des Entwurfs einzutretc», er macht den
Antrag, den vorgelegten Entwurf mit dem Amendcment des Herrn v. Diergardt (im Herren¬
haus) auzunehmen.

Nachwahlin die Lom-
Mission für die Regn»
liiunss dcrt^rundstmcr
des Reg. V. Coblcu;.

Geschäftliches,

Referat uud Debatte
über die Allerhöchste
Propositiou Nro 7,
betreff, den Eutwurf
einer Krcisordmiiia,,
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Der Abg. Berg er äußert sich in demselbenSinne und bekämpftdie Auffassung des Aus¬
schusses iu allen Theilen; zur Unterstützungseines Widerspruchs uud der Nothwendigkeiteiner Ne-
medur der Kreis-Ordnung führt er statistische Angaben aus seinem Kreise (Solingen) an.

Der Abg. Wurzer spricht zur Widerlegung der genannten drei Abgeordnetenund für
den Ausschußbericht,uud hebt insbesondere hervor, daß eine eventuelle Aenderung der Gemeinde-
Ordnung eiue Aenderung dieser Kreis-Ordnung nothwendig erfordern werde.

Der Abg. Limbonrg hält die bestehende Kreis-Ordnung für fo mangelhaft, daß eine
Aeuderuug derselben ein dringendes Bedürfniß fei. Er hält den neuen Entwnrf grade nicht für
vollkommen, aber doch für eine wesentliche Bcfscrnng der gegenwärtigenZustände.

Der Abg. Dr. Neinartz rccapitulirt seine Ansichten und hält eine Acnßernngder Stände
für um so dringlicher, als es ja nur ein Gutachten sei, was von den Ständen verlangt werde.

Der Abg. I)r. Leris hält es für einen Uebelstand,daß bei der bevorstehenden Berathung
in Berlin das Gutachten aus dieser Provinz fehle und beantragt übereinstimmendmit Dr. Neinartz
eine Zurückvcrwcisuugan den Ausschuß.

Der Abg. Schult billigt zwar die Motive des Berichts nur mit Vorbehalt, ist aber
damit einverstanden,die Berathung abzulehnen.

Jetzt erhebt sich der Referent, um die wider den Ansschußbericht erhobene«Bcdcukeu zu
widerlege». Er glaubt keineswegs,daß die neue Gcmeiude-Ordunug sobald zu erwarte« sei, auch
sei es unmöglichzu sagen, wie diese Gemcinde-Ordnnng ausfallen werde. Die wider die jetzige
Krcis-Ordnuug erhobenen Anklagenwill der Referent nicht tadeln, meint aber nicht, daß die Auf¬
fassungdes Berichts dadurch entkräftetwerde, ebenso hält er den gerügten Mangel an Ehrfurcht und
Pietät für ganz unerheblich, da die Gründe der Ablehnung genügend motivirt feien. Er betont
aufs ueue die Nothwendigkeit,daß einer neuen Kreis-Ordnung eine uene Gemeinde-Ordnung voraus
geheu muffe.

Graf Hoeusbrocch schließt sich den Erklärungen des Referenten in allen Theilen an,
uud hält es für ganz unzulässig, so lange das Fundament der Gemeinde-Ordnnng fehle, deu Bau
einer Krcis-Ordnnng aufzuführen. Auch ist er dem Entwurf in seinem materiellenTheile nicht zu¬
geneigt und widerlegt schließlichdeu erhobenen Vorwnrf eines Mangels an Pietät.

Frhr. v. Geyr schließt sich seinem Vorredner an und hält die Berathung der ncueu Kreis-
Ordnung für ganz überflüssigund ohne Zweck, so lange es an der neuen Gemeinde-Ordnung fehle
und weift den Vorwurf, daß Mangel all Pietät zu Grunde liege, mit Wärme zurück. Schließlich
weift er darauf hiu, daß das Iuterefse der Rittergüter uud der Landgemeindenidentisch seien, und
läugnet das behauptete Ucbcrgcwicht der ersteren.

Der Abg. Münster urgirt, daß die Beschlüsse des Landtags nur Vorschläge seicu, uud
meint, eine Verathuug des Kreis-Ordnungs-Entwurfs im Anschlußau die vom Landtag befürwor¬
tete neue Gemeiude-Ordnuug sei driugeud geboten.

Der Abg. Stupp hält es den gesetzlichenBestimmungenzuwider, über eiue Allerhöchste
ProPositiongleichsam zur Tagesordnung überzugchen.

Der Abg. Berg er will nach dem Wortlaute des allerhöchsten Propositions-Detrets, daß
in die Berathung eingetreten werde.

Der Abg. v. d. Heydt erinnert zur Widerlegung des Abg. Stupp au das Verfahre» bei
Gelegenheitder zweimal abgelehntenAllerhöchste» Proposition, betreffend den Wahlmodus für die
Abgeorduetcuder Laudgemeiudeu.
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Der Abg. Guittienne stimmt dieser Ansicht zu.
Der Abg. v. Eyuern hält dafür, daß die Frage ob in eine spezielle Berathung einzu¬

treten sei, zunächst als Vorfrage von der Versammlung entschieden werden müsse.
Der Marsch all schließt die Verhandlung. Er giebt sodann von seinem Standpunkte aus

die Erklärung ab, daß die Würde der Versammlung es erfordere, die Ansichtenzu widerlegen, es
könne die Weigerung, in die Berathung einzutreten, als ein Mangel an Pietät ausgelegt werdeu.

Der Marschall weist auf Gruud der Allerhöchsteu Vorlage nach, daß es unter den aufge¬
führten Motivcu durchaus formell zulässig ist, die Berathung abzulehnen.

Der Referent, dem zum Schluß das Wort gegeben wird, will den Unterschiedzwischen
Vorschläge und Beschlüssen als hier maßgebend, nicht gelten lassen, nnd sucht iu «weiterer
Ausführung einige von den Vorrednern gemachte» Bemerkungenzu widerlege».

Der Antrag des Ausfchnsses, der Laudtag wolle erkläre»:
„daß es uicht zweckmäßig sei unter den heutigen Verhältnissen und bei der gegenwär¬
tige« Lage der Gesetzgebungin die Berathung des Entwurfes zu ciucr ueueu itreis-
orduung einzutreten"

wird zur Abstimmunggebrachtund mit 52 Stimmen, also der überwiegendenMajorität vou mehr
als ^/, angenommen. Die bezügliche Petition wird entworfen und iu späterer Sitzuug vorgelegt
werden.

Abg. Fhr. v. Sole mache r -Aut weil er verliest den Bericht des 3. Ausschusses über die
Allcrh. Proposition wegen Aufhebungder I.«x ^im^tl^mnu, im Bezirk des Instizsenats zu Ehren-
breitstein.

Der Bericht concludirt dahiu, den Allcrh vorgelegten Gesetzentwurfmit ehrerbietigen:
Dank anzunehmen.

Der Antrag des Ausschusses wird einstimmigangenommen,ebenso die demnächst von dem
Referenten vorgelegtePetition an Se. Majestät den itönig.

Fhr. v. R yvcnheim verliest als Referent den Bericht über die Allerh. Propofition, be¬
treffend die Einführung der Eoncursordnung im Bezirk des Iustizseuats zu Ehreubreitsteiu. Der
Ausschuß beantragt die unveränderte Annahme der Allcrh. Vorlage, welche von der Versammlung
ciustümnigangenommenwird.

Der Abg. Schult trägt den Bericht des 9tcn Ausschusseswcgeu Uebernahme der in:
Ncg.-Bez. Coblenz belcgcucnStrecke der Als - Wittlicher Straße auf den wcstrhcinischcn Bczirts-
straßenfonds des RegierungsbezirksCoblcuz.

Der Ausschuß beantragt diese Uebernahme,welche von der Versammlungeinstinnnigange-
uoinmeu wird.

Der Abg. Zures verliest den Bericht des 9. Ausschusses über die Petition der Gemein¬
den Heinsberg, Untcrbach und Wasfeuberg um Uebernahmeder Noerbrücke bei Orsbeck auf den
Bezirtsstraßenfouds.

Der Ausschuß beantragt die Ablehnung der Petition, welchem Antrag die Versammlung
einstimmigbcitritt.

Die Sitzung wird um (12^ Uhr geschlossen,nachdem das Protokoll der heutigen Sitzung
verlesenund genehmigtist. Die nächste Sitzung wird auf Samstag dcu 29. November um 10
Uhr anberaumt.

Referat ül>. die Allcrh,
Propositic»! Nro, <!,
wegen Aufhebung der
t^,ex Hiul8w.8in.iil!, im
Bezirk dcsIustizfcnat«

zu Ehreubreitsteiu.

Referat üb, die Allerh.
Propositiou Nr. <!l>.
Mmicurs' Ordnung,)

Alf-WittlichcrStraßc,

Ruerbrückcbei
Orsbe«.

Der Landtags-Marschall: vou Waldbott-Basscnhcim-Bornhcim.



Sechste Sitzung.
Verhandelt im Standehause zu Düsseldorf am 29. November 1862.

Geschäftliches.

Grundsteuer
Dcckungsfonds.

Druck der Sitzung«»
Protowlle und Acten'
stücke des Landtags.

Landwehr
Pferdcgetdcrfmlds.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um I0>/4 Uhr. Das Protokoll führt der Abg.
v. d. Heydt.

Der Marschall theilt der Versammlung mit, daß ihm, freilich auf formell nicht ganz geeignetem
Wege, eine Petition des Abg. Rolshoven zugegangen sei, welche verlange, daß die Abstimmung
über die Kreis-Ordnnngöfrage in voriger Sitzung für uichtig erklärt und aufs ucue uorgcuommen
werde. Der Herr Marschall bemerkt dazu, daß er, insofern in dem Schritte des genannten Ab¬
geordneten eine Klage oder Beschwerde über seine Handhabung der Geschcifts-Ordnung sollte aus¬
gesprochen werden, er sich uicht würde veraulaßt finde,, können, von der Sache Notiz zu nehmen,
da er das Bewußtsein in sich trage, wie bisher so auch in diesem speciellen Falle die Rechte der
Versammlung, sowohl in ihrer Totalität, als jedem einzelnen Mitgtiede gegenüber, gewissenhaft,
wahr uud treu gehaudhabt zu habcu, welcher Aeußerung die Versammlung lebhaft beistimmt. Da
jedoch zn feinem Leidwesen die Sache in die Öffentlichkeit gedrungen sei, so glaube er es der
Würde der Versammlung schuldig, ihr davou Mittheilung zu inachen. Nachdem der Abg. Rols¬
hoven erklärt, daß es nur seiner Unkcnutniß der Geschäfts-Ordnnng zuzufchrcibeu fei, wenn er
sich in dieser Sache an den Obcrpräsidcnten gewandt habe; daß es ihm nicht in den Sinn ge¬
kommen sei, das Verfahren des Marschalls irgendwie zu verdächtigen, und nachdem der Abg.
Münster die Erklärung abgegeben, daß er, der von dem Schritte des Abg. Rolshoven
Kenntniß gehabt, so wie der letztere selbst anerkenne, daß dadurch die Würde der Versammlung
verletzt worden sei, läßt die Versammlung diesen Incidcuzpuukt falle».

1. In Betreff der Verwendung des Grundstencr-Dcckungfonds in den Iahrcu 1860 und
1861 trägt der Abg. Fonck als Referent des IN. Ansfchnffcs ein Schreiben an den Königlichen
Kommissarius Ober-Präsidenten von Pomm er -Esche, Exc., vor, welches von der Versamm¬
lung genehmigt wird.

2. Abg. Graf v. Hompesch berichtet über einen von dem Herrn Oberpräsidenten ge¬
machten Vorschlag, den Druck der Sitzungsprotokolle und Actenstückedes Landtags betreffend; der
11. Ausschuß stimmt diesem Vorschlage bei, der von der Versammlung genehmigt wird.

3. Der Abg. v. d. Heydt erstattet den Bericht des 10. Ausschusses über den Antrag
des Abg. Lamberts, den Landwchr-Pferdcgcldcrfonds betreffend; der Ausschuß welcher dem An¬
trage zustimmt:

„daß der jetzt bei dem Staatsschatz verwaltete sogeuannte rheinische Mobilmachungs¬
fonds vom Jahre 1815 (Landwehrpferdcgelderfonds) der rheinischen Provinzial-Hülfs-
lasse zur Verwaltung überwiesen werde"
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und denselben"näherbegründet, legt zugleich die in Folge des AllerhöchstenLandtagsabschiedsä. ä.
15. November unter Nr. 19 und des vorstehendenAntrags nöthige, diesen Gegenstandbetreffende
neue Petition an Se. Majestät den König vor, welche von der Versammlung genehmigtwird.

4. Abg. v. d. Heydt erstattet Bericht über eine Petition des Nendanten Hcindl. Der
Bericht gibt eine sorgfältige actenmäßigeDarstellung dieser durch mehrere Landtage sich hinzie¬
henden Angelegenheitund gelangt in seiner Couclusiouzu folgendemAntrage:

Die Ständcversammlnng wolle beschließen:
„die zum 16. rheinischen Proviuzial-Landtage versammeltenStände erklären den Be¬
schluß des 13. Provinzial-Laudtags vom 22. December 1858, bezüglich einer Pension
für den Rendanten Hcindl, weil dieser Beschlußin einer Voraussetzunggefaßt war,
die nicht zugetroffeu ist, für gcgcnstandlos und hinfällig. Dagegen willigen sie ein
und fassen den Beschluß,daß die vom k4. ProviuzialLandtage auf die Kasse des Land-
armeuhaufcs zu Trier bewilligte Pension von 150 Thlr. — um 50 Thlr. — erhöht
werde, mithin vom 1. Januar 1863 ab mit Zwei Hundert Thalern von besagter
Kasse an den Nendanten Heindl zur Auszahlung komme"

welchem Antrage die Versammlung beitritt und ihn somit zn ihren: Beschlusse erhebt.
5. Bericht des 10. Ausschusses über die Verwaltung der Provinzial-Hülfskasse.Derselbe

wird von dem Abg. von der Heydt erstattet.
Der Bericht constatirt die sorgsame, thätige und umsichtige Verwaltung der Hülfskasse

und hebt hervor, daß Umfang so wie Reingewinn in den beiden Jahren 1860 und 1861 wiederum
gestiegen sei.

Die Direction hat beantragt:
die Snmme von 5694 Thlr. 11 Sgr., welche von dem zur Prämiirung der Spar¬
kassen-Interessentenfür die Jahre 1858 nnd 59 bestimmten Theil des Reingewinns
unverwcndctgebliebenist, dem rheinischen Meliorationsfonds zn überweisen,

welche Ucbcrweisnng die Versammlung auf Antrag des Ausschusses genehmigt.
Der Marschall macht der Versammlungbctaunt, daß auf Grund des unterm 27. Septbr.

1852 Allerhöchst vollzogenen Statuts der Proviuzial-Hülfskafse am Schlüsse jedes ordentlichen Land¬
tags die Wahl

a. dreier Mitglieder der Direction,
d. eines aus den drei Ständen gleichmäßig zn compouirendenAusschusses,

vorzuuehmeusei, und daß er diese Wahl in der nächsten Sitzung werde ausführen lassen.
6. Der Abg. von der Heydt erstattet den Bericht des 10. Ausschusses über eine Pe¬

tition der Seidenbau-Section um eine Subventionirung von 500 Thlr. snbsidiarisch von 300 Thlr.
Auf den Antrag des Ansschnsscs geht die Versammlungüber das Gesuch zur Tagesordnung.
7. Der Abg. von der Heydt verliest den Bericht des 10. Ausschusses über eine Pe¬

tition, betreffend die Obligationen der Erst- und Niers-Niedcrung, über welche von dem Abg.
Grafen Neffelrode befürwortetePetition, auf den Antrag des Ausschusses, zur Tagesordnung
geschritten wird.

8. Der Abg. von der Heydt erstattet den Bericht des 1. Ausschusses über das Aller¬
höchste Propositiousdecret Nr. 5.

Der Ausschuß, nach erschöpfender Behandlung des dem Provinzial-Landtage Allerhöchst
vorgelegtenGegenstandes, stellt den Antrag:

Die hohe Stände-Versammlung wolle das Allerhöchst erforderte Gutachten dahin abgeben:
daß sie (die Stände) sich übereinstimmendmit den Bezirksregieruugenzu Düsseldorf,
Cöln, Aachen und Coblenz außer Staude fehcn, fpecielle Einschätzungsmerkmaleim
Sinne des Art. 8 Nr. 5 des Gebäudcstcuergesetzes abzugeben und ebensowenig zu
besouderen Anträgen oder Wünschen für die zu bewirkendeEinschätzungVeranlassung
gefunden;

Pension des
Nendanten Heindl.

Referat über die Pro-
uinzial Hnlfstasse.

Geschäftliches,
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Geschäftliche«.
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gung für die Wittwe

Hoffnmnn zu
Brauweiler.

Auflösungder Anstalt
zu Pützchm resp,
Uebersiedewnn, der
Detmirtcn nach

Brauweiler.

daß sie sodann auf Grund der Allerhöchsten Ermächtigungin dem Verzeichnisse
der Normalstädte diejenigen— in der Anlage bezeichneten und motivirteu — Abände¬
rungen vorschlage,welche ihr nach ihrer Kenntniß der localcn Verhältnisse als noth¬
wendig erscheinen."

Diesem Antrag tritt die Versammlung bei, nachdem in dem allegirtcn Abäuderuugsver-
zeichnisse der Normalstädte auf Betreibe« verschiedener Abgeordneten noch einige Znsätze beliebt
worden waren.

9. Der AbgeordneteContzen verliest den Entwurf eiucr Eingabe an Seine Majestät den
König zur Erledigung der Allerhöchsten Proposition, betreffenddie Vorlage einer neuen Krcisord-
nung. Der Entwurf wird vou der Versammlung einstimmiggutgeheißen und genehmigt.

Die Sitzung wird um 1 Uhr von dem Marschall suspeudirt uud nm IV2 Uhr wieder
aufgenommen.

10. Der Abg. Schult erstattet den Bericht des V, Ausschusses über die Verwaltung
der Arbcits-Austalt zu Brauwcilcr und insbesonderesowohl über die Ncchnnngcn der Anstalt pro
1860 und 1861 als auch über den Etat derselbenpro 1863 und 1863. Der Ausschuß stellt als
Eonclusum seines Vcrwaltungs-Bcrichts folgende Anträge: Die Versammlung möge beschließen:

1. Die valllntcn Stellen zweier Aufscher uud einer Aufseherin für jetzt nicht zu besetzen und
zur Wicdcrbcsctznug dieser Stcllcu erst baun zu schreiten, wenn das Bedürfniß durch eine
vermehrteZahl der Dctinirtcn sich herausgestellt habeu werde" was von der Versammlung
genehmigt wird;

2. in Bezug auf die jetzt vacautc Stelle eines Polizei-Inspektors es der Vcnvaltungs-Com-
mission zur Erwägung zu empfehlen,ob diese Polizci-Inspcctor-Stcllc nicht etwa unbeschadet
der Anstalt unbesetzt bleiben tonne.

ltä 2 wird von dem Abg. Frhrn. von Lcyknm der Gegenantrag gestellt: „die hohe
„Versammlung wolle erklären, daß die eventuelle Wicdcranstcllnng eines Polizci-In-
„spcctors für die Provinzial-AnstnltBranwcilcr gegenwärtig nicht gerechtfertigt erscheine,"

Nach gepflogenerBerathung, iu welcher die Vcrhältuissc der Anstalt, beziehungsweise die
Stellung der Vcrwnltungs-Commission näher erläutert worden, erhebt die Versammlung den
Antrag des Frhrn. von Lcykam zum Beschluß, womit der Antrag des Ausschussesbeseitigt ist.

3. den Etat zu genehmigen,vorbehaltlich
a. des Gehalts der künftig event, wegfallendenStelle cines Polizci-Inspcctors,
d. eines Beschlusses,welcher iu Betreff der Anstellung eines zweiten Lehrers noch auf diesem

Landtage crtrahirt werden soll,
was die Versammlung gutheißt und zn ihrem Beschlüsse erhebt.

11. DcrAbg.Fhr.v. Nagel verliest den Bericht des V. Ausschusses betreffenddie Fort¬
bewilligung einer Untcrstütznngfür die Wittwe des Polizci-Inspcttors Hoffmann zn Brauwcilcr.

Der Ausschußbeantragt diese Unterstützungvon 5 Thaler mouatlich auf die Jahre 1863
und 1864 weiter auszudehnen, welcher Antrag von der Versammlung genehmigt wird.

13. Der Abg. Pcinlsscn ucrlics't den Bericht des V. Ausschussesüber Auflösungder
Staats-Arbcits-Anstlllt zu Pützchcn nud Ucbcrsicdcluug der Dctinirten nach der Prouinzial-Anstalt
Branwcilcr, rcfp. Genehmigung des dicscrhalbabgeschlossenenVertrags.

Der Bericht beantragt die Zustimmung zu dem zwischen der Königl. Vezirksrcgicrung
und der Austalt Brauwcilcr abgeschlossenen Vertrage, wodurch jene Ucbcrsicdcluug geregelt wird,
welche durch ZwcÄmäßigkcitsgründcmotivirt wird.

Graf Hocusbrocch greift die Uebcrsiedclungaus den bloßen Zwcckmüßigtcitsgründcn
als ungerechtfertigtan; der Abg. Schult sucht die Mnßrcgclhingegen vom Standpunkte der Anstalt
Brauwcilcr zu rcchtfcrtigcn und weist nach, daß nach den lokalen Einrichtungenfür die dctinirtcn Weibs¬
personen, um welche es sich handelt, in Branwcilcr in jcdcr Vczichnng bcsscr gesorgt sei als in
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Pützchcn. Diese Gründe werden von dem Abg. Simons noch näher unterstützt. Graf Hocnö«
brocch wiederholt seinen Widerspruchgegen Ratifikation des Vertrags. Die von einigen Abgeord¬
neten geäußerte Bcsorgniß, durch die Ausführung des Vertrags werde die Provinz belastetwerden,
wird von Seiten der Eommissaricngcläugnet. Zur Aufklärung wird sodauu der Vertrag selbst
verlesen, und nachdemes sich herausgestellthat, daß der Vertrag Scitcus der Brauwcilcr Anstalt
ohuc Zuziehung des ständischen Eommissars Abg. Schult einseitig vou dem Herrn lNcgicruugs-
Präsidcnten von Moller vollzogen ist, stellt der Abg. von der Hcydt den folgendenAntrag:

„Die hohe Versammlung möge beschließen:Die Uebcrstedclungder :c. Weibspersonenvon
Pützchcn nach Vranwcilcr principiell zu gcuchmigcu, jedoch mit dem Vorbehalt, daß der be<
trcffcndcVertrag zuvor dcu Landtags-EommiffaricnSchult uud Stupp vorgelegt, von denselben
geprüft uud dahiu abgeändert werde, daß die Anstalt Vranwcilcr für dic finnnzicllc Scitc der
Ucbcrncihmc jcncr Detinirtcu ciuschlicßlich Entschädigungfür Micthc, Wärterin :c. vollständig
sicher gestelltwerde."

Dn bei Berathung dieses letzteren Antrags auch uoch die Frage angeregt wurde, ob es
uöthig sei, dic Ratifikation jeucs Vertrags durch dic Stäudc - Verfammluug vorzubchaltcu, so
schieu es zur Abkürzungdes Verfahrens dienlich, die ganze Sache zuuächst an den Ausschußzu¬
rück zu verweise», was auf Antrag des Warschaus von der Vcrsammluug beschlossenwird.

13. Der Abg. von Enncrn erstattet Bericht des IV. Ausschusses über dcu Vcrwal-
tungsbcricht dcr Prouinzial-Fcucr-Societät pro 1860 uud 1861. Der Bericht coustatirt eine er¬
freulichegedeihliche Entwickelung dieses wichtigen prouinzialständischcnInstituts.

In Bczug auf dic mit Vorbehalt von Seiten dcr Königlichen Staatsregiernng genehmigte
Mobiliar-Versicherungstellt dcr Ausschuß dcu folgcndcuAntrag 1. die Versammlung wolle den
Vcrwllltuugs-Ausschußdcr Proviuzial-Fcucr-Societät bevollmächtign!,eventuellmit oder durch dic
Dircctiou iu dieser Augclcgcnhcitsclbstständigc Schritte zn thuu, um die Zuträglichlcit einer von
der Immobiliar-Vcrsichcruugganz oderthcilweiscgetrenntenVerwaltung dcö fraglichen Mobiliar-
Vcrsichcru»gs.Gl,schäftsnäher zu ergründen,um event, die höhere Genehmigungder Mobiliar-Versiche¬
rung unter dcu zu ihrcr solidcu uud befriedigenden Durchführung als ausreichenderachteten Eiurichtuu-
gcu herbeizuführen Dcr Antrag wird von dcr Vcrsammluug gcuehmigtund zum Beschluß erhoben.

Ein zweiter Antrag ist ^dahin gerichtet, iu dem Reglement eine vou dcr Direktion
cmpfohlcnc rcdnctioncllcAcudcruug vorzuuchmcu,nämlich:

den Wegfall dcr Worte „für den Jahresschluß" aus dem letzte» Aliuca den §. 12 des
Reglements zu beschließe»,

Was dic Vcrsammluug geuchmigt.
Dcr Ausschußzollt am Schlüsse seines Berichts dcr bewahrten, umsichtigen,eifrigen und

in jeder Bczichuug tüchtige« Verwaltung durch den Direktor dcr Austnlt das verdiente iiob, in
welches dic gcmze Vcrsammluug einstimmt.

14. Der Abg. Bcrgcr erstattet Bericht des 4tcu Ausschusses, betreffend dic Unterstützung
dcr Wittwcn dcr Fcucr-Tocictäts-Sccrctäre Schulz uud Hohns.

Dcr Ausschußbeantragt dic bctrcffcndc Unterstützungfür beide Wittwcn um je Thlr.85
d. i. auf Thlr. 75 vom 1. Iannar 1863 ab zu erhöhe«, welchem Autrnge dic Versammlung bcitritt.

15. Dcr Abg. Zorcs erstattet den Bericht des 4tcn Ausschusses über dic Petition der
Stcucrcmpfäugcr zu Wetzlar:c.um Erhöhung der Ncmisen für Erhebung dcr Fcuerfocietätsbciträge.

Dcr Ausschußträgt auf Abweisungdcr Petition an, über welche demnächst dic Vcrscunm,
lung zur Tagcsorduuug schreitet.

16. Abg. Schult verliest den Bericht des 9tcn Ausschusses über dic Verwendung des
linksrheinischenBcziilsstraßcn-Fonds.

Dcr gedruckte und unter dic Mitglieder vertheilte Bericht beginnt mit Mittheilung dcr
von dem Herrn Landtags - Eommissar gemachten Vorlagen, welche nach den ciuzclncuRcgicrungs-
Bczirten in Vcrathnng kommen.
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2. für den Regie-
rnngsuezirk Eöln.

d. für den Regie-
rungsdezirkAachen.

u. für den Regie¬
rungsbezirk C°d>enz.

ü. für den Regie-
rungVdezirtDllssei¬

dorf.

e. für den Regie¬
rungsbezirk Trier.

». Reg.»Bez. Cöln.
Der Ausjchuß beantragt:

die Verwendungen auf der Vonn-Schlcidcncr Bczirtsstraße am Haardtbcrgc, so wie Verlegung
der Bonn-Trierer Straße von Poppclsdorf nach Nötigen zu genehmigenund den erforder¬
lichen Kostenbetragbis zu 33,200 Thlr. der König!. Regierung zur Disposition zu stellen,

was von der Versammlung genehmigt wird.
Als Eommissardes Landtags für die beiden folgendenJahre bestätigt die Versammlung

den Abg. Schult und zu seinem Stellvertreter den Abg. Fr eng er.

!>. Reg.-Bez Aachen,
Der Ausschuß beantragt:

die Versammlung wolle die vorgeschlagene Verwendung der Fouds pro 1863 und 1864 gench»
migen, so wie daß mit Amortisation des angclichcncn Capitals von 30,000 Thlr. erst vom Jahre
1864 ab bcgouucnwerden soll, wozu die Versammlung ihre Zustimmung ertheilt.

Der Ausschußwill dcu Antrag, betreffenddie Aufnahme der Straßen in der Stadt Düren
auf den Vczirisstraßenfondsnicht genehmigen,welchen Antrag demgemäßdie Versammlungabwcift.

Als Eommissar des Landtages wird pro 1862 und 1863 der Frhr. u. Leu kam und als
Stellvertreter der Abg. Ahrcu bestätigt.

e. Reg.-Vez. Coblenz.
Der Ausschußbcautragt:

1. „der Gemeinde Lay ciuc Unterstützungvon 2521 Thlr. und der Gemeinde Nicdcrfell cineUntcr-
stützuugvon 2500 Thlr. zu bewillige»uud die Nachwcisungcnüber die Einnahmen nnd Aus¬
gabe« zu genehmigen."
2. „einen Bcifehlag auf die dircctcn Steuern des Reg.-Bez. Coblenz im Betrage von 8'/» °/n
für den Vczirisstraßenfonds auf vier Jahre, uämlich für 1863—66 zu beschließen uud es dem
Landtage von 1866 zu überlassen,nach Lage der Verhältnisse eine Ermäßigung herbeizuführen."

Dicfe beiden Anträge für Eoblcnz werden genehmigt.

<l. Neg -Bez. Düsseldorf.
Auch bei diesem Reg.-Bez. wird die vom Ausschußbeantragte Ocuchmiguug der Nach-

wcisuugenbeschlösse».
Die UcbcruahmcfolgenderStraßen:

a. von Scvclcn nach Nicukcrk,
d. von Kempenüber Wachtcndont, Wankum und Hcrongcn nach der nieder!. Grenze,
o. von Odcntirchcn nach Dullen,
6. von Wachtcudouk nach der Straclcn-Nicukcrker Vczirtsstraße,

sobald sie vollständigals Oczirtsstraßcn ausgebaut sein werden, auf dcu Vczirksstraßcnfoudswird
nach dem Antrage des Ausschusses genehmigt.

Als Eommissardes Landtags wird bestätigt der Abg. Zorcs, als Stcllvrrtrctcr der
Abg. Frhr. v. Rynfch.

e. Reg.'Bez. Trier.

Die von der Regierung vorgelegten Nachwcisungcnwerden auf Autrag des Ausschusses
genehmigt.

Sodaun beantragt der Ausschuß,daß von der Erhebung des Chaussccgeldcs auf dcrHom-
burg-MciscnhcimcrStraße Abstand genommenwerde, im Falle mit Bayern und Hessen-Homburg
eine Uebercintunft getroffenweiden könnte, was die Vcrfammlung genehmigt.
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Schließlichbeantragt der Ausschußnoch in Bezug auf Coblenzeiuc Erklärung der Ver¬
sammlung, sie möge gcmhmigcn:

daß die disponiblen Gelder des Koblenzer Bezirtsstraßcnfonds bei der Proviuzial-
Hülfstnssc belegt werde» mögen,

welche Genehmigung die Versammlung ertheilt. Als Landtags-Lommissarfür den Reg.-Bez. wird
der Abg. Guitticnnc, als Stellvertreter der Abg. Limbourg bestätigt.

Als Landtags-Üommissarfür Loblcnzpro 1862 und 1863 wird gewählt (au die Stelle
des verstorbenenFhru. von Salis) der Abg. G cm und, der bisherige Stellvertreter und an
dessen Stelle zum Stellvertreter der Abg. Wachter.

17. Der Abg. Zorcs erstattet den Bericht des Nen Ausschusses über Beschädigungdes Bewilligungslli dm
:c. Noscn wcgcu Schließung der Rocrbrücke bei Orsbcck. «, Rostn bei Orsbcck.

Der Ausschußbeantragt dem :c. Rosen einen einmaligen Pachtnachlaß von hundert
Thalern zu bewilligen,was die Versammlung genehmigt.

Das vorstehende Protocoll wird verlesenuud genehmigt.Die Sitzung wird um 4^4 Uhr
geschlossen.

Düsseldorf, den 29. November 1862.

Der Landtags-Marschall-

Freiherr von Waldbott-Vnssenhcim-Bornheim.



Siebente Sitzung.
Verhandelt im Ständehausezu Düsseldorf am 2. Dezember 1862.

Geschäftliches.

Wahlen dcö Ausschus¬
ses mW in die
Dircc!illnfürdiePro'

viuzial-HllMllsse.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um 10 Uhr Vormittags.
Das heutige Protokoll führt der Abg. Nr. Veris.
Abg. von Eynern verliest eine Adresse, betreffend eine Abänderung des Reglements

der Prov.-Feuersocictcit,vom 1. Sept. 1852. Dieselbewird genehmigt.
Derselbe Abg. verliest ein Schreiben an den Hrn. ^andtagscommissar, betreffend die

Prov.-Feuersocietät, bezüglich der Mobiliarversichcruugdasselbe wird genehmigt.
Abg. von derHeydt verliest eine Adresse, betreffend die Allerhöchste Proposition in

Betreff des Gebändesteuer>Gcsetzes. Dieselbe wird genehmigt.
Zur Tagesordnung übergehendschreitet die Versammlung zur Wahl des Ausschusses für

die Proviuzial-Hülfskassc; es waren früher in der Direktion von «eykam, Stupp, Schult.
Die Abstimmunggeschieht durch Stimmzettel.
Scrutatorcn sind die Abg. Bcrger und Zorcs.
Zahl der Abstimmenden63, es ist demnach die absolute Majorität 32. Es haben die

meistenStimmen erhalten: ^andrath Simons 36, Schnlt 32.
Es haben mithin mir zwei die absolute Majorität erreicht, ^andrath Simons und Schult

sind gewählt.
An dritter Stelle ist die Majorität nicht erreicht, und demnach das dritte Mitglied noch

zu wählen.
Zahl der Abstimmendenbei der Wahl des dritten Mitgliedes 65, absolute Majorität 33.

Bei dieser Abstimmunghaben Stimmen erhalten: Coutzen 31, Stupp 10, Fhr. von Leykam
15, Becker 9.

Da die absolute Majorität nicht erreicht ist, so wird zur engern Wahl geschritten.
Es haben mitgcstimmt60, die absolute Majorität ist mithin 31. Das Resultat dieser enge<

ren Wahl ist, daß der Abg. Co ntzen43 und der Abg. M. von Leytam 1? Stimmen erhält.
Die Direktion ist somit gewählt, und besteht aus den Abg. Simons, Schult, Contzen.
Die Versammlung schreitet zur Wahl der Stellvertreter der Direktoren; die Wahl ge¬

schieht durch Stimmzettel.
Abg. Stupp macht aufmerksam, die Mitglieder so zu wählen, daß für jeden Direktor

ein bestimmterStellvertreter bezeichnet werde, womit die Versammlungeinverstandenist.
Die Wahl geschieht für jeden in besondererWahlhandlung. Zahl der Abstimmenden 54,

absolute Majorität 28; es haben Stimmen erhalten Horst 24, Heuser 18.
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Die absolute Majorität ist mithin nicht erreicht, und wird zur engeren Wahl zwischen
Horst und He user geschritten.

Zahl der Abstimmenden60, absolute Majorität 31. Es haben Stimmen erhalten:
Horst 38, Heuser 22. Es ist mithin der Abg. Horst Stellvertreter des Landraths Simons.

Franz Heuser in Cöln erhält iu der zweiten Wahl 30 Stimmen von 60, ist also Stell¬
vertreter des Abg. Schult.

Die folgende Wahl eines Stellvertreters für den Abg. Con tz en ergiebt das Resultat, wie
folgt: 62 Stimmzettel find abgegeben,41 Stimmen hat Abg. Becker erhalten.

Es sind jetzt noch 6 Mitglieder zu wählen, als Ausschuß,welche gemäß z. 20 des Regle¬
ments die Uebersichten und Rechnungender Provinzial-Hülfskassezu prüfen und vorzubereiten haben.

Scrutatoren Lamberts und Wachter.
53 Stimmen sind abgegeben,absolute Majorität 27.
Es sind gewählt: Graf Metternich mit 2? Stimmen, Io sten mit 30. Noegge-

rath mit 30. von der Heydt mit 33. Leven mit 37. Wurzer mit 43.
Abg. Noeggerath verliest ein Referat, betreffendVervollständigungder Bibliothek des

Provinziallaudtags, und Erhöhung des Beitrags von 40 Thlr. auf 50 Thlr. Die Versammlung
ist mit diesem Vorschlageeinverstanden.

Derselbe Referent verliest ein Referat, betreffenddie Prouiuzialarchive. Die Versamm¬
lung ist mit dem Autrage einverstanden.

Derselbe Abg. verliest ein Referat, betreffendVervollständigungder Provinzialarchivc;
derselbe beantragt die weitere Bewilligung von je 100 Thlr., für jedes der beiden Archive zu
Düsfeldorf uud Cobleuz auf sechs folgende Jahre, da der jetzige Turnus mit dein Jahre 1862
abläuft. Diese Gelder sollcu aus dem ständischenFonds der Prov..Hülfstasse bewilligt werden,
uud zwar mit den: Schlnssedes Jahres 1862 anfangend.

Abg. Neusch verliest das Referat, betreffend das Laudarmenhans in Trier; es liegt
dieses Mal kein gedruckter Verwaltungsbericht des Landarmeuhauses vor. Der Marschall erklärt
woher dieses getommeu ist und verliest die darüber mit dem Ober-Präsidium gepflogene Korrespondenz.

Abg. K ü ch e n stellt den Antrag, es möge der Beschlußgefaßt werden, der Verwaltungs¬
bericht des Landarmenhllnseszu Trier möge alle 2 Jahre gedruckt werden, und jedesmal dem
Landtag vorgelegtwerden.

Die Versammlung ist mit diesem Antrage einverstanden.
Der Abg. Reusch verlies't den Bericht über die Rechnungen des Landarmenhanseszn Trier.
Der Antrag, die Rechnungen der Jahre 1860-61 anzuerkennen, wird von der Ver¬

sammlung genehmigt.
Derselbe Abgeordneteverlies't ein Referat, betreffenddie Pensionirung der Beamten des

Landcmnenhausesin Trier.
Die einzelnen88- des Reglements werden verlesen und zur Discussion gestellt.
tz. 1. wird nach dem Entwurf genehmigt.
tz. 2. Der Ausschuß hat darüber uichts zu bemerke»; die Versammlung nimmt diesen

8- ohne Diskussionan.
ß. 3. Der Ausschuß schlägt einen Zusatz vor: bei Berechnung des Diensteinkommens

sollen die Naturallieferungen mit in Anschlag gebracht werden. Die Versammlung nimmt den
Vorschlag des Ausschusses an.

tz. 4. wird in der Fassung des Entwurfs augcnommen.
8. 5. Der Ausschuß hat nichts einzuwenden und wird der 8- in der Fassung des Entwurfs

angenommen.
8- 6. Der Ausschuß hat dagegennichts zu erinnern, und wird der 8- von der Versamm¬

lung nach dem Entwurf angenommen.

LandtagK ° Bibliothek.

Ständische Snbsidien
für die Prodinzial-

Archive.

^«NdlirMenhllNIj ',11
Trier, dessen Vermal«

tungsbericht.

Rechnungen desselben.

Peusionsreglemmt
für die Beamten des¬

selben.
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Etat d^s Landarme»-
Haufe« zu Trier für

1863—«6.

Unterstützuugsgchich
des Archwrach«Neyrr

zu Eobleuz.

Etat der Prrwinzial
Feuer Societät für

1863-«4.

Nechuungen derstldeu
für 18«U und 18Ü1,

§. 7. Der Ausschußhat den Zusatz des Negiernngs-Präsidentcnzu Trier „daß die Penfionirnng
auch von der Ober-Aufsichtsbehörde eingeleitetwerdcu töuuc," wegzulassen, vorgcschlageu. Die
Versammlung ist mit dem Antrage des Ausschusses einverstanden, so daß jener Zusatz wegbleibt.

tz. 8. Der Ausschuß hat gegen den Entwurf nichts zu erinnern, und wegen
8. 9. ebenso,und beide §ß. werden nach dem Entwurf angenommen.
§. 10. ebenso.
tz. 11. wird ohne Discussiou uach dem Entwurf augeuommen.
ß. 12. wird ebenso angenommen.
§. 13. Der Ausschußhat nichts zu erinnern nnd wird der l?. angenommen nach dem Entwurf.

Der Ausschuß empfiehltden Antrag znr Annahme, bemerktaber, daß zur Durchführung des Neg-
lements ein einmaliger Zuschuß von 1500 Thalern erforderlichsei aus der Provinzial-Hülfskasse.

In Betreff des Zuschusses von 1500 Thalern verlangt der Abg. Zores, daß das Be¬
dürfniß nachgewiesen werde, da ein Berufen auf ein anderes Exempel nicht genüge.

Der Referent glaubt dies Bedürfniß später nachweisen zn tonnen, einstweilensei sich
allerdings uur auf Brauwciler zu berufen, wo 2000 bewilligt worden find.

von der Heydt schlägt vor, die Bewilligung von 1500 Thalern auszusetzen, bis das
Bedürfniß nachgewiesen sei.

von Hoensbroich schlägt vor, die 1500 Thaler zn bewilligen, mit dem Vorbehalt,
daß das Bedürfniß nachgewiesen w?rde.

Der Marsch all stellt die erste Frage:
soll das Reglement mit den von dem Ausschüsse vorgeschlageueu Abänderungenangenommen
werden? dieselbe wird mit Majorität angenommen.

Zweite Frage:
sollen die 1500 Thaler znr Fundiruug der Peusiouskasseaus der Prov.-Hülfstasse pnr? bewilligt
werden? 36 Stimmen erklären sich für den Antrag, gegen 19, welche dagegenstimmen.

Referat desselben Abgeordneten,betreffendden Etat des Landarmenhausesvon 1863—1866.
In Bezug auf die Position, betreffend die Anstelluug des Arztes mit einem Gehalte von 400
Thlr., welcher in der Anstalt wohnen soll, entspann sich eine Dismssion. Da es sich um eine
Mehrausgabe von 200 Thaler handelt, so gehört dieser Pnnkt allerdings zur Coguitiou des Land¬
tags. Die ständischen Commissarien haben die Nothwendigkeitder jetzigen Einrichtung erkannt,
und ist der Arzt bereits in die Anstalt eingezogen.

Der Marsch all stellt die Frage, „ob die Anstellung des Arztes, bevor der Landtag
gehört worden sei, zu mißbilligensei." Die Versammlung ist nicht der Ansicht, und billigt also
die Einrichtuug, wie sie vou der Commissionangeordnet ist.

Abg. Noeggerath. Referat, betreffend das Archiv in Coblenz. Der Archivar
Bey er beantragt, für Druckkosten 600 Thlr. uud eine Entschädigungfür Reisekosten. Der Ausschuß
beantragt, Uebergang zur Tagesordnung.

Die Versammlung nimmt den Vorschlagdes Ausschussesan.
Abg. von der Straeten verliest das Referat über die Feuerversicherungssozietät.
Der Ausschuß beantragt eine Aufbesserung der Gehälter, zu welchem eiu Mehr von 115

Thalern zu bewilligensei.
Die Versammlung genehmigtden Antrag. Der Ausschuß beantragt die Genehmigung

des ganzen Etats, in der Summe von 20,745 Thaleru, womit die Versammlung einverstanden ist.
Abg. Becker verliest ein Referat, betreffend die Rechnuug von 1860—61 der Feuer-

sozietät, mit den aufgeführtenNotaten.
Der Ausschuß beantragt die Decharge der Rechnungder Feilersozietätfür 1860—61 mit

Vorbehalt der gemachten Bemerkungen,womit die Versammlnng einverstandenist.
Abg. Dr. Wurzer erstattet das Referat über die "Provinzialhülfskassemit Bezug auf
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den Allerh. Landtags-Abschied ä. 6. 15. November 1862; der Antrag geht dahin, es möge der
Provinzial-Hülfstassc zugestanden werden, die Vaarbeständcbei der Privatbank in Köln und beim
Schaafhausenschen Bankverein, so wie es bei der Provinzial-Fcuersozietät geschieht, unterzubingen.

Die Versammlung ist einverstanden.
Der Antrag über Darlehen an Private :c. wird nach dem Antrage angenommen.

Der Antrag, Uebernahme von Geldern von Privaten, war bei dein Ausschusse in der
Minorität geblieben.

Die Annahme der Majorität im Ausschuß geht dahin, keine Depositen von Privaten
anzunehmen. Die Minorität trägt darauf an, Depositen von Privaten in beschränktemMaaße
anznnehmen mit einjähriger Kündigung, von der Heydt spricht zu Gunsten der Majorität;
Fhr. von Lenk am für den Minoritätsantrag.

Die Frage wird gestellt: Sollen Darlehen von Privaten angenommen werden? 33 Stimmen
gegen 26 entscheiden sick> dafür, daß Darlehen angenommenwerden können,

Line feinere Frage: Sollen die Darlehen von Privaten nur unter Bedingung der ein»
jährigen Kündigung und unter festzufetzender Beschränkungdurch die höhere Behörde angenommen
werden, wird angenommen.

Abg. Münster verliest ein Referat, betreffenddie Ersparnngen in der Verwaltung der
Bezirksstraßen.

Der erste Antrag des Ausschusses wird einstimmigangenommen,und ist diese Einstimmig¬
keit constatirt worden.

Der Schlnßantrag des Ausschusses geht dahin, die Borschläge, welche er macht, anzn¬
nehmen. Der Marsch all bemerkt, das; der Antrag des Ausschusses mit dem Antrage des Obcr-
präsidentcn conformsei.

Abg. Graf von Nesselrode empfiehlt den Antrag, und um so mehr, da es einstweilen
ein Versuch sei.

Abg, Becker ist insofern dafür, wenn es ein Versuch sein soll; da sich soust die Trag¬
weite dieser Borschlägeuicht im Voraus berechnen lasse.

Bei der Abstimmungerklärt di« Verfammlung sich mit der Anstellungdieses Versuches
einverstanden.

Abg. Münster verliest ein Referat: Verwendung des Bezirtsstraßenfonds auf der
rechten Nheinfeite.

»> Regierungsbezirk Coblenz.
Der Autrag auf Ausuahme der Nissen-Wildberger-Hütten-Straheauf den Bezirtsstraßen¬

fonds, wird ohne Diskussionangenommen.
Ferner beantragt der Ausschuß, Aufnahme der Altentircher-FlammersfelderStraße ans

den Vezirksstraßenfouds. Der Antrag wird angenommen.
Breitscheid verlangt eine Unterstützung von 809 Thalern. Der Ausschuß beantragt

diese Unterstützungund ist die Bcrsammlung einverstanden.
vi. Würzer und Nnßbnum als ständische Commissarien für den Regierungsbezirk

Coblenz sind noch Mitglieder des Landtags, und werden als solche wieder vorgeschlagen und
angenommen.

b. Regierungsbezirk Cöln.
Der ständische Commissar beantragt die Aufnahme der Linz-NottbitzerStraße auf den

RegierungsbezirkCoblenz gegen eine VergUwng von 50 Thalern jährlich. Der Ausfchußbeantragt
die Aufnahme auf den Bezirksstmßcnfondvon Cöln, weil der Grundsatz festgehalten werden
müsse, daß jeder Regierungsbezirkdie Straßen feines Bezirkes felbst übernehmen müsse.

Tie Versammlung nimmt den Antrag des Ausschusses an.

Erweiterung der Be-
fussnissederRheiuischcn
Proviuzial-HülfMssc.

Bezillsstraßcu Ver¬
waltung.

Bericht über die Be»
zirtsstraßcufond«rech¬

ter Rhcinscite.

»,. Reg,«Bez.Coblenz.

I). Neg..Bez. Cöln.
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Ein fernerer Antrag, die Pränüenstrahe von Troisdorf »ach Mondorf auf den Bezirks¬
straßenfonds zu übernehmen, wird von der Versammlung angenommen.

Der ständische Commissarfür den RegierungsbezirkCöln, Graf Neffelrode, ist noch
in der Versammlung, An Stelle des Herrn Brück mann, welcher gestorben ist, wurde der
Bürgermeister Schnürte als Stellvertreter gewählt.

o. Regierungsbezirk Düsseldorf.

o Regieiungö-Beznl Ein Antrag auf Uebernahme der Werden-Kettwiger Straße auf den Nezirksstraßcnfond
Düsseldorf. ^n^ genehmigt.

Die im Bau begriffene Empel-Neeser Straße auf den Bezirksstraheufondszn iibernehnien
wird vom Ausschusse vorgeschlagen und von der Versammlung genehmigt.

Der ständische Kommissar Münster und dessen Stellvertreter von der Heydt sind
noch in der Versammlungund werden durch Acclamation wieder gewählt.

Herr Münster hält einen Vortrag in Betreff der mangelnden Uebersicht im Bezirks¬
straßenfond. Die Verfammlung ist mit deni Antrage des Ausschusses einverstanden.

Der Marschall schließt die Sitzung um 4 Uhr und beraumt die nächste Sitzung auf
Morgen I 1 Uhr.

Düsseldorf, den 3. Dezember 1862.

Der Landtags-Marschall:

Freiherr von Waldbott-Bassen Heim-Born heim.



Achte Sitzung.

Verhandelt im Ständehause zu Düsseldorf am 3. December 1862.

Der Marschall eröffnet die Sitzung nm 11 Uhr.
Das heutige Protokoll führt der Abg. Dr. Lexis.
Der AbgeordneteNußbaum erstattet Bericht über eine Petition, betreffenddie Ueber¬

nahme der Altenkirchen-FlammersfelderChaussee auf den ostrheinischen Bezirksstraßenfonds, resp.
Gewährung eines Neubau-Zuschusses für dieselbe.

Hierüber wurde die Discussion eröffnet.
Der AbgeordneteContzen bemerkt, wenn der Weg innerhalb der Forsten belegen sei,

so habe der Fiscus die Verpflichtung,die Straße auszubauen.
Der Abgeordnete I)l. Wnrzer erklärt, daß die Unterhandlungen noch schweben, und

deswegen sei der Antrag vollständigbegründet, daß abzuwarten fei, ob und wie weit der Forst-
fiscus gezwungen werden kann, die Straße auszubaueu.

Der Antrag des Ausschusses wird zur Abstimmunggebracht und lautet derselbe:
Der hohe Landtag wolle beschließen, den Neubau-Zuschußder Altenkirchen-Flammersfelder

Gemeinde-und Forst. Chaussee abzulehnen.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Der AbgeordneteStupp erstattet einen Bericht des III. Ausschusses über den Bergischen

Schulfonds und äußert sich derselbe folgendermaßen:
Es handle sich hier um einen für das ehemalige HerzogthnmBerg bedeutendenFonds,

der zu Unterrichtszwecken bestimmtsei. Der Gegenstand sei früher nicht zur Cognition des Land¬
tags gekommen und es gebühre dem Freiherrn Max von Lo«, feiigen Andenkens, das Verdienst,
daß er auf dem 6. Provinzial-Landtage die Sache dahin angeregt habe, daß der Antrag gestellt
wurde: die KöniglicheNegierungmöge den Ständen eine Theilnahme an der Verwaltung dieses Ver¬
mögens gewähren. Dieser Antrag stützte sich darauf, daß gerade der Landtag berufen fci, über die
Verwaltung der Commnnal-Angelegenheitenzu wachen. In dem darauf erfolgten Landtags-Abschiede
wurde der Antrag abgelehnt, weil die Stände sich nie dabei betheiligt hätten, und weil das Ver¬
mögen dem Landesherrn zur Disposition gestellt sei und nicht aus Mitteln oder Beiträgen der
Provinz aufgebracht werde. Der Antrag wurde auf dem 7. Landtage wiederholt und es erfolgte
derfelbe Bescheid.

In neuerer Zeit hat'nun eine theilweise Verwendung der Nevenüen diefts Fonds stattge-
funden, die mit den ursprünglichen Bestimmungen desselbenin einem diametralen Widersprüche
steht, und der den Grafen von Nesselrodeveranlaßt hat, die Sache in dieser Versammlung

Altenlirchen.'Flam.
mersfelder Straße.

Debatte betr. den Ver-
gischenSchulfond«.
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zur Sprache zu bringen. Zur leichtern Auffassungerscheintes rathscnn, einige Worte über die
Entstehung des BergischenSchulfonds vorauszuschicken.

Der Bergische Schulfonds. fährt der Redner fort, ist zunächst ans der Aufhebung des
Jesuiten-Ordens im Jahre 1773 entstanden. Nachdem der Papst den Orden aufgehoben,machten
verschiedeneLandesherrenAnsprücheans diejenigen Güter, welche in ihrem Bereiche lagen. Hierüber
entstandennun Conflitte zwischen den betreffenden Landesherrenund den Bisthümern, resp. Städten.
Der Kurfürst von Eüln erhob Ansprücheauf die Güter des Iesuiteu-Ordeus in Cöln, der dortige
Magistrat aber machtegeltend, daß diese Güter nnr in Beziehung auf ihren Zweck Eigenthum
der Jesuiten gewesen, weshalb sie den von den Jesuiten gegründeten Untcrrichts-Nnstaltenerhalten
werden mühten. Auch in andern Städten, wie Paderborn, Augsburg brachen deswegen Eonflikte aus.
Die Sache gelangte au den Kaiser und die Entscheidungfiel dahin aus, daß die Laudesherren auf
diese Güter durchaus keinen Anspruchhätten, daß sie vielmehr ihrer Bestimmung gemäß erhalten
werden müßten. Der Bergische, Schulfonds besteht nun zum größten Theile aus solchen von dem
Jesuiten-Orden herrührenden Gütern, ein anderer Theil ist ihm später dnrch den Neichsdepnta-
tions-Hanptschlnßvom 22. Februar 1803 zugeweudetworden.

In dem tz. 35 desselben wird verfügt, daß sämmtliche Güter, Reuten, Gefalle, welche von
aufgehobenenEorporationen herkommen,fofcrn solche nicht als Entschädigungau fürstliche Häufer
oder Standesherreu überwiesensind, zur Disposition der betreffendenLandesherren, in deren Be¬
zirke sie gelegen sind, verbleiben sollen. Sie giugen also nicht in das Eigenthum des Landcsherrn
über sie fielen nicht dein fiskalischen Fonds anheim, sondern nur die Verwendung wurde dem
Landesherrn überlassen und zwar ebenfalls zu Unterrichts-uud kirchliche,: Zwecken. (Der Redner
verliest den bezogenentz. 35). Noch etwas Anderes kam dabei zur Sprache. Der Rhein bildete
von nun an die Grenze zwischen Frankreich und Deutschlandund es wurde uuu auch zugleich
Folgendes bestimmt: Diejeuigeu Güter, welche auf der liuken Nhcinseite gelegen sind, aber
rechtsrheinischen Instituten uud Eorporationen augehöreu, falleu den: französischen Staate anheim.
Diejenigen Vermögensbestandtheilejedoch, welche die Eorporationen der linken Nheinseite auf der
rechten Nheinseitebesaßen, wurden ebenfalls der Disposition der Landesherren, in deren Bezirk sie
gelegen sind, überwiesen. Auch diese« Vermögeu ist zum Bcrgischeu Schulfouds geschlagen worden.
So, meine Herren, ist der Vergische Schulfonds entstaudm, und wenn wir nun die Akten verfol¬
gen, so finden wir, daß bereits der Kurfürst Max Joseph im Jahre 1802 eiue eigcue Eominission
in Düsseldorf bestellt hat, die mit der Verwaltung tiefes Fonds und mit der Verwendnng der
Ncuentten zu Schul- und Unterrichts-Zweckenbeauftragt wurde.

Das von dem Kurfürsten Max Joseph geschaffene Institut hat fortbestandenund besteht
heute noch fort. In der französischen Zeit ist es erhalten worden, selbst Napoleon nnd Mnrat
haben dasselbe nicht angetastet und so ist es auf die preußische Negierung übergegangen. Eiue
Eabiuets-Ordre vom Jahre 184« hat ausdrücklich auerlaunt, daß das Vermögen nur zu Schul¬
zwecken verwendet werden darf. (Der Redner verliest dieselbe.)

Es sind aber Unregelmäßigkeitenin der Verwnltuug des Fouds uorgekommeu, So erhielt
z. V. der Professur Fichte iu Boun aus diesem Fonds jährlich 700 Thlr. nnd es sind noch andere
Verwendnngen vorgekommen, die ebenfalls nicht stiftuugsmäßig waren.

Als im Jahre 1841 der Provinzial-Landtag seinen Einfluß auf die Verwaltung dieses
Fonds geltend zu machen versnchte uud darüber eine Adresse au Se, Majestät den König richtete,
wnrde er durch deu Allerhöchsten Landtugs-Abschieddes li. Provinzial-Laudtages dahin beschiedeu,
daß der Fonds nicht zu dcujeuigenzu rechnen sei, welche aus Mitteln oder Beitragen des Lan¬
des aufgebracht seien uud dessen Verwaltung daher nicht als eine Communal-Angclegenheitbetrachtet
werden könne.

Im Jahre 1843 auf dem 7. Provinzial-Landtage wiederholten die Stande ihr PetituM
uud suchten näher auszuführeu, daß diefer Fouds nur zu diesem einen Zwecke und zwar nur in
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dem Bereichedes ehemaligen Herzogtums Berg verwendetworden sei. Es erfolgte aber nnr eine
Hinweisung auf den Bescheid des Laudtags-Abschiedsvom Jahre 1841.

In den Verhandlungen der II. Kammer im Jahre 1850 hat sich nun Folgendes heraus¬
gestellt. Aus den Rechnungendes Cultusmiuisteriums ergab sich, daß aus dem Vergischeu Schul-
fouds alljährlich 400 Thaler an das Gymuasium zu Essen bezahlt werden.

Es wurde dies von der Commissionder U. Kammer mouirt, aus dem Grunde, weil die
Stadt Essen nie einen Bestandtheil des Herzogthums Berg ausgemachthabe. Das wurde aner¬
kannt und die II. Kammer beschloß, daß diese 400 Thlr. abgesetzt werden und in den Bergischen
Schulfouds zurückkehren sollten.

Hierbei muß ich erwähnen, was die Vcraulassuug zu dem dernmligen Autrag des Grafen
von Ncsselrodegegeben hat. Die ehemalige Abtei Siegburg hatte die Verpflichtuug, für den
lateinischen Unterricht in der Stadt Siegburg zu sorgen, und zwar auf ihre alleinige Kosten. Nach
Aufhebungder Klöster fand dies nicht mehr Statt. Das veraulaßte die Stadt Siegburg, iu der
Folge au deu Staat die Anforderungzu stellen, daß er als Rechtsnachfolgerder Abtei die Sorge
für den Unterricht auf seiue Kosteuüberuehmc resp, die dazu nöthigen Fouds bewillige.

Die Verhandlungen darüber führten schließlich zu ciucr Cabiuctsordrc vom Jahre 1818,
in welcher der damalige König verordnete,daß die Pensionen von 3 geistlichen Herren, des Abtes
Spcyer und der Abtei-GeistlichenBüllingen und von Muffel im Betrage von 1253 Thlr. bei dem
Absterben derselbeneine Dotation der Schule zu Siegburg für ewige Zeiten bilden uud diese aus der
Staatskasse bezahlt werden sollte. Der Staat hat diese Verpflichtung anf die Staatskasse über¬
nommen und sie steht juridischunzweifelhaftfest. Es sind diese 1253 Thaler auch fortwährend
und bis heute an Siegbnrg gezahlt worden. Man zog aber von den 1253 Thalern, welche der
Staat der Schule in Siegbnrg verschuldete, seit 1851 400 Thaler ab, welche das Gymnasium zu
Essen erhielt und gab mm aus der Kasse des Schulfouds andere 400 Thaler zum Ersatz an die
Schule zn Siegbnrg.

Das, meine Herren, ist doch wahrlich eine Thatsache, welche zn rügen die Provinzml-
Stände die heiligstePflicht haben. Den» wcun die Königl. Regierung es sich erlauben kann, so
Mit dem Privatvermögcn der Provinz, - und das ist doch der BcrgischeSchulfonds, — zu ver¬
fahren, mit dem Gelde der Proviuz die Schulden des Staates zu bezahlen, dann hat alles Recht
ein Ende. Das ist geschehe»und es hat den Herrn Grafen von Nessclrodc veranlaßt, bei Ihuc»
den Antrag zu stellen:

Der Landtag wolle beschließen, erstens bei der Staatsregicrung zn beantragen, daß >.as
seit 1850 in Bezug auf das Gymuasium zu Siegburg inne gehaltene Verfahren rückgängig gemacht
und demgemäßder jährliche Zuschußvou 1253 Thlru. wieder vollstäudig aus der Staatskasse ge¬
zahlt werde; , ^, .,.,

zweiteus, daß im Anschlüsse hieran für die Zutuuft dem Proviuzial-Landtagedie 6MM)i
d« jährlichen Etats nnd Rechnungengewährt werde." . ..... ^

Der Ausschuß hat über diese Angelegenheitberathen und ist zu dem emstunnugeu^
schlusse gekommen, Ihnen diese Anträge zur Auuahme zu empfehle».

Es wird nur weniger Worte bedürfen, um diefeu Autrag, der durch i,.ch ,elbst spr'cht,
3U Motivircu. ^ ^ ^ „ ^ . ^

Der BergischeSchulfouds ist, wie gesagt, ei» abgeso^erter Fouds. Er gelM mcht M
Staatskasse, nnd er ha mit de Staatskasse nur das gemeiu, daß er von derselben «h de ver¬
waltet wird In dem gegenwärtigenFalle hat die Königliche Staatsreg.ernng m.t fremdeu Geld
ihre eigene Schnld bezahlt, nnd das thnt sie noch fort und fort, wenn mcht anf nnfere Anträge
die Sache wieder rcdressirt werden sollte. , . ^ «, ,. <^ ^..«,^ ^

Daß der Bergische Schulfouds nur in dem Bezirke des ehemaligenHerzogthums ver¬
wendet werden darf, das steht durch die Urkunden, die ich nutgethe.lt habe, namentlichdurch d.e
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Petition, betr. die
Bildung des kleinen

Bauernstandes.

letzte Cabinetsordre vom Jahre 1846, vollständigfest. Das ist auch von der zweiten Kammer
anerkannt worden und die Regierung hat dem Beschlusse derselbenFolge gegeben,aber freilich auf
einem ganz verkehrtenWege.

Wenn es nun hellte unzweifelhaftfeststeht, daß so und uicht anders und nur zum Zwecke
des Unterrichts in dem Bereiche des Herzogthums Berg das Vermögen verwendetwerden darf,
dann, meine Herren, haben wir wenigstens die Befngniß, eine Beschwerde darüber bei dem
Throne anzubringen. Aber auch in dem Falle, daß wir gar keinen Ansprucheines Aufsichtsrechtes
über deu Fonds haben, so tonnen wir doch eine Beschwerde geltend machen, nnd die Abstellung
von Mißbrauchen bei der Staatsrcgiernug beantragen.

Ich sollte glauben, daß wir heilte ganz gewiß berechtigt sind, eine Theilnahme an der
Verwaltung in Anspruchzu nehmen.

Heute, meine Herren, steht die Sache anders, als in den Jahren 1841 und 1843.
Denn wir sehen ja, daß die Etats alljährlich dem allgemeine»Landtage in Berlin vorgelegt wer¬
den, und wenn der allgemeineLandtag berechtigtund verpflichtet ist, die Verwaltung zu contro-
liren, dann glaube ich, könnte uns um so weuiger dieser Einfluß verwehrt bleiben, als wir doch
besser, als die Herren in Berlin, in der Lage sind, die Verwaltung controlircn zu können.

Das sind die Gründe, meine Herren, welche den Ausschuß bewogcu haben, deu Antrag
des Grafen von Nesselrode zn befürworten.

Der Marschall stellt die Frage, ob eine allgemeineDiscnssion beliebt wird, nnd da sich
Niemand znm Wort meldet, wird zur Abstimmunggeschritten.

Die Anträge des Ausschusses gehen dahin:
1) der Landtag wolle beschließen,bei der Stacitsregicrung zu beantragen, daß das seit

1850 in Bezug auf das Gymnasium zu Siegburg iumgehalteue Verfahren sistirt
werde.

Der Antrag wird einstimmigangenommen.
Der zweite Antrag lautet:

Daß im Anschlüsse hieran, in Zukunft dein Provinzial-Lcmdtagcdie Einficht der
jährlichen Rechnungendes BergischenSchulfonds gestattetwerde.

Der Antrag wird ebenfalls einstimmigangenommen.
Der dritte Autrag geht dahin:

Die Königliche Staatsregienmg zu ersuchen, einer Commission,welche vom Landtage
gewählt wird, den Etat und die Rechnungen des Bergischcn Schulfonds fo zeitig vor¬
legen zn lassen, daß darüber dem nächsten Landtage Bericht erstattet werden tan».

Der Antrag wird angenommen.

In Betreff der Wahl einer Commission schlägt der Graf von Nesselrode vor, die
Wahl bis zur nächsten Sitzung auszusctzeu, womit die Versammlung sich einverstandenerklärt.

Der Abg. v. d. Heydt erstattet Bericht über eine Petition des landwirthschaftlichen
Vereins, die Bildung des kleinen Bauernstandes betreffend.

Die AbgeordnetenMünster und Würzer erklären sich über den Begriff des in der
Petition vorkommenden Ausdrucks Casiuo, uud bemerkt der Letztcrc,daß dieselben schon seit zehn
Jahren bestehen und segensreich Wirten. Derselbe beantragt, für das Seminar zn Nenwicd den
einmaligen Beitrag von 1000 Thlrn. nnd ferner einen Beitrag von 200 Thlrn. jährlich zur Besol¬
dung des Lehrers aus der Provinzial-Hülfstasse.

Die Abgeordneten Bremig und Becker spreche«sich ebenfalls für den Antrag des
Dr. Wurzer aus.

Der Abg. Contzeu bemerkt, daß es zweckmäßig fein würde, die Lehrer auch in der
Landwirthschaftunterrichten zu lassen, indem sie bereits in der ObstbaumzuchtUnterricht erhielten.
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Der Referent weist die Angriffe zurück, die der Ausschuß erfahren hat und bemertt, daß
derselbe an dem Ausdrucke Casino, der in der Petition vorkomme, keinen Anstoß gefundenhabe.
Uebrigcus habe der Ausschuß sich uicht damit beschäftige» könncu, Geld zu bewillige« für einen
Zweck, ohne zu wisseu, ob die Staatsbehörde diesen Vorschlagauch gut heiße; der Landtag sei
nicht berufen, in die inneren Einrichtungen der Institute des Staats einzugreifenuud deshalb sei
es erst dann an der Zeit, darüber zu beratheu, wenn die Staatsbehörden sich für diesen Zweck
ausgesprochen hatten.

Der Abg. Stupp führt ans, daß mit dem Gelde, was dem Landtage anvertraut sei,
nicht erpcrimentirt werden dürfe, uud verspricht sich wenig Erfolg von dem in Rede stehenden
Institute.

Der Abg. Graf Hocnsbroech spricht ebcufalls gegcu die Bewilligung von Geldern
aus Provinzial-Fouds und glanbt, daß die Lehrer in der kurzen Zeit, die sie auf dem Seminare
zubringen, nicht einen vollständigenCnrsns in der Landwirthschaftabsoluircu könnten, selbst wenn
sie ein Jahr länger das Seminar besnchten, als sonst gewöhnlich der Fall sei!

Der Abg. I>r. Wurzer bemerkt,daß sei» Antrag nur ein eventuellersei, das heißt im
Falle die Staatsregicrung es als zweckmäßig erachte, eine solche Einrichtung ins Leben treten zu
lassen. Er bemertt ferner, daß das Seminar in Neuwied neu eingerichtet werde, und daß sich jetzt
mit wenig Kosten erreichenließe, derartige Einrichtungen ins Leben zu rufe».

Der Abg. Stupp führt aus, daß selbst ein Cnrsns von 3 Iahreu, wovon das letzte
Jahr der Laudwirthschaftgewidmetwerden solle, nicht ausreiche, nm einen jnngcn Mann mit Er<
f°lg in der Landwirthschaftzn unterrichten,nnd durch die Verlängerung des Aufenthaltes auf den
Seminarien bedeutendeKosten entstehenwürden.

Der Referent bemerkt, daß die der Provinz gehörendenGelder immer nur für pro¬
vinzielleZwecke verwendet worden seien, uicht aber zu localen Zwecken.

Der Marschall stellt den Antrag des Ausschusses,welcherauf Ablchuung und Ueber-
Mig zur Tagesordnung geht, zur Abstimmung.

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit 40 gegen 28 Stimmen angenommen.
Der Abg. Kr. Würz er verliest ein Referat des VI. Ausschusses, betr. die Auleguug

feuerfester Treppen in der Irreuheilanstalt zn Siegbnrg.
Der Ausschuß empfiehlt das Project zur Auuahme und bittet die nöthige Aansuinmc im

Betrage von 3800 Thlrn. aus den Ucberschüssen der Provinzial-Hülfstasse zu bewilligen.
Der Antrag des Ausschusseskommt zur Abstimmung und wird derselbeangenommen,

^er Referent wird ersucht, ein Schreiben hierüber zu entwerfen.
Abg. Frhr. von Geyr verliest ein Referat, betr. den Antrag mehrerer Einwohner von

Bonn, durch Geh.^RathNocggcrath eingebracht,bezüglich der Errichtung einer polytechnischen Schule
M der Nheiuproviuz uud auf einen Zuschuß für dieselbeaus provinziellenMitteln, welcherdem
Zuschüsseaus Staatsmitteln gleichkomme, in: Betrage von 10000 Thlrn.

Der Abg. Dr. Rcinartz behauptet, daß Düsseldorf mehr Ansprüche auf ein Polytech-
Mcum habe, als Aachcu nnd Cöln, und Düsseldorf von Friedrich Wilhelm III. das bestimmte
^«sprechen erhalten hätte, daß hier ein Polytechnicumerrichtet werden solle. Derselbe verliest ein
hierauf bezüglichesamtliches Schreiben.

Der Abg. Dr. Nocggcrath bemerkt, daß der Antrag in 2 Theile zerfalle, der erste
"icil betreffe die Beschleunign».:,welche dadurch motwirt sei, daß es verlautet habe, das Polytech-
">cum solle uicht nach der Nh/inprovinz tommcu. Dcr zweite Theil betrifft die Bewilligung von
Gelder«. Die Beschleunigunglöuutc ja immer crbctcu werde», wenn auch der zweite Theil des
""träges, die Geldbewilligung,weggelassen würde.

Der Antrag des Ausschussesgeht auf Tages - Ordnung und wird bei der Abstimmung
" Uebergang zur Tagesordnung augenommeu.

Anlage feuerfester
Treppen in der An<

statt zu Siegbnrg.

PolytechnischeSchule
für die Nhcinprovmz.
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Eigenthmnsv«hältms!
der Kirchhöfe.

l^schäftliches.

Weidcseruitlits' Ablö-
sunss im fisccNischeu

Walde zu Eupen,

Der Marschall tritt den Vorsitz an den Vice-Marschall,Freiherr« Naitz von Frcutz, ab.
Der Abg. Frhr. von Nyvenheim verliest ein Referat, betr. die Petition der Bürger¬

meister von Heinsberg, Unterbruch und Aphoven, um Neguliruug der Eigenthmnsvcrhältnisscan
den Kirchhöfen anf dem liuken Nheinufer im Wege der Gesetzgebung.

Der Antrag des Ausschusses lautet auf Uebergang zur Tagesordnung.
Der Abgeordnete Freiherr von Lenk am stellt einen Gegenantrag: Der hohe Landtag

wolle beschließen:
Se. Majestät den König allerunterthiinigst zu bitten, die Frage wegen Negnlirung des

Eigenthums der Kirchhöfe auf der linken Nheiuseiteerörtern und nameutlich in Bezug auf Anlage
neuer Kirchhöfe in Berücksichtigung des religiösenBedürfnissesim Wege der Gesetzgebung definitiv
erledigen,bis dahin aber die Einmischungder Verwaltungsbehördenin die bestehenden Eigenthums-
Verhältnissennterfagen zu wollen.

Der AbgeordneterFreiherr von Solemacher bittet die Versammlung, über den An¬
trag der Petition sowohl, wie über den Antrag des AbgeordnetenFrhr. von Leu kam zur Ta¬
gesordnung überzugehen.

An der Diseussionbeteiligten sich noch die AbgeordnetenEontzen, Lamberts, Graf
tzoensbroech, von der Heridt, Fhr. von Genr, Bremig und Becker.

Der Vice-Marschall stellt den Antrag des AbgeordnetenFreiherrn von Leu kam zur
Abstimmungnnd es entspinnt sich eine Discnssion darüber, ob der Antrag des Ausschusses iu zweiter
Ordnung aufzustellensei. Der Vice-Marschallläßt über den Antrag des AbgeordnetenFreiherrn
von Leykam abstimmen und wird derselbemit 3t> gegen 31 Stimmen verworfen, wodurch der
Antrag des Ausschusses auf Uebergaug zur Tagesordnung angenommenist.

Der Marschall übernimmt wieder den Vorsitz.
Der AbgeordneteMünster verliest eine Adresse an Seine Majestät den König, betref¬

fend die Uebernahmemehrerer Straßen auf den Bezirksstrahenfonos, Dieselbe wird genehmigt.
Ferner verliest derselbeein Schreiben an den Landtags - Eommissar,betreffenddie getrennte Ab¬
führung der Bestände des Bezirksstraßeufonds. Wird genehmigt. Ein zweites Schreiben an den
Landtags-Emnmisfarbetrifft die Bewilligung von 800 Thlru. zum Ausbau einer Bezirksstraßeder
GemeindeVreitschcid. Wird genehmigt. Ein drittes Schreiben an den Landtags-Eommissarbetrifft
die Ersparnissein der Verwaltung des Bezirtsstrahenfouds. Wird genehmigt.

Der Abgeordnete Frh.vonNyuenheim verliest eiuNeferat, betreffeud eine Petition des
Abgeordneten Becker nm Sistirung der Ablösung einer Weideservitut im fiscalifcheuWalde zu
Eupen. Der Ausschußträgt auf Uebergangzur Tagesorduung an.

Der Abgeordnete Becker spricht für die Sistirung der Ablösung der Weideservitut
und führt aus, wie die Fabrikarbeiter in Eupen, etwa l 0000 Personen, durch die Ausübung dieses
Rechts zn ordentlichen Leuten gemacht worden seien. Der Wald sei 13000 Morgen groß und
die Zahl der Kühe belaufe sich auf 300 und die als Ablösung angebotenen26000 Thlr. würden
im Falle der Ablösnng den Arbeitern nicht zu Gute tommeu.

Der AbgeordueteFreiherr von Sole m acher weist nach, wie nachtheilig den Waldun¬
gen die große Zahl der Seruituten gewesen fei. Die Preußische Regierung habe die Wichtigkeit
der Conseruirung der Waldungen ebenfo anerkannt, wie die damalige franzüsifche. Würde dem
Antrage des AbgeordueteuBecker zugestimmt, so würde für die Gemeinde Eupen ein Privile¬
giuni geschaffen werden.

Der AbgeordneteBecker erwidert, daß die Fabritstadt Eupen förmlicheine Ausnahme
bilde und daß im Jahre Kil8 dieses Octroi der Stadt Eupeu gegebeil worden sei, nm Fabrik¬
arbeiter heranzuzieheu. Der Marschall stellt deu Antrag des Ausschusses zur Abstimmung uud
wird derselbe, auf Uebergaug zur Tagesordnung lautend, mit Majorität angenommen.
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Der Abgeordnetevon Schadow verliest ein Referat, betreffenddie Richtungder Eifel-
Eisenbahn nun Dttren über Euskirchen-Eallnach Trier resp, Eoncessionsertheilungfür dieselbe.

Der Antrag des Ausschussesgcht dahin, über die Petition des Eisenbahn-Comites
einfach zur Tagesordnung überzugehen. Die Minorität des Ausschussesbeantragt, daß die be¬
sondern Vertchrsverhültnisseder Stadt Bonn es als wüuschcnswcrtherscheinenlassen, bei Fest-
stcllnng der Bahn die Stadt Bonn zu berücksichtigen. Der Abg. Dr. Nocggcrath führt die Nachtheile
für die Stadt Bonn aus. wen» der Anschluß 5er Eifcl-Vahu uicht in Bouu stattfindenwerde.'

Der Abg. Frh. vouGeyr stellt das provinzielle Interesse dieser Richtung in Abrede und
spricht sich für du- möglichst kürzeste Linie aus.

Der Abg. v, d. Heuet beantragt, den Autrag dcr Majorität nuzunehmcu. Der Abg.
Frhr. von Lcykam versucht nachzuweisen,daß der Anschluß der Eifcl-Eisenbahn doch ein
provinziellesInteresse habe. Der Abg. Lambcrts ist der Meinung, daß es sür eine derartige
Versammlung zu schwierig sei, sich in das Technische bei Anlagen oon Eisenbahnen, über deren
Richtung n, s. w. einzumischen.

Der Marschall bringt den Antrag der Majorität des Ausschusses zur Abstimmungund
wird dieser Autrag, der ans Uebergang zur Tagesordmmg lautet, angenommen.

Der Abgeordnetevon Schadow trägt ein ferneresReferat vor, betreffenddie Anlage
einer Eisenbahn von Bencl nach Henncf.

Der Ausschuß glaubt auf die Petition des Bonner Eiscnbahn-Comitö's nicht eingehen
zu können uud trägt auf Ucbcrgang zur Tagesordnung an.

Bei der Abstimmungwird der Antrag auf Ncbergang zur Tagcsurduung angenommen.
Der Abgeordnete Freiherr von Solemacher trägt ein Referat des dritten Ausschusses

vor, betreffendeine Petition auf Reform der Hypotheken-Gesetzgebung für den Bezirk des Appel-
lationsgerichtshofcszu Cölu.

Der Ausschuß schlägt vor, über die Petition zur motivirten Tagesordnung überzugehen.
Der Abgeordnete I)r. Riegel spricht für seinen Autrag, und führt derselbe aus, daß

die Vedürfnißfrage eine längst anerkannte sei. Schließlichmacht derselbeans das Urtheil des Iu-
risteutages in Wicu aufmerksam, der einstimmigentschieden habe, daß die Rheinische Hypotheten-
gesetzgcbungdie allernmngelhaftestesei.

Der Abgeordnetevon der Heydt erklärt sich gegen den Antrag des Ausschusses.
Der Referent spricht dafür, daß die Versammlung zur motivirten Tagesordnung über¬

gehen möge.
Der Antrag des Ausschussesauf motivirte Tagesordnung wird bei der Abstimmung

abgelehnt.
Die andere Frage, ob die Staatsregierung urgirt werden solle, die Verhandlungen

möglichst zu beschleunigen, erlangt die Majorität.
Der Marschall schließt hiermit die Sitzung um Z Uhr und beraumt die nächste Sitzung

auf morgen um 19 Uhr an.

Düsseldorf, den 3. Dezember 1862.

Eiselcisciibahiivon
Dürcn nach Trier.

Eisenbahn von Benel
nach Henmf.

Reform der Nhci-
nijchcn Hypochetenge

schgckmg.

Der Landtags-Marschall:

Freiherr von Waldbott-Bassenhcim-Bornheim



Neunte Sitzung.
Verhandelt im Standehause zu Düsseldorf am 4. December 1862.

1. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird durch den Abgeordneten Dr. Lexis ver¬
lesen und von der Versammlung genehmigt.— Das Protokoll der heutigen Sitzung führt der
Abgeordnetev. d, Hevdt.

?Nllute," m! Wal- 2- Der Abgeordnete Geheimrath Noeggerath erstattet den Bericht des 2. Aus-
dimgcn auf der linkcu schussesüber die Allerhöchste Proposition, betitelt: Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung von

Rhemsettc. Gebäuden in der Nähe der auf dem liukeu Nheinufer der Nheiupromnz gelegenenWaldungen.
Der AbgeordneteGraf Hoensbroech stellt znnächst den Antrag, daß das vorgeschlagene

Gesetz, in welcher Weise dasselbe auch begutachtetwerdeu möge, nicht auf das linke Nheinufer
beschränkt, sondern auf die ganze Provinz ausgedehnt werde. Der Neferent unterstütztdiesen
Antrag, der von der Versammlung angenommenwird. Demgemäß wären schon aus der Neber-
schrift die Worte „auf dem linken Nheinnfer" zu streichen, was auch auf den ß. 1 und wo der
Ausdruck weiter vorkommt,Anwendung zu finden hat. Indem die Versammlung sich vorbehält,
am Schlüsse über das ganze Gesetz sich zu entscheiden, wird in die vorläufigeBerathimg paragra¬
phenweiseeingetreten.

ß. 1 des Gesetzes ist genehmigt.
Zu ß. 2 stellt Graf Hoensbroech den Antrag, daß die Geltung des Gesetzes nicht

ausschließlichauf Staatswaldungen beschränkt,sondern überhaupt auf Waldungen ausgedehnt
werde, was die Versammlung genehmigt.

M 3 uud 4 werdeu geuehmigt.
Zu §. 5 wird vom Grafen Hoensbroech vorgefchlagen,die Präclusivfrist von 6 Wo¬

chen auf 3 Monate auszudehnen. Der Neferent spricht dagegen und der Antrag wird abgelehnt.
8, L wird genehmigt.
§. 7. In Consegueuz des zu §, 2 gefaßten Beschlusses muß, wie der Neferent ausführt,

dieser ß. 7 wegfallen,welcher Ansicht die Versammlung beitritt.
§. «. Der Nefereut bemerkt dazu, daß in Folge der eben gefaßten Beschlüsse dieser ß. 8

unvollständig sei und in dieser Weise vervollständigt,resp, generalisirt weroeu müsse: „alle den
ßß. 1—7 entgegenstehenden,in der Nheinprovinz noch geltenden Bestimmungenwerden hiermit
aufgehoben", was von der Verfammlung genehmigt wird.

Der Marschall hält es für angemessen, daß zunächst die Berathung dahin gerichtet werde:
ob der Landtag unbedingt die Abschaffungder gegenwärtig auf dem linken Nheinufer geltenden,
aus früherer Zeit und früheren LandesregierungenstammendenGesetze befürworten wolle, damit
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für den Fall die Negierungs - Vorlage keine Annahme finden sollte, mindestensdie von allen Sei¬
ten als nothwendig erkannte Abschaffung der bestehenden Gesetzeden betreffenden Landestheilen
gesichert werde.

Die Versammlung beschließt mit großer Majorität die Abschaffnng der gegenwärtig gel¬
tenden Gesetze, wie sie zu §. 8 der Vorlage formnlirt worden ist. Nunmehr wird die Berathung
über die definitiveBegutachtung der Vorlage eröffnet.

Der Abgeordnete Oe. Würz er will die Vorlage verworfen haben, aber vorher sicher
stellen, daß der den Waldungennöthige Schutz durch Polizeiverordnung herbeigeführtwerde. Um die
Versammlung in der Hauptfrage nicht zu captiuiren, beantrage er, daß znerst darüber beschlossen
werde, ob überhaupt ein Schutz der Waldungen und zwar durch Polizeiverordnung nothwendig sei.

Die Herren Verger und Becker sprechendagegen und wollen keinerlei Beschrän¬
kung des Eigenthums; der AbgeordneteNremig schließt sich dem an und will einen Schutz der
Waldungen überhaupt nur gegen Entschädigung. AbgeordneterSimons gibt eine Darstellung
über die Verhandlung, wie sie innerhalb des Ausschusses stattgefundenhabe.

Die Versammluug erkannte au und beschloß mit 40 gegen 29 Stimmen, daß ein Schutz
der Waldungen nothwendig sei.

Die Versammlung tritt jetzt in Ncrathnng der Frage:
soll das Gesetz, wie es in der Berathung amendirt worden ist, angenommenwerden,

welche von der Majorität verworfen wird, fo daß die Gesetzesuorlageabgelehnt ist.
Ueber den auf Antrag des !>r. Würz er gefaßten Beschlußentstehen Zweifel, zu deren

Beseitigung derselbe nachträglich den durch Polizeiverordnung zu gewährendenSchnh dahin prä-
cisirt, daß nach Analogie des §. 40 der Gewerbeordnungvom Jahre 1845 dabei verfahren werde.
Der Referent und der AbgeordneteStupp bestreuen diese Analogie und sind der Ansicht, daß
eine Bezugnahme auf den §. der Gewerbeordnung durchaus unzulässig sei. Ferner wird durch
den AbgeordnetenBerg er geltend gemacht, daß eine polizeilicheVerordnung nicht ans Grund der
Gewerbe-Ordnung, sondern auf Gruud des Gesetzes vom Jahre 1850 erlassen werden muß.
Schließlichwird die Frage, ob der als nothwendig erkannte Schutz durch Polizeiverordnnng her¬
beizuführen sei, von der Majorität mit 36 gegen 33 Stimmen abgelehnt

Der Marschall bringt den am Schluß des Ausschusiberichts gestellten dritten Antrag:
Für den Fall, daß die Staatsregiernng auf den besagten Hauptantrag einzugehennicht geneigt
sein möchte und in Betracht, daß der Entwurf die Härten der bisherigen Gesetzgebung wenig-
steus mildert, Se. Majestät den König zn bitten, den Entwurf der weiteren Berathung der
Landesvertretung zu übergeben,

zur Abstimmnng. Derselbe wird von der Versammlung einstimmigangenommen.
Der Referent wird eine auf Grund der vorstehendgefaßten Beschlüsse abzufassende Peti¬

tion an Se. Majestät entwerfen.
3. Der Abgeordnete Paulssen berichtet über die Angelegenheit der Verlegung der

Strafanstalt zu Pützchen, welche in der Sitznng vom 2!». November an den Ausschuß zurückuer-
wiesen worden ist. Der Bericht resiunirt die darauf bezüglichen factischen Verhältnisseund trägt
ans Genehmigungdes Vertrages an, der, wie näher auügeführt wird, cmch in moralischerBezie¬
hung sich empfehle; auch wird bemerkt, daß durch Aufnahme jener liederlichenWeibsbilder aus
Pützchen eine Vermehrung des Wärterinnen-Personals nicht bedingt werde. Ferner wird das in
früherer Sitzung aufgestoßeneBedenken,daß der Vertrag einfeitigvon dem Vorsitzenden der Com¬
mission unterzeichnetist, mit der Bemerkungerläutert, daß dieses Verfahren ganz conform mit
dem Regulativ fei. Auf Grund dieser die ganze Angelegenheitbefriedigenderläuternden Mitthei¬
lungen des Ausschußberichlsgibt die Versammlung dem betreffenden Vertrage ihre Genehmigung
und foll dies dem Herrn Oberpräsidenten angezeigtwerden.
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Verstärkung der Com«
missarieu sür die Prc,-

uin'iill!>Institutc.

Nechnuiisss Ueber«
schllsscund Ncliuita,

betr. vranweiler.

^. Abgeordneter Graf zu Stolberg berichtet Namen? der vereinigt.'!! Landtags-Com-
mistarieu über die von verschiedenen Seiten angeregte Frage:

ob die Versammlung es für nöthig halte, den Antrag zn stellen, das; die Zahl der Landtags-
Commissarien in den Commissionen der prouinziellen Institnte ans 3 vermehrt werde, damit
das Necht derselben, welches bei der bestehenden Einrichtung zn sehr beschränkt sei, besser
gewahrt werde.

Der Ausschuh beantragt einen bejahenden Beschluß in folgender Fassung:
„Der ProuinzialHandtag wolle bei der hohen Köiügl. Staatsbehörde den Antrag stellen, die
für die Prouinzial-Anstalten zn Vranweiler, Siegbnrg, die Äezirks-Ärmenanstalt zu Trier
und die Provinzial-Hebanimeu-Lehmnstalt bestehenden Regulative dahin abzuändern, daß in
Zukunft die Anzahl der den gemischten Commissionen zuzutheilenden ständischenCommissarien
um einen vermehrt und den von den Ständen zn vertretenden Interessen ein vorwaltendes
Gewicht bei der Leitung der der Provinz gehörenden auf ihre Kosten unterhaltenen Anstalten
gesichert werde,"

welcher von der Versammlung einstimmig genehmigt wird.
Der Abg. Fhr. v. ^cytam will subsidiarischdie Regulative der Proviuzial-Austalteu nach

Analogie der Verwaltung der Provinzial-Hülfstasse umgebildet wissen, was der Abg. Stupp nicht
als richtig auerteuuen kanu und bestreiket. Auch der Abg. Schult hält diesen Vorschlag nicht
für empfehlenswcrth. Die Ncrfcunmlung lehnt diesen Subsidiar-Antrag ab. Der in dem Antrage
des Ausschusses formulirtc uud von der Stände-Versammlung acccptirtc Wunsch soll in einem
Schreiben an den Herrn Obcrpräsidenten kundgegebenwerden. Der Referent verlieft sodann einen
bereits coueipirtcu Entwurf eines solchen Schreibens, was genehmigt wird.

5. Der Abg. Schult berichtet über: „Rechuungs-Ucberschüssc und ständische Mouiten,
die Vranweiler Anstalt betreffend." Auf den Antrag des Ausschusses beschließt die Versammlung:

„daß von der Aufnahme der Bestände des vorigen Jahres in die Etats von Vranweiler
„abgesehen werde uud das betreffende Monitum"als erledigt zu betrachten sei."

Der Marschall suspeudirt die Verhandlungen um 1 Uhr uud tuudigt au, daß er die
Sitzuug nach einer Pause vou einer Staude, also um ^ Uhr wieder aufnehmen werde.

Geschäftliche.

Uutelstützuugs'Gesuch
der Wittwe Brandt.

Geschäftliches

Die Sitzung wird um 2 Uhr wieder eröffnet.
6. Der Abg. Frhr. u. Solemacher verliest dcu Entwurf einer Eingabe an Sc.

Maj. den König bezüglich der Reform des Hypotheleuweseus im Bezirke des Appellatiousgcrichtö-
hofs zu Cölu — welcher Eutwurf genehmigt wird.

?. Der Abg. Im mich trägt den Bericht des 5teu Ausschusses über das Gesuch der
Wittwe des ehemaligen Directors Brandt zu Brauweiler um Erneuerung der ihr seit 1854, resp.
1858 uud 1860 bewilligten Untcrstütznng.

Der Ansschnß befürwortet die Erneuerung auf zwei Jahre.
Abg. Linden spricht dagegen und macht bemcrtlich, daß die Pctcntiu in gnten Verhält¬

nissen sei und reiche Kiudcr habe, wogegen der Abg. Schult dcu Antrag unterstützt. Hinwicdernm
wurde von Seiteu des Fhru. vo» Solcmachcr geltend gemacht, daß der anerkannt «ermöglicheSchwie¬
gersohn der Pctentin gesetzlich zur Aliineutatiuu verpflichtet sei.

Die Versllmmluug verwirft dcu Autrag des Ausschusses mit überwiegender Majorität
und weiset damit das Gesuch der Wittwe Äraudt ab.

8. Der Abg. Stupp verliest den Entwurf eiuer Petition an Sc. Maj. den König,
den Acrgischen Schulfonds betreffend, welche geuehmigt wird.

Derselbe Abg. macht zugleich den Vorschlag, die in der Petition zur Controle des besagten
Fonds erwähnte ständische Commission bereits eventuell zu erwählen, damit bei der zu hoffenden
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Gewährung der ständischen Bitte schon dem nächsten Landtag ein Bericht über die Lage und Ver¬
wendung des Funds erstattet werden tonne.

Die Versammlung schreitet nach Annahme dieses Vorschlags auf die Aufforderung des
Marschalls zur Wahl vou 3 Commissaricn uud zwar aus deu drei Stände« je eiucm, welche fol¬
gendes Ergebniß liefert:

aus dem 2tcn Staude wird gewählt mit 61 Stimmen der Abg. Graf u. Nesselrode,
aus dem 3ten Stande der Abg. Schnürte mit 32 Stimmen,
aus dem 4ten Stande der Abg. Leben mit 60 Stimmen.

Die Summa der Votantcn betrug 63.
9. Der Abg. Becker erstattet den Bericht des 5teu Ausschusses wegen der Anstalt

Brauweiler hinsichtlich des Landwirthschaftsbetricbs, der Neubauten uud Schullehrer-Verhältnissc daselbst.
In dem durch den Druck vervielfältigte!! Berichte wird zuuächst constatirt, daß iu eiucm

früheren Landtage beschlossenworden sei, aus uäher motivirtcu Gründe», einen zweiten Lehrer
als überflüssig zn entlassen, resp, die vacant gewordene Stelle nicht wieder zu besetzen. Trotz
dieses Beschlusses uud uugcachtet des Widerspruchs der ständischen Commissaricn sei von der K.
Regierung zu Eötn eiu neuer zweiter Lehrer augestellt wordeu, was der Herr Oberpräsideut gebilligt
habe, indem er diese Wahl iu ciuem die Sachlage erläuternden Schreiben als nothwendig »nd
zweckmäßig bezeichnet. Der Ausschuß hat sich den von dem Herrn Oberpräsiocnten entwickelten
Gründen nicht anschließen tonnen, was von dem Referenten in längerem Vortrage ausgeführt und
begründet wird.

Der Ausschuß coucludirt endlich, daß die definitive Anstellung des Lehrers Viertötter
gegen den bestimmt ausgcsprochcucu Willeu des Prov.-Laudtags nicht zu rechtfertigen sei und stellt
folgende Anträge:

.->. die kosten des Unterrichts, welche für die von Seiten des Staats der Anstalt überwicscncn
Personen pro 1862 erwachsen sind, dein Staate zur Last zu stelleu;

d. gcgcu die defiuitive Austeilung des Lehrers Viertötter und die daraus entspringenden Folgen
Verwahrung einzulegen,

o. das Gehalt dieses Lehrers im Etat abzusetzen;
6. die hohe Staatsbehörde zu crsucheu, die in der Anstalt noch befindlichen jugendlichen Ver¬

brecher längstens bis zum Schluß des Jahres 1863 aus der Brauweilcr Anstalt zu entfernen,
welche sämmtlich ohue Widerspruch gcuehmigt werden, mit dem Znsatze

e. welchen der Abg. v. d. Heydt propouirl: dc» Unterricht für die Ucbergangs- und Mäuncr-
tlasse durch die respectivcu Geistliche» ertheilen zu lassen.

19. Der Abg. Becker erstattet den Bericht des 5ten Ausschusses über die „Reorga¬
nisation des Landarmcuhauscs zu Trier resp. Trennung der Kreise vom Verbände mit demselben
und Auflösung der Erziehungsanstalt daselbst resp. Ucbcrsicdelnng der Zöglinge nach Branwciler.

Der Ausschuß trägt darauf an:
denjenigen jugendlichen Sträflingen, gegen welche auf Grund des §. 120 des Straf - Ges. - B.
eine Corrcctioushaft vcrhäugt ist, so wie deu ans Gruud des §. 42 des St.-G.-N. verurtheilten
katholischen Corrigendcu die Aufnahme iu die Brauweilcr Anstalt zn versage», hingegen die
auf Gruud des ß. 146 des Str.-G.-B. zur Correctionshaft verurtheilten in die Anstalt auf¬
zunehmen,

welcher Antrag durch die Versammlung zum Beschluß erhoben wird.
11. Abg. No egge rath erstattet den Bericht des 8teu Ausschusses über die Verwaltung

der Provinzial-Hebammcu-Lehraustalt resp, deren Verlegung von Cülu uach Vierscu.
Der Referent resumirt den Verlauf, deu die Angelegenheit des Neubaues einer Lehr¬

anstalt genommen hat. Es stellt sich dadurch heraus, daß der Ausführung dieses Baues in der

Wabl der cucnt. Coni
niissarien zur Berg.
Gchnlfonds Lontrule.

Laudwirlhschaft,Bau
tcu und Lehrer zu

Branwciler.

Reorganisation des
Laudanucnhauses und
Auflüsnug der Erzie¬
hungsanstalt daselbst.

Verlegung der Heb»
cmuucn Lehranstalt

nach Vicrsm,
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Nechnnngm u. Etats
der Hcbc»»mm»Lchr

auNalt.

Vejchlciinissimss der
Grmidslcmr-Äata
strat (iinschatmnss.

Stadt Cöln erhebliche Schwierigkeiten entgegengetreten sind mid somit ist die Aufgabe die gewor¬
den, eine dafür mehr geeignete Stadt aufzusuchen und nach den geschehenenErmittelungen hat die
Commission sich für Werfen entschieden, wo der Neuban inclusivc Banplatz nicht mehr kosten soll,
als in Cöln ohne Bauplatz.

Die Geldmittel, welche für den Neuban einer Hcbammcn-^chraustalt vorhanden sind und
welche thcilweise von einem Gnadengeschenk herrühren, betragen die Snmmc von 29,22? Thlr.;
der Neubau ist veranschlagt zu 52,700 Thlr., so daß noch 23,500 Thlr. erforderlich sind, welche
der Ausschuß von der Provinzial-Hülfskasfc vorschußweise zu entnehmen nnd innerhalb 10Jahren
zu amortisiren vorschlägt mit Umlage auf die betreffenden Regicrungs-Bezirkc.

Der Ausschuß trägt darauf an, diesen von ihm vorgelegten Plan des Neubaues einer
Provinzial-Hebainnieu-^ehranstalt zuVicrscn, sowie dcu Modus der Geldbeschaffung zu genehmigen.

Zur Unterstützung dieses Antrags verliest der Referent die gutachtlichen Berichte der
Behörden resp, der Ncgiernngsbanräthe, so wie einen Bericht des Rcgiernngs-Präsidenten Herrn
v. Moeller. Nach Anhörung des erschöpfendenBerichts des Referenten nnd der völlig congrucntcn
Ansichten der betr. Staatsbehörden, so wie des Verwaltnugsbeschlnsses, so wie endlich eines zu¬
stimmenden VortragS des Abg. Dr. Veris, welchem insofern es die Stadt Cöln betrifft, die Ab¬
geordneten Horst und Stupp widersprechen, genehmigt die Versammlung deu projectirten Neubau
zu Vicrsen zum Zwecke der Verlegung der Anstalt von Cöln nach Vicrsen, so wie die vorschuß¬
weise Entnahme des Geldbedarfs aus der Provinzial-Hülfstasfe.

Der Referent trägt ferner vor, daß die Commission an den Rechnungen der Provinzial-
Hcbammeu-Vehraustalt nichts zu erinnern gefunden habe nnd nach seinem Antrage genehmigt die
Versammlung die Rcchuung von 1861/62 so wie die pro 1863 64 aufgestellten Etats.

12. Der Abg. Gcmüud erstattet Namens des 3. Ausschusses Bericht über eiueu
Antrag des Abg. Becker, die Beschleunigung der Grnndstcucr-Katastral-Einschätzuugcn betreffend.

Der Ausschuß befürwortet diesen Autrag, zu welchem der Abg. I)?. Rein artz einen die«
selbe Materie betreffenden weitergehenden Antrag stellt. Graf Nesse lrudc spricht sowohl für den
Priucipalautrag als für den Unterantrag des Herrn l)>-. Reinartz, welcher alfo lautet:

Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen, Seine Majestät den König zu bitten,
daß dahin gewirkt werde, die definitive Feststellung der Tarife durch die Central - Commission
möglichst zu beschleunigen nnd insoweit die Kräfte der Katasterbeamtcn hierzu nicht ausreiche»,
den Bürgermeistern die Vertheünng des Contingcnts in den Gemeinden auf die einzelnen
Grundbesitzer gegen die dafür ausgeworfene Vergütung zu übertragen und zwar der Art, daß
wenn die Vertheilung für alle Gemeinden bis 1865 nicht ermöglicht werden könnte, die Steuer
uach dem alteu Kataster auf 1 Jahr zu vertheile» und iu dem darauf folgende» Jahre bei
der normalmäßigcn Vertheilung das zu viel oder zu wenig Crhobcnc in Anrechnung zu
briugcu sei.

Graf Hoensbroech spricht gegen beide Anträge, ebenso der Abg. Schnlt, der nament¬
lich betont, daß die Anträge nicht zeitgemäß und verfrüht fcicu. Dcr Abg. Fhr. v. Rynsch macht
darauf aufmertfcn», daß die in dein Antrage des Abg. Reinartz miempfohlcneUebertragimg cm die Bürger¬
meister nicht wohl zulässig sei, worauf der Herr Marschall Anlaß nimmt, zn bemerken, daß er den
Reinartz'schcn Antrag nicht als einen Untcrcmtrag, sondern als einen ganz neuen Antrag ansehe,
der seiner Natur nach an einen Ausschuß habe gehen müssen, was wegen der vorgerückten Zeit
nicht mehr angehe.

Der Abg. Becker spricht eingehend für seinen Antrag, dem er nach ^agc der Dinge
eine große Wichtigkeit vindicirt. Der Abg. Graf N cssclr od c wünscht, daß der Neinartz'sche
Autrag als ganz der Sache zugehörig zugleich mit in der Berathung belassen werde. — Der
Abg. binden spricht gegen den Antrag des Abg. Becker nnd macht seine Gründe gegen denselben
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geltend, worauf der letztere Abgeordnetenochmals sich erhebt, nm seinen Antrag zu vertheidigen
und die von Seiten des Grafen Hoensbroech gewünschtenAufklärungen zu geben. Er spricht sich
zugleich auf Verlange,! des Hrn. Marschalls über den gestellten Unterantrag aus, den er nicht für
einen neuen, sondern für einen zur Sache gehörigen Nebenantrag halte.

Abg, V reinig erklärt sich für den letztern, aber gegen den Principal-Antrag-
Abg. Fhr, v. Leu kam fucht die Tragweite des Vecker'fchen Antrages, die man, wie ihm

scheine, nicht richtig würdige, klar zu stellen.
Abg. Linden erneuert und begründet seinen Widerspruchwider beide Anträge, auch

Graf Hoensbroech erhebt sich nochmals dagegen.
Der Marsch all fragt nunmehr die Versammlung, ob sie den Antrag des Abg. Neinartz

für einen neuen und folglich für jetzt unzulässig halte, was von derselbenbejaht wird.
Sodann wird der Becker'fche Antrag zur Abstimmunggebrachtuud von der Versammlung

abgelehnt.
13. Der Abg. Fhr. v. L ey kam erstattet den Bericht des 10. Ausschussesüber die Blinden-

anstalt zu Düren. Der Bericht enthält eine historische Darstellung der Anstalt, so wie der in
Bezug auf dieselbevon dem Proviuzial-Landtage gepflogenen Verhandlungeu. Als Resultat der
am 24. Novemberd. I. von den ständischen Connnissariengehaltenen Inspection der Anstalt und
der mit dem Verwaltungsrath gepflogenen Verhandlungen gibt der Ausschuß folgende Anträge ab:

1. die Erhebung der Blinden-Anstalt in Türen zu einer ProvinziabAnstalt zu beschließen und
den ständischen neu zn wählenden ConnnissarienVollmachtzn ertheilen, in Gemeinschaft mit
dem Verwaltungsrathe der Anstalt die zur Umwandlung in eine Provinzial-Anstalt nöthige
Abänderung der Statnten vom Jahre 1844 uud 184? vorzunehmenund dafür die Allerhöchste
Genehmigung nachzusuchen;

2. den jährlichen Zuschuß pro 1863—64 auf 2000 THIr, festzustellen und aus dein ständische,:
Fonds bei der Proviuzial-Hülfskassezu entnehmen;

3. für die in dem Verwaltungsbericht als nöthig bezeichneten baulichen Einrichtungen und Be¬
schaffungen die Summe von 5500 Thlr. aus dem zur Verfügung der Stände stehenden Fonds
bei der Provinzial-Hülfskassezur Verfügung zu stellen.

4. die früher mehrfachbesprochene Frage der konfessionellen Trennung bis auf Weiteres ruhen
zu lassen.

Die sämmtlichenAnträge werden einstimmigvon der Versammlung angenommen.
14. Der Abg. Stupp erstattet Bericht über die Verwaltung der Taubstummen-Anstalt.

Der Bericht zollt dieser Verwaltung ungetheiltesLob und erklärt schließlich, daß gegen die vorge¬
legten Rechnungennichts zu erinnern sei.

Das Protokoll der heutigen Sitzung wird durch den Protokollführer Abg. v. d. Heydt
verlesen und von der Versammlung genehmigt und die Sitzung darauf um l! Uhr Abends geschlossen.

Blmdm'Anstatt zu
Düren,

Taubstummenanstalt.

Der Landtllgs-Marschall:

Freiherr von Waldbott-Bassenheim-Bornheim.



Zehnte Sitzung.
Verhandeltim Ständehause zu Düsseldorf am 5. Dezember 1862.

Geschäftliche«,

Dürm-Wollersheimer
Straße.

Kaiser««Niederssmiler
Straße.

Ersparnisse in der
BezirlsstraßenUerwal«
tun«, resp. Erhöhung

des Zuschlag« im
Neg.-Bcz. Aachen.

Der Marschall ^eröffnetdie Sitzung um zehn Uhr.
Das heutige Protokoll führt der Abg. I)i-, Lexis.
Der Mg. Zores trägt ein Referat vor, betr. die Uebernahme der Düren-Nideggen-

Wollersheimer Straße auf den Bezirksstraßen-Fonds des Reg.-Bez. Aachen. Die Petition ist
eingebracht durch den Abg. Pilgram. Der Antrag des Ausschusses auf Uebernahmewird ange¬
nommen. Der Abg. Zores vei liest die darauf bezügliche Adresse, welche genehmigt wird.

Derselbe Abg. trägt ein Referat vor, betreffenddie Unterstützungder Gemeinden Wip¬
perfeld, Klüppelfeld und Lindlar zum Straßenbau, im Betrage von 180UTHlr., aus dem rechts¬
rheinischen Bezirksstraßenfondsdes Neg.-Nez.Düsseldorf. Der Antrag wird genehmigt, und der
Referent mit dem bezüglichen Schreiben an den Herrn Lanotags-Commissarbeauftragt.

Abg. Zores liest ein ferneres Referat vor, betreffend die Aufnahmesolcher Straßen, denen
die Zustimmung geworden, welche aber aus Mangel an.Fonds nicht übernommen werden tonnten,
resp. Erhöhung des Zuschlags im Neg.-Bez. Nachenvon 8 'n auf t0°/<>.

Der Ausschußträgt darauf an, auf Ersparungen zu denken,uud wenn diese Ersparnngen
nicht möglich sind, eine Erhöhung des Beischlags eintreten zu lassen.

Es wird die Discnssion eröffnet, au welcher sich die Abg. Frh. von Leykamund Graf
Nesselrode betheiligen.

Die Frage ist, soll im Einverständnissedes Eommissars und der Negierung eine Er¬
höhung des Prozentsatzesbis zu 10°/« eintreten, im Falle es sich ergiebt, daß eine Ersparung in
der Verwaltung des Vezirksstraßenfondsnicht möglich ist Fhr. u. Leykam stellt das Bedürfniß in
Abrede, und glaubt, daß die Summe von 73,000 Thlr. zu groß sei, um 70 Meilen Straße zu
erhalten. Es möge daher die Negierung von Aachen erst nachweisen, wie viel zur Unterhaltung
von 70 Meilen nöthig ist, und so lange die Negiernng von Aachendieses nicht gethan hat, kann
das Bedürfniß dieser Erhöhung nicht constatirt werden.

Der Abg. von Eynern stellt den Alltrag, Se. Excellenz den Herrn Landtags-Eom-
missar zu bitten, die hohen königlichen Negierungen zu veranlassen,den laut §. 14 des Regulativs
vom 17. September 1855 dem Provinzial-Landtage vorzulegeuden„Verwendungs-Nachweis"
den ständischen Commissarienvier Wochen vor dem Zusammentritt des Landtags zu unterbreiten
und diesen Nachweis in solcher Specialität zu liefern, daß daraus die Verwendung der zur Unter¬
haltung und Verwaltung der Straßen gezahlten Gelder für eine jede Straße im Einzelnen zu er¬
sehen ist, und daß danach die für die folgenden Jahre angestelltenEtats beurtheilt werden können.
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Mg. von der Heydt schließt sich dem Antrage des Abg. von Eynern an, und findet
es recht, daß die Negierung von Aachen nachweise, wodurchdie Höhe des Unterhalts der Straßen
auf 1000 Thlr. pro Meile gekommen sei.

Graf von Nesselrode: Der Herr Obcrpräsident hat bereits verfügt, daß den Com-
missarien die Beläge ausgehändigt werden, womit der Antrag des Abg. von Eynern erledigt
sein würde. Der Ausschuß hat das Bedürfniß einer Erhohnng des Prozentsatzeserkannt, und
hält es für nothwendig.

Abg. Contzeu: Das Vcdürfuiß einer Erhöhung des Prozentsatzes ist nicht erwiesen.
Es liegt das Recht nicht vor, daß jeder Gemeinde,welche ihre Straßen reglementsmäßigausgebaut
haben, auch die Straßen abgenommenwerden, nnd der Landtag ist nicht berufen, die Gemeinden
durch Uebernahme jeder beliebigen Straße aus der Verlegenheit zn helfen.

Abg. Bremig fpricht für den Antrag des Fhrn. von Leykam, nnd legt ein besonderes
Gewicht ans die Einwilligung und Zustimmung des ständische» Eommissars.

Nbg, Contzen: Es ist in den Rechnungen die Unterhaltung und der Neubau der
Straßen zusammengeworfen; zu außerordentlichen Bauten sind allein 60,000 Thaler verwandt
worden, weshalb es nicht zu verwundern ist, wenn Deficite entstehen.

Nach Schluß der Debatte wird der Autrag des Mm von Lei)kam zur Abstimmung gestellt.
Es lautet dieser Antrag: Es soll die 3tcgierung von Aachen erfncht werden, dem ständischenLommissar
die Beläge anszuhäudigcu, damit derselbe ermitteln könne, inwiefern Erfparungen möglich seien;
und soll die Erhöhung des Prozentsatzesbis zu 10°/,, nur dauu stattfinden, wenn der ständische
Commissar die Nothwendigkeitdieser Erhohnng erkennt uud seine Zustimmung hierzu ertheilt.

Die Versammlung geuehmigt diesen Antrag, und außerdem, daß der Antrag des Abg.
von Eyuern noch hinzugesetzt werde.

Der Marschall bemerkt, daß in Betreff der vorzunehmenden Wahl von Eommissarienfür
die Elifabethstiftung zu Düren der Vorschlaggemachtworden fei, die vier Herrcu, welche bisher
Eommissariengewesen,die Herren Freiherr von Leytam, Dr. Noeggemth, v. d. Heydt, von Tunern,
auch ferner als Eommissarienzn betrachten. Die Versammlung tritt diesem Vorschlageeinstimmig
bei und ist fomit die Wiederwahl vollzogen.

Abg. Zores verliest ein Referat, betreffendBewilligung eiuer Gmtifieation an die Re-
giernngsfelretäre für die Arbeiten in Sachen des Vezirksstraßenfonds.

Der Ausschuß beantragt, daß an Sekretäre auf Autrag der Negierung für Arbeiten
im Vezirksstraßenfonds,mit Zustimmung des ständischen Eommissars Gratisicationen ertheilt wer¬
den können.

Der Antrag fällt.
Der Marschall macht darauf anfmerkfam,daß noch eine Wahl der Eommifsare für das

Taubstummcu-Iustitut in Cöln nachzuholensei.
Es wird beantragt: Es sollen diejenigen Herren, welche bisher ständische Eommissarien

des Tllnbstummeninstiluts in (5öln waren, als solche bleiben. Dieser Antrag wird angenommen.
Abgeordneter Linden verliest ein Referat, betreffenddie Uebernahme der Straße von

Aldenhuvcunach Düren,
Abgeordnetervon der Heydt fragt an, ob der ständische Commissarauch gehört wor¬

den sei; welches der Commissarin Abrede stellt
Der Referent: Es fcheint, daß die Negierung von Aachen die Straße nicht übernehmen

will, und dann muh es doch den Gemeiudenfrei stehen, sich speciell an den Landtag zu wenden.
Äbg. Fhr. v. Ley kam erläutert den üblen Zustand des Vezirksstraßenfonds des Negierungs-

Bezirks Aachennnd rügt das leichtsinnige Ucbcrnehmender Straßen ans den Vezirksstraßenfonds.
Graf von Nesselrode verweist ans eine Verfügung des Herrn Oberpräsidentenvom

Cmmnissare für
Mndci' - Anstalt

Düren.

die

VlratifkMion der Re-
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strasienfonds.
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AldcichouenDünner
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Wiedliachstraße.

EchteniachWalleu
dorfer Straße.

Mettmann-Hoch»
dahler Chaussee.

Steclc-Brcdeneyer
Straße.

Geschäftliches.

Deichbauten.

Wittwe Schwitz.

Reparatur!
im Ständchllusc.

18. August 1861, gemäß welcherder ständische Commifsarbei größeren Reparaturen ic. an Ort
und Stelle zu berufen sei.

Der Referent schlägt vor, dem Antrage des Ausschusses noch hinzuzusetzen: Nach Zu¬
stimmung des ständischen Eommissars. Wird genehmigt; und ist mithin die Uebernahmebean¬
tragt unter dem vorerwähnten Zusätze.

Referent Nußbaum verlieft ein Referat, betreffendeine Petition der Gemeinde Wald¬
breitbach um eine Unterstützungvon 2000 THIrn. aus dem ostrheinifchen Vezirksstrnßenfondszur
Vollendung der Wiedbachstraß". Die Bewilligung wird beantragt und genehmigt.

AbgeordneterGnittienne verlies't ein Referat, betreffend Erhebung der Echternacher-
Vrücker-WallendorferPrämienstraße in die Reihe der Bezirksstraßen,sobald dieselbe regelements-
mäßig ausgebant sein wird. Wird genehmigt. Die bezüglicheAdresse wird vorgelesen und genehmigt.

AbgeordneterLinden verlieft ein Referat, betreffendUebernahme der Mettmann-Hoch-
dahler Gemeinde.Chausseeaus den ostrheinifchen Vezirksstrnßenfondsdes Reg-Bezirks Düsseldorf.
Der Antrag des Ausschussesgeht auf Ucberweisuuguon 10U0 Thlru. an die Gemeinden Mett¬
mann und Millrath zur Verwendung auf der Mettmauu-HochdahlerStraße. Abg, Münster, als
ständischer Eommissar,erklärt, daß es ihm noch nicht möglich gewesen sei, sich über die Nothwen¬
digkeit nähere Aufschlüsse zu schaffen. Abg. von derHeydt spricht gegen den Antrag, Abg. Graf von
Nesselrode empfiehlt den Autrag des Ausschusses, Abg. Berger spricht dafür. Abg, Eontzen
findet es nicht augemessen, daß aus ständischenMitteln bei so großen Kosten zu obigen Straßenbauten
Gelder bewilligt werden, vielmehr wäre es angemessen, daß unter solchen Umstanden die Staats-
prämie erhöht werde. Der Antrag des Ausschusseslautet: Neu Gemeinden Mettmann und
Millrath zur Verwendung auf der Mettmann-HochdahlerStraße aus dem ostrheinischen Bezirks-
strahenfonds 1000 Thaler zu bewilligen, wenn der ständische Eommissardazu seine Zustimmnng
ertheilt. Wird genehmigt.

Abg. Lind en erstattet ein Referat, betreffend Uebernahme der Steele-VredeneyerStraße anf
den ostrheinischenBezirksstraßenfonds des Regierungs-BezirksDüsseldorf, v. d. Heydt spricht dagegen,
weil die Straße noch nicht reglemeutsmäßigausgwaut sei, Münster spricht für die Aufnahme.
Der ostrheinische Bezirksstraßenfonds des Regierungs-BezirksDüsseldorf soll eine Uuterstützuug
von 2300 Thalern gewähren, wenn der Staat und die Gemeindeebeufalls den beantragten Zu¬
schuß geben und der ständische Commissar und die Regierung damit eiuverstauden sind. Wird
genehmigt.

AbgeordneterNoeggerath verlies't eine Advesse, betreffendden Entwurf eiues Gesetzes
über das Errichten von Gebäuden in der Nähe von Waldungen. Die Versammluug ist mit der
vorgetragenen Fassung einverstanden.

AbgeordneterFhr, von Ley kam trägt eine Adresse vor, betreffenddie Elisabethstiftung
in Dürcn. Wird genehmigt.

Derselbe Abgeordnete verlies't ein Referat, betreffend eine Petition des Abgeordneten
Barrels über das Deichwesen. Der Ausschuß beantragt, dem Herrn Landtngscommissarden
vorliegendenGegenstand, betreffend die Unterstützung der Deichbanten aus Staatsmitteln, zur
Berücksichtigung zu empfehlen.

AbgeordneterGraf v. Homuesch verlies't ein Referat, betreffend das Unterstützuugs-
gesuch der Wittwe Schmitz. Die Versammlung bewilligt 25 Thaler aus ständischen Mitteln.

Graf v. Hompesch trägt ein Referat vor, betreffenddie Einrichtung der Wate»
Elosets im Ständehaufe. Es wird beantragt, daß bis znm nächsten Landtag die gehörige Ein¬
richtung in Bezug auf Water - Elosets geschafftwerdeu solle und der Herr Geheime Archiurath
Lacomblet mit der Ausführung auf verhältnihmäßige Kosten der Betheiligten beauftragt werde.
Wird genehmigt.
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Graf v, Homvesch verliest ein Referat, betreffenddie Gratifieatiouen der Kanzlistcn,
wozn früher 200 Thaler bewilligt worden sind. Da durch die Aenderung in dem Reglement der
Reisekosten 800 Thaler gespart worden, so beantragt der Ausschuß, für diesesmal 236 Thlr. zu
bewilligen, womit die Versammlung einverstandenist.

Der Abg. No egge rath verlies't ein Schreiben au den Herrn Laudtags-Eommissar,
betr. die Verlegung der Hebammenlchranstalt von Cülu uach Vierseu, Wird genehmigt.

Abg. Noeggerath trägt zwei Schreiben vor, die Nechuuugen uud deu Etat der Heb-
llmmenlehranstalt betreffend Dieselben werden genehmigt,

Abg. Fhr. v. R nns ch verlies't ein Referat, betreffend die Aufnahme der Straße uou Sousbcck
über Winnctendonknach Kevclaer in die Reihe der Bezirtsstraßeu des RegierungsbezirksDüssel¬
dorf. Der Antiag des Ausschusses geht dahin, die Gewährung einer Vanprämie von Seiten der
Staatsrcgicruug zu empfehlenund die Straße nach dem reglemeutsmäßigenAusbau zur Aufnahme
auf den westlichen Bezirksstraßenfonds des NegiernugsbezirksDüsseldorf zu empfehlen. Wird
angenommen.

Abg. Fhr. v. Nunsch verlies't die darauf bezügliche Adresse, welche angenommenwird.
Abg. vr. Leris trägt ein Referat vor, betreffenddie Uebernahme der St. Vith-Steine -

brückerstraßeauf den Vczirksstraßcufonds. Der Antrag des Ausschusseslautet auf Ablehnung,
woniit die Versammlung einverstandenist.

Vorgetragen wird ferner ein Referat über die Petition des BürgermeistersvouHemmersbach,
unterstütztdnrch den Abg. Fhrn. v. Fürstenberg,betreffend die Straße von Ichendorfnach Horrem und
Moedcrath. Der Ausschuß beantragt die Gewährung einer Staatsprämie von 3 Thlr. pio Ruthe,
Ertheilung der Befugnih der Expropriation nnd Barriere-Errichtung zu befürworten. Die Ver¬
sammlung ist mit diesem Antrage einverstanden, und beschließt, eine bezügliche Adresseau Se.
Majestät den König zu richten.

Die Adresse wird vorgelegt nnd genehmigt.
Abg. Schult verliest eiu Referat, betreffend die Petition des Abg. Fhrn. v. Lonisenthal,

betreffenddie Wciterführung der Merzig-VirteufcldcrStraße.
Gegen den Antrag des Ausschusses ist nichts zn erinnern, nnd wird der Abg. Schult

beauftragt, das bezügliche Schreiben an den Herrn Oberpräsidentenzu entwerfen.
Abg. Simons verlief't ein Referat, betreffenddie Ausführung einer Wasserstraßevon

.dem Nheine zur Weser und Elbe.
Antrag : an des Königs Majestät die Bitte zn richten, dein Projekte die Berücksichtigung

angedcihen zu lasseu, die es der Nusführuug näher bringen würde, und wie es die hohe Wichtigkeit
des Gegenstandeserfordert. Wird genehmigt. Tie bezügliche Adresse wird verlesen nnd genehmigt.

Abg. Simons verlies't das Referat, über die Petition eines Steuerempfängers in
Schweich, betreffenddie Pensionsberechtigungder Elementar-Erhcbcr der Gemeinde-Gefälle. Der
Antrag des Ausschusses ist Uebergang zur Tagesordnuug. Wird angeuommcn.

Abg. I)i. Wurzer verlies't ein Referat, betreffend Anstellungder Bürgermeister, deren
Wahlperiode jetzt abgelaufcu ist*). Der Ausschußträgt auf Uebergang zur Tagesordnung an.

Abg. Linden spricht dagegen, An der Debatte betheiligeu sich die Abg. Contzen
und Simons. Der Antrag des Ausschusses wird zur Abstimmuuggestellt.

Da nur 28 gegen den Antrag des Ausschusses,mithin die Majorität von zwei Drittel
nicht erreicht ist, so ist die Tagesordnung angenommen.

Der Abg. von der Heydt erstattet den Bericht des XI. Ausschusses, betreffenddie
Kosten des 14. und 15. Landtags (1860—1861).

Gratifikationen
fi'ir da« Bureau.

Geschäftliche«.

Sonsbeck'Kevelaerer
Straße.

St. Vith Steine«
brückerStraße.

IchendorfMoede-
rather Straße.

Merzig'Birlmfcldcr
Straße.

Nhciu.Elbe-Kllual.

Pensionsberechtigung
der Connnnnal Em¬

pfänger.

Anstellung der Bür¬
germeister.

^andtagstosten.

*) Der Antrag ging dahin, e« möchtendie nöthigen Anordnungen getroffen werden, daß uor Erlaß der neuen
Vandgemeinde-Ordnungkeine definitiven Anstellungen der Bürgermeister nud Gemeinde-Vorstehermehr stattfänden.
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Die Versammlung nimmt davon Kenntniß und verordnet nach dem Ausschußantrage
die Hinterlegung der Rechnungenin das ständische Archiv.

Der Marschall dankt im Namen der Provinz für die sorgsame Abwickelung der Geschäfte
und die Aufmerksamkeit, welche die Versammlung ihnen hat zu Theil werden lassen.

Der Abg. von der Heydt erhebt sich, um dem Herrn Marschall für die umsichtige
und ausdauernde Leitung der Geschäfte zu danken, worin die Versammlung lebhaft einstimmt und
sich zum Zeichen dieser Zustimmung erhebt.

Schluß der Diät. Um 2'/- Uhr erschien der Herr Landtags-Eommissar,geleitet von einer Deputation aus
den Mitgliedern des Landtags, im Ständchause, wo derselbe folgende Nede hielt:

Hochgeehrteste Herren! Noch vor dem Ablaufe der in Aussicht gestellten Frist haben Sie
iu angestrengter Thätigkeit Ihre Arbeiten zu Ende geführt, und nicht nur den provinzialständi-
schen Instituten Ihre fördernde Theilnahme und Fürsorge zugewendet,sondern auch in Bezug auf
die Allerhöchsten Propositionen Ihrer Ueberzeugungeinen Ausdruckgegeben, wie Sie es den Be¬
dürfnissen des Landes einsprechendhielten. Sie dürfen sich einer reiflichen und unbefangenen
Erwägung Ihrer Beschlüsse von Seiten der Staatsregierung versichert halteu. Indem ich meiner¬
seits den Herren persönlichmeinen Abschiedsgrußdarbringe, kann ich nicht umhin, auch bei dem
jetzigen Auseinandergehendes versammelt gewesenen Provinzial-Landtags meinen aufrichtigen Dank
auszudrückenfür das freundlicheEntgegenkommennnd das Vertrauen, mit dem Sie mich auch
diesmal beehrt habeu. Meine besten Wünsche, meine Herren, geleiten Sie ferner. Im Namen
Sr. Majestät des Königs erkläre ich den 1<i. RheinischenProvinzial-Landtag für geschlossen."

Nachdem der Herr Landtags-Eommissar, von derselbenDeputation, die ihn empfangen
hatte, geleitet, den Saal verlassen, brachte der Marsch all mit den Worten „das letzte Wort,
meine Hcrreu, das wir mit in die Provinz nehmen, gehört dem Könige," ein Hoch auf Seine
Majestät aus, worin die Versammlung dreimal mit Begeisterungeinstimmte.

Der Landtags-Marfchall:

Freiherr von Waldbott-Vasseuheim-Bornhenn.
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Referat über den Entwurf eines Gesetzes,
betreffend die Einführung der Concurs - Ordnung vom 8. Mai 1855 uud des Gesetzes
über die Vcfugniß der Gläubiger zur Anfechtung der Rechtshandlungen zahlnngsnnfähiger
Schuldner außerhalb des Coucurscs vom 9. Mai 1855 iu dem Bezirk des IustizscnateS

zu Ehrenbrcitsteiu.

Referent: Fr Hr. von Nyvenheim.

Die Motive zu dem Allerhöchstvorgelegten Gesetzentwurfein Verbindung mit den
Erläuterungen und Erklärungen der den fraglichenLandestheil bewohnendenAusschußmitglieder
lassen keinen Zweifel darüber, daß das Bedürfniß, den in Rede stehendenGegenstandfür das
genannte Territorium gesetzlich und einheitlich zu reguliren, ein dringendes ist; auch hat die, durch
die Gesetze vom 8. Mai 1855 und 31. Mai 1860 in die unter Herrschaftdes Allgem. Landrechts
und der Allgemeinen Gerichtsordnung stehenden Landestheilc uud resp, die Hohcuzollernschen
Lande bereits stattgehabteEinführung der Coucurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 und des Gesetzes
über die Befugnis; der Gläubiger zur Anfechtung der RechtshandlungenzahlungsunfähigerSchuldner
außerhalb des Coucnrses vom 9. Mai 1855 den Ausschuß um so mehr veranlassenmüssen, dem
vorliegenden Gesctz-Eutwurfe beizutreten, als derselbe mit jenen beiden unter Mitwirkung der
Landesvcrtretuug ergcmgenen Einführuugsgesetzeuim Wesentlichenübereinstimmt, die einzelnen
darin vorkommenden Abweichungen aber durch die besonder«localen Rechtsverhältnisseim Bezirke
des Iuslizsenates zu Ehreubrcitstein geboten erscheine».

Hiernach ist der Ausschuß der Ansicht
der hohen Ständcversammlung die Annahme des Allerhöchst vorgelegtenGesetzentwurfsin
unveränderter Fassung empfehlenzu müsseu.

Düsseldorf, den 25. November 1862.

Der dritte Ausschuß:

Fhr. von Solcmachcr, Vorsitzender. Fhr. uon Nyvenheim. Referent.
Fhr. v. Znudt. Ctnpp. Schnürte. Gcmnnd, Nnßbaum.

________ _^__________,
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Bericht des dritten Ausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes wegen Aufhebung der !ox ^l,.-,!,tc!8!iuiÄin den

Landcstheilcn des gemeinen Rechts.

Referent: Fr Hr. von Solemachcr-Antwci ler.

Für die Beibehaltung der in den «audcsthcilcn des gemeinenRechts heute noch gelten¬
den sog. ikx ^,nu8tu8iauu, wonach der Schuldner dem Cesfiouar nicht mehr zu bezahlen braucht,
als dieser dem Cedeuteu für die abgetretene Forderung gegeben hat, waltet, wie dies in den
Motiven erschöpfend ausgeführt worden, gegenwärtig ein vernünftiger Grund nicht weiter vor.
Icues Gesetz entspricht nicht mehr deu heutigen Ncchtsauschanuugeu uud Vertehrsverhältuissen,wie
denn überhaupt uicht abzusehen ist, weshalb der Schuldner aus dem zufälligenWechsel in der
Person seines ursprünglichen Gläubigers eiuen pekuniärenVortheil zieheu soll. Demgemäß ist
denn auch längst schon ziemlich in allen Vciudcsthcilen des gemeinenRechts, und namentlich in
dem unmittelbar angrenzenden Herzogthum Nassau durch Verordnung vom 2li. Mai 1841 das
fragliche Gesetz aufgehobenworden. Ein Gleiches hat für die aus Handelsgeschäften her¬
rührenden Forderungen auch der tz. 299 des für die ganze Monarchie geltendenallgemeinen
deutschen Handelsgesetzbuchsvom 24. Juni 1861 verorduet, und wegen völliger Gleichheitdes
Gruudcs besteht kein Austand, diese Vorschrift auf alle übrigeu, reiu civilrechtlichen
Furderuuge«, uud selbst auf diejenigen auszudehnen, welche bereits vor Publikation des gegen¬
wärtigen Gesetzes cedirt sein sollten. Was in letztererBeziehung die in ß 2 des Entwurfs ent¬
halteneu beiden Ausnahmen betrifft, so erscheinendiese durch die Betrachtung gerechtfertigt, daß
es sich hier einescheilsvon einem dem Schuldner erwachsenen iuz ym^itum und auoerntheils von
einem Verzichtedes Gläubigers auf den Nominalbetrag der Forderung handelt. ^

Hiernach hat der Ausschußbeschlossen:
der hohen Ständeuersammlnng die unbedingte Annahme des vorgelegten Gesetzentwurfszu
empfehlen.

Düsseldorf, den 25. November 1862.

Der dritte Ausschuß:
Fhr, von Solemacher-Nntweiler, Vorsitzender und Referent. Stupv. Schaurte.

Fhr. von Nuvenheim. Gemünd. Fhr. von Iandi. Nußbaum.

Referat des zweiten Ausschusses
über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Errichtung von Gebäuden in der Nähe der

auf dem linken Nhemufer der Rheinprovinz belegenen Waldungen,
Referent: Dr. No eggerath.

Der mittels Allerhöchsten Propositions-Decrets vom 17. u. Ms. dem Landtage zugegangene
Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung von Gebäuden iu der Nähe der auf dem linken Rhein»
Ufer der Nheinprovinz belegenenWaldungen, welche den hohen Ständen als Königliche Vorlage
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zur Aeußerung vorliegt, beabsichtigt, die bis jetzt über deu fragliche« Gegenstand bestehcuden ge¬
setzlichenBestimmungen im Interesse des in der Nähe von Waldungen gelegenen Eigenthums und
der Entwickelung der Industrie zu mildern. Die auf der linken Nheiuseite der Provinz theilweise
gültige französische Forstordnnug vom August 1669 bestimmt, daß von Staatsforsten, ohne Rücksicht
ans ihren Umfang, die Anlage von Gebäude« jeder Art eine halbe Stnnde weit entfcrt bleiben
müsse. Der ebenfalls auf der linken Nheiuseite pnblieirte »vi8 clu enn8sil cl'etal vom 22. lirummi-e
XIV. (13. November 1805) empfiehlt zwar eine mildere Handhabung der vorgedachtcn französischen
Forstordnung, wendet dieselbe aber auch auf Gemeinde-Forsten an, insofern diese einen Complcx
von mindestens 250 Hectaren bilden. Die Verordnung der Kaiserlich-Königlich Ocsterreichifchen
und Königlich Bayerischen gemeinschaftlichen Landes-Adnnuistrations-Commission vom 21. Iauuar
1815 verbietet:

„ohne Geuchmiguug der Laudesstcllc in dem Umfange der Waldungen oder in einer Entfernung
„von 1000 Mctrcs (ungefähr 200 Ruthen zu 16 Fuß rheinländisches Maß) von deren Grenzen
„Gebäude zu errichten bei Strafe des Niederreißcns der Gebäude und der Confiscation der
„dazn angewandten oder angefahrenen Baumaterialien zum Besten der Staatskasse."

Diese letztere Verordnung gilt nur für eiuen auf dem linken Nhcinnfer gelegenen süd¬
westlichen Theil, welcher unter der Verwaltung der sogenannten Crenznachcr und resp. Wormser
Commission gestanden hat.

Der vorliegende Entwurf des Gesetzes ermäßigt im ß. 2. die Breite des sogenannten
Schutzstreifens der Waldungen auf 100 Ruthen, in welcher Entfernung von denselben keine Gebäude
errichtet werden dürfen, vorausgesetzt, daß die Waldungen einen zusammenhängenden Complcx von
wenigstens 500 Morgen bilden uud dem Staate, den Gemeinden oder öffentlichen Anstalten zu-
gehören.

ß. 7 dieses Cutwurfes läßt diese Bestimmungen ausnahmsweise aber auch für Waldun¬
gen gelten, welche nicht dem Staate, Gemeinden oder öffentlichen Anstalten gehören, insofern sie
in dem Bereiche liegen, iu welchem bisher die Verordnung der ehemaligen Oesterreichisch-Baye¬
rischen Landcs-Aduünistrations^Commission vom 21. Januar 1815 gegolten hat.

Hiernach würde also durch das projcclirtc Gesetz keine Gleichförmigkeit für den links¬
rheinischen Theil der Nhcinprovinz erzielt, viel weniger daher eine solche Gleichförmigkeit für die
ganze Provinz, da der Gesetzentwurf den rechtsrheinischen Provinzthcil gar nicht berührt und iu
demselben entweder keine oder ganz anders geartete beschränkende ältere Gesetze in jener Beziehung
bestehen. Diese Uugleichfürmigkcit wird namentlich für das ehemalige Herzogthum Berg um so
mehr auffällig, als dasselbe im Allgemeinen die übrige französische Gesetzgebung mit dem links¬
rheinischen Theile der Provinz theilt. Im Herzogthum Berg besteht eine Beschränkung jener
Art nur aus allgemeinen polizeilichen Rücksichten, nicht aber zum Schutze der Wälder. Die Ver¬
ordnung des Herzogs Wilhelm ct. 6. 10. Octobcr 1554 sagt uämlich:

„Dwcil auch etliche au oder in den weiden, auch sunst buyssen alle wcgc und straffen,
„fern van andern Höven oder Huisercu, kneten oder huiser uffrichtcn, Uud aber an den
„und dergleichen enden allerley argwcnigc gcscllschaft sich zu vcrscnnlcn plegt, Nnch sunst viel
„uuradtz daruß zubcsorgcu, So söllcu sie uff uuscrc höchste straff vcrbictcu lasten, das nie-
„mandt ohn bcsichtiguug uud zulassuug ircr, als van nnscrt wegen, einsän« huyscr oder
„kactcu uffrichte, Wie sie es auch gciucm nn obgcmelten oder andern verdcchtigcn enden,
„oder da es snnst unser ordnung uud edicten 'zuwiddcr sein möchte, zulassen füllen."

Die rcvidirtc Clcve- und Märkische, wie auch Geldern- uud Meursische Jagd- uud Wald-
Ordnung c!o onna 1765 enthält in Beziehung auf uuscru Fall nnr folgende Bestimmung
Titel V. §. 3.:

„In Zukunft aber müssen keine Ncu-Anbcmendc ferner in noch nahe bei denen Wäldern
„angcwicfcn werden; weil die Erfahrung die schädlichen Folgen davon gcnngfam zu Tage
..leget." 8
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Wollte man auch annehmen, daß sich die Bestimmung eines sogenanntenSchutzstreifens
für Waldungen mit Beschränkungder Rechte des angrenzendenEigeuthümers aus Gründen des
öffentlichenWohls vertheidigen ließe, so würde es erforderlich sein, den Schutzstreifen für alle
Waldungen, alfo auch für Privatwaldungen in dem Bereiche cmzunehmcn,für welchen das Gesetz
Gültigkeit haben soll. Das Project aber gewährt im 8- ? nur denjeuigenEigenthümern diesen
Schutz, deren Waldungen in dem Bereiche der Gültigkeit der Verordnung der ehemaligeuOester-
rcichisch-Baycrischen Laudes-Administratioiis-Commissionvom 21. Januar 1815 liegen.

Nach diesem Standpunkte des Gesetz-Entwurfesdürfte anzunehmensein, daß ans Grün¬
den des öffentlichen Wohls der Schutz der Waldungen durch dcu fogeuauuteu Schutzstreifen uuter
Beschränkung der Rechte der angrenzende»'Gruud-Eigeuthümer nicht zu rechtfertigenfei, da im
entgegengesetzten Falle Privatwaldungen überall denselben Schutz genießenmüßten, wie Staats-,
Communal- und Institutcn-Forsten.

Neben den vorstehenden Erwägungen kömmt der Artikel 9 der Verfassuugsurkundefür
deu preußischen Staat vom 31. Januar 1850 in besondere Berücksichtigung, welcher lautet:

„Das Eigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Grüudeu des öffeutlichcu Wohls
gegeu vorgängige, in dringendenFällen wenigstens vorläufig fcstzustellcude Eutschädi-
gung nach Maßgabe des Gesetzes entzogeuoder beschränkt werden."

Diese Anschauungen über deu Gesetz-Eutwurfwurden von der Majorität der Mitglieder
des Ausschussesgetheilt; jedoch sah sich die Miuorität veraulaßt, dcsfalls das aulicgeudeGut¬
achten abzugeben.

Bei der cröffueteuSpecial-Discussion über den Gesetz-Entwurf erhob fich gegeu die
Anuahme des §. 1 kein Bedenken. Hierauf wurde der §. 2 zur Abstimmunggebrachtund der¬
selbe mit Majorität abgelehnt, womit also der gauze Gesetz-Eutwurfgefallen war. Daß der ganze
Gesetz-Entwurfnicht angenommenwerde, ist daher der erste Antrag, den der Ausschuß den hohen
Ständen vorschlägt.

Hierauf wurde als zweiter Antrag aufgestellt, uud mit sehr überwiegenderStimmen¬
mehrheit genehmigt:

Die alleruuterthänigstcBitte vorzulegen, daß die französische Forstordnung vom Angust
1669 und alle Gesetze, welches die Errichtung von Gebäuden in der Nähe von Wal¬
dungen in der Nheinprovinz verbieten oder beschränken, aufgehobenwerde.

In einer folgendenSitzung des Ausschusseswurde noch folgmdcr Subsidiar-Antrag be¬
sprochen und angenommen: für den Fall, daß die Staatsrcgicrung auf dcu besagten Haupt^Autrag
einzugehen nicht geneigt sein möchte uud in «.Betracht, daß der Entwurf die Härten der bisherigen
Gesetzgebung wenigstens mildert, Seine Majestät den König zu bitten, dcu Entwurf der weitcrn
Berathung der Landesvcrtretungz» übergeben.

Düsseldorf, den 1. December 1862.

Der zweite Ausschuß des Rheinischen Provinzial-Landtags:

Frhr. von Geyr, Vorsitzender. No egge rath, Referent. Ouitticnne. Graf
von Hocnsbrocch. Frhr. von Rynfch. Pilgram. Dr. Wurzcr.
von Enncrn. Frhr. von Zandt. Simons. Graf von Hompefch.
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w,. 4.

Bericht des vierten Ausschusses
über die'Rechnungen der Provinzial-Fcuer-Socictät pro 1860 und 1861.

Referent: AbgeordneterBecker.

Dem XVI. RheinischenProvinzial-Landtage wurden mit Nescript des Königlichen Land-
tags-Commissarius und Obe>-Präsidenten'der Nheinprovinz Herrn von Pommer-Esched. d. 16.
Novemberc. Nr. 8753 die Rechnungen der Provinzal-Feucr-Societät pro 1860 und 1861 nebst
den dazu gehörigen Belügen und den beantworteten nnd oecidirtewNotaten-Protokollenzur Fest¬
stellung und Dechargirungvorgelegt.

Der mit dein Referate beauftragte vierte Ausschußunterzog sich der Revision der Rech¬
nungen, welche folgendes Resultat ergab.

Beide Rechnungensind durch den Herrn Ober-Präsidenten reuidirt, die gezogenenBemer¬
kungen dnrch den Nendanten und den Direktor der Anstalt beantwortet nnd so weit es möglich
war, erledigt und von dem Herrn Oberpräsidentensind darauf die Entscheidungenerlassen worden.
Der Ausschußfand nur noch^znbemerken:

ll. Daß in beiden Rechnungennoch viele Nest-Ausgabe-Postenan Vrandbeschädigtevon 1840,
1844, 1847, 1849 und dann bis zur Gegenwart jedes Jahr vorkommen,welche im Interesse
des NechnungSivcfens und des Institutes selbst uach Möglichkeit aufzuräumen wären. Nach
den dnrch den Herrn Direktor der Sozietät gegebenenAufklärungen hängt die Verrechnung
derfelbeu von der Beibringung der Verwenduugs-Attesteab, die er unerachtct vielfacher
Verhandlungen und Bemühungen bis jetzt von den betreffendenBürgermeistern nicht habe
erlangen''können, weil die Verwendung entweder noch nicht stattgefunden oder nicht nach¬
gewiesen sei.

b. Der Sekretair Schnlz ist am 17. April 1861 gestorbenuud die Ersparnis; an dem Gehalte
desselbenmit 175 Thalern unter 4 Beamte der Anstalt vertheilt worden (Seite 153 Be¬
lag 3936). Der Herr Direktor glanbte sich zu dieser Vcrtheilung um deswillen hauptsächlich
berechtigt,weil die betreffendenBeamten dem noch nicht vollständigeingeübtenneuangestell«
ten Beamten in der Bewältigung der Arbeiten hätten behülflich sein müssen.

o. Der Sckrctair Schulz hat die ihm pro 1861 etatsmäßig zustehende Theuerungs-Zulage von
90 Thalern im Januar 1861 gan; bezogen, welche ihm nur pro i'»,w der Zeit, bis zum
17. April uud resp. 17. Mai zustand. Da die Erben des :c. Schulz der Art arm sind, daß
der hohe Landtag ihnen wiederholte und sogar laufende Unterstützungenbewilligt hat, sy
kann von einer Wiedereinziehungdes zuviel erhobenenBetrages keine Nede sein.

6. In den Ncchnungen kommen etatsmäßig nicht vorgesehene, jedoch extraordinair bewilligte
Ausgaben vor, die nicht näher justiftcirt sind. In Zukunft dürften dergleichenPosten, zur
besseren Uebersicht und Erleichterung der Revision,mit den erforderlicheil Iustificatorien, als
Beschlüssen des »hohen Landtages :c. zu belegen sein. Uebrigens haben die Rechnungenzu
weiter keinen Bemerkungen Vernnlassnnggegeben, dieselben sind vielmehr mit großer Pünkt¬
lichkeit geführt und schließen wie folgt ab:
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^.. Rechnung pro 1860.

mit einer Gesammt-Einnahmevon ....... 68^406. 4. 10.
und einer Nest-Einnahmevon ......... 2455. 15. 10.
mit einer Ausgabe von ........... 354024. 12. 8.
und einer Nest-Ausgabevon ......... 95853. 13. 5.
und einem Bestände von ........... 329381. 22. 2.

L. Rechnung pro 1861.
Ist. Nest.

mit einer Einnahme von ,. . . 787974. 5. 3. — 2249. 13. 3.
mit einer Ausgabe von ... 3425 19. 11. 8. — 13 7442. — 4 .
mit einem Bestände von . . . 445454. 23. 7. u. mit 135192. 17. 1.

Ausgaberest. Zieht man diesen von dem Beständeab, so bleibt Ueberschuß 310262 Thlr. 6 Sg. 6 Pf.
Gewiß ein schönes Resultat im Vergleichzu der Nechnuugpro 1857, welche noch mit

einem Deficit von 23,601 Thlr. 13 Sgr. 8 Pf. abschloß. Der obige Bestand ist angelegt

1. beim Schaaffhausen'schenBankverein mit .... 83014. 6. 6.
2., beim Proviuzial-Hülfsverein mit ....... 80000. — —
3. bei Seligmllnn in Coblenz ......... 48826. 26. 1.
4. bei Deichmannin Cüln .......... 28204. 27. 11.
5. in 260000 Thlr. Prioritäten der Bergisch-Märkischen

Eisenbahn in baarem Ankaufe von . . . , . . 202798. 7. 6.
6. in Belägen .............. 135. 11. 11.
7. in Beständenbei den Negierungs-Haupttassenvon 2474. 14. 9.
Der Ausschuß beantragt hiernach, der hohe Landtag wolle die definitive Decharge den

Rechnungen der Provinzial-Feuer-Societät pro 1860 und 1861 ertheilen, jedoch nnter dem Vor¬
behalt der Erledigung der von dem Herrn Oberpräsidentengezogenen und noch nicht erledigten
Bemerkungen, sowie in dcr Erwartung, daß künftig die oben 8ud ck, gemachte Bemerkungbeob¬
achtet werde.

Düsseldorf, 3. Dezember 18(>2. Der vierte Ausschuß:
Ihr. Naitz v. Frentz, Vorsitzender. Becker, Neferent. Zores. v. Eynern.

Iosten. Berger. Münster. Guittienne. Graf v. Goltstein.
van der Straeten. Wachter.

________________

Referat des vierten Ausschusses
über den Verwaltuugsbericht der Direction der Provinzial-Feuer-Societät pro 1860 und 1861.

Neferent: Abg. von Eynern.

Der Verwaltungsbericht der Direction der Provinzial-Fener-Societät über den Geschäfts¬
betrieb in den Jahren 1860 und 1861 ist wiederum sehr erfreulichenInhalts. Innerhalb dieser
beiden Jahre stieg das^Versicherungskavital um ca, 20 Millionen (auf die Höhe von ca.
268 Millionen), die Prämien-Einnahme um beinahe 36000 Thlr. (auf die Summe von ca.
428,000 Thlr.) und hob sich der Nechnungs-Ueberschuß, welcher Ende 1859 beinahe
131,000 Thlr. betrug, auf 310,262 Thlr. li Sgr. 6 Pfg. zu Ende des Jahres 1861. —
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Wohl ist dies günstige Resultat in der Hauptsache dem Umstände beizumcssen,daß
Brandunglücke außergewöhnlicherGröße in den vergangenen beiden Jahren die Societät nicht
betroffen, indeß hat die Mehr-Einnahme au Prämien und Zinsen auch nicht unwesentlich dazu
beigetragen.

Hat unser Institnt aber seither, auf Grundlage seiner ihm vor zehn Jahren gegebenen
neuen Verfassung sich als lebensfähig erwiesen, so ist dessen solider Fortbestand noch um so mehr
gesichert als nunmehr ein Reservefondsangesammeltist, welcher bereits den Dnrchschnittsbelauf
der jährlichen Vrandentschädigungender letzten 4 Jahre überschreitet,also für Brandnnglückevon
außergewöhnlicherBedeutung fchon eine beruhigeude Gewähr bietet. Mit Freude hat Ausschuß
der Genehmigung des vom hohen Landtage im Jahre 1860 gestellten Antrages auf Anfammlnng
dieses Reservefonds auf Höhe des anderthalbiualigcnBetrages der Iahrc5-Prämie Erwähnung
zu thun, indem er der Hoffnung Raum giebt, daß in nicht ferner Zeit das Iustitut uon einem
goldnen Panzer folcher Schwere gedeckt fein werde.

Leider birgt aber die Zukunft neue Gefahren für nnser Iustitut in ihrem Schooße.
Der Geschäftsverkehr der Immobiliar-Versicherungin der Rheinprovinz ist vom 1, Januar 1863 an
völlig freigegeben und viele neue fast nur ausländischePrivatgesellschaftenwerden fortan
unter Benutzung aller Mittel eifrigst darauf ausgehen, die Versicherungalter und ueucr Gebäude
an sich zu ziehen! —

Nicht genug, daß in solcher Weise die bisherigen Rücksichtenans die Prouinzial-Socictät
mit einem Male' bei Seite gefetzt sind, Rücksichten, welche ihr, Angesichtsihrer gemeinnützlichen
Wirksamkeit,vor wie nach gebührten, nein, auch dasjenige Mittel, welches die Societät für ihr
ferneres Gedeihen für das geeignetste hält, nämlich die feit 1854 beantragte Mobiliar-Ver¬
sicherung — soll ihr nur unter solchen Erschwerungenbewilligt werden, daß dessen Ausführung
vor der Hand unmöglich gcwordeu ist.

Der wiederholt und zuletzt von dem 15. Rheinischen Proviuzial-Üaudtaggestellte Antrag:
daß auch für die Mobiliar-Versicherungdie Mitwirkung der Bürgermeister in bisheriger
Art statt finde, hat uämlich die höhere Genehmigungnicht erhalten, und ist dadurch der Societät
der Weg abgeschnitten,das Geschäft der Mobiliar-Verfichcrnngin der Weise mit ihren bisherigen
Einrichtungenzu verbinden, wie es der Directiou sowohl, als dem Verwaltungsausschuffeund dem
früheren Provinzial-Landtagen allein ausführbar schien.

Zwar ist mittelst Nescriptes des Herrn Ministers des Iuneru vom 4. Septbr. d. I.
an den Herrn Ober-Präsidenten der Rheinprovinzkund gethan, daß die Thätigkeit der Steuer-
Empfänger für die Mobiliar-Versicherungan sich nicht mit ihren dieustlicheu Pflichten collldue,
und daher nur von der Eiuwilliguug der vorgesetztenDieustbehördeabhängig sein würde, woraus
also zu folgern, daß die Thätigkeit der Steuer-Empfänger (an Stelle der Bürgermeister)für die
beantragte Mobiliar-Versichernngvielleicht zu gewinnen fein möchte; indeß hat es der Directton
wohl auch in Betracht, daß alle sonstigen Privilegien der Societät deren Zweige, der Mobiliar-
Versicherung vorenthalten werden sollen, nicht angeniesten erscheinenkönnen, m eine nähere
Berathung über eine so beengte GeMftsnntenlehmung einzutreten, beuor uon hoher Versamm¬
lung nähere Beschlüsse in der Angelegenheitgefaßt fein würden.

Ausschußhat demzufolge iu reifliche Berathung genommen,welche Ä Muffe uud Maß¬
nahmen bei folcher Sachlage die cmgemesscnstensein möchten.

Er hat sich zu dem Ende zunächst vergegenwärtigt, wie Direction,Verwaltnngsausschnß
und Landtag sich darin übercinstumnend, ausgesprochen haoen, daß nimmermehr auf die Austeilung
der Bürgermeister als Mobiliar-Versicherungs-Organeverzichtetwerden tonne, uud daß in dem
Falle, daß wider Verhoffen diese Anstellung uicht gewährt werde» follte, die Ausdehnung der
Provinzial-Feuer-Societät auf Mobiliarversicheruugenbetlagenswerther Weife nicht wurde ms
Leben gerufen werden können.
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Der Ausschuß hat sodann aus dem seitens der Direction mit den höhern Behörden seitdem
geführten Schriftwechselersehen,wie Erstere die Gründe dafür, und die Ansprücheder Societät an
diese Mitwirkung der Bürgermeister mit aller Energie zur Geltung zu bringen bemüht gewesenist.

Er hat jedoch dem Allerhöchsten Landtags-Abschiedeund speziell einer mit Zuschrift Sr
Excellenz des Königl. Landtags-Eommissarius vom 1U. dieses Monats eingegangenenDenkschrift
leider entnehmen müssen, daß dessen ungeachtetes nicht zugestauden worden, ist das der Societät
bisher zustehende Recht der Benutzungder öffentlichenBeamten auch auf die von ihr beabsichtigte
Erweiterung ihres Wirkungskreisesin Anwendung zu bringen.

Eine veränderte Auffassung,resp, ein Aufgeben der in der bezogenen Denkschrift
aufgeführten Gründe und Bedenken, ist nun in nächster Zeit um so weniger zu erwarten, als der
Westphälische Provinzial-Landtag auf die einschräukendeu Bedingungen eingegangen,und dem¬
zufolge der WestphälischenProvinzial-Feuer-Societät bereits mittelst AllerhöchstenErlasses vom
1«. Decdr. v.J. die Uebernahmeder Mobiliar-Versicherungnur unter ausdrücklichem Aus¬
seht nsse aller Privilegien gestattet worden ist.

Eingedenkdes bestinuuteu uorgedachten Veschlusses und der Erkläruug des letzten Rhein, Prov.-
Laudtages, kann der Ausschußaber uumüglichanempfehlen,dem entgegennunmehr nach dem Bor-
gange des Westphälischen Landtages ebenfalls ohne die Mitwirkungder Bürgermeisterin dem Zweige
der Mobiliar-Versicheruugauf diefe letztere einzugehen, resuectiuedieselbeohne Weiteres zu
beantragen. Jedenfalls bedarf es dazn einer vorherigen sorgsamenPrüfung: ob etwa die Mit¬
wirkung der Einnehmer in Wirtlichkeit zu erlangen, und dieselbe diejenige der Bürgermeister
in befriedigenderWeife zu ersetzen im Staude sein wird; ob die Belassuug der Letzteren in ihren
bisherigenFunctionenfür die Mobiliar-Versicherungmit einer gleichzeitigenThätigkeitder Einnehmer
für die Immobiliarversicherung sich vertragen, oder zu Unzuträglichkeitenführen wird; ob in dem
Falle, daß aus dem einen olvr andern Grunde die Verwendung der Einnehmer nicht statthaft
erscheinen möchte, es etwa in Erwägung zu, nehmen sei, den ganzen Betrieb der Prouinzial-
Fener-Societät nach dem System der Pnoat-Gesellschaften mittels General-Agenten und Unter¬
Agenten zu reorganisiren,oder ob, anstatt auf ein solches Experiment einzugehen und dagegen
die Mitwirkung der Bürgermeister für die Immobiliar-Versichernngpreiszugeben, es nicht vorzu¬
ziehen fei, von der Mobiliar-VersicherungAbstand zu nehmen.

Zu eiuer sulcheu Prüfung dieser und anderer dabei in Betracht kommenderMomente
fehlen tem Ausschüsse aber Zeit und Mittel und muß er sich deshalb darauf beschränken,den:
Vorschlage der Direetionbeipflichtend, - den folgenden Antrag zu stellen, nämlich:

i. daß der Prouinzial-Landtag den Verwaltnngsauefchuß der Feuer-Societät mit der Vollmacht
benaucn möge, eventuellmit oder durch die Direction in dieser Angelegenheit selbstständige
Schritte zu thun, um die Zuträglichteit einer von der Immobiliar-Versicheruug gauz oder
theilweisegetrennten Verwaltung des fraglichen Mobiliar-Versicheruugs-Geschäftesuäher zu
ergründen, und um eventnell die höhere Genehmigung der Mobiliar-Versicherungunter den
zu ihrer soliden und befriedigendenDurchführung als ausreichend erachtetenEinrichtungen
herbeizuführen.

Eiu solcher Auftrag au deu Verwaltungs-Ausschuß empfiehlt sich um so mehr, als
dadurch es möglich gemacht wird, diese Angelegenheit bereits vor dem folgenden Zusammentritt
des Provinzial-Landtages ihrem Auetrage entgegenzn führeu,

InHiusicht der vou dem 11 teu Provinzial-Landtage weiter beantragten Uebernahme
einer Garantie durch die Provinz, erblickt der Ausschußebensowenig eine Aussicht, um mit
Erfolg auf die diejerhalb endlich eingelaufeneabschlägliche AllerhöchsteVescheidnug nochmals zurück¬
zukommen Der seit 1854 sehr gebesserte Staud der Soeietät verleiht derselbenallerdings einen
ihr damals mangelnden, guten Schild gegen die Pfeile ihrer alten und neuen Gegner. Zu
bedauern bleibt aber immerhin, daß der Provinz in jener Garantie-Uebernahmedas Mittel nicht
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gegebenworden ist, die Resultate einer ferneren Zeit, — nachdem erst der Reservefonds zur
re glementsmäßigenHöhe angesammelt ist — sichsc 1 bst aneignen und sie zn gemeinnützlichenProvin-
zial-Zwecken alsdann verwendenzn tonnen.

Die Direction führt in ihren: Verwaltnngsberichteden Fall an, daß von der Bestimmung
des letzten Alinea von §. 13 dcs Reglements, lantend:

„für alle nach dem ersten December für den Iahresfchlnß angemeldetenAustritte
oder Ermäßigungen bleibt aber die Verpflichtung, den Veitrag noch für das nächste
Jahr vollaus zu entrichten"

dadurch mißbräuchlichhabe Umgang genommen werden tonnen, daß Jemand am 9. December
seine Gebäude mit der ausdrücklichen Bemerkung abgemeldet habe: er trete mit dem¬
selben Tage, also nicht „mit Jahresschluß," aus, brauche also für das folgende Jahr nicht
mitzuzählen. Es rcfultirt darans, daß die in obigemAlinea enthaltenen, allerdings ganz über¬
flüssigen Worte: „für den Jahresschluß, es möglich machen, der in dem Alinea den
Austretenden auferlegten Verpflichtungsich zu entziehen, und schließt Ausschußsich deshalb dem
Vorschlageder Direction an,

II. den Wegfall der Worte: „für den Jahresschluß" aus dem letzten Alinea von §. 12
des Reglements zu beantragen.

Schließlicherfüllt der Ausschußdie angenehmePflicht, der im Laufe der beiden Jahre
1860 und 1861 wiederum rühmlichst bewährten umsichtsvollenLeitung der Societät und der
eifrigen Vertretung ihrer Interessen seitens der Direction volle Anerkennung zu zollen. Es
kann ihr, wie anch dein Provinzial-Landtag nur zu großer Freude und Genugthuung gereichen,
die Anstalt auf einen Standpunkt gehoben zn fehen, wie er bisher von einer Societät irgend
einer Provinz nicht erreicht worden ist, ein Standpunkt, welcher nicht nur die Lebens- und
Leistungsfähigkeit,sondern auch die sichere Basis unseres Instituts darthut und zn der Erwartung
berechtigt,daß die Rhein-Provinz ihrer soliden und gemeiunützlichenVersicherungs-Änstalt Vertrauen
und Gunst auch ferner in steigendem Maße zuwmden werde.

Düsseldorf, am 26. November1862.

Der vierte Ausschuß:
Freiherr Naitz v. Frentz', Vorsitzender, von Ennern, Referent. Guittieune.

van der Straeten. Becker. Iosten. Münster. Wachter.
Graf v. Nefselrode. Zores. I. D. Berger.

Referat des vierten Ausschusses
über den Etat der Provinzial-Feucr-Socictät pro 1863—1864.

Referent: van der Straeten.

Der von dem Königlichen Landtags -Eommissarius Herrn Ober-Präsidenten
von Pommer-Esche Excellenz, mit Schreiben vom 16. Novemberc. eingesandteEntwurf znm
Etat der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societat pro 18"/«.»hat dem IV. Anschüssezur Begutach¬
tung vorgelegen und beehrt derselbe sich, das Resultat seiner Berathungen dem hohen Landtage
zur Beschlußfassung vorzutragen.
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Nach den dem Etat beigegebenen Erläuterungen der Direction, äo äato Loblenz den
'24. September 1862 sind bei den Ansätzenunter:

„Titel I. Besoldnngen."
"den Gehältern der Bureau-Beamten diejenigen Beträge zngesetzt worden, welche bisher
2»1 Lxti^m'lllnlN'ia unter Tit. VII. mit 330 THIr. als Theuerungs-Zulagen und 115 Thlr. als
persönliche Zulagen bewilligt worden waren; anßerdem noch 320 THIr., welche bisher unter
Tit. I. ?oz. 2 und 3 als persönliche Zulageu aufgenommenwaren und 315 Thlr., welche jetzt
zu neuen Zulagen für 4 dieser Beamten von der Direction beantragt werden, so daß die Summe
der Gchalts-Zulagen 1080 Thlr. ausmachen wurde gegen 765 Thlr., die in der vorherigen Etats-
periode bewilligt worden waren- Es sind aber auch 200 Thlr. bei der Anstellungdes Secretairs
Stillger, der den am 16. April 1861 gestorbenen Sekretair Schulz ersetzt hat, erspart worden, die
jetzt nach dem Entwürfe zu Zulagen für den Iuspcctor Eick nnd den Secretair Lindner verwendet
werden sollen und bei Nr. 2 nnd Nr. 5 des Tit. I mit je 100 Thlr. in Ansatz gekommensind,
so daß in Wirtlichkeitnur eiue Mehr-Ausgabe von 115 Thlr. gegen den letzten Etat erforderlich
wäre, um die Gehälter der Beamten nach den Borschlägendes Herrn Directors festznsetzen.

Der Ausschuherkannte die Nothwendigkeit einer Aufbesserung der Gehälter der Bureau-
Beamtenan, welche noch besondersdurch die Ausdehnung des Iustituts und die dadurch vermehrten
Arbeiten der Verwaltung begründet erscheint nnd beschloß daher, dem hohen Landtage die Geneh¬
migung der Ansätze des Tit. I in Summa mit Thlr. 6540 zu empfehlen.

Die Ansätze unter:
Titel II. Diäten und Reisekosten,

und unter:
Titel III. tzülfspersonal

wurden von dem Ausschusse, übereinstimmend mit den Vorschlägen der Direction angenommen,
da diese Ausgaben durch specielle Nechuungenzu belegen siud und eine Durchschnittsberechnung
über das Bedürfniß nicht vorgelegenhat, weil, wie in den Erläuterungen richtig angegeben ist,
die Angaben der Vorjahre bei dem gewachsenen und noch im Steigen begriffenen Versicherungs-
Capitale zn einem Anhaltspunkte für das jetzige Ausgabebedürfmßnicht mehr dienen können.

Aus den in Pos. 10 aufgeführten 800 Thlr, empfangendie auf Kündigung angenommenen
Bautechniter 1. Staotbaumeister Nebel zn Coblenz500 Thlr., 2. Techniker Striedde 300 Thlr.,
welche Gehälter mit Bezeichnungder Empfänger, nachrichtlich in den Etat aufzunehmensind.

Titel IV. Zu Bureau-Bcdürfnifsen.
Die Ansätze unter diesem Titel wurden, weil solche auch zur speciellen Verrechnung

kommen müssen, übereinstimmendmit den Vorschlägender Direction angenommen.
Die Erhühnng der Pos. 14 um 100 Thlr. für baulicheZwecke erscheint vollkommen

gerechtfertigt,indem eine Instandsetznngdes Directions-Gebäudesnothwendig geworden ist, wozu
nach einem vorliegendenKosten-Anschlag ein Betrag von 3U0 Thlr. in der neuen Etatsperiode
erforderlichsein wird.

Titel V. Remnneration der Negierungs-Haupt-Kassen.
DiefürdieRemuwrationder Beamten der Negierungs-Hauvt-Casse,für Aushülfe bei den

Kassen-Gefchäften ausgeworfene Summe von 500 Thlr. ist wie bisher beibehalten worden.
Titel VI. zu Prämien nnd Belohnungen nach 8. 109 des Reglements

wnrde als durch specielle Nachweisuugeu zu belegcu unverändert beibehalten.
Titel VII. aä Lxtilloräinaril,.

Ans diesen Titel sind 445 Thlr. weniger wie bisher in Ansatz gekommen, weil die
^Theuerungs-Zulagen der Beamten mit einer gleichen Summe den verschiedenen Positionen unter
Tit. I. zugeschrieben worden sind. Es bleibt aus dem Ausatz von 555 Thlr. zuuächst die Pension
des Sekretairs Weinhaus mit 281 Thlr. 7 Sgr. 6 Pfg. zu berichtigen; andere Anweisungen sind
besonders zn justificiren.
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Titel VIII. Zu Gratifikationen.
Die den Familien der verstorbenenBureau-Beamten Hohns und Schulz bisher unter

Pos. 21 und 22 mit je 50 Thlr. bewilligten Unterstntzungensind zu gering erschienenund ist
bereits durch Beschluß des jetzigen hohen Landtages für jede eine Zulage von 25 Thlr. bewilligt
worden, welche auf den disponibel« Fonds des Tit. VII angewiefenwerden follen.

Hiernach beantragt der Ansschuß: der hohe Landtag wolle die Feststellungdieses Etats
zur Summe von 20,745 Thlr. genehmigen.

Düsseldorf, den 2. December 1862.
Freiherr Raitz von Frentz, Vorsitzender, van der Straeten, Referent.

Zores. Graf von Goltstein, Guittienne. Iosten. von Ennern. Becker.
Wachter, Münster. Stuvp. Berger.

Referat des fünften Ausschusses
über die Rechnungen der Arbcits-Anstalt zu Brcmweilcr pro 1860 und 1861, den Etat

pro 1863 und 1864 und die Verwaltung der Anstalt.

Referent: AbgeordneterSchult.

^V. Die Rechnungen betreffend.
Die Nechnnngender Arbeits-Anstalt zu Vrauweiler pro 1860 und 1861 sind von der

Verwaltungs-Eommission geprüft und von dem Herrn Ober-Präsideuten superrevidirt worden.
Die gezogenen Monita sind erledigt oder werden in den Rechnungenpro 1862 Erledigung finden.
Die Resultate der Rechnungen sind in deni vorliegendenVerwaltungsbericht zur Kenntniß der
Herren Mitglieder des Landtags gebracht,daher von einer WiederholungAbstand genommenwird.

Der Ausschuß hat nichts zu erinnern gefunden und erlaubt sich den Beitritt zu dieser
Erklärung zu beantragen.

U. Den Etat pro 1863 und 1864 betreffend.
In Folge der fortdauernden Verminderung der Bevölkerung der Anstalt ist das im

Etat pro lg"'/« auf 800 Köpfe normirte Kontingent der Anstalt auf 700 Köpfe für die Etats-
Periode 186^/a, reducirt worden.

Es waren in der Anstalt detinirt:
im Jahre 1859 — — - 683 Köpfe

„ „ 1860 — - — 679 „
„ „ 1861 — — — 639 „

zufammen— — — — — — — 2001 Köpfe
oder durchschnittlich 667 pro Jahr.

Da die Abnahme der Bevölkerung eine fortdauernde geblieben und zu Anfang d. I.
bis unter 600 gekommen ist, so dürfte bei Annahme einer Bevölkerung von 700 Köpfen eine
Ueberschreitungdes Etats nicht in Gefahr gestellt sein und die Ermäßigung auf 700 Köpfe gerecht¬
fertigt erfcheinen.

Einnahme
Thr. Sgr. Pfg.

Tit. I. Au fixirter Einnahme, Zuschuß aus der Staatskasse . 7875 — —
auf Grund eines franz. Dekrets vom 16. November1809.
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Thlr. Sgr. Pfg.

Tit. II. An. Beiträgen der Gemeinden.....38659 17 6
berechnet für 615 Köpfe ^ 5 Sgr. 2 Pfg. per Kopf und Tag, 85 Personen befinden
sich außer dem Verbände, deren Verpflrgungolosten befouders verrechnet werden.

Tit. II!. Ans der Oekonomie.
1. Ueberschuß aus der Laudwirthschaft.......2800 - -

auf Grund des beigefügteu Spccial-Ttats, worin der Ertrag der N. ggen-
und Weizen-Erndte hoch gestellt ist.

2. Mittagsbeköstiguug der Militair-Wache, täglich 2« Mann ^ 1'/, Sgr. . 395 12 6
3. Ans dein Vrodverkauf für die Nnstaltsbeamtcn, die Militairwache n. Häuslinge 2344 24 ?

Tit. IV. Aus dem Arbeitsverdienst der Häuslinge .... 7200 — -
2316 Thaler 6 Sgr. ? Pfg. weniger in Folge der verminderten Zahl der Arbeiter
und nach dem, Durchschnitt der drei letzten Jahre.

Tit. V. An znfälligcn Einnahmen.....' . 5825 5 5
Darunter sind 4187 Thlr, 15 Sgr. 10 Pfg. für Verpflegungskosten für 85 Privaten
und Indiuidnen außer dem Verbände; 520 Thlr. 16 Sgr. I I Pfg. aus dem Verkauf
von Lnmpen, Knochen und Eompostdüuger; Alles nach dem Durchschnitt der 3
lctztcu Jahre.

Die Gesammt-Ginnahmen betragen.......«5100 — —
gegen 67500 Thlr. im vorigen Etat.

Ausgaben.
Tit. I. ^. Besoldungen . . . '......16939 — —
Eiue wesentliche Abweichung von dem frühern Etat ist hier nicht eingetreten, es stehen

noch 25 Anfseher mit 1 Oberanfseher, nnd 7 Ansseherinnen mit 1 Oberaufseherin ans dem Etat,
mithin ein Aufstchtöpelsonal von 34 Personen nnt einem Polizei-Inspektur an der Spitze und
neben diesen noch 10 Werkmeister, welche sich an der Aufsicht der ihnen übcrwiefeueu Personen
betheiligcn. Die Zahl der Weitmeister wird nicht geringer gestellt werden tonnen, da diese unent¬
behrlich sind, um Handwerker zu bilden und die Detinnten zu beschäftigen.

W«5 die Aufseher angeht, darf nicht vertauut werd.u, daß die Trennung der Detiuirten
nach Geschlecht und Alter uud dereu vielfeitige Beschäftigung eine größere Zahl von Aufsichts-
personal fordert; daß eine strenge, überall wo nöthig, vorhandene Aufsicht nicht allein den Zweck
der Anstalt fördert, sondern sogar znr Erreichung dieses Zweckes unentbehrlich ist uud daher uicht
zu sehr beschränkt werden darf. Wenn aber anßer den Venualtungsbeamten das zur Belchruug
uud Beaufsichtigung vorhandene Posonal jetzt ein Zwölftel der Detinirten erreicht, dann ist der
Ausschuß der Meiuung, daß eine Beschränkung stattfinden dürfte und zwar in dem Maße, daß
auf circa 25 Tetinirte ein An,sehcr ausreichen könne-

Zur Zeit, wo das jetzt vorhandene Aufsichtspersonal angestellt wnrde, hatte die Anstalt
eine Bevölkerung von mehr als 1200 Personen nnd zur Zeit als dieVeuötkeruug aus 700 Köpfen
bestand, wnrcu uur 12 Anfseher und 4 Aufseherinuen in der Anstalt ohne Polizei-Inspektor. Ob
die Niederbesetzuug der Inspcctor-Stelle erforderlich ist, möge die Verwaltungs-Eomnüssiun in
nähere Erwägung ziehen, Bei einem tüchtigen Oberaufseher könnte derselbe entbehrlich sein.

Der Ansschnß erlanbt sich demnach den Vorschlag, die hohe Versammlung möge beschließen,
daß das Gehalt von 2 vakanten Anfseher-Stellen und von 1 Aufseherinslelle im Betrage von
616 Thaler vom Etat abgesetzt werde; daß bei entstehenden Vakanzen zur Wiederbesetzung uur daun
geschritten werde, wenn uach vorheriger Bestimmuug der Verwattnngs-Commissiou das Verhältniß
des Aufsichtspcrsouals zu der Zahl der Detinirten, uuter Berücksichtigung der lokalen Verhältnisse
und vorbehaltlich der Genehmigung des nächsten Landtages festgestellt sein wird; und daß die
Verwaltuuas-Eommisiiun in reifliche Erwägung ziehe, ob die Polizei-Insuectorstelle in der Anstalt
Bedürfniß fei.

(Folgender Autrag wurde augenommen: Die hohe Versammlung wolle erklären, daß
die Wiederanstellung eines Polizei-Inspektors für die Anstalt zu Brauweiler gegenwärtig uicht
gerechtfertigt scheine.
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Motiv:
Die Verminderung der Zahl der Bewohner der Anstalt, die von 1200 auf 600 herab¬

gegangen sei)
L. Kleidergelder.

Für den Hausvater, 25 Aufseherund 10 Werkmeistersind jährlich 12 Thaler ausge¬
setzt. Wenn nach vorigem Beschluß2 Aufscherausfallen, werden auch 24 Thaler abzusetzeu fein.

(ü. Penfionen.
Der ehemalige Nendant Nahmen nnd der Schlossermeister Licsmann sind gestorben,

daher die Pensionen von 350 Thalern und 72 Thlr. im Elat ansgefallen sind.
Tit. II. Für die Speisung,

Für die Speisung sind 25500 Thlr. 26 Sgr 5 Pfg. angesetzt, weniger 1686 Thlr.
12 Sgr. 6 Pfg. in Folge der Annahme von 700 Köpfen der Bevölkerung. Die Berechnungist
nach den bisherigen Sätzen beibehalten worden.

Tit. III Für die Krankenpflege
sind 72? Thlr. 10 Sgr. 6 Pfg. vorgetragen zur fpceiellen Berechnung; 72 Thlr. 10 Sgr. 6 Pfg.
weniger nach dem Durchschnittder drei letzten Jahre.

Tit. IV. Für Feueruugs-Materialien.
Es sind 2450 Thlr. vorgeschlagen, gegen den vurigeu Etat mehr 190 Thlr. 13 Sgr. 0 Pfg.
Die Aenderung ist eingetreten dadurch, daß die Lokalitätendes Frauen- und Laudarmen-

Hauses iu deuselbenaufgenommenworden sind.
Tit. V. Für Veleuchtungs-Materialien.

Die vorgeschlagene Summe von 2700 Thlr., gegen den vorigen Etat mehr 1202 Thaler
5 Sgr., ist nach der wirtlichen Anzahl der zu eiuer angenrssenen Belenchtnng «^-forderlichen
Lampen berechnet. Eine Bermchrung mußte eintreten durch den Zugang der im Laudarmen-Hause
und im Frauen-Hanse mehr nothwendigenLampen.

Tit. VI. Für die Bekleidung.
Nach dem Spezial-Etat sind erforderlich6020 Thlr. 10 Sgr. 3 Pfg., weniger 620 Thlr.

15 Sgr. 4 Pfg. in Folge der Berminderung dcr Vevölkernng.
Tit. VII. Für die Lagergcräthschaften

kommen in Ansatz 2010 Thaler, weniger 259 Thlr. 11 Sgr. 2 Pfg. auf Grund eines aufgestell¬
ten Spezial-Etats.

Tit. VIII. Zn Uteusilien nnd Haudwerksgcräthen.
Zur spezielle» Berechnung ist der Netrag von 1139 Thlr. 24 Sgr, 6 Pfg. angesetzt:

gegen 1862 weniger 360 Thlr. 5 Sgr. 6 Pfg. nach dem Durchschuittder 3 letzten Jahre berechnet.
Tit. IX. Für bauliche Unterhaltung der Gebäude

sind 2500 Thlr. uud für Reinigung der Schornsteine 45 Thlr. wie früher in Ausatz gebracht,
wogegen sich nichts erinnern läßt

Tit. X. Für Reinigung der Wasche und sonstigerGegenstände
601 Thlr. 23 Sgr; weniger 55 Thlr. 22 Sgr. 4 Pfg auf Grund eines vorgelegten Spezial-Elats.

Tit. XI. Zn öffentlichen Abgaben nnd Leistungen.
Die Gebäude sind bei der Piovinzial-Feuer-Sozictät versichert, gegen eine Prämie von

240 Thlr. 3 Sgr. 6 Pfg., das gesammteMobilar bei der Colonia. Es kommen 37 Thlr. 26 Sgr.
6 Pfg. weniger in Ansatz,weil die Prämie für 5 Jahre voraus bezahlt worden.

Tit. XII. Zu Kirchen- nnd Schnlbedmfnissenangesetzt
sind 372 Thlr. 16 Sgr. II Pfg. auf Grund der Durchschnitts-Verechnuugder letzteil 3 Jahre.

Tit. Xlil. Für Bedürfnisseder GeschMfnhrnng.
Ebenfalls auf Grund der Dnrchschnittsberechnuugder letzten 3 Jahre sind 77 Thlr.

13 Sgr. 11 Pfg. weniger als im vorigeil Jahre, 602 Thlr. 16 Sgr. I Pfg. vorgetragen.
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Tit, XIV. Zu außergewöhnlichenAusgaben.
Gegen den vorgeschlagenen Betrag von 1987 Thlr. 12Sgr. 10Pfg., gegen den vorigen

Etat 208 Thlr. 28 Sgr. 8 Pfg. weniger, findet sich nichts zu erinnern.
Auf Grund der bei jedem Titel gemachtenBemerkung beehrt der Ausschuß sich zu be,

antragen, außer der im Titel I. der Ausgaben bereits beschlossenenAbänderung den Etat von
1863 und 1864 in allen Theilen und zwar mit einer Einnahme von 65100 Thlr. und mit einer
Ausgabe von 64460 Thlr. zu genehmigen, vorbehaltlicheines Beschlusses, welcher in Betreff der
Besoldung des zweiten Lehrers folgen wird.

I), Verwaltungs-Nefultate.
Mit den Verwllltungs-Nesultllten wird die hohe Versammlung sich durch die erhaltene

Uebersicht bekannt gemacht haben.
Der Ausschußfindet gegen die Verwaltung nichts zu erinnern, glaubt jedoch Folgendes

bemerken zu müssen.
Zu Anfang dieses Jahres ist ein zweiter Lehrer definitiv angestelltworden, obschon nur

36 Knaben vorhanden waren uud diese Zahl noch mehr schwinden wird. Ueber diesen Gegenstand
wird ein besondererBericht erstattet werden. Seite 23 der Uebersicht,die Landwirthschaftbetref¬
fend, wird erwähnt, daß der wirkliche Ertrag hinter dem etatsmäßigenVoranschlage zurückgebliebensei.

Die in der Uebersicht daran geknüpftenErläuterungen mögen theilweise als begründet
anzunehmen sein. Das Nichtige ist aber hauptsächlich darin zu fiudeu. daß besondersim letzten
Jahre weder Getreide noch Kartoffel ergiebig waren und daß die Landwirthe überhaupt bedeu¬
tende Mindererträge erlitten haben,

Uebrigens wird dem Referenten der Wirthschafts-PIan der Ländcreienvorgelegt; er hat
demselben seine Zustimmung gegeben, die Felder werden gut bearbeitet und die Aussaat wird zur
geeignetenZeit bestellt.

Zu Mitgliedern der Verwaltungs-Commissionwurden gewählt die AbgeordnetenSchult
und Stupp uud zu Stellvertreteru die AbgeordnetenIosten und Nüggerath.

Düsseldorf, am 26. November 1862.
Der fünfte Ausfchuß:

Simons, Vorsitzender. Schult,Nefer. Fhr.v. Nagel. Noth. Schunck. Immich. Paulssen.

Referat des fünften Ausschusses,
betreffend die Etats-Aufstellung der Arbeits-Anstalt zu Brauweiler.

Referent: Schult.

Vom 14ten Provinzial-Landtage wurde bei Prüfung der Etats der Arbeits-Anstalt zu
Brauweiler bemerkt, daß die Nechuuugen pro 1859 und 1860 mit bedeutenden Beständen ab¬
schließen und diese Ueberschüsse im Etat hätten in Einnahme gestellt werden sollen. Es wurde
hieran die Erwartung getnüpft, daß die muthmahlichenUeberschüsse küuftig im Etat in Einnahme
nachgewiesen werden. Der Herr Ober-Präsident hat hierauf unter dem 16. r>. M, indem er sich
auf einen Bericht der Verwaltungs-Commissionbezieht, den Bescheid ertheilt, daß das bisherige
Verfahren ein sachgemäßes sei und im Interesse einer geordneten Etats-Aufstellungund Rechnungs¬
legung eine Abänderung nicht erfahren könne.

Die Ausstellungen der Venraltungs-Commission gegen die Aufnahme der Ueberschüsse
in den Etat sind in dem vorgelegten Nescript enthalten; sie beziehen sich hauptsächlichauf die
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Rechnungslegung und auf die nach Abschluß der Rechnung erfolgende Vertheilung nnter die Re¬
gierungsbezirke.

Der Ausschuß bezweifeltnicht, daß die durch den Final-Abfchluh ermittelten Bestände
den betreffendenRegierungs-Bezirkengutgeschrieben werden; es ist ihm aber dadurch nicht klar
geworden,warum die Bestände des Vorjahrs nicht in den Etat des folgendenJahres sollten auf¬
genommen werden können-, er erkennt jedoch an, daß durch die Aufnahme ein materieller Vortheil
nicht erzielt wird, auch durch Unterlassung kein Nachtheil entsteht und erlaubt sich den Antrag:

Die hohe Versammlnng wolle von der Aufnahme der Bestände des vorigen Jahres in
die Etats von Brauweiler absehenund das Monitum als erledigt betrachten.

Düsseldorf, den 1. December 1862.
Der fünfte Ausschuß:

gez. Simons, stell«. Vorsitzender. Schult, Referent. Graf zu Stolberg. Graf von Wolff-
Metternich. Becker. Roth. Paulffen. Immich. Schunck.

Kl«. ».

Bericht des fünften Ausschusses
über die Schul-Angelegenheitcn in der Arbeits-Austalt zu Brauweiler.

Referent: Abg. Becker.

Unter dem 27. Okt. 1860 stellte die Verwaltungs - Commission der Arbeits - Anstalt zu
Vrcmweilcr bei dem Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprovinz den Antrag, einen Fonds von
300 Thalern auf 4 Jahre zu bewilligen, zur Errichtung einer besonderenElementar - Schule für
die Kinder der Beamten der Brauweiler Anstalt. Nach dieser Zeit könne einer der Austaltslchrcr,
und zwar der Lehrer Franz, welcher in Folge der Veriuinderuug des Knabcnpcrsoualsder Anstalt
disponibel werde, den Unterricht in der neuen Schule übernehmen. Dieser Autrag wurde dem
hohen Landtage mit Schreiben vom 1. Nov. selbig. I. zur Berathuug vorgelegt, welcher ihn jedoch
deshalb ablehnte, weil es sich nicht rechtfertige,auf Kosten der Provinz für Beamte« - Kinder pro¬
vinzieller Anstalten Schulen zn errichten und auch in Brauweiler zwei gute, hiulänglichRaum
darbietendeElemcntar-Schuleuvorhanden seien; für den Fall eiues Bedürfnisses aber die Gemeinde
dazu verpflichtetfei.

Der Lehrer Franz schied indessen in der 1. Hälfte des Jahres 1861 von der Anstalt
und wurde dessen Stelle durch den Lehrer Nierlötter vom 1. Juli s. I. ab und zwar uur pro¬
visorisch auf ciue sechsmonatlicheProbezeit durch den Vorsitzenden der Verwaltungs-Com-
mission besetzt. Bei den im August U. I. versammelten Proviuzial - Laudständcnkam diese
Angelegenheitzur Sprache, in Folge dessen dem Landtags- Comnussarius, Herrn von Po mm er¬
Esche Excellenz,unterm 29. Aug. auf Beschlußdes hohen Landtages mitgetheilt wurde, daß nach
Abführung der jugeudlichen Verbrecher in die Straf - Anstalten zu Steinfeld nnd Boppard kein
Bedürfniß zur Austeilungeines zweiten Lehrers an der Anstalt vorhanden sei; indem schon in 1862,
nach der Angabe des Herrn Ober-Präsidenten vom 27. Aug., die Schülerzahl bis auf 40 herab¬
gesunken sein werde, der Unterricht in der Uebergangs- Klasse auch von dem einen Lehrer ertheilt
werden könne und doch wohl keine Rede von einem Elementar - Unterricht für die alten Häuslinge
sein könne.

Unerachtetdieses Beschlusses des hohen Landtages uud trotz der Einsprücheder ständischen
Mitglieder des Verwaltungsrathes vom Dezember v. I. wurde der Lehrer Vierkötter zu Anfange
d. I. definitiv angestellt.
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Die Gründe, welche diese Anstellung rechtfertigen sollen, sind in dein Nescripte 2r.
Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprovinz vom 16. Nov. c. Nro. 8484 angeführt
und lauten wörtlich!

Schreiben des Könissl. „Was endlich den dritten Antrag anbelangt, so habe ich bezüglich des ausgesprochenen
Lllndtllsss-Cmnmiss.ns Wunsches, daß der Lehrer Vicrtötter mit dem letzten Dezember 1861 (wie es in dein mir mitge-
^ ^'Nl,'8484.^'^' theilten Veschlnsseheißt) oder zu Ende der (nach meinen: Schreiben vom 27. August 1861 L. C.

Nr. 70 am letzten November ablaufende») Probezeit (wie in dem gefälligen Schreiben vom
29. August 1861 L. M. Nr. 14 gesagt ist), wieder entfernt werden möge, sogleich die geeigneten
Ermittelungen eintreten lassen, obgleich ich uon vornherein schon nm deswillen bezweifeln mußte,
daß diesem Wunsche werde entsprochen werden können, weil die Stelle im Etat für 1861/62 auf¬
genommen war, ohne daß der 14. Provinzial-Lundtag seiner Zeit bei Einsichtnahme dieses Etats
einen Antrag bezüglich ihres künftige,: Eingehens gestellt hätte, bei ihrer Erledignng mithin die
Wiederbcsetzuug ohue Weiteres durch die Vcrwaltungs - Eommission, beziehungsweise deren Vor¬
sitzenden erfolgen mußte, und demgemäß anzunehmen war, daß die fragliche Stelle dem Lehrer
Vicrtötter (nnr mit dein Vorbehalte feiner befriedigenden Leistuugeu während eiuer sechsmonat¬
lichen Probezeit) schon definitiv übertragen worden sei, was sich ohne eine uuucrschuldete Härte
gegen den ?c. Viertotter nicht rückgängig machen lassen würde. Diese Voranssctzung hat sich denn
auch durch die angestellten Ermittelungen bestätigt. Es ist durch die letzteren aber auch das Be¬
dürfniß der Beibehaltung einer zweiten Lehrcrstelle fowie ihrer Besetznng durch einen Lehrer
evangelischer Eonfession, dargelegt worden.

Die abschriftlich beiliegenden Berichte des Direktors der Anstalt vom 10. Mai 1«61 und
des vom Herrn Vorsitzenden der Vcrwaltungs-Eommission mit einer Prüfung der Schulverhältnisse in
der Prouin^ial-Arbeitsanstalt beauftragten Ncgiernngs- und Schulraths Grashof vom 28. Noubr.
1861 ergaben nämlich, daß der Unterricht der der Anstalt verbleibenden, auf Gruud des z. 43
des Strafgesetzbuchs verurtheilteu (einschließlich der hinzutretenden Kinder gleicher Kategorie aus
dem Regierungsbezirk Trier etwa 20 30 betragenden) Kinder, für die man bei lyrer sitllichen
und geistigen Verwahrlosung und ihrer großen Alters- »nd Vilduugöverschieoenheit in keiner
Weise den nach dein gefälligen Schreiben vom ^!). Angnst 1801 L. M. 14 für zuläfsig erachteten
Maßstab gewöhnlicher Dorfschulen anlegen darf, die Kräfte eines Lehrers in ausreichendem Maße
in Anspruch uinunt. Soll also für llebergangs und Männer-Masse ein Unterricht eingerichtet
werden, — und ich muß dies, da ei» solcher nach dem Erlasse des Herrn Ministers des Innern
vom 3. Inli 186»» sogar für Straf- Anstalten vorgeschrieben worden, für die einer Besseriings-
Anstalt, wie es die Proviuzial^Arbcits-Anstalt ist, üöerwieseueu Individuen für ein unumgäug-
liches Erfordernis; erachten, ^ so ist die Beibehaltung eines zweiten Wehres nothwendig. Daß
diese zweite lehrcrstelle aber, wie es auch bisher der Fall gewesen, durch einen Lehrer evangelischer
Confession besetzt wird, bedingt schon das nicht unerhebliche Eontingcnt, welches die Evangelischen
zu den Insassen der Anstalt stellen. Es kommt aber ferner hinzn, daß der der Natur der Sache
nach nur von einem Angehörigen derselben Confession zu ertheilende Unterricht sämmtlicher Curri-
genden evangelischer Confession in der Religion und biblischen Geschichte nicht dem evangelischen
Anstaltsgcistlichcn, dein dadurch eine ihn sciucn übrigen Pflichten als Seelsorger entziehende
zu große last erwachse» würde, aufgebürdet werden kann, mithin auch aus diesem Gruudc ciu
Lehrer evangelischer Confession erforderlich ist, welchem der Unterricht der evangelischemKnaben
in der Religion nnd biblischen Geschichte, sowie der gcsanunte Unterricht für die UebergaugS- und
Mänuerklaffe (ausschließlich des den katholischen Individuen der letztereu vom katholischen Lehrer
zu ertheilenden Unterrichts in Religion nnd biblischer Geschichte) zufallen würde; während der
katholische Lehrer einerseits die Katholiken der Männer- nnd llebergangs - Klasse in Religion und
biblischer Geschichte, andererseits die ganze icnabentlasse in allen Fächern (mit Ausnahme der
evangelischen Knaben in Religion und biblischer Geschichte) zn unterrichte» hat. Endlich kann ein
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evangelischer Lehrer auch um deswillcu uicht entbehrt werden, weil er zugleich die Dienste eines
evangelischen Küsters uud Organisten wahrzunehmen hat, die Dienstleistungen dieser letzterenStelle
aber — einerseits wegen der in diesem Falle mangelnden zureichenden Beschäftigung, audcrcrscits
wcgeu der alsdann eintretenden uicht unerheblichen Kosteuueruiehrung, - einem besonders anzu¬
stellenden Beamten nicht füglich übertragen werden tonnten.

Aus diesen Gründen hat die Bcrwaltungs-Commission, gegen das in dem abschriftlichan¬
liegenden Separat«Votum vom 9. beziehungsweise 11. Dezember 1801 niedergelegte Gutachten
zweier ihrer Mitglieder, sich für die Beibehaltung einer zweiten, durch einen Evangelischen zu be¬
setzenden, ^ehrcrstelle ausgesprochen, uud ich habe, diesen Gründen beipflichtend, die nur zustehende
definitive Entscheidung dahin lreffen müssen, daß ich mich nnterm 24. Dezember 18«1 mit der
Beibehaltung des Lehrers Bicrtottcr einverstanden erklärt habe."

Zur näheren Würdigung der in dem vorstehenden Schreiben angefühlten Gründe erlaubt
sich der Ausschuß folgendes zn bemerken: 1. daß das Gehalt des zweiten Lehrers in den
Etat der Anstalt für die Jahre 1861/02 aufgenommen war, ohne daß der 14. Proviuzial-Landtag
bei Einsichtnahme desselben einen Antrag auf Eingehen der Stelle gestellt hat, kann nm fo weniger
einen Grund zur Niederbesetznng der Stelle abgegeben haben, als der Landtag dieses Uebersehen,
wenn man es so nennen will, lange vor der definitiven Anstellnng des Lehrers nnd zwar fchon
am 2!>. August 18(!l dadurch wieder gut gemacht, daß er sich förmlich gegen die Anstellung des
betreffenden Lehrers auss;,rach. Es dürfte also das Gehalt ebenso wenig ausgegeben werden, als
es überhaupt beim Eingehen einer Stelle oder bei einer Vacanz als erspart in der betreffenden
Rechnung verrechnet wird.

2. Was den zweiten angeführten Grund anbelangt, nämlich, daß für die in der Auslall
verbleibenden auf Grund des ß. ^3 des Strafgesetzbuches «crmtheilten Kinder wegen ihrer sitt¬
lichen nnd geistigen Berwahilosnng und ihrer großen Alters- nnd Vildungsuerschiedenheit die Kraft
eines Lehrers in vollem Maße in Anspruch genommen werde, fo erlaubt sich der Ausschuß zu
bemerken, daß in diese Kategorie nnr solche jugendliche Verbrecher gehören, welche ans Kosten des
Staates in Gefangenen-Anstalten zu nnterhalten sind, wie dies bereits in dem Regiernngs-Bezirk
Trier geschieht, also nicht in die Provinzial Anstalt zn Bwnwciler gehören. So lange sie aber
daselbst untergebracht sind, nnd für ihren Unterricht gesorgt werden muß, hat selbstredend auch
der Staat dafür aufzukommen. Will der Staat für diefe Kinder einen eigenen Lehrer anstellen,
wie es im vorliegenden Falle geschehen ist, so muß er auch die desfallsigen Kosten entweder direkt
tragen «der sie doch tur Anstalt ersetzen.

Es dürste bei dieser Gelegenheit an seiner Stelle sein, die Bestimmung uud die Rechts¬
verhältnisse der Vrauwcilcr Anstalt, welche zu dieser Vehanptung führen, etwas näher ins Ange
zn fassen. Durch Kaiserliches Dccret vom 1L. November 180!1 wurden d e ehemaligen Abtei Ge¬
bäude von Brauweiler zu eiuem e!<!z,üt, <l« mcnclioitu bestimmt uud durch deu AllerhöchstenLand-
tags-Abschied «l. ei Berlin 15. Juli 182!) wurde die damals schon von ihrer ursprünglichen Be¬
stimmung abgewichene Anstalt dieser wieder zugeführt, iudem derfelbe ausdrücklich bestimmt:

„Wir genehmigen, daß diese Anstalt ausschließlich zur Aufuahmc uud Correction der
muthwilligen, die öffentliche Sicherheit bedrohenden und der arbcitscheuen Bettler, fo
wie hieruächst zur Uutcrbringuug der von dc» Gerichte» zur Eiuliefcrung iu das Institut
vcrnrtheiltcn Vandstreichcr bestimmt, nnd der für UU0 Häuslingc vorhandene Raum uach
den Beuölkcruugs-Vcrhältuisscu der theilnehmeudeu Regierungsbezirke Cöln, Aachen,
Coblenz und Düsseldorf vertheilt werde."

Hiermit stimmt wörtlich der 8- 1 des für die Anstalt entworfenen Regulativs vom
4. Dez. 183« überciu.

Die Bestimmung der Anstalt steht sonnt fest. Die Rechtsverhältnisse derselben unterliegen
auch keinem Zweifel, indem von Ursprung der Anstalt an bis jetzt die Kosten für die Einrichtung
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und Unterhaltung derselbenaus Departements-Fonds resp, aus Fonds der an der Anstalt bethet»
ligten Rcgierungs-Vezirkebestrittcn worden sind.

Hiernach steht fest, daß erstens die fraglichen jugendlichen Verbrecherbestimmungsmäßig
nicht in die Arbeits-Anstalt zu Nrauwciler gehören, und deren Entfernung aus derselben daher
gerechtfertigterscheint.

Uuerachtct dieses dem Provinzial-Landtage zur Seite stehenden Rechtes hat er von dem¬
selben ans Rücksichten gegen die hohe Staatsbehörde keinen Gebrauch gemacht, vielmehr sich nur
auf die Bitte beschränkt, daß die jugendlichen Verbrecheraus der Anstalt entfernt werden möchten,
aber leider bis jetzt vergebens. Wären diese aus der Anstalt entfernt, dann läge doch wahrlich
kein Grund vor, einen zweiten Lehrer anzustellen, weil dann kaum noch Ein Lehrer nöthig sein
würde. Die Herren Geistlichen würden gewiß sehr gut den etwa noch erforderlichenUnterricht zu
ertheilen im Stande fein und dies sicher auch dann gerne thun, wenn ihnen dafür eine paffende
Remuneration zu Theil würde. (Einer derselben hat ja bereits eine Privatschule gegründet.)

Indessen erachtetder Ausschuß den Elementar-Untcrricht,welcher älteren erwachsenen Per¬
sonen ertheilt werden foll, weder für ersprießlich, noch für gesetzlich geboten. Wenn bei solchen
Personen irgend ein Unterricht noch etwas fruchtenfollc, so ist es einzig nnd allein der Religions¬
unterricht, der aber nicht von Elcmcntar-Lehrern, sondern dnrch Geistliche gegeben werden muß.

Hierdurch erledigt sich deuu auch der dritte, zur Anstellungdes zweiten Lehrers ange¬
gebene Grund.

Was cudlich die letzte Angabe anbelangt, daß der Lehrer als Organist und Küster für die
evangelische Kirche hätte angestelltwerden müssen,so konnte diesem Bedürfnisse sehr leicht am Orte
selbst Abhülfe verschafft werden, wie dies auch früherhin geschehen ist.

Hiernach erachtet der Ausschuß die defiuitivcAusteilungdes Lehrers Viertoetter gegen
den Willen des hohen Landtags als ein nicht gerechtfertigtesVerfahren nnd erlaubt sich der Aus¬
schuß deßhalb folgendeAnträge zur geneigtenAnnahme zu empfehlen:

a. die Kosten des Unterrichts, welche für die von Seiten des Staates dtt Anstalt
ttberwicscnen Personen pro 1862 erwachsen sind, dem Staate zur Last zu stellen,

d. Gegen die definitiveAnstellungdes Lehrers Vierkoetter und den daraus entsprin¬
genden Folgen Verwahrung einzulegen;

c. das Gehalt in dem Etat abzusetzen,
und endlich

ä. die hohe Staatsbehörde zu ersuchen,die in der Anstalt noch befindlichen jugendlichen
Verbrecher längstens bis zum Schlüsse des Jahres 1863 aus der Brauweiler An¬
stalt zu entferuen.

Der Ausschußglaubt, daß dies um so füglichergeschehen könne, als jetzt schon in Stein¬
feld zur Aufnahme von 350 Kinder Raum vorhanden ist, und als mit geringen Einrichtuugs-
Kosten Raum für 4O0 Kinder verschafft werden kann, und als endlich in Boppard es an Raum
zur Aufnahmeder evangelischen Kinder nicht fehle. Dadurch würde denn auch zugleich am besten
für die Erziehung der Confessious-Verwandtengesorgt werden können.

Düsseldorf, den 1. Dezember 1862.

Der V. Ausschuß des Nheiuischeu Provinzial-Landtags:

Simo i! s, sttllv. Vorsitzender. Becker, Referent. Graf ', u Stolbe r g. M. F.
Graf von Wolff- Met lern ich. W. I. Noth. Im mich. Schuuck.
Schnürte. Panlssen.
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Bericht des fünften Ausschusses
über den Antrag: in dein Landarmenhllnsc zn Trier befindliche Coudenmaten in die

Arbcits-Nnstalt zn Brnnweiler überzuführen.

Referent: Mg. Becker.

Die Königliche Regiernng in Trier hat im Einverstäudniß mit dcr ständischen Com¬
mission beschlossen,das Landarmenhaus daselbst seiner ursprünglichen Bestimmung zmück zn geben
und zu dem Behufe die damit verbundene Grzichungs Anstalt aufzuheben. Gemäß Schreiben des
Herrn Ober-Präsidenten der Nhcinprovinz vom 20. Rcw. d. I. Nr. 9180 wird nun von dcr
Königl. Regierung in Tner gewünscht, daß ein Theil der in dieser Anstalt befindlichen Personen
und namentlich

a diejenigen jugendlichen Sträflinge, gegen welche auf Gruud der §tz. 120 u. 146 des Straf¬
gesetzbuches eine Correctioushnft ocrhängt ist und in Zutnuft verhängt werden wird, deren
Zahl seh durchsch>,ittliehauf 7 Knabe« und 4 Mädchcn belaufe uud

l>. diejenigen jugendlichen nnfGrnnd des §.42 des Str. G.B. oerurthciltcu katholischen Eorri-
gendcn, welche in der Vessernngs-Anstnlt zn Steinfcld wegen mangelnden Raumes keine
Aufnahme finden tonnten, in die Arbcits-Anstalt zn Brnnweiler ausgenommen würden.

Die kosten der Verpflegung sollen der Anstalt zu Vrauweiler iu gleicher Weise, wie
dies hinsichtlich dcr dort detiuirten Kinder aus den zum Anstalts-Vcrbandc gehörige» vier Ncgic-
rungs-Vczirten geschieht, von dc» betrcffcudeu Gemeinden des Regierungs-Bczirls Trier, resp,
dem Staat erstattet werden.

Wenn auch augenblicklich die Anstalt zn Vrauweiler hinlänglich Nanm darbietet zur
Aufnahme dcr fraglichen Corrigcndcn, so glaubt doch dcr Ausschuß dem hohen Landtage nur eine
thcilwcisc Geuchmigung des Antrages empfehlen zu dürfen, Dcr hohe Landtag hat ebenfalls sehr
oft beschlossen, daß die Arbcits-Anstalt zu Vrauweiler auf ihre ursprüngliche Bestimmung zurück¬
geführt und daß namentlich die jngcndliehcu Corrigendcn daraus entfernt nnd den Anstalten zn
Nopplnd und Steinfcld zugeführt werden möchten. Einen gleichen Antrag hat dcr Ausschuß sich
bei Gelegenheit dcr Referates über die Schulaugelcgenheitcu dcr Anstalt zn stellen erlaubt. Wenn
nbcr dicscu Auträgcu willfahrt wird, was um so mchr zu erwarten steht, als die Prouin; zur
Errichtung der beiden Anstalten sehr bedeutende Opfer gebracht hat, und als iu beiden Anstalten
hinlänglich Ranm rorhandcn ist, odcr doch mit sehr geringen Kosten hergestellt werden taun, zur
Aufnahme der fraglichen jugendliche» Verbrecher, so lann doch unmöglich diesen Anträgen und
Wünschcn entgegen darin eingewilligt werden, daß dcr Anstalt wieder neue jugendliche Verbrecher
zugeführt werden, die dem Verbände der an der Brnnweiler Anstalt bcthciligten 4 Negicrungs-
Vczirte fremd find. Es tonnte dnrch die Bewilligung dicfes Ansuchens dcr Fall eintreten, daß für
dicfelben besondere Lchrcr angestellt und rcmnucrirt werden müßten.

Was dagegen die Aufnahme dcr auf Grund des §. 146 vcrurthciltcu liederlichen Dirnen
anbelangt, so glaubt der Ausschuß, daß dcr Aufnahme dann nichts entgegen stehen dürfte, wenn
dcr hohe Landtag die Ucbcrsicdclnug dcr liederlichen Dirnen aus Pützchcu nach Brnnweiler genehmigt.

Düsseldorf, den 2. December 1862.
Dcr fünfte Ausschuß:

Simons, Vorsitzender. Becker. Referent. Graf zn Stolbcrg. M. F. Graf
r. Wolff-Metternich. Immich. Schunck. Schaurtc. Paulsscn.

10
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Bericht des fünften Ausschusses,
betreffend die Aufhebung der Arbcits-Anstalt zu Pützchcn und Dctcntion der wegen ge¬

werbsmäßiger Unzucht bestraften Frauenzimmer in Vranweilcr.

Referent: Mg. Paulfscu.

Zufolge Schreiben des Künigl. Landtags-Commissars, Herrn Ober-Präsidenten der
Nhciuprovinz voin IN, November c. Nr 6970 beabsichtigt die icüniglichc Regierung zu Üöln die
Arbcitsanstalt zu Pützchcn, welche dermalen zur Unterbringung der in den Regicruugs-Vczirtcn
Aachen, Cobleuz, Cülu' und Düsseldorf wegen gewerbsmäßigerUnzucht zu Gcfäugnißstrafcund
Nachhaft in einem Arbcitöhanscvcrurthciltcu licdcrlicheu Wcibspcrsoueubcstiuünt ist, aufzuheben
und die in den letzten Jahren aus 17—20 Köpfen besteheudcuPcrsouen in der Arbcits-Anstalt zu
Vrauweilcr wieder wie früher gegen rcglcmeutsmüßigc Vergütung unterzubringen. In Anbe¬
tracht, daß die Anstalt zu Pützchcufür 10s» Personen eingerichtet ist uud der jetzige Bestand von
etwa 20 Köpfen nicht ausreicht, die nothwendigstenwirthschaftlichen Arbeiten in der Anstalt und
auf den zu derselben gehörendennutzbaren Grundstückenzu besorgen; auch nach dem gutachtlichen
Berichte des KöniglichenGcuercil-Procnrators Herrn Nicolouins zn Cüln vom 3. Scptcmber cur.
ein größerer Bestand für die Folge nicht zu erwarten steht; in Anbetracht ferner, daß die Arbcits-
Anstnlt z« Vrauwciler zur Unterbringung der vorerwähnten Weibspersonenhinreichenden Raum
gewährt, und daß nach einem Schreiben des Herrn Obcr-Präsidcntcn uom 16. d. Mts. die stän¬
dische Vcrwaltungs-Lommissio» mit der Aufnahme der fraglichen Personen sich einverstandener¬
klärt hat, ist der fünfte Ausschußder ciustiiumigeuAnsicht, dem in äu^lo vorliegende» desfallsigen
Contraltc der Königl. Regierung zu Cülu und der Verwaltung der Arbcits-Anstalt zn Vrauwciler
vom 5, December 1861, genehmigt durch den icönigl. Ober-Präsidenten der Rhcinprovinz nntcr'm
7. März 1862 Nr. 123 seine Zustimmung zu ertheilen.

Düsseldorf, den 20. November 1862.
Der fünfte Ausschuß:

Simons, Vorsitzender. Paulsscu, Referent. Fhr. v. Nngcl. Schul t. R oth.
Schunck. Im mich.

Correftrat des füuften Ausschusses,
die Aufnahme der wegen gewerbsmäßiger Nnzncht verurthciltcn liederlichen Weibspersonen

iu die Prouinzial-Arbcits-Anstalt zu Vrauwciler bctrcffctld.

Referent: Abgeordneter Simons,

Der Königliche Landtags-Commissarhat mit einem an den Herrn Provinzial-Landtags-
Marschall am 16. Novemberc. gerichteten Schreiben einen bereits von der Verwaltnngs-Üonnnis-
sion der Prouinzial-Arbeits-Anstalt mit der Königlichen Negierung zu Cöln am 5. Dezember 1861
gethätigten und von dem, (nach §. 2 des bestehenden Regulativs für die Leitung und Verwaltung,
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der Arbeits-Anstalt in Vrauweiler vom 4. Dezeniber 1836) die Oberaufsichtüber diese Anstalt
führenden königlichen Ober-Präsidenten der Nheinvrouinzam 7. März d. I, bereits genehmigten
Vertrag vorgelegt, woruachdie zur Nnchhnftauf Grund des §. 146 des Strafgesetzbuchesverur-
theilteu nnd znr Zeit in der Staats-Arbeits-Anstalt zu Pützchen dctinirten liederlichenWeibsper-
fonen aus den RegierungsbezirkenKöln, Eoblenz, Düsseldorf und Aachen in die Arbeitsanstalt
zu Vrauweiler aufgenommenwerden fallen.

Zu diesem Vertrage wird die Zustimmung des 16, Provinzial - Landtags nachgesucht,
nachdem znuur die Zustimmung der ständischen Commissnrezur Nbfchließung desselben schriftlich
eingezogen worden ist.

Die Zahl dieser liederlichen Weibspersonenbeträgt durchschnittlich zwischen 1? bis 20;
sie ist laut dem Schreibeil des Königlichen Landtags - Eommisfnriuszu Zeiten felbst noch geringer
gewesen und der KöniglicheGeueral-Proeurator zu Köln ist nach einer Aeußerung vom 3. Sep¬
tember d I. der Ansicht,„daß keine Gründe vorhanden sind, welche zu der Annahme berechtigen,
daß die Zahl der Personen, welche zur Deteutiuu in die Arbeits-Austalt zu Pützchen gelangen,
sich künftig erheblichvermehren werde, fo lange die bestehende Gesetzgebung in Kraft bleibt und
daher von diefcin Gesichtspunkte aus der Aufhebung jener Anstalt kein erheblichesHinderniß im
Wege stehen dürfte,"

In der Provinzial-Ärbeitsanstalt zu Vrauweiler ist das neue Frauenhaus am 3. November
1860, laut der vorgelegten Uebersicht der Venunltungs-Resultate, von der Anstalt in Besitz ge¬
nommen worden und es ist demnach das in der Anstalt eingeführte Trennnngsfystem vollständig
zur Änwendnug gekommeu. Es sind nach dem fraglichen Berichte alle Kategorieenund Klassen der
Bewohner räumlich anf's Strengste von einander gefchicden und die in Rücksichthierauf getroffenen
Anordnungeil lassen felbst ein Zusammentreffender verschiedenenKlassenbei ihren dnrch die Haus¬
ordnung gebotenen Bewegungennicht zn. Eine sittliche Gefahr für die in der Anstalt befindlichen
Hänslinge ist nach dieser Erklärung durch die Aufnahme der mehrgedachtenWeibspcrfonennicht
vorhanden. Diese Letztern felbst werden in Brauweiler an den durch die Anstaltsgeistlichender
beiden christlicheil Eonfefsionengegebeneu Belehruugeu und au dem Gottesdienste Theil nehmen;
sie leben dort unter schärferer Eontrole nnd sind von der Außenwelt durch die in Vrauweiler
bestehendenEinrichtungen mehr abgeschuitteu,als in Pützchen. Für die moralische Besserungdie¬
ser Indiuiduen ist also in Vrauweiler mindestens eben so gut, als iu Pützchengesorgt nnd es
wird nur zn beklagen sein, daß die fraglichen Bcrfuche bei der sittlichen Versunkenheit jener
Weibspersonen nach vieljührigen und übereinstimmendenErfahrungen nnr höchst feiten von ge-
wünfchtemErfolg begleitetsiud, wie denn der Königliche Landtags-Eommissariusin dem Eingangs
allegirten Schreiben felbst ausfpricht, daß die Bessernngs-Erfolge in Pntzchen nur fehr gering
gewesen seien.

Die Zahl der am Schlüsse des Jahres 1861 in der Anstalt zu Vrauweiler befindlichen
weiblichen Detinirten, die wegen Landstreichcrei und Bettelei, wegen Arbeitsscheu,Trunksuchtund
liederlichem Lebenswandel dort detinirt waren, betrug 132 Iudividuen und da für die Verwal-
tungs-Penode pro 1863 —1864 das Contiugent der Anstalt von 800 auf 700 Kopfe herabgesetzt
worden ist, scheint keine Vermehrung der Bevölkerungin Aussichtzu stehen.

Für jeue 132 Iudividuen sind eine Ober-Aufseherinund 7 Aufseherinnen vorhanden nnd
es kommt demnach mit Ausschluß der Ober - Aufseherinauf 19 Personen eine Rufseherin. Tritt
nuu die Durchschnittszahlder liederlichenWeibspcrfonenaus Pützchcn mit 18 hinzn, fo kommen
auf jede Aufseherin21 Individuen, die füglich vou ihr bei deu Einrichtnngcu der Anstalt über¬
sehen werden können und sicher eine erheblich geringere Zahl ausmachen, als zur Zeit eiuer Be¬
völkerungvon 1200—1300 Detinirten ihrer Aufsicht uutergedeu waren.

Eine Vermehrung des Aufseherpersouals wird alfo durch das Hinzntreten jener 18
Weibsperfonennicht bedingt werden.
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Was nun die Vergütung für die Aufnahme und Verpflegungder Individuen :c. betrifft,
so soll die Anstalt nach H. 2 des abgeschlossenenVertrages denjenigen Betrag pro Kopf und Tag
erhalten, welcher sich nach der auf Grund des Final-Abschlussesaufzustellenden Nachwcisuugüber
die Gefammt-Unterhaltuugskosteuder Anstalt ergibt, jedoch nach Abzug des nach d'en Grundsätzen
der Anstalt berechnetenArbeitsverdienstes.

Diese Unterhaltungskostenhaben nach der S. 48 der Uebersicht über die Verwaltuugs-
Nesultate der Provinzial-Arbeitsnnstalt beigegebenen Nachweise pro 18U1 7 Sgr. 10 Pf, pro Kopf
und Tag betragen und es sind darin aä ?c>8. !) für Bauten nud Reparaturen 3"/,u Pfg. pro
Tag oder 3 Thlr, 28 Sgr. pro Kopf und Jahr enthalten. Nach denselbenGrundsätzen sind seit
einer langen Reihe von Jahren die Vergütungssatzefür die Häuslinge bemessen worden, welche
seither für Rechnungdes Staates in der Anstalt verpflegt worden sind und bei Feststellungdes
Etats pro 1863 —I8U4 hat der hohe Landtag denselbenGrundsätzenseine Zustimmnng gegeben.
Es dürfte daher nicht angemessen erscheinen, von diesen hergebrachten, in der Verwaltimg übli¬
chen und neuerdings adoptirten Grundsätzen, welche volle Entschädigung aller Kostengewähren,
für eine andere Kategorie von für Rechnung'des Staates aufzuuehmeudeuSträflingen abzugehen.

Zur formellen Behandlung der Sache ist zu bemerken, daß allerdings der fragliche Ver¬
trag lediglich von dem Vorsitzenden der Verwaltungs-Commission,dem KöniglichenRegieruugs-
Präsidenten Herrn von Möller, unterschrieben ist.

Nicht nur hat allein der Negieruugs-Präsident auf Grund der Beschlüsse des Eollegiums,
allein der Bürgermeister auf Grund der Beschlüsse des Gemeinderathesdie abzuschließenden Ver¬
träge zn unterzeichnen, sondern im Artikel 15 des bezogenenRegulativs für die Leitung der
Verwaltung der Prouinzial - Anstalt heißt es ausdrücklich, daß nur Her Vorsitzende der Eonuuission
die amtlichenAusfertigungen zu uuterzeichuenhabe.

Der ß. 15 lautet:
„Die amtlichen Ausfertigungen werden von dem Vorsitzenden Mitgliedeunterzeichnet.
„Die Commissionbedient sich eines öffentlichenSiegels, welches den prenßischen

„Adler im Wappenschildemit der Königskrone und der Umschrift: „„Vcrwaltungs-
„Commission der Arbeitsaustalt zu Nrauweiler"" cuthält."

Eben so wenig war es erforderlich, deu ausgefertigten Vertrag den ständischen
Commissarienuorzulegeu,wenn derselbeauf Grund der gefaßten Beschlüsse und diesen gemäß
abgefaßt war.

Zu bedauern blieb es jedoch, und dies ist bei der ersten Verhandlung der Sache dem
frühern Referenten gegenüberbemerkt worden, daß dem Vertrag die Ausfertigungen der Voten der
ständischen Commissarien nicht beigelegenhaben.

Der Ausschuß hat daher geglaubt, sich bei der in der Sitzung desselben abgegebenen
Erklärung des ständischen Eommissars,AbgeordnetenSchult, daß er dem Abschlüsse des Vertra¬
ges sjuaczt. seine Zustimmung gegebenhabe, beruhigen zn dürfen. Das andere Mitglied der
ständischen Commission, der AbgeordneteStnpp, war uerhiuoert, in der Sitzuug des Ausschusses
zu erscheiuen.

Ebenso muß der Ausschußbedaucru, daß nicht nach Vorschriftdes Regulativs die Sache
in einer Sitzung der ständischen Commission zur Verathuug gekommenuud Beschluß gefaßt wor¬
den, sonderu lediglichdas Votum der ständischeu Commissarienschriftlich eingezogen worden ist.

Der fünfte Ausschußhat daher nach wiederholter Berathung und Erwägung der Vorla¬
gen den einstimmigenBeschlußgefußt:

bei der Plenar-Versammluug zu empfehlen,dem fraglichen Vertrage die Zustimmung
zu ertheilen und dies dem Königlichen Landtags^Commissorinsmit dem Crfuchen
anzuzeigen, gefälligst veranlassen zu wollen, daß in der Folge bei Behandlung,



- 75 -

dergleicher Angelegenheiteneine Versammmlung der ständischen Commission anbe¬
raumt werde, worin die Sache zu einer gründlichenVerathnug kommen kann,

Düsseldorf, den 1, Dezember 1861.

Der fünfte Ausschuß.

Simons, Vorsitzender n. Referent, Graf zu Stoiber^. M, F Graf
n.Wolff-Mctternich. Noth. Becker. Immich. Schuuck.
Schnürte. Panlssen.

^»-. «:3.

Referat des sechsten Ausschusses,
die Irrenhcilmistalt zu Siegburg betreffend.

Referent: Abg. I>. Wurzer.
------------

Vorgelegt wurden dem Ausschusse:
1) Die Notaten der Geld- und Natnralrcchnungcnpro 1860 und 1861.

Sämmtliche Notatc waren genügend erledigt, oder sollen für die Zukunft beachtet
werden.

2) Die Rechnungenpro 1860 uud 1861.
Diese siud iu allcu Theilen mit Beobachtung der frühere» AusstellungenderProvin-

zial-Stände geführt worden, und haben das sehr erfreuliche Resultat geliefert, daß, obschon
die Anzahl der Kranken die Normalzahl bedeutendüberstiegen,doch nur ganz unerhebliche,in
keiuer Weise zu verhütende Etatsübcrschrcitnngcnstattgefunden habeu. Da selbige meist zur
Beschaffungvon Utensilien verwendetwerden mußten, werden sie für die Zukunft wegfallen.

Es ist bekanntlich die Anstalt zu Siegburg ursprünglich nur für 180 Kranke einge¬
richtet, schon 1860 erreichten sie die Zahl von 222, uud steigt diese in so bedauerlicher Weise,
daß iu diesem Augenblicke dort 260 Kranke aufgenommensind. Der Etat pro !86l und 1862
wurde für die mnthmaßlichcZahl der damals behandelten Kranken von uns auf 4<»,000
Thlr. festgestellt.

Es wurden aber behandelt durchschnittlich 245 Kraule, mithin durchschnittlichmehr
25 Kraute, uud dabei der Etat um 1000 Thlr. überschritten.

Hierbei wurde zur Sprache gebracht,wie eine solche Vermehrnng der Aufnahmedoch
nicht allein dein Ermessen des Herrn Directors überlassen bleiben löuuc.

Darauf wurde von dem ständischen Commissar erwiedert, daß die Verwaltuugscom-
Mission den Director, vorbehaltlichder Genehmigungder Provinzial-Vertretung, dazu er¬
mächtigthabe.

Bei den: übergroßen Nudrange uud der Unmöglichkeit, Unbemittelteauf Kosten der
Gemeindebesser und billiger unterzubringen, wäre auch in Zukunft ein gleiches Verfahren
wünschenswcrth,um so mehr, da die Erfahrung jetzt lehrt, daß die Mehrkostenmit den Vor¬
theile« in kciucm Verhältnisse stehen.

Es mußten nothwendigfür diese Zahl die nöthigsten Räume, Bettwerk u. s. w. her¬
gestellt werdcu, und dadurch sind die Etatsübcrschreitungen, welche im Ganzen 1000 Thlr.
betragen, die sich auf alle Vcrpflegungsposlenvertheilen, wohl zu rechtfertige».
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Da aber besagte Posten durch alle Positionen in größeren oder kleineren Zahlen
durchlaufen, ist eine Aufführung der einzelnen Fälle wohl überflüssig.

In Positionen, auf welche die Krankenvermehrnngleinen Einfluß hatte, ist nirgend
der Etat überschritten,es sind im Gegentheile, soweit thunlich, Ersparungen eingetreten.

Ein wesentlicher Punkt kam hierbei zur Sprache, uud zwar die Möglichkeit,für wei¬
tere Räume zur Aufnahme oon Kranken zn forgcn, da die Vermehrung dieser Krankheitsfälle
nicht allein aus dem jetzigen Bestände von ÄX> tränten in Siegburg, foudern aus dem
gleichzeitigen Bestände der übrigen Privat- nnd öffentlichen Anstalten der Nheiuprovinz, die
über 1150 beträgt, zu entnehmen ist, die Anstalt iu Siegburg aber vorab die Bestimmung
hat, die Unterbringung Normal-Manier zu ermöglichen, theils weil dort ein billigeres, theils
ein den Umstäudenangemcsscucrcs Untertommcu zu sinden ist.

Dieser Zweck wird zn erreichen sei», weuu die hohe Versammlung auf den Vor¬
schlag der Verwaltungs - Commissioneingeht, deu bcidcu Hausgcistlichen, statt der bisher be¬
nutzten freien Wohnung, eine Miethseutschädigungvuu 100 Thlr. für jcdeu zu bewilligen.

Besagte Herren benutzenp. p. 17 Räume, die bei entsprechender Einrichtung znr
Uuterbriuguug uou :;<>^40 Kranken dieneu können.

Der Herr Direttur hat es bestimmt ausgesprochen, daß er die Auwcscnhcitder Herren
Geistlichen in der Anstalt nicht für Bedürfniß hält, es vielmehr genügen wird, wenn felbige
in der Stadt wohnen, und jeden Augenblick vom Boten der Anstalt erreicht werden tonnen.

Eine weitere Bestimmung in diesen, Falle läßt sich nicht treffen, bis die jetzt dort be¬
schäftigten Herren Geistlichenei» anderweitigesUnterkommengefundenhaben werden.

Sonstige Ausstellungenin den Positionen des Etats fanden sich nicht.
Die aufgenommenenMehransgaben i?««. 10—17 sind schon vorstehendbei der Ge¬

winnung der Räume, welche bis jetzt uou deu geistliche« Herren benutzt werden, näher erörtert.
Ebenso werden sich die Summen 1'u^. 70 für Bellciduug uud l'u«. 50 für Haus-

Utensilicu aus dem Mehrbedarf für die größere Zahl der Krcmken rechtfertigen.
Anlangend den Mchrcrcdit für 1'<^. 57 sind die Motive ausführlich im Berichte mit¬

getheilt. Der Ausschuß kounte daher mir die Auuahme empfehlen.
3) Verhandlungen mit der Stadt Sicgburg wegeu Betheiligung an der Gasbeleuchtungfür die

Anstalt.
Die Verhandlungen sind uach deu vorgelegte»Schriftstücke»nunmehr soweit abge¬

schlossen, daß sich mit Sicherheit annehme» läßt, daß die genügende Beleuchtnugmit Gas
höchstens7i^ Thlr. Mehrlosten verursachenwird, als die jetzt sehr ungenügende mit Oel.

Es lann daher der Ansschnß den früher eventuellgefaßten Beschluß, die Gasbeleuch¬
tung einzuführen, zur defiuiliveu Auuahme einpsehleu.

4) Ucbcrtrag der Bauanfsicht auf deu Krcisbaumeistcr Brandenburg in Sicgburg uud Remunera¬
tion desselben mit 100 Thaler jährlich auf Widerruf.

Mit Berücksichtigung, daß der frühere, die Aufsicht über die Bauten führende Beamte,
Herr Diuhoff, iu Bonn wohnte »»d z» jeder Reise Fichrloste»u»d Diäte» liqnidirte, dabei
dessen Aüfsicht bei der Entfernung von der Anstalt eine mangelhafte fein mnßte nnd dafür
doch eine höhere Summe verausgabt wurde, fand der Ausschuß auch gegen diese Position
nichts einzuwenden,

b) Bericht über die Herstelluug der Wasserhebe-Maschiueund deren Kosten.
Der Ausschuß fiudct sich nicht in der ^age, auf Grnnd dieser Vorlage einen Beschluß

fassen zu können, da selbige zn allgemein gehalten ist.
Derselbe wünscht vielmehr, daß vorab den Mitgliedern des ständischenAusschusses

die betreffende» Rcchimngenvollständigvorgelegt werde», »»d ermächtigtsie, sofern keine
wesentlichen Ausstellungenzu machen sind, selbige abzuschließen, nnd die fehlendeSumme
auf die Ucbcrfchüsse der Provinzial-Hülfstasfe anzuweisen.
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Sofern sich aber gegen die Verwendung der Gelder wesentliche Allssiellungener¬
geben sollten, hält es der Ausschuß für nothwendig, die Sache nochmalsdem nächsten Pro-
vinzial-Landtagezu unterbreiten und die Auweisnug des Fehlenden diesem Beschlusse vorzu¬
behalten.

L) Wurde von einem Mitglicdc des Ausschusses die Frage angeregt, ob es nicht möglich sei, die An-
staltskirche so zu trennen, daß beide Coufessioucu ihren abgeschlossene»Antheil erhaltentonnten.

Es wurde auf die Erfahrung aufmerksam gemacht, mit welchen Hindernissenund Un¬
bequemlichkeiten eine Simllltankirchevcrbnudcnsei. Diese Schwierigkeitenwerden in Siegbnrg
jetzt noch mehr hervortreten, da auch die evangelische Civilgemeindein derselben Kirche ihren
Gottesdienst abhält.

Anderseits ist die Kirche so geräumig, daß sie wohl für beide EonfessiinenRaum
bietet, wenn eine zweckmäßige Abtheilnng uorgenomneu würde.

Selbige anzubahnen hält der Ausschußfür geeignetnnd würde Herr N'eiöbanmeister
Brandenburg mit Aufarbeitung eines Planes zu beauftragen um, dessen Ausführung dem
Ermessender Cnmmissarienanheimzugebensein, wenn die Kosten 100 Thlr. nicht überstiegen.

7) Wurde endlich von demselben, Mitgliede die Frage wieder in Anregung gebeacht, ob es nicht
zeitgemäß wäre, nochmals ans die Abänderung des Regulatives anzutragen u::d eine ver¬
mehrte Vertretung durch ständische Eommissare zu mrlangen.

Bei der jetzigenSachlage besteht die Commission aus ü Mitgliedern, wovon 2 den Sian-
den angehören.

Selbige werden daher bei Abstimmungenimmer in der Minorität bleiben müssen, sobald
die andern Mitglieder einig sind, da aber da-i Institut ein rein provinziellesist, wäre es gewiß
auch billig, den ständischenDevntirten eine gleiche Stimmenzahl zn gewähren nnd schlägt der Aus¬
schuß vor, nochmals bei hoher Behörde die Bitte zu stellen:

die Delegation uou drei ständischen Depntirlen statt zwei, ivergl. 8. 2 des Regu¬
lativs vom Jahre 1827) genehmigenzu wollen.

Die Vorschlägedes sechsten Ausschusses gehen demnach dahin:
acl I. Die zn den Nechnnngenpro 1800 nnd 1801 gezogenen Notate als erledigt zu

erklären.
acl II Ebenso die Nechnnngen pro 18<i0 und 18i',l,
llä III. Den pro l80,> — 1801 aufgestelltenCtat zu genehmigen.

Hiermit werden gleichzeitig bewilligt:
1. 200 THIr. Nohnnngs-Entschädignngfür die beiden, Anstalts-Geistlichen.
3. 100 Thlr. Remnncwtion für den Kreisbaumeister Brandenburg, die in den betref-

tcnden Etats bereits aufgenommensind.
->ä IV. Die Betheiligung an der Gasbeleuchtungder Stadt Siegburg für die Irren-

Anstalt definitiv zu beschließeil und die Kosten dazu aus den Ueberschnfsen der ProvinziabHülfs-
lasse zn bewilligen.

lnl V, Den Abschluß der Nechnnngder Wasserwerke den Mitgliedern der Commission,
sür den Fall sich keine wesentliche Ansstellungcn finden, zn übertragen nnd in diesem Faüe die
Mehrkostenauf die Ueberschüsseder Provinzial-Hnlfskasseanznweisen; im andern Falle aber sich
diesen Nechnnngsabschlnßnnd die Anweisung der Kosten bis zur nächsteil Versammlung vorzu¬
behalten.

ad VI. Die Trennung der Locale zur Abhaltnng des Gottesdienstesnach Eonfessionen
zu versuchen und dahin zielendePläne anfertigen zu lassen.

»<1 VIl. Die Vermehrung der ständischen Commissare von 2 auf 3 zu beantragen.
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Der Ausschuß schlägt als Mitglieder der Kommission vor:
Die Herren: Horst uno Dr. Wurzer,
und als Stellvertreter die Herren: Dr. Neiuartz und Graf Nesselrode.

Düsseldorf, den 2'). November 18N2.

Der sechste Llusschuß.

A. Graf v. Spce, Vorsitzender Graf v. Hoensdroech. Frhr. v. Mulius.
Frhr. von Lo«. Clostermaun. Hunzinger. Or. Wurzcr.
l)i. Neiuartz. Dr. L. Niegel.

5l, «M.

Bericht des siebenten Ausschusses
über den Entwurf eines Reglements über die Pensionirnng der Beamten des Landarmmhanses

zn Trier.

Nefercnt: Abgeordneter Ncufch.

Dem lli. Provinzial-Landtage wurde ein von der Verwaltung« - Commission des Land-
arincnhnuses zu Trier nutcrm 8. »Februar c. ausgearbeitetes Ncglcincut über die Pcnsiouirung der
Beamten des Landnrmenhnnse« zu Trier ucbst dcu darauf bezüglichenSchreiben und Verfügungcu
vorgelegt, welche einzeln geprüft uud wie folgt berathen wurde».

Daß den betreffenden Beamten, welche beianntlich mit großen Anstrengungen nnd
Entbehruugeu zn lämpfeu haben, eine Aussicht auf Verforgung nach crfolgter Dieustunfähigtcit
dnrch Pensiuniüiug zugesichert wi>d, la,ui nur als Bedürfniß anertanut werden, um fo mehr als
auch für die Arbeits-Austall zu Branwciler die Nothwendigkeit nncrtannt worden, nnd ein ähn¬
liches Neglemcut bereits eingeführt ist.

Der Antrag ;nr Pensonnung bezieht sich blos auf die für das Landarmcnhnus zn Trier
ctatsmäßig angestellten Beamlcn und deren ctatsmäßigcs Dicnsteinlommen uud sind als hierzu
gehörig nnfgeführl: I) der Dircltor; 2) der Nendant; :y der Ocionom; 4) der Fadrit-Iufpcltor;
5) der Seiretnir; <^) der ,snusarzt; 7) der Hauswuudarzt; d!) der Obcraufscher der Irren;
9) die Aufsehenn der Irren; l'Y die Aufseherin der Hosvitalitcn; IN der Ober-Aufseher der
Arbeits-Anstalt; l^) der zweite Aufscher demselben; >3) der dritte Aufseher derselben; 14) der
vierte Aufseher derselben; ll') die erste Aufseherin derselben; lly die zweite Aufseherin derselben
uud t7,> der Pforlner.

Von diesen l? Beamten sollen an jährlichen Pcnsions^Bciträgen 72 Thlr. tl> Sgr. zu
erwarten sein.

Weil diePcnsonirung nur auf die auf Lebenszeit angestellten etatsmäßigen Beamten ihre
Ausdehnung findet, sind ron den Anfprnchcn nnf Pension die Werkmeister des Laudarmcnhnuses
ausgcfchloffeu, um fo mehr da in Trier geeignete Handwerker immer hinreichend zur Uebernahme
dieser Stellen vorhanden stnd.

ist, wild fofort zur Be¬
rathung deß Entwurfes selbst übergegangen und werden die tzß. verlesen.

Die tz§. l und 2 werden angenommen. Zn§.3 wurde noch der beantragte Schlußsatz hin¬
zugefügt: „Bei Berechnung des Dienst-Einlommcus werden die Natnrnl-Abzüge, nach dem be-
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„stehenden Durchschnitte der diesfälligen etntsmäßigcn Geldsätzc für die laufende und die nächste
„vorhergegangenen zwei Etats-Perioden mit in Anschlag gebracht."

ß8. 4, 5, 0 und 7 wurden angcnoimnc», der letztere jedoch mit Weglafsmrg des Seitens
der Königlichen Regierung z» Trier beantragten Zusatzes, wonach die Pcusionirnng auch von
Obcraufsichtswcgen eingeleitet werde» kann.

Gegend. «, !), 10, 11, 12 nnd IN sind keine Einreden erfolgt nnd dieselben daher in der
vorgeschlagenen Fassung angenommen worden.

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme der Vorlage, mit dein ausdrücklichen Bemerke»,
daß der im tz, 12 erwähnte nnd beantragte Anschuß von 15,00 Thlr. aus der Provinzial-Hülfs-
tcissc zur Dnrchftthrnug des Reglements durchaus erforderlich sei.

Düsseldorf, den 27. November M!2.

Der siebente Ausschuß:
Flhr. von Lonisenthnl, Vorsitzender. Ncusch, Reflrcnt. I. Guittienne.

K ü ch c n. A d n m s. I. P. L i in b o u r g. E. N i ch n r d. Graf von Bar o.
Fihr. von Vonrscheidt.

Entwurf eines Pensions - Reglements
für die Beamten des Landarmenhauses zu Trier.

Entwurf eines Pm-
sions-Reglemcnts für

die Beamten des
Lllndarmenhaulee

zu Trier.

Den etatoniäßigen Beamten des Landarmcnhauscs, sobald sie als solche definitiv auf
Lebenszeit angestellt, soll, wenn sie nach einer bestimmtcu Dienstzeit und unch pflichtmäßigcr Dicnst-
führung durch Schwächung der Geistes- oder Körperkräfte dicustunfühig geworden sind, nach den
nachfolgenden Bestimmungen ein Anspruch auf ciuc lebenslängliche Pension zugestanden werden.

§, 2.
Ein Anspruch auf Pension soll, auch beim Vorhandensein der übrigen Bedingungen des

8- 1, iu der Regel erst unch zurückgelegtem fünfzehnte» Dicustjahrc eintreten. Dein Ober-Prä¬
sidenten der Rheinprovinz bleibt es jedoch vorbehalten, mit Zustimmung der Provinzialständc bei
besondern Umständen und vorzüglich bei ausgezeichneter Vcrdienstlichtcit und nachgewiesener Vcr«
Mögeuslosigleit eine den Verhältnissen angemessene Pension nusnalMsweisc auch für diejenigen
Fälle zu bewilligen, wo nach Vorstehendem den Beamte» »och tei» Anspruch zusteht.

8- 3.
Die etatsmäßigen Beamten des Landarmcnhanses, mit Ausnahme jedoch derjenigen,

welche ihre dienstlichen Functioncn nnr als Nebenamt oder Nebenbeschäftigung versehen, sowie mit
Ausnahme der Werkmeister, deren Anstellung ans Lebenszeit nicht iu Aussicht genommen werden
kann, sind verpflichtet, sofort nach ihrem — wenn nnch nnr provisorischen - - Dienstantritte zum
Pcusionsfonds durch Gehaltsabzug beizutragen.

Die Höhe der zn zahlenden Beiträge, so wie der zu gewährende,, Pension richtet sich
"nch den für die Staats-Venmtcn bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.

Demgemäß wird als Pension
nach zurückgelegtem 15. bis zum zurückgelegten, 20. Dicnstjahrc Vi«',

20.
25.
30.

25.
30.
35.

V.
»/ '

11
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nach zurückgelegtem 35. bis zum zurückgelegtem <10. Dieustjahre °/,n',

„ „ 5U. Dieustjahre.........'-/,»
des ctatsmäßigcu Ticnstcinlommcus bewilligt,

(Bei Berechnung des Dienst-Eiutommcus werden die Natural-Abzüge nach deni bestehenden
Durchschnitte der diesfälligcu ctatsmüßigcn Gcldsätzc für
zwei Etatöpcriodcu mit in Anschlag gebracht.) (Zusatz des Landtags).

Da die Pension zugleich in der Absicht gegeben wird, um den nothwendigen Unterhalt
des Beamten zu sichern, so wird als Minimum einer Pension die Summe von 72 Thaler jähr¬
lich festgesetzt.

§. 5>.
Die Dienstzeit, welche der Berechnung über die Dicnstdaucr (§. 2) zn Grunde zu legen

ist, fängt mit dem Tage der provisorischen Anstellung im Anstaltsdieustc an. Wenn jedoch der
Beamte damals noch nicht das zwanzigste Lebensjahr zurückgelegt hatte, so wird die Dienstzeit
erst von dem Anfange des einundzwanzigstcn Lebensjahres nb gerechnet und die früher im Dienste
zugebrachte Zeit nicht berücksichtigt.

8- 6.
Austaltsbcamte, welche vor ihrer Anstellung bei der Anstalt in einem Prouinzial- oder

Staatsdienste waren, welcher sie zn einer', Pension berechtigte oder bei längerer Dauer berechtigt
haben würde, tonnen die Anrechnung der im Provinzinl- oder Staatsdienste «erbrachten Dienst-
jähre für ihre Pcnsiouirung bei der Anstalt dadurch herbeiführen, daß sie innerhalb der ersten drei
Jahre nach ihrer Anstellung bei der Anstalt für jedes im Staats« oder Provinzinldienstc verbrachte
Dicnstjahr ein Fünftel des bei ihrer Anstellung nach diesem Reglement zu entrichtenden Pcnsions-
bcitrags nachzahlen.

Ebenso wird es bezüglich der Berechnung der Jahre gehalten, welche der Beamte früher
im Militärdienste gestanden hat, wobei im Ucbrigcu die für die Staatsbeamten geltenden Be¬
stimmungen maßgebend sind.

Wenn Beamte aus anoerwcitcn Dienstverhältnissen im unmittclbarcu oder mittelbaren
Staatsdienste sich bereits vor dem Eintritt iu den Austaltsdicnst eine Pcnsious-Berechtigung er»
warben haben, und dafür die gesetzlichenPcnsions-Beiträge jährlich fortwährend an die Staats¬
kasse zahlen, so können dieselben von der Anstalt nur eine Pension von dem Betrage beanspruchen,
um welchen ihr jetziges Einkommen stärker ist, als das früher aus der Staatskasse bezogene, nnd
haben demnach auch nur von diesem Mehr - Einkommen eiucu Beitrag zum Peusionsfonds der
Anstalt zu entrichten.

§. 7.
Die Pensionirnng kaun beantragt werden entweder von dem Beamten selbst oder von

der Vcrwaltungs-Eommissiou der Anstalt, In dem ersten Falle wird der Antrag nach Maßgabe
der im 8. 17 des Pcnsions - Reglements für die Staatsoicncr vom W. April 1825 enthaltenen
Bestimmungen erörtert und vom Ober - Präsidenten der Rhcinprouiuz entschieden. Im andern
Falle wird nach den für die nufrciwilligc Versetzung unmittelbarer, nicht richterlicher Staats¬
beamten in den Ruhestand gültigen Vorschriften verfahren. Die entscheidende Behörde ist in
diesem Falle die königliche Regierung zu Trier.

8- 8.
Mit dein freiwilligen Austritt ans dem Dienste der Austalt hört jeder Anspruch auf

Pension und auf Rückerstattung der bis dahin zum Pcusiousfouds gezahlten Beiträge auf.
Wenn ein Beamter vor Ablauf cmcs fünfzehnjährigen Dienstes wegen körperlicher oder

geistiger Dicnstunfähigtcit entlassen werden muß, so erhält er die bis dahin zum Peusionsfonds
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gezahlten Beitrüge ohne Zinsen zurück, falls ihm nicht nach §. 3 ausnahmsweise eine Pension
bewilligt wiid.

s- 9.
Die Pcusionairs, welchen die Erlanbuiß ertheilt wird, ihre Pension außerhalb des preu¬

ßischen Staats verzehren zu dürfen, erleiden cineu Abzug von zehn Prozent von dein Betrage der
Pension, welcher dem Pensionsfondö zu Gute kommt.

ß. 10.
Die bewilligten Pensionen verbleiben den Erben des Peusiouairs für den Monat, in

welchem ihr Erblasser gestorben ist, «ud für deu darauf folgenden Monat.

Die Pension wird eingezogen:
1) wenn dcr Pcusiouair bei eiucm anderen Provinzial-Institute oder im Staatsdienste augc-

stellt wird;
2) wcnu er ciucs vor oder unch crfolgtcr Pcnsiouiruug bcgaugcncu Verbrechens überführt wird,

wegen dessen, wenn es während der Dienstzeit zur Sprache gekommen wäre, auch auf Dienst-
cntsctznng erkannt worden fciu würde; und

3) wenn er der Pension traft dcs Gesetzes verlustig wird.

Zur Bildung eines Stnmmfouds der Pcnsionskasse wird derselben aus dem den Pro-
vinzialständen zur Disposition, stchcudeu Ziuscu-Ucbcischusse der Provinzinl-Hülfstafsc ein Kapital
von 1500 Thaler überwiesen. Es fließt sodnuu aus den Mitteln der Anstalt auf so lange ein
etatsmäßiger jährlicher Zuschuß von 400 Thlr. zn diesem Stanunfouds, bis derselbe die Höhe
von 10,000 Thlr. erreicht hat. Der sich bildende Pensionsfonds wnd von der Vcrwaltuugs-Eom-
niifsion der Anstalt rcntbar angelegt und fließen die Zinsen demselben zu.

Soweit die Eiuuahme des Pcusiousfouds zu fciucu Ausgabeu nicht ausreicht, ist aus
dem allgemeine,! Fonds der Anstalt der nöthige Zuschuß crtraordiunir zu leistcu.

Tranfitorischc B c stim m n n g.
§. 13.

Die jetzigen Bcamtcu der Anstalt können bei Erlangung der definitiven Anstellung auf Lebens¬
zeit das Recht anf Anrechnung der früheren Dicnstjahre in der Anstalt und in Provinzial- oder
Staatsdienste (§. 0) sich dadurch erwerben, daß sie für jedes frühere Dicnstjahr ein Fünftel dcs
bei Erlaß dcs Pcnsions-Rcglcmcntö zn entrichtenden laufenden Jahresbeitrages nachträglich zum
Pcnsionsfouds.einzahlen. Dicfc Nachzahlung kann auf drei Jahre vertheilt wcrdeu.

Trier, den 8. Februar 1863.
Die Vcrwaltungs-Eommiffion dcs Landarmenhauses.

w». «5.

Referat des achten Ausschusses,
betreffend die Vorschläge wegen Untcrbringnug der Provinzinl-Hebammen-Lehr-Anstalt.

Referent: Dr. No egge rath.

Es würde viel zu zeitraubend sein, wenn hier die ganze Geschichte dcs projcctirt ge¬
wesenen Neubaues der proviuzicllcu Hebammen-Lehranstalt in Eolu, wie sie sich durch viele Land¬
tage der hohen Stände durchgezogen hat, ausführlich wieder cutwickclt werden folltc.

Dieselbe crgicbt sich aus 2 Fascitclu Voractcn nud aus deu Mittheilungen des
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Königlichen Laudtags-Eommissars Herrn Wirtlichen Gchcimcn-Nath von Pommer-Eschc Erccllcnz
worauf Bezug genommen werden muß.*)

In der Kürze soll hier nur erwähnt werden, daß der seitens der Verwaltung der Heb¬
ammen-Lehranstalt zu Lötn gegen die Armcuvcrwaltnng der Stadt Eöln geführte Prozeß wegen
des Neubaues der Hebammen-Lehranstalt auf dem Grundstücke des Ipucru-Waldes in erster und
in der Appcllations^Iustanz verloren worden ist, auch die Einbringung dieses Prozesses in die
Ensfations-Iustan; nach dem Gutachten bewährter Ncchtsgclchrtcn ohne glücklichen Erfolg fein wird.

Die Grüudc der unglücklichen Entscheidung des Prozesses liessen namentlich in der An¬
nahme der Gerichte, daß der vormalige Präfctt des Nocr-Dcpartemcuts iu dem Beschlusse, durch
welchen der Ippcrn-Wnld zur beständige» Vcnutzuug der Hebammen-Lehranstalt bestimmt worden
ist, über seine amtlichen Vcfngnisfc hinausgegangen fei. Von der andern Seite ist aber auch nicht
möglich, ciuc crfolgvollc Klage auf den Grund des Vertrages der ständischen Eommissaricu mit
der Armcuucrwaltung zu Eöln zu führen. Dieser Eoutract bestimmte nämlich, daß die Armcu-
vcrwaltnng sich verbindlich machte, für die Hebammen-Lehranstalt zu Eölu eiucu besondcrcu Bau
cuischlicßcud au das dortige Eäcilicn-Hospital, zu errichten. Durch Eabiuets-Ordrc vom 20. August
1855 ist vou Sr. Majestät dem Könige ans mcdicinischen Gründen die Ausführung dicfcs Ver¬
trages als unzulässig erklärt und dies dnrch den Allerhöchsten Landtags-Abschied vom 28. No¬
vember 1858 nochmals bestätigt worden.

Das Grundstück des Ipperu-Waldcs ist daher für die Beuutzuug zur Hcbammen-Lchr-
austalt gäuzlich verloren, und es tonnen folglich die Bestimmungen Er. Majestät des Königs in
dem Landtags-Abschicdc vom 28. November 1858 uicht cmogcführt werden, nach welchen ein Ncnban
auf dein Grundstücke des Ippcrn-Waldcs für die Anfchlagssnmmc von 52,500 Thlr. errichtet
werden sollte.

In den letzten Jahren haben mehrfache Verhandlungen scitcus der Vcrwaltungs-Eom-
missiou der Hebammen-Lehranstalt mit der Armenucrwaltnng zn Eöln stattgcfnndcn, welche den
Zweck hatten, die letztere zn vermögen, einen fortlaufenden Beitrag zu dcu Kosten der Hebammen-
Lehranstalt für die Verpflegung der armen Schwangeren der Stadt Eöln zn leisten. DieAncrbic-
tuugc» der Armcnvcrwaltuug waren aber fo geringe, daß die Verwnltnngs-Eommission der Heb¬
ammen-Lehranstalt darauf nicht eingehen tonnte.

Es faßte nun die Vcrwaltungs-Eommissiou der Anstalt den Gedanken, die letztere in
diejenige Stadt der Nhcinproviuz zu verlegen, welche die meisten Vortheile für die Aufnahme der
Lehranstalt darbieten würde. Der Königliche Ober-Präsident der Nhcinprovinz genehmigte diese
Anschauung und veranlaßte eine Aufforderung an alle für die Aufnahme der Anstalt geeignet er¬
scheinenden Städte der Provinz, sich zu erklären, unter welchen Vortheilen nnd Bedingungen die¬
selben geneigt seien, die Anstalt aufzunehmcu. Es erfolgten hierauf mehrseitige Erklärungen, welche
iu dem Berichte des Dircctors der Anstalt Dr. Birnbaum d. d. 23. Octobcr 1862 genau auf¬
geführt nnd nach ihrem Werthe gewürdigt worden sind.

Auf diesen ausführlichen Bericht kann hier uur Bezug genommen werden. Es ergab
sich aus dicscu Verhandlungen nnd dem bezüglichen nuten solgcndcn Gutachten des Ncgicruugs-
Bauraths Gottgctrcu d. d. 2. November 18!I2, daß es den grüßten Vortheil darbiete, wenn die
Anstalt iu die Stadt Vicrscn verlegt, daselbst ein vorhandenes Grundstück mit einem Fabrik¬
gebäude angekauft und eine bauliche Ausdehnung desselben bewirkt würde. Wie schon oben er¬
wähnt, bcliefcn sich die AnfchlagStostcn des früher projcctirt gewesenen Neubaues auf dem Gruud-
stück des Ippcrn-Waldcs auf 52,500 Thlr. jedoch ohne Berechnung des Werthes des Grund¬
stücks selbst.

Nach dein Anschlage des Bauraths Gottgctrcu würde der Ankauf des Fabrikgebäudes

») Vcrgl. Verhandlungen des 14. Rhein. Prov..L<mdtags S. 93. 94.
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zu Vierscn incl. scincs Ausbaues, also mit dem bezüglichen Grundstück die Summe von 52,700
Thlr. loste».

Dic Vcrwalt»»gs-Eo,»mission dcr Lehranstalt sah sich daher unch ihrem ebenfalls hierbei
folgenden Sitzungsprutcckollc vom 18. November d. Is. zu nachstehendem Beschlusse veranlaßt:

„daß das Wcycrs'schc Grundstück zn Vicrscu Seitens dcr Verwaltungs-Commissio» unter
dem Vorbehalte einer aiuiemessenen Frist für dic Natification durch dcu Herr» Obcr-Prä-
fidcutcn ;» dem möglichst billigen Preise ncqnirirt werde.

Ueber dic Geldmittel, welche zur Ausführung dieses ProMs resp, vorhanden und noch
zu beschaffen sind, gibt der Königliche Regierungspräsident Herr von Moeller in seinem Berichte
von 19. November d. Is. folgende Austuuft:

zur Zeit ist ein Gcldbcstand vorhanden:
in baar............. 37 Thlr. 2!» Sgr. 1 Pfg.
in Stnntsschuldschciucu ........22325 „ — „ — „
iu Depositcu bei dcr i)N,cin. Pruv..Hülfstassc 4000 „ - „ — „
Dicsc Beträge stammc» ursprünglich aus dem Allerhöchsten Gnndcngcschenlc von l0000

Thlr. uud 3916 Thlr. 12 Sgr. 4 Pfg. her, es bedarf daher zu ihrer Verwendung zu vorgcdachtcn
Zwecke« dcr Gcnchmignng der Staatsrcgicrnng.

Aus Ersparnissen dcr laufenden Verwaltung hat die Anstalt angesammelt 6300 Thlr.
iu Staatsschuldschcincu. Ob dieser Betrag den, Banfouds überwiese» werde» soll, wird zu cut-
schcidcu sciu, dabei ist jedoch zu bemerke», daß nlsdnnu die unter Titel III. des Anstalts-Etats
nachgewieseneZinfeu-Emnnhmc tüuftig fortfalle« uud die Gemeinde-Umlage eutfprecheud erhöht wird.

Es siud also für jenen Zweck disponibel zu machen:
baar ............. 37 Thlr. — Sgr. — Pfg.
22,325 Thlr. iu Stnatsschuldschciucu zum

Course vou ctwa 88......19646 „ — ,, — „
bci der Htttfstassc.........4000 „ — „ — „
6300 Thlr. in Etaatsschuldschciucn wie vor 5544 „ — „ — „

iu Suunna 29227 Thlr. — Sgr. — Pfg.
Dic Bcdarfssnmmc zur Ausführung des Vicrseucr Projcctcs beträgt aber unter Be¬

rücksichtigung des spätcrn Berichtes des Königlichen Negicruugs-Präsidcute» Herrn von Moeller
vom 26. November d Is die Summe vou 52,700 Thlr. Es fchlcu mithin an dcr Bedarfssummc
noch etwa 23,500 Thlr.

Durch dic^Naudvcrfüguug vom 22, November d. Is. hat der königliche Landtags-
Eommissar Hcrr vou Pommcr-Esche Erccllenz die Bcschl»ßfass»»g über diese» Gegenstand von den
hohcu Stäudcu erfordert.

Dcr achte Ausfchuß ficht sich vcraulaßt, uach gcnancr Prüfung uud Erwäguug allcr
vorlicgcudcn Vcrhältuisfcu dcu hohcu Stäudcu folgende Anträge vorzulegen:

„dieselben wolle» beschließe» dem ga»zcn Projcctc ihre Zustimmuug zu ertheilen nnd die
außer dcu Beständen noch erforderliche Bcdarfssummc von 23,5(X1Thlr. uorfchußwcisc aus
dcr Prouinzial-Hülfslassc zu bcschaffcu, dieselbe aber im Laufe von zehn Iahrcu durch Um¬
lage auf dic bezüglichen Ncgicruugs-Vczirlc zu cuuortisircn.

Dcr zu trcsscudc Beschluß würde dem Königlichen Lcmdtags-Eommissar uud Ober-Prä-
sidcntcn Herrn von Pommcr-Esche Excellenz unter Beifügung der vou ihm zurückverlangten Akten¬
stücke anzuzeigen sciu.

Düsseldorf, den 1. Dezember 1862.
Der achte Ausschuß:

Frhr. v. Nhvcnhcim, Vorsitzender. I)r. Nocggcrath, Referent. Dr. E. Lcxis.
Kellcrmann. Nollar. Frhr. von Bourscheidt. Ioh. Bartcls. Frings.
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1. 1'roinomoria, der
Verwaltung« ° Lonns-
sil»i, das für die
Provnnilll'Hrl,.'Lchl»
anstatt dcuutztcOriind-
stück betreffend,6, d,
21, Octobcr I8N2,

I'r^mt'mttl'i^ der Verwaltungs-Commission,
das für die Proviilzial-Hcbammcn-Lehranstalt benutzte Grundstück betreffend,

c>. 6, 21. Octobcr 1862.

In dem nach dcm ?rc>inkinc>rig, vom 23. Octobcr 1860 eingeleitetenProzesseüber das
Benutzungsrechtan dem Grundstücke „zum Ippcrwald" hat das ilöniglichcLandgerichthicrsclbst
durch Urtheil vom 21. Januar 1861 ttntschicocn, daß das genannte Grundstückder Nagenden
Armcn-Verwaltung abzutreten sei. In der hierauf eingelegten Berufung hat der Königliche
Rheinische Appcllntions-Gcrichtshofdnrch Urtheil vom 4.^Inni l861 erkannt, daß diese Berufung
zu verwerfen, die Vcrwaltungs,Eommisüon aber zum Beweise bezüglich der Ersatz-Ausprüche für
die auf dcm Grundstücke Ippcrwald gemachten Verwendungenzugelassen sei.

Der Kasfations-Rclurs war nach ciugczogcncm Rcchtsgutachtcnnicht zulässig.
Die Vcrwaltungs-Eommissiouhat nun zuuächst diejenigen Städte des Verband-Bezirkes,

welche zur Anfnnhmc der Anstalt geeignet sind, fragen lassen, welche Aucrbictuugen sie für den
Fall machenwollen, daß dic Hebammcu-ttchranstnltdorthin verlegt werde, nm sich zn entscheiden,
welche neue Einrichtung am meistenim Interesse der Anstalt und der Provinz liege.

Die Resultate dieser Anfragen liegen jetzt zu unserer Erwäguug vor.
Cöln, den 2l. Octobcr 1862.

Dic Vcrwaltungs-Eommission der Provinzial-Hebammen-L.ehranstalt.
gcz: u. Möller.

2. Gutachtendes Rea.-
Naty« Gonget«» über
die fitr die Hcbam-
menaustalt aeeiguctcn

Grundstücke zn
Vicilen.

Gutachten
des Negierungs-Vauraths Gottgetreu darüber, wie sich die beiden in Vierseu belcgenm
Grundstücke nebst darauf befindlichen Baulichkeiten zur Errichtung einer Provinzial-Heb-

cmnuen-Anstalt eignen, und wie hoch, überschläglichberechnet, die Kosten sich belaufen
würden. 6. (i. 2. November 1862.

I. Das sogenannte Klostcrgrnndstück
ist wie der anliegende Plan ergicbt, mit einer Mnucr nmschlosscu,wclchc fondcrbarcr Wci>c
fast ringshcrum Theile des Areals außerhalb liegen läßt. Nach dcm Bericht des Herrn
Dr, Birnbaum enthält es ctwa 7 Morgen, von denen ungefähr 5 Morgen iuucrhalb dcr Maucr
bclcgcn sind. Dnrch das Grundstückfließt ein Bach, der früher dic im Gcbäudc Nr. 8. befiudliche
Mühle tricb. Auf dcm Grundstückebefinden sich eine Menge von Baulichkeiten,dic zur Benutzung
für dic ucuc Anlagc sich fammt nnd sonders nicht cigncn. Das KlostcrgcbäudcNr. 1. hat zwci
9 Fuß hohe Stockwerke, das untere in gleicher Höhe mit der Erdoberfläche,daher fencht, dic Bal¬
tenlagen sind schlecht, dcr nach dcr Strnßc belcgnc Giebel hat sich abgelöset, das übrige Mauer»
werk ist, durch das Abhauen dcr Pfcilerucrstärtuugcn im Innern, gcfchwächt, zwar noch anschei¬
nend standhaft, aber zu einer neuen Anlagc nnter Andcrcm deshalb nicht zu brauchen, weil dic
von der Zcllcu-EinrichtnngherrührendenFenster kaum 18 Zoll Breite haben, fo daß voraussichtlich
bei der Veränderung der Fenster wenig oder gar nichts vom alten Mauerwcrl bleiben würde.

Das beste Gebäude ist das etwa vor 15 Jahren neu crbautc Fabrikgcbäudc. Es ist
2 Stockwerkhoch, 80 Fuß lang, 43 Fuß ticf, hat zu jeder Scitc 8 Stück 5'/, Fuß brcitc 7'/-
Fuß hohe in Eiscn gegossene Fcnstcr und vier dergleichenan dcr Oicbclseitc, dic Umfassung«-
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wände sind im Erdgeschoß 2 Stein, im andern GcschosscIV2 Stein start, die Balkenlagen sind
mit Ausnahme der starten Unterzüge, die jedenfalls fortmüßte», sehr schwach,die Balten 3'/2 nnd
6'/2 Zoll stark. Danach wären von diesem Gebäude nur die Umfaugswünde, welche wegen der für
den Zweck nnpasscndcn Fenster manche Aenderung erleiden müßten, zu brauchen.

Außerdem tonnte die Mühle Nr. 8. mit geringen Veränderungen zu einer Wohnung
für den Oetonomie-Verwaltcr eingerichtet werden.

Unter so bcwandlcn Umständen stellt sich die Äcgnisition dieses Grundstücks mit Rücksicht
auf den Kostenpunkt keineswegs als günstig heraus, so vorzüglich sich auch die Lage des Grund¬
stücks als solches gestattet.

Der Besitzer hat nach Angabe des Herru Dr. Birnbaum 20,000 Thlr. gefordert, er
würde sich aber wohl zu einer geringern Forderung verslehn, wie der Bürgermeister von Vierscn
andeutete, nimmt mau dicfc zu.................17000 Thlr.
so würde die Anlage der Gebäude nach Maßgabe des Zwirncr'schcn Projectcö nnd

in Erwägung der vorstehenden Gebäude-Beschreibung, nach welcher das
Fabrikgebäude höchstens eine Ersparnis, von 4930 Thlr. beim Neubau iu Aus¬
sicht stellen kann, einen Kosten-Aufwand erfordern von 52930 Thlr. — 4930 - 48000 Thlr.

znsammen: »>5000 Thlr.
eine Summe, die nicht geeignet ist die Zweckmäßigkeit des Ankaufs zu befürworte», felbst wenn
sie sich noch um dcu Werth der mitzuvcrlnnfcndeu ntten Dampfmnschinc, der auf etwa 15U0Thlr.
zu vcraufchlagcu ist, verringerte.

II. Das Grundstück des Th. Wcycrs.

Es ist nach dcu Angaben des Besitzers 2 Morgen 78 lH Ruthen groß und uach bei-
gehender Zeichnung vor etwa 10 Jahren mit Gebäude-Aulagcu versehen; die Gebäude sind solide
ausgeführt, das Gebälk ist im Fabrikgebäude 0 und 10 Zoll start, sie werden mit Ausnahme des
abzubrechenden Kesselhauses bei einem Neubau zur Wiedcrvcrweuduug geeignet sein. Das Fabrik¬
gebäude ciguct sich zur Eiubriugnug der Dircltmwohnuug, wie zn Wohnungen und Lehrsälen
für die Schülerinnen, die fehlenden Räume, hauptsächlich die Gebäranstnlt, müßte in einem ncnen
Gebäude untergebracht werden.

Die Kosten, welchc die ganze Anlage ans dicscin Grundstück verursache» wird, werden
überschläglich wie folgt zu berechnen sei»:

Das ganze Grundstück (auf dies allein dürfte nur zu rcflettiren fcin) ist von, Besitzer
für 11000 Thlr. augcbetcu worden, rechnet man davon ab den Werth der Dampfmaschine und
des Kessels, beide »och gut im Stande mit eirea 2000 Thlr., so bleibt der Kaufpreis
11000 Thlr. - 2000 Thlr. --................."W0 Thlr.
Nach dem Zwirner'fchen E»wnrse sind im Ganzen erforderlich 23783 ^ Fuß Etagen-

flachen; werden davon die beiden Etagcnfiäche» des Fabrilgebändes. welches
100 Fuß ln»g nnd 44 Fnß tief, ist nlfo 8800 ^ F»ß abgerechnet, fo bleiben
23783 — 8800 -- 15183 ^ Fnß nen zn bauen, nach Maßgabe des zum
Zwirucr'schcu Projcct gchorigc« Anschlags -l 2 Thlr. 7 Sgr. rund . . . 33900 Thlr.

Der Ausbau des Fabrikgebäudes durch die »othige» Scheidewände. Anbringung der
Fußböden, Decke», Thüren nnd theilwcisc Veränderung der gleichfalls guß¬
eisernen Fenster 8800 ^ Fuß ä 1 Thlr.............^W Thlr.

Die Nebengebäude werden, in Ermemgclnng durchgehender Kcllcr unter
dem Fabrikgebäude, zu Wirthschaftsräumcn willkommen sein. ___________

in Summa: 52700 Thlr.

Sonnt wird der Ankauf des Wcycrs'schcn Grundstücks und der darauf auszuführcudc
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Neubau circa 13000 Thlr. billiger sein, wic dcr nä I crwähntc und dic Summe sich etwa mit
dcu Kosten compcusircn, welche für dcu Nci,bau in Lolu ohne Grundstück erforderlich sein würden.

Ans vorgetragenen Gründen nnd weil dic Lage cinc solche ist, daß nach einer Seite
hin dic Möglichleit dcr Erwcitcruug des Areals gcgcbcn ist, taun dcr Autauf eher befürwortet
werdcu, wic dcr dcs sogcnauutcn alten Klostcrgrnndstücks.

Coln, den 2. Iiovcmbcr 1862.
gcz. Gottgctrcu, Ncgicruugs- und Vcmrnth.

Sitzung
^. Pr°wk°ll der Vrr- ^r Veiwaltunas-Commission der Provinzial-Hebammen-Lehranstalt,
waltmiZs'Lommission »" -^^ ^

anMtt°a"ä.'l8.Nlo' wobei anwesend warcu Herr Ncgicrungs-Präsidcnt von Moeller, Herr Negieruugs-Medicinal-
^ i8<>2. Nnth I),'. Enlcub c r g, die ständischen Mitglieder, Herr Geheimer Bcrgrath Professor

Ur, Noeggerath, Herr Dr. Lcxis und Herr Director Dr. Birnbaum,
Ncgicruugs-Sccrctair K a u f,n a u n als Protokollführer.

Verhandelt Köln, den l8. Novenibcr 1862.

Iu dcr lctztcn Confcrcnz der Verwaltung? - Commission war bcschlosscnworden, den
Herrn Obcr-Präsidcntcn dcr ilihciuproviu; zu ersuche», durch Vermittelung der ^dinglichen Regie¬
rungen diejenigen Städte zu cruiittclu, in wclchen dic Hebammen-Lehranstalt mit Vortheil nntcr-
zubringcu sci. Dcr Vorsitzcndc lhciltc dic in Folge dcsscu eingegangenen Vorschläge und das
über d'icsc oon dem Anstnlts-Dircctor abgegebene Gutachtcu iu Folge stattgcfuudcucr Ortsbcsich-
tiguug mit.

Von deu überhaupt iu nur geringer Zahl vorliegenden Vorschlägcn blicbcn auf dcn Grund
dicscs Gutachtens unr übrig:

1. das Anerbieten dcr Stadt Äöln;
2. die leiden iu Viersen angebotenen Ginndstücke.

Von den letztem fällt eins uoch aus, indem dasselbe »ach der Ortsbcsichtiguug durch
dcu Negierungs-Vaurath Gottgctreu als zu theuer bcsuudcu wordcu ist. Iu dcr Stadt «ölu
muß man, gestützt ans vorliegende ^sfertcu, die Kostcn cines Bauplatzes auf circa 2(000 Thlr.
aun'ehmcn/indem das von der Stadt nngcbotcnc Grundstück durch seiuc Lage keineswegs geeignet
ist ^n Viersen berechnen sich c ie .«ostcu dcs Grundstücks ciuschlicßlich dcr baulichcu Einrichtnugcn
ans circa 53000 THU., so loh e) gcrcchlfcrligt erscheint, auf deu Vorschlag für Viersen einzugehen,

Line vorgelegte Berechnung unter Berücksichtigung dcs Fortfallen« dcr als Unterrichts-
Material uugccigncten armen Schwangern ans iioln nnd der geringern Unterhaltungskosten in
Viersen spricht ebenfalls hierfür.

<;u dcr vorigen Sitzuug war uoch vorbehaltn, worden, ob nicht auf Ausführung dcs
Vertrages vom 18. November 1846 zurückzulommcn fci, in wclchcr Beziehung der Vorsitzcudc
mittheilte, daß dicfcm Vcrtragc dic foriucllc Geuchmigung dcr Aufsichtsbehörde nicht ertheilt sei,
mithin von eiucm Zurückgehen^auf diese» Vertrag ciu Erfolg nicht erwartet werden tonne.

Dieser Umstand wnrdc ebenfalls als ciu Motiv erkannt, die Verlegung dcr Anstalt
n»s Köln in's Auge zu uchmcu «ud um so mehr auf Vicrscu zu rcflectircn, als außer dcr billi-
gcr» Vcrpflcguugslostcn au dicscm Ortc dcr Ban der Anstalt über 20000 Thlr. dcr Provinz
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nsparc» wnd. Auch in Betreff der Beschaffung dcs Untcrrichts-Matcrials finden sich bei der
Wahl von Vicrfen tcinc Bedeuten.

Nach Erwägnng der hier aufgeführten Momente vereinigte sich die Versammlung zu
den: Beschlusse:

daß das Wcycrs'fchcGrundstückzu Vicrscn Seitens der Verwaltung« - Commission
unter dem Vorbehalte einer angemessenenFrist für die Ratifikation durch den
Herrn Ober-Präsidenten zu dem möglichst billigen Preise acquirirt werde.

Hiermit war der heute zur Berathung vorliegende Gcgcnstciud erledigt und es wurde ge¬
genwärtigeVerhandlung vorgelesen und untcrschriclicu,

gez. von Mocllcr. Nocggcrath. vl. E. Lcris. Dr. Eulenberg.
Dr. Birnbaum.

Ms,. R«.

Referat des fünften Ausschusses,
die für die Leitung der Provinzial-Anstalten bestellten Commissionen betreffend.

Referent: Graf zu Stolberg.

In Vefolgnng der von dem Herrn Landtags-Marschall in der Plenarsitzung vom 27. vor.
Mls. gegebenenVeranlassung hatte am 28. vor. Ms. der Vorsitzende des fünften Ausschusses die
für die verschiedenen Provinzial-Anstalten constitnirten Ausschüsse zu einer gemeinsamen Berathung
darüber eiugeladen:

Ob und in welcher Weise in den für die Leitung der Provinzial-Anstalten beste¬
henden Commissionenfestgestellten Regulativen Veränderungen in Beziehung auf
die ständische Vertretung in denselbenvon Seiten der Provinzial-Stände zu bean¬
tragen sein dürften.

Der Vorsitzende trug den versammeltenAusschuß-Gliedernvor, wie die für die Leitung
der Provinzial-Anstalten bestimmtengemischten Commissionen nach den Regulativen so zusammen- ,
gesetzt seien, daß bei eintretenden Kollisionen der Interessen der Stände mit den Ansichten der
Regierungsbehörde jene iu der Abstimmungjeder Zeit in der Minderzahl seien. Beispielsweise
wurde das Regulativ der für die Irreuhcilanstalt zu Siegburg bestehenden Commission angeführt,
nach welchem diese aus zwei von dem Herrn Ober-Präsidenten zu ernennendenStaatsbeamten,
deren einer beständiger Vorstand der Commission,der andere Mcdicinalbeamter sein muß, und
zwei stäudischeu Commissarienbesteht nnd im Falle einer Theilung der Stimmen in zwei gleiche
Theile, die Stimme des Vorstandes die Entscheidungzu geben hat. Die anwesendenMitglieder
eines Theiles der für die Provinzial-Anstalten bestehenden Commissionen gaben zwar die Erklä¬
rung, daß zur Zeit Über die Leitung der Anstalten, für welche sie deputirt seien,
Differenzen zwischen,denVertretern der Staatsregicrung und denen der Provinzial-Stände nicht
obwalten, von allen aber wurde die Nechtsbegründungund die Zweckmäßigkeit eiuer Abänderung
der Regulative anerkannt, dnrch welche den Vertretern der Provinzial-Stände ein vorwaltendes
Gewicht in den für die Leitung der Provinzial-Anstalten bestelltenCommissionen gesichert werde.

Die Provinz habe die Mittel für die Unterhaltung dieser Anstalten anfzubringcnund
keineswegs sei zu allen Zeiten mit diesen Mitteln zweckmäßig und sparsam umgegangenworden.

12
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Es wurde angeführt, wie ungeachtetder entschiedenen Gegenvorstellnngder Stände und
gegen das Votum der ständischen Commissarienbei der Prouinzial-Arbcitscmstaltzu Vranweiler
seit dein letzten Provinzial-Landtage gegen dessen Beschluß und gegen die Voten der ständischen
Commisfarien ein als durchaus überflüssigerscheinender Lehrer angestelltworden sei, man erinnerte
daran, wie in frühern Zeiten auch iu der Leitung auderer Prouinzial-Austalten, beispielsweise der
Irrenheilanstalt in Siegburg die von, deu Ständen gestellten Anträge auf angemessene Beschrän¬
kung zweckloser Ausgaben unberücksichtigt geblieben feien.

Wenn den Civil-Gemeindendas nur durch das allgemeineOberaufsichtsrechtder vorge¬
setzten Staatsbehörden beschränkte, übrigens antonome Verwaltungsrccht ihrer Anstalten zustehe,
so dürfen die Stände der Provinz, bei welchcuein höheres Maß von Umsicht und unparteiischer
Erwäguug präsumirt werden müsse, wohl mit vollem Rechte die Befugnis) in Anspruchuehmen,
daß bei der Verwaltung der aus den Mittelu der Proviuz uuterhaltenen Austalteu ihren Inter¬
essen und ihren Ansichten über deren Wahrnehmnng wenigstensein vorwaltendes Gewicht gesichert
werde. Schließlicheinigten die zusammengesetzten Ausschüsse sich zu dem Vorschlage:

Der Provinzial-Landtag wolle bei der hohen Königl Behörde den Antrag stellen, die
für die Provinzial-Arbeitsanstalt zn Branwciler, die Irrenheilanstalt zu Sicgbnrg,
die Vezirks-Nrmenanstaltin Trier, die Prouinzial-Hebammcn-LelMnstaltbestehenden
Regulative dahin abzuäudcrn, daß iu Zukunft die Anzahl der den gemischten Com¬
missionenznzntheilendenständischen Lommissarieu um Einen vermehrt und deu von
den Ständen zu vertretenden Interessen ein vorwaltendes Gewicht bei der Leitung
der der Provinz gehörendenauf ihre Kosten uuterhalteuen Anstalten gesichert werde.

Düsfeldorf, den 1. Dezember 1862.

Der fünfte Ausschuß refp. die ständischen Commisfarien uud
Ausschüsse für die Proviuzial-In st itute:

Graf zu Stolberg, Vorsitzender und Referent, Noeggerath. Stupp.
Schult. I)r. Wurzer. Graf v. Neffelrode. Frhr. v. Geyr.
Paulffen. Simous. Schaurte. Schuuck. Noth.
M. F. Graf von Wolff-Metteruich. Becker. Immich.

5r. K?.

Referat des dritten Ausschusses,
betreffend den Vergischen Schnlfonds.

Referent: AbgeordneterStupp.

Die Abtei Sicglmrg hatte die Verpflichtung, den lateinischenUnterricht in der Stadt
Siegburg zu ertheilen, resp, auf ihre Kosten denselben ertheilen zu lassen. Diese Verpflichtungist
mit dem gcsllmmtcn Vermögen der Abtei auf deu Staat übergegangen. Der Staat hat dies
auch ancrtaunt, indem durch Allerhöchste Cabincts-Ordrc vom 18. Mai 1818 verfugt wurde, daß
die Pensionen dc« letzten AbtcS Spcyart und der bcideu Abtcigeistlichcn v. Büllingcn und v. MW
fel, welche im Ganzen 1252 Thlr. 21 Sgr. 10 Pf. betrugen, nach dem Absterbender genannten
Geistlichenzu den Schulucrbcsserungcnin Sicgburg verwendet werden sollten.

Die übcrwiescncuPcnsionsbcträgc sind auch nach dem Absterbender genannten Geists
chen der Stadt Sicgburg aus der Staatskasse gezahlt worden.
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Ans dem BcrgischenSchnlfouds, welcher aus dc,u Vermögen der Jesuiten und andern
geistlichen Eorporatioucn in den, ehemaligenHcrzogthumBerg gebildet ist und bcstimmnugömäßig
nur zu Unterrichts«nnd tirchlichcn Zwecken in dem Bereiche des ehemaligen Herzogtums verwen¬
det werden darf, wurden an das Gymnasium zu Essen alljährlich 400 Thlr. gezahlt. Da jedoch
Essen zum Herzogthum Berg uicht gehört hat, so wurde bei der Berathung des Stantshaushalts-
Etnts iu der zweiten Kammer im Jahre 1850 die Verausgabung jener Snmme als stiftuugs-
widng mouirt und beschlossen,daß dieselbe abzusetzen sei.

Seit 1851 sind uuu auch jene 4NU Thlr. ans dem BelgischenSchnlfouds uicht weiter
an das Gymnasium zu Esscu gezahlt worden. Dagegen hat die Königliche Staats-Ncgicruug aus
der obigeu Dotation der Schule zu Sicgburg 400 Thlr. entnommen und diesen Betrag dem
Gymnasium zu Essen überwiesenund hinwieder ans dem Bergischen Schulfonds 400 Thlr. au die
Schule iu Eiegburg zahlen lassen.

Ein Mitglied des Landtags hat, gestützt auf dies Sachvcrhältuiß. den Antrag gestellt:
Der Landtag wolle bcschlußeu, bei der Königlichen Stantsregicrung zn beantragen

1. daß das seit 1850 in Bezug auf das Gymnasium zu Siegburg iunc gehaltene Verfah¬
re» rückgängig gemacht iiud der jährliche Zuschuß vou 1253 Thlr. 5 Sgr. 3 Pf.
wieder vollständig aus der Staatskasse gezahlt werde,

2. daß im Anschluß hieran in Zukunft dem Provinzial-Landtagc die Einsicht der jähr¬
lichen Rechnungenüber die Vcrwnltuug des BelgischenSchulfonds gewährt werde,
sodann

3. daß die Königliche Staatsrcgicrung zu ersuchen sei, einer zu wählcndcu Eonnnission
des Landtags die Etats und die Rechnungenüber den BcrgischenSchnlfonds fo
zeitig vorlegen zu lassen, damit dieselbe auf dem nächsten Landtage Bericht erstatten
tonne,

4. endlich, daß der Landtag diese Eonnnissionwähle.
Nach crfolgtcr reiflicher Berathung in dem dritten Ausschuß wurde der Hauptantrag

«ud I. als uolltommcn im Rechte begründet anerkannt. Zur Motivirung schicken wir zwei Sätze
v°rans, nämlich:

„n. Daß der Staat verpflichtetist, der Stadt Sicgburg zur Unterhaltung der
„städtischen Schule alljährlich 1253 Thlr. 21 Sgr. 10 Pf. aus der Staatskasse
«zu zahlen.

„d. Daß die Einkünfte des BcrgischenSchnlfouds um im Interesse von Ge¬
meinden zu Uutcrrichts- und Kultus-Zweckenuud im Bezirke des eh cm all gen
«Herzog thu ms Berg verwendet werden dürfen."

»cl a. Durch die üabincts - Ordre vom 28. Mai 1818 wird die Verpflichtungdes
Staates, wenn auch nur die moralische, als Ncchtsuachfolgcr der Abtei Siegburg für die Kosten
d°« Uuterrichts zu forqen, anerkannt nnd die ausdrückliche Zusicheruug,fortan diese Verpachtung
>ch Leistnng einer jährliche» Rente zn erfüllen, jedenfalls zu eiuer rcchtsverb.udl.chcn(e.nem
'U8 <iUlL8iwinfür Siegburg) erhoben. . . ^^^:

Eine solche KöniglicheZnsicherung, welche überdem auf e»,er ,u^ " ^b°n^
bmcht, muß doch wahrlich als der vollgültigste Titel für den Verengten betrachtet werden.
Man wird einwende», der Fistus zahle fortwährend der Stadt Siegburg den ^,r schudlgm B<
t''°N. woher er das Geld nehme, ob ans der Staatskasse oder dem bcrglschcn Schulsonds s
«^gültig. Darauf ist zuuächst zu erWider», daß es dem Schuldner mcht znsteht, "«m « d« «
Schuldner statt seiner zu sub tituire». Die Staatsregicruug ist Elgeuthmnerln der StaatM
«.'cht des Vergifcheu Schulfonds, dieser ist Eigenthum eines Landesthelles, dessen Bewohner darauf
"N wohlbegründctcsRecht haben. Den, Staate steht mir die Verwaltung desselben zn.
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Dies führt uns zugleich zu dem !Satzc »cl d. Dieser Satz läßt sich nicht bcstrcitcu.
Durch die Eabiuctsordrc rom 1l>. Dezember 184«! ist er uuumwundcu nusgcsprochcu und in dcu
Vcrhaudluugcu der zweiten Kammer (Sitzuug vom 21. Februar IN») ancrtnnnt. Deßhalb
mußte dem Gymnasium in Essen der demselben bis dahin aus dem bcrgischcnSchulfouds gezahlte
Vorschuß zurückgezogen werdcu. Dies geschieht, aber was geschieht weiter? Mau zahlt der
Stadt Sicglmrg aus dem Schnlfonds 400 Thlr. nnd entzieht ihr eine gleiche Summe aus dein
Staatszuschuß. Dies Verfahren soll nnn eine Erledigung des Beschlusses der zweite« Kammer
sein!! Sind auf diese Weise denn jene 400 Thlr, dem Berg. Schulfouds erstattet? Hat derselbe
dadurch ciu Plus von 400 Thlrn. zur Disposition erhalten? Hätte die Stadt Sicgburg ihre
1253 Thlr. behalte«, so würdeu die fraglichen 400 Thlr. dem Schulfunds zur stiftungömäßigcn
Verwendung, eventuell zur Eapitcilisirnng uud Vermehruug des Fonds verblieben sciu. Er ist
mithin, das ist souncntlar, um jene Summe vcrtürzt. Es würde dies nicht habcu vortommcn
tonnen, wenn nicht die Staatsregicrnng sowohl den Schnlfonds wie die Staatstasse verwaltete.
Wäre die Verwaltung eine rücksichtlich der Personen, getrennte nnd der Verwalter der Staats¬
kasse hätte dem des Schulfonds zugcmuthct, die von der Staatsinffe au Sicgburg zu leistende
Snmmc thcilwcisc aus der Schulfoudölnssc zu entnehmen, damit er dcu gleichen Vctrag dcr Stadt
Sicgburg vorcnthaltcu und anderweitig verwenden tonne, hätte der Schnlfondsverwaltcr nicht
seine heiligsten Pflichten verletzt, wenn er dieses Vcrfnhrcn sich erlaubte?

Dcr erste Antrag scheint daher vulltommeu begründet. Solche Vorgänge rechtfertigen
auch dcu Autrag Lud II. dahin gchcnd, daß den Provinzialständcn die Rechnuugcn des Schulfouds
mitgetheilt werdcu. Dicfcn Autrag hat dcr Laudtng vou 1843 ebenfalls eingebracht. Er wurde
nbgclchut, weil dcr Schulfouds tciuc provinzielle Anstalt sei. Es wurde vou dcr Staatsrcgicruug
behauptet, dcr Schulfonds stehe zur Disposition des Lcmdcshcrrn und Niemand tonne Ausweis
über dessen Verwendung fordern. Nach der obigen Ausführung ist dies aber eine uurichtige Un¬
terstellung, Dcr Schulfouds ist rechtsgültig den Gemeinden des ehemaligen Hcrzogthums über¬
wiesen, der Staat hat kein Recht darauf uud daher taun den Ständen eine Theilnahme an der
Verwaltung uicht verfugt werden.

Der dritte Ausschuß fühlt sich daher so verpflichtet als berechtigt, die obige» Anträge
zur Annahme zu empfehlen.

Düsseldorf, dcu 29. November 1862.

Der dritte Ausschuß:
Frhr. vou Solcmach er°Antwcilcr,'. Vorsitzender. Stupp, Referent.

Frhr. u. Nnvcnhcim. Dr. Nocggcrath, Frhr. von Zandt.
Nußbaum. Gcmüud. I)r. Wurzcr. Schaurtc.
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Bericht des neunten Ausschusses
über die Verwendungdes Bczirksstmßcn-Bmifondsauf der rechten Nhcmscitc der Provinz.

Referent:Münster.

H. im Negicnlngsbeznk Colilcnz

Von den Allerhöchst genehmigten Bezirtsstraßcu sind nach den Nachwcisuugen der König¬
lichen Negierung und dcs^stcindischen BezirtMraßemCommissars voni 16>. September 1862

n. übernommen:

Benennung der Straßen.
Ganze

Vciugcder
Straße.

Bis
Ultimo
1861.

«en°! sH^
«ange. ^ ^/

10
11

Heddesdorf-Wcycrbnschcr(Rhcinstraße) ercl. 225,0
l. R. in der Bürgermeisterei Hcddesdorf

Asbach«5tir chcipcr ......
Niederdollendorf-Kirchcipcr ....
Wiehlmü udeu-Rother .....
Bctzdorf Nenntirchencr (Hellerstraße)
Honnef-Asbach-Flaunuersfelder, incl. der Verbiu-

duugsstraße bei Saucrwics auf die )iicdcrdol-
lendorf-Kircheiper-Straße ....

Veudorf-Grcuzhauseuer ercl. der unt der Miu-
dcu-Coblenzer-Staatsstraße geiuciuschaftlicheu
Strecke von 132 l. R. durch Bcudorf .

Dicrdorf-Seltcrscr ej,'cl. des städtischen Pflasters
in Dmdorf......

Gs waren diese bis Ultimo l861 ausgebaut und
übernoinmcu ......

Iu 1862 siud fertig gestellt uud übcruonnncu:
Liuz-Nottbitzer excl. 272 l. R. iu der Gemeinde

Negidicnbcrg,Regierungsbezirk Cöln .
d. Es sind ausgebaut in 1862, aber noch zu über¬

nehmen vor Ende des Jahres:
Eichelhard-Hachcuburger . . . >
Niederbicbcr-Waldbre'itbacher(Wiedstraße)

Summa aller Straßen

7850, „
1634,,
1376,,,
1044,,
2702,,

4468,'„

1751,.

W5,„

3018,«

120,,
3770,,,

7850,,,
1634,<,
1376,«
1044„
2702,,,

4468,,

1751,.

905,o

21,731,.

3018,,

120,,
3770,,

4
<

28,639,„ l28,639„ ,-^14, >M,

72

1'/2

2 V2

V2

1'/2

^2
"15M7
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Die Nechnungslageder Königlichen Regierung zu Coblenz weist nach:

^. Einnahme: pro 1860. pro 1861.

2

3

4
b
0

7

Bestand aus den: Vorjahr .....
EinnahmoNestc .......

Beischläge zu den directen Steuern und von der
Mahl- nnd Schlachtstcuer ....

Cautioncn der Barriere-Pächter ....
Rückerstattungen .......
Chansscegeld - Reuenuen, Ertrag der Grasnutzuugcu

aus' dem Verkauf alter Bäume, Straßeuabramn,
Schlldcnersahgeldcr,Chaussecgeld-Contraventionen,
Zinsen aus depouirteu >Vtaatsschuldschcincn:c. .

Summa der Einnahme

ll. Ausgabe:

Erhebungskosten(pro 1801 von den Einnahmen ab.
gezogen) ......' .

Neste .........
Materielle Verwaltuugskostcu ....
Antheile, welche dem ostrhcinischcnBczirksstraßenfonds

des RegierungsbezirksCöln an der Chausseegeld-
Einnahme zustehen ......

Besoldung der Chanssec-Aufseher ....
Klcidergelder ....... .
Remunerationen uud Uuterstiitzungeu

Neste .....' . . . .
Materielle Uuterhaltuugskostcuder Vezirksstraßen .
Autanf von 7000 Thlr. 3^ Prozeutiger Staats-

schuldscheiue .......
Bei der Proviuzial-Hülfstassc iu Cöln verzinslich de-

ponirt ........
Summa der Ausgabe

Vou obiger Einnahme abgezogenbleibt Bestand

6141 10

8445 21
94' —
18! 14

1549 12

3350' 22
19599, 21

33?

72

40
914

26

16
2?

1' 1?
51^ 13

8008 12

5966 4

10

4206
524

8949

163

2964 1

23
7

12

16

16808 —

6
6
6

11

2

15392 28 13968! 15

4206 23 2839 15

1
4

11
7

!) — — —

74 23

35 28
940 -—

84 19
4 9

7828 24

5000

11

2
5
4

Das verzinslich angelegteVermögen des ostrhcinischen Bezirksstraßen-Fonds ist jetzt nach
der Nachweisungder Königlichen Regierung zu Coblenz Thlr. 27,400.

Anträge zur Anfnahme neuer Straßen sind von der Königlichen Negierung ini Einver¬
ständnis) mit dem. ständischen Commissar folgendegemacht:
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1. Die Wisscn^Wildberger-Hüttcn-Präuüenstraße,welche von der Coblcnz-MindcnerStaats¬
straße resp, der Dcutz-GießcncrEisenbahn bei Wissen beginnt, durch das Wisser-Thal sich hinzieht,
den Kreis Waldbrochl berührt und bei Wildbergcrhüttc in die Dcrschlag-RothenmühlcrVezirtsstraße
ausmündet. Dieselbe ist also eine Verbindungsstraßezwischen der Coblcnz-MindeucrStaatsstraße
und der Dcrschlag-NothcnmühlcrVczirtsstraße, und schließt die bis dahin jede Verbindung entbehr
reudcn, au Erz reiche», aber sonst armen Gegendendem Verkehr und dadurch besserem Erwerb auf.
Bei den enormen Opfern, welche die Gemeinden, trotz der Staats Prämie von 10,000 Thlr. per
Meile bringen mußten, um den Ausbau zu Staude zu bringen, würde es ihueu nicht möglich sein, bei
Abtragung der deshalb gemachten Schulden auch noch die Unterhaltung zn übernehmen, uud hält es
der IX. Ausschuß deshalb für Pflicht, dem hohcu Landtag vorzufchlagcu: Die Genehmiguugzur
Aufnahme dieser 2^ Meilen langen Straße auf den ostrhciuischcn Vczirtsfouds der Regierung zu
Coblenz Allerhöchsten Orts zu beantragen.

2. Die Altentirchcn-FlammersfcldcrStraße geht von Altcntirchcnnach Schürdt, und ver¬
bindet an diesen: Ort die Stadt Altcntirchcnmit der Wcycrbnsch Flammersfcldcr Vezirksstraßc,uud
kürzt dadurch die zurückzulegende Wegcstrccke nm mehr als '/,, ab.

Auch diese Straßcnstreckeglaubt der Ausschuß dem hohen Landtag zur Erwirkmig der Auf¬
nahme ans denselben Vczirtsstraßcnfonds Allerhöchsten Orts empfehlenzu müsscu.

3. Gin fernerer vom ständischen Vczirtsstraßcn-CommissarunterstützterAutrag der Königl.
Regierung geht dahin: Der hohe Landtag möge es befürworte», daß der Gemeinde Vrcitschcid,welche
nicht im Stande ist, trotz der Gewährung einer Staats-Prämic ihre Strecke in der das Wiedthal
ausschließenden schon genehmigte»Vczirtsstraßc wegen ihrer Armuth auszubauen, eine Unterstütznng
von 800 Thlr. gewährt werde, damit die vielen Opfer, welche dieser Straße fchon gebracht,nicht
verloren gehen, fondern dieselbe endlich dem Verkehr übergebenwerden könne.

Es muß hier uoch ausdrücklichbemerkt werden, daß die GemeindeBrcitscheidnur mit
einem kleinen Theil ihres Territoriums die Straße berührt, der Ort selbst seitwärts liegt, uud sich
einen Aufchluß-Wcg uoch nach der Straße herstellenmuß.

Der Ausschuß muß deshalb einstimmig dem Autrage der .^öuigl. Regierung und des stän¬
dischen Commissars beitrctcn. Hier mnß noch bemerktwerden, daß von der Gemeinde Datzeroth die
Mittheilung eingegangen, daß die eingestürzteBrücke in diesen Tagen wieder völlig hergestellt, und
daß die Gemeinde dem hohen Landtag für die zum Wiederaufbau gewährte Unterstützungihren
^ärmsten Dank auszusprccheusich für verpflichtet hält.

Aus einer ferneren Mittheilung der Köuigl. Regierung geht hervor, daß die Gemeinde
Heddesdorf, welche den Anfang der Wiedstraße auf ihren Territorien ausgebaut, damals aber trotz
der Allerhöchsterfolgten Genehmigung die ganze Wiedstraße ans den Äezirksstraßenfondszu üver-
"ehmcn, ihre Strecke abzutreten ablehnte, weil sie aus den Chaussee-Gelderneine gute Reveuue zu
wache» hoffte, sich hierin bitter getäuscht sieht, uud daher mit den: Autrag auf Uebernahmeihrer
Strecke vortreten wird.

Da indessen ein solcher Antrag uoch nicht vorliegt, so hält sich der Ausschuß verpflichtet,
dem hohen Landtage hiervon nur Vortrag zu halten.

Der von der KöniglichenRegierung im EinVerständniß mit dem ständischen Commissal
aufgestellte Etat pro 1863-64 ist folgender:
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G i n n a h m e.

Muthmaßlicher Bestand........
Beischläge der Schlacht- und Mahlsteuer nnd der dirccten Steuern

zu 5/> (nach dem Ertrage von 1861).....
An Chausseegcld-Revenüeu, uach Abgang der Hebcgcbiihren, und

des an den ostrheinischcn Fond des Regierungsbezirks Cöln
abzuführenden Antheils, angcnonunen zu ... .

Ertrag der Grasuutzungen, Verkauf vou Bäumen, Ertrag des
Straßen-Abraums, Contravcntioucn und Ordnungsstrafen, und
verkaufte Chaussee-Zettel an Pächter .....

An extraordinairen Einnahmen:
a. Zinsen von 3 V, prozentigcn Staatsschuldscheinen, nominell

34700 Thlr., wovon in 1864 circa 960 zurückzuziehen sein werden
d. Zinsen von den bei der Proviuzial-Hülfskasse deponirten

5000 Thlr. ll 3^ resp. 2 l/2 "/,., wovon in 1863 muthmaßlich
2500, und in 1864 ebenfalls 2500 Thlr. einzuziehen fein werden

Summa der Einnahmen .

Ausgabe.
Vorschuß aus dem Vorfahr........
Besoldungen an die Chaussee-Aufseher uud Wärter:

a. Gehalt und Micthscntschädiguug der etatsmäßigen Aufseher
Thlr. 940

d. Remuneration an Staatsstraßen-Aufseher, welchen
die Beaufsichtign»«, der Bczirksstraßcn mit übertragen
ist, circa 3 M. 5 100 Thlr......Thlr. 300

Materielle Vcrwaltungskosten für Formulare, Chcmsfeezettcl, Be¬
aufsichtigung der Barrieren .......

Remuneration und Unterstützung der Aufseher uud Wärter .
Zuschüsse zu Chausseebcuitcn:

li. der Gemeinde Lorscheid resp. Linz znm Ausbau der Wied-
straße in der Gemeinde Lorschcid gemäß Bewilligung des 14. Pro-
Vinzial-Landtagcs.......Thlr. 4000

K. der Gemeinde Breitscheid ans Grnnd der Ver¬
handlung «1. <1. Coblcnz den 16. September c. in
Aussicht'gestellte Unterstützung für dieselbe Straße . Thlr. 800

Zusammen .
vertheilt.

Thlr. 4800

?Znr materielle» Unterhaltung vou 14>/, Meilen uach den: Mittcl-
satze von 800 Thlr. '. >.......

Summa der Ausgaben .
Es bleibt mithin ans den vorhandenen Beständen zu decken.

pro 1863

470

8950

213?

65

864

90

!5

12576,15

pro 1864.

8950

213?

65

840

40
12032

1240 — —

70
75

2400
!

11467^
^>2l>2!

2675! !,',

2675 15 —

1240

70
75

2400 —

1146? —

^1792? >15
5895sl5

Der ständische Commissar Dr.
Mitglieder des Provinzial-öaudtcigs.

üirzer und seiu Stellvertreter Nuß bäum sind noch
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N. Regierungsbezirk Eöln.

Hier sind von den Allerhöchsten Orts genehmigtenBezirksstraßennach den Nachweisungen
der Königl. Negierung und des ständischen Commissars vom 7. October 1862

2. übernommen:

Benennung der Straßen. Ganze
Länge.

!Bisult.1861über°nommen.

Meilen-
Länge.

Hebc-
gerechtig-

leit.

1 Engelskirchen-Wipperfiirther..... 5582 5582 3
2 Engelskirchen-Marienheider 4700 4700 — 2'/2
3 Bonn-Overather 7742 7742 — 4
4 BonwBuisdorfer . 1049 1N49 —-

>/2
5 Mülheim-Wipverfürther . . . . 10035 10035 — 5
6 Bensberg-Tpitzer . 219? 219? — 1
? Dünwald-Dabringhausener 2920 2920 — 1
8 Siegstraße 9403 9403 — 4'/,
9 Niederdollendorf-Kircheiper > . . . 4764! 4764 — 2

10 Honnef-Asbacher . . . 3221 3221 — 1'/2
11 Verbindungsstraße zwischen der Niederdollendorf-

Kircheiper und Honnef-Asbacher 145 — ---
12 Wiehlmünden-Rother...... 11040 11040 — 5
13 Derschlllg-Rothemühler ...... 6312 6312 — 3
14 Brückemühler-Nespener ...... 2112^ 2112 — 1
15 Noth-Noesrather-Eschbacher (Sulzstraße) .

übernommen sind also in Summa
4775^ 4775 — 2'/,

7599? 7599? -37„»M
d. Genehmigte aber noch nicht übernommene Straßen:16 Die Kaiserau-Niedergauler wird noch in 1862 über¬

nommen ....... 3206 3206 — 1'/2
N Die Vrohlstraße wird in 1863 übernommen .

Es werden also in 1863 übernommen sein

8050 8050 — 4
87253 87253 ,--43„2M

Die Nechnungslageder Königl. Regierung zu Cöln weis't nach:

slie^/e)
13
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^V. Einnahme. pro 1861. pro 1860.

1
2
3

4

Bestand aus den Vorjahren ....
An Steuer-Zuschlägen .....
An Barriere - Einnahmen nach Abzug der Hebe-

kosten ........
An Grasnutznngen, für verkaufte Bäume, Strafe»,

Zinsen der dcponirten Gelder, und Ertra-
ordinaires .......

Summa der Einnahme .

U. Ausgabe

Zur Unterhaltung der Bezirksstraßen .
Zur ertraordümireu Instandsetzung
Besoldung der Aufseher .....
An Pensions-Bciträgeu, Gratifikationen, Tantie¬

men, Ablagcriingsplätze, Durchlässe, Vcr-
setzuugskosteü von Bcamteu und Barrieren .

Für zwei gußeiserneChausscewalzcn .
Summa der Ausgabe

Mithin Bestand

21386
13700

10542

1105

4
14

10

7

3
10

6

8

8798
13753

11350

776

22
3

20

28

4

8

1
46734 7 3 34679 14 1

1
2
3
4

5

30004
3870
3314

746

1
7

12

24

2

9

26802
2199
3582

621
1060

24
28

13

5
9

11

37935 15 3 34266 7 1

8798 22 413 7

Nach dem Abschluß pro 1861 bleibt also nur ein Bestand von 413 Thlr. 7 Sgr., es ist
also die beantragte und höchsten Orts genehmigteErhöhung des Zuschlags auf 10 °/„ gerechtfertigt,
um fo mehr als die 268 l. Rth. der Linz-NottbitzcrStraße, welche zum Anschluß an der Honnef-
Asbacher-Flammersfeldcr Bezirksstraße im RegierungsbezirkCöln liegen, und von demselben billiger¬
weise übernommenwerden müßten, obgleich die Stadt Linz dieselbe mit Opfern ausgebaut, die Re¬
gierung in Cöln die Aufnahme auch abgelehnt, diese aber vom Hrn. Ober-Präsidenten dringend befür¬
wortet wird, da keine in einem RegierungsbezirkeliegendeStraße auf deu Bezirksstraßcnf'ondseines
andern Regierungsbezirkskommen darf. Der ständische Commissar ist der Ansicht, daß die Straße
auf den Bezirksstraßenbaufonds der Regierung zu Coblcnz gegen eine jährliche Vergütigung von
50 Thlr. aus dem diesseitigen Fonds zu übernehmensei. Der Ausschuß ist der Ansicht, dem hohen
Landtag die Aufnahme dieser Strecke ans den Bczirksstraßcnfondsdes RegierungsbezirksCöln zur
Befürwortung Allerhöchsten Orts empfehlenzu müssen.

Es ist ferner auf dem 14. Provinzial-Landtage schon der Antrag gestellt, die Prämienstraße
von Troisdorf nach Mondorf, welche den Transport von Kohlen nnd Banholz vom Rhein nach den
Ortschaften der Bürgermeistereien Siegbnrg, Sieglar und Lohmar vermittelt, und die Verbindung
des Rheins mit der Cöln-Frankfurter Staatsstraße herstellt, als Äezirksstraße aufzunehmen. Der¬
selbe wurde damals abgelehnt, weil der Antrag weder der Königl. Regierung zu Cölu, uoch dem
ständischen Commissar vorher vorgelegen,uud ein bedingter Antrag Allerhöchsten Ortes nicht gestellt
werden dürfe.

Nachdem inzwischen die Deutz-GießenerEisenbahn gebaut, ein Bahnhof in Troisdorf ein¬
gerichtet, die Verkehrsverhältnissesich bedeutend gebessert, trägt die Regierung zu Cöln im Ein¬
verständnis;mit dem ständischen Commissar darauf an: dein hohen Landtag möge es gefallen, die
Aufnahme dieser Straße auf den BezirksstraßenfondsAllerhöchsten Orts zu befürworten.
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Der Ausschuß hält es für Pflicht, dem hohe» Landtage die Befürwortung der Allerhöchsten
Geuehmiguug zur Aufnahme auf deu Bezirksstraßenfonds zu empfehlen.

Der Etat stellt sich nach der Vorlage der König!. Regierung zu Cöln pro 1863 und 1864
wie folgt:

Ein« a h m e. pro 1863. pro 1864.

Beischläge zu den dirccteu Steuern, der Mahl» und
Schlachtstcuer ü 10"/,............

Netto-Einnahme der Chaussecgclder nach dem Etat. .
Pachtgelder der Grasbeuutzung der Gräben und auf deu

Böschungen ...............
Ans dem verkaufe vou Obst- und eiuzcluen Bäumen .
Strafen wegen Chaussecgcld-Desraudatiouen :c. . . .
Sonstige Einnahmen:

!,) Netto - Einnahme der Chausseegeldhebestelle auf
der Roth-Rocsrath-Eschbacher Straße M 1100

l)) dcsgl. auf der Kaiserau-Nicdergauler „ 200
dcsgl. auf der Brohlstraße . . . „ 600

Diuerse Eiunahinen............

Summa der Eiuuahmeu . .

Ausgaben:

Gcwöhuliche Unterhaltung der Bezirksstraßen. . . .
Besoldung des Chaussce-Auffichtspcrsonals .....
Unterstützung dürftiger und verdienter Chaussceaufseher,
Gratificationen des Chaussceaufsichtspersonals, die Hälfte

aus dem Ertrage der Grasverpachtung .....
An den Nebeufoüds zur Unterstützung von Wittwen der

Chaussecaufsehcr ........... . .
Sonstige Ausgaben:

g) Besoldung von 3 Aufsehern für die Noth-Roes-
rather-Eschbacher und der Brohlstraße ».A 204

b) Diverse Ausgaben..........

Summa der Ausgabe« . .

28275! —
11139 —

156
25

18
6

99 2

1900
25

41620.

35200
3504

40

78

168

612
2016

9

21

29

41620 —

10

28275
11139

156
25
99

1900
25

18
6
2

— 41620

35200
3504

40

78

168

612
2016

41620

9

21

29

7
5
8

10

4

2

Hier kann es nicht unerwähnt bleiben, daß die diversen Ausgaben etwas sehr hoch gegriffen
scheinen, was aber wohl nur geschehen zu sein scheint, um Einnahme und Ausgabe balanciren zu
lassen, da diese sonstige Ausgaben ja doch in der Rechnung nachgewiesen werden müssen, und sich
°°r Bestand oder Ueberschuß von selbst herausstellt.

Der ständische Commissar Graf von Nesselrode ist noch Mitglied des Landtages; der
Stellvertreter Brück mann ist gestorben und für denfelben ein neuer Stellvertreter zu wählen. ^ ^
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6. Regierungs-Bezirk Düsseldorf.

Von den Allerhöchst genehmigtenBezirksstraßen sind nach den vom ständischen Commissar
als richtig anerkannten Nachweisungen der Königl. Negierung zu Düsseldorf vom 2. October 1862

l>) übernommen:

Benennung der Straßen.
Ganze Länge

der

Straßen.

Ab¬
" cn

genommen. '^",'V

1
2
3
4
5
6
?
8
9

10
11
12
13
14
15
16
1?
18
19
20
21
22

Velbert- znr Straßer......
Wesel-Aocholter ........
Wesel-Vorkener.........
Haldcru-Lieutcnantcr .......
Schwarzhanuner-Haddeubacher....
Vliedinghausen-Wermelstircher. . . .
HildenHohwinkler........
Nonsdorf-Kupfcrhammer. .....
Elberfeld-Kuhlendahlcr,nebst Zwcigstraße
Hückeswllsscu-Holtcrcichener....
Münster-Emmcrichcr ...... .
Feld-Lüttriughauser ...... .
Opladen-Vourschcider.......
Düuwald-Kammcrforsterhöhe ....
Grüne-Landwehr ........
Emvel-Millingcr........
Vorn-Nadcvormwalder ......
Empel-Isselburgcr (jetzt ausgebaut) . .
Kaiscrswerth-Wülfrather......
Friedrich-Wilhelmstraße......
Hatzfeld-Unterbarmcr.......
Eisenstcin-Spickerlinder......

übernonunen in Summa:

d) genehmigte, jedoch nicht übernommene:

Merscheidcrstrasie ............
Hamiuleln-Werther ...........
Mttwig-Vredeneyer ......... » >
Bredency-Steeler ...........
Veyenburg-Dcchlerauer ..........

designirt aber noch zu überweisen . .

Nach Abnahme der letztern im Ganzen . .

2765
2622,,,
4420
1500
644

1313
3270
1105
297?,,
1694
3439,,«
1520
2896
4475
1490
57?

1912
1300
5503,,
2025
864
835

2765
2622,,
4420
1500
644

1313
3270
1105
297?,,
1694
3439,,«
1520
2896
4475
1490
56?

1912
1300
5503,,
2025
864
835

IV2
IV2
2
1

>/21
2'/,
1
1'/2
1
2
IV2
IV2
2
1'/.

IV2
V2

3
1

'/-

49,138,,

1866,,,
3000
2090
1980
1330

10,266,«

59,404,,

49,138,,

1866,,,
3000 '
2090
1980
1330

10,266,4,

59,404,,.,

24,56 Meil.

5,14 Meil.

29,70 Meil.
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Die von der Königl. Regierung zu Düsseldorfgelegte Rechnungweist nach:

4. Einnahme. pro 1860. pro 1861.

1
2

3
4
b
6

Bestand aus dem Vorjahr j !^ Swatsschuldscheinen'
l'it. I, Beischläge zu den diretten Steuern und Schlacht-
und Mahlsteuer .......
lit. II. An Chausseegeldrevenuen:

a) bei den Barrieren ......
b) Ertrapostcn und Stafetten ....
e) Mlethe von Alleen und Obstbamncmpflanzungcn.
ci) ll,cl extrg.ai-clinli.ria, inel. der 1860 angekauften

9000 Thlr. Staatsschuldscheincn . .

Summa der Einnahmen

ll. Ausgabe.

g) Hebekosten:
lit. I. Tantieme der Einnehmer nnd Postämter
I'it. II. Materielle Verwaltnngstosten
I^it. III. Antheilewelche der Staats- oder Gemcindekasse

an der Chaussecgcldcinnahme zustehen.
d) Aufsichtstosten:

lit. I. Besoldungender Aufseher ....
?it. II. Klcidcrgelder.......
lit. III. Nntcrstiitzungeu......
'lit. IV. Zur Schuldentilgung .....
Nt V. Zum Bezirkssträßcnbail incl. 9096 Thlr. 25

Sqr. 9 Pf. für anqetanfteStaatsschuldschcine
in 1860.......

Snmma der Ausgabe

Es bleibt mithin Bestand

In dem Bestände ultim« 1861 sind an Staatsschuld-
scheinen ..... M 50700 5gr — Hg, —
dagegen ein Vorschuß . . „ 1612 „ 9 „ 1

9280
41700

24936

7995
33

11788

6

?

18
29

3

6

2

9
3

11

8376
50700

1767?

10890
4?

1294

1?

9

7
24

15

3

1

2
1

3

95734' 5
!

7 88986 12 10

1
2
3

4
5
6
7
8

4?
195

l81

202?

114

34090

17
24

13

24

28

4
5

4

6

9

211
23?

182

2388

182

36696

12
15

9

25

19

4
9

5

5

3665? 18 4 39898l 21
>

11

59076 1? 3 4908? 20 11

also wirklicher Bestand . ^ Ä,l74908? 8gi 20 M 11
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Außer den zur Uebernahmedcsiguirtcn,jedoch noch nicht fertig gestellten und deshalb noch
nicht übernommenenBezirtsstraßen hat die König!. Regierung zu Düsseldorf im EinVerständnißmit
dem ständischen Commissarden Antrag gestellt: der hohe Landtagmöge es befürworten,daß folgende
2 Straßen nach vollendeten:normalmäßigcm Ausbaue auf den ostrhcinischen Bczirksstraßcnfonds
übernommen werden möchten;

1) Die Wcrdcn-KcttwigerStraße auf eine Länge von 1696,5 Rth., welche die Gemeinden
hauptsächlich deshalb auf dem linken Nuhrufcr angelegt, nm stets eine Commnnikationzn haben, da
die auf dem rechten Ufer liegendeStaatsstraße im Innndationsgebict liegt und häufig überfluthet
wi d, und um Ratiugeu, Kaiscrswerth, Düsseldorf, ebeuso Duisburg erreichen zn tonnen, ohne den
schwierigenUmweg über Velbert machenzn müsse» uud um des Ucbcrsetzens über die Ruhr bci Kettwig
überhoben zil sein. Der Ausschußtaun nur dem Autrag der Königl. Regierung uud des stäudischeu
Commissars beistimmen.

2) Die im Bau begriffeneEmpcl-RecserStraße. Dieselbe ist eine Fortsetzungder Issel-
burg-Empeler Aczirtsstraße, und wird durch Erhebung dieser Straße zur Bczirtsstraße erst eigentlich
das Criterium einer Bczirtsstraße erreicht, indem dadurch das Münsterland nicht allein mit dem
Bahnhöfe in Empcl, sondern durch letztere Straße mit dem Rhein uud dcu jenseits gelegenen
Districten in dirccte Verbindung tritt. Auch hier tritt der Ausschußdem vereinigte» Antrag der
Regierung und des ständischen Commissars bei.

3) Ein weiterer Antrag des Landraths des Kreises Essen war bei der Regierung eingelaufen,
die Kettwig-Brcdcueyerund Bredcncy-Steeler Eommuncil- resp. Actienstraße, für welche die Genehmigung
zur Aufnahme als Bezirksstraße schon Allerhöchsten Orts erfolgt ist, zu übernehmen und ans Kosten
des Bezirksstraßcnfonds normalmäßig herzustellen, welchen Antrag der ständische Commissar und
die Regierung zurückweisen mnßten, was hier nur crwähut wird.

Nach dem im Jahre 1860 dem hohen Landtag vorgelegtenVerwenduugsplau pro 1861
und 1862 war angcuommcu,daß ultimo 1862 ein muthmaßlichcr Bestand von 55,790 Thlr. bleiben
würde, nach einer von der Königl. Regierung vom 3. April d. I. auf Grund der Erfahrung der
Vorjahre aufgestellten muthmaßlichcn Bercchnuugwird der Bestand Ende des Jahres indeß nur noch
35490 Thlr. oder in runder Summe 36000 Thlr. betragen.

Es ging hieraus deutlich hervor, daß bei der venuehrtcu Aufnahme von Bezirtsstraßen
der Prozentsatzvon 1'/, uicht mehr hinreichte, der verkleinerteBestand bald vergriffen sein würde
und dann ein bedeutenderhöhter Prozentsatz genommenwerden müßte, weshalb die Königliche Re¬
gierung am 3. April beim Ober-Präsidenten darauf autrug, den Satz für den ostrhcinischen Theil
des Regierungsbezirks von 1-/, auf 3>/,, zu erhöhe«. Laut Oberpräsidial-Verfügung vom 8. Mai
mußte das Eiuverstäudniß des stäudischeuCommissars beigebrachtwerden, ehe höher« Orts die
Genehmigung eingeholt werden konnte, ersteres erfolgte unter'm 30. Mai, nnter'm 14. Juli erfolgte
die miuisterielle Genehmigung zur Erhöhuug des Steuerzuschlags von 1^/, auf 3>/,"/°, bis auf
Weiteres und stellt sich demnach der Verwcndungsplan wie folgt:
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pro 1863 pro 1864

Einnahme.

Bestand aus dem Vorjahre j Zn Z^^^ .^^ .
Tit. I. Zuschläge zu deu dircctcn Steuern ü. 3/, "/„ .
Tit. II. Au Chaussee-Neveuüen.

a. bei den Barrieren . . . .
d. von Extrapostcn uud Stafetten ....

Tit. III. Extraordinaria ......

Snmma der Eiuuahmen

Ausgabe n

Tit. I. Tantieme der Einnehmer und Postämter
Tit. 1l. Materielle Vcrwaltungskosten .....
Tit. III. Authcile, welche der Staats- oder Gemeiudetasse vom

Barricrgcld zusteheu .......
Tit. IV. Bcsolduiig der Aufseher......
Tit. V. Uutcrstützuugen ........
Tit. VI. Zur Schuldentilgung .......
Tit. VII. Zum Aezirksstraßeuban:

ll. gewöhnliche Unterhaltung ......
I). llcl Lxtrlluräiimria,.......

Summa der Ausgaben .
Also iucl. der 36,000 Thlr. Staatsschuldschciue muthmaßlichcr

Bestand ...........

36000
35350

11200

2000

84590

470
370!

180
2622^

188!

34400
5000

43230

5360 —
36000 —
35350 —

12000 —
40-

2000!—

41360

90750 -

470
370

180
2856

194

35900
5000

44970

- 45780

Der ständische Commisscir Münster und dessen Stellvertreter Commcrzienrath von der
Heydt sind noch Mitglieder des Landtags.

Düsseldorf, den 21. November 1862.

Der neunte Ausschuß des Nheiuischcu Provinzial-Landtags.

Graf von Nesselrode, Vorsitzender. M ü n ster, Referent. Zores.
Frhr. von Leytam. Guittieuue. vom Baur. Nuß bäum.
G. 8 inden. Gemünd. Dr. E. 8 eris. Dr. Wurzer.
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Referat des neunten Ausschusses
über die Verwendung des linksrheinischen Vezirksstraßen-BaufondS.

Referent: AbgeordneterSchult.

Der Herr Landtags-Commissariushat mit verehrlichem Nescript vom 16. dieses dem Pro«
«WM-Landtage zur Veschlußnahmevorgelegt:

1. die von den Königlichen Negierungen mit den vrovinzialstandischenCommissariengepflogenen
Verhandlungen betreffendden westrheinischen Bezirksstrahen-Baufonds-.

8. die aufgestelltenVerwendungs-Nachweisungenfür die Jahre 1860 und 1861;
3. die Nachweisungender Schulden des genannten Fonds, und
4. die Berwendungs-Vorschläge für die Jahre 1863 und 1864 mit mehreren Anträgen betreffend

die Aufnahme neuer Straßen und zu gewährende Unterstützungen.
Der IX, Ausschuß, mit dem Referat über diefe Angelegenheitenbeauftragt, beehrt sich der

hohen Stände-Versammlung das Resultat seiner Verathungen und Beschlüsse vorzulegen.

4. Regitrungs-Btzirk Cöln,

In diesem Negierungs-Bezirkbefinden sich 14 vollständigausgebaute Bezirksstraßen
l. die Cöln-Trierer Straße lang 13002 !Ruthen
2, „ Cöln-Dürener « „ 6966
3. « Cöln-Venloer „ „ 4925
4. », Cöln - Luxemburger „ « 12924
5. /, Bonn-Trierer « // 4674
6. // Bonn - Schleidener „ » 9765 «
7. // Brühl-Liölarer V « 1640 //
8. « Düren-Zülvicher // „ 2616 „
9. « Neuß - Lechenicher » « 8304 „

10. „ Essig-Mehlemer » » 6987 »
11. „ Nheinbach-Hemmessener „ „ 177? //
12. « Brühl-Wesselinger // /, 1216 »
13. „ Lechenich - Dürener » „ 1561 //
14. /, Vrv - Dürener

zusa
,/ 766 ,/

mmen 77123 Ruthen.
so daß 38'/^ Meilen aus dein Bezirksstraßen-Fondszu unterhalten sind.
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1 ie beiden letztgenanntenStraßen sind erst im lausenden Jahre aufgenommenworden.
Nach der umgelegten Aachioeifung betrugen die Einnahmen

1800 1801

1. Bestand aus dem Vorjahre 124')!' 7 23485. 13 l
2. An Steuer-Beischläge» , 38<>14 U> 1003'» 1 1
3. „ Chausseegeld . . . , 1704? 2 7 ,783! , i
4. Erlös aus Grasnutzung . 483 20 — 485 20 —
5. „ „ iMuerklluf, , 1327 l4 2 001 !>
<;. Extra ordinaria , . . . 141N 29 5 175!» 10

SunMe aller Einnahmen 7t«88 2« — «420, ,5 ,<»
Die, Ausgaben betrüge»: >^l!0 1801

!!>Ir, >gr, Pj. THIr, -gr Pj.
^ Zur Unterhaltung der Straßen ....... 32Ü85 4 <l 3350.'. !»7 6
2> Zu extraordinairen Instandsetzungen ...... 8832 2 4 1,^840 2t 7
3- Besoldung der Aufseher uud Wärter ...... 43«» — «302 - —
4- Zuschuß zum Bau der Prämie» strafte von Müuster-

eifel nach der Mr ......... — >0,^10 .^ -
5- Souslige Ausgabe» ............ 202 0 - 1 2708 22 —

Summe aller Ausgaben 48203 6 11 "7!»293 n s"
Der Zuschuß zum Bau der Straße von Münstcreiselnach der Ahr ist im Jahre 1858 vom

Landtage bewilligt worden.
Gegen die Einnahmen sowohl als gegen die Ausgaben findet sich nichts zu erinnern.
Die mutlimaßlichenEiunahmcu werden betragen:

1803 1«04
Tl,!r. öc,r. Pj. Tl,Ir >ssr, Pj,

1. An Beischlägen. , , . 38501 1 — 38501 l -
2. An Ehansseegeld ... 1705? 24 2 17,557 24 2
3. An Ertraordinarien . , 844 18 2^ 844 18 2_____

Summe der Einnahmen 57003 13 4 57003 13 4
Die Ausgaben:

1 . Besoldungder Aufseher und
Wärter ...... 3708 — — 3708 — —

2. Unterhaltungder Straßen 38500 — — 38500 — —
3. Unterstützung dürftiger Wär¬

ter und Wittwen . . 380 11 — 380 11 -
4. Gratifikationen .... 233 7 2 233 7 2
5. Sonstige Ausgabeil... 114 25 ^ _____114 25 2 ____

Summe der Ausgabe n 43003 13 4 43003 13 4
Bleiben disponibel .^14000 — - . 14000

Die Zustimmung zu den Nachwcisnngenwird beantragt,
l Im Einverständnis)mit dem ständischen Commissar sind bereits 4050 Thaler behufs Ber¬

ing d^ Bonn - Schleidener Bezirksstraßeam Harotbergeüberwiesen worden. Die Kosten Dieser
Regung betragen überhaupt................... 13750 THIr.

. Hiervon wurden pro 1802 gedeckt ............... 9100 THIr.
^ß pro 1803 disponibel zu stellen seien .............. 4050 THIr.

""" "ach zu verwenden bleiben .................. U350 Thlr.
14
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Von der Konigl. Regiernng zu 6ou< »'ird ferner im Einuerständniß init dem ständischen
Commissardie Verlernn der VonwTrierer Vezirtsstraße von Poppelsdon bis ^iottgen in Vorschlag
gebracht, .,

Die erwähnte Straße l,at am Ausgauge uon Poppclsdorf eiue Stelguug von 8>/, Zoll v«
zu 10 Zoll pro Ruthe, »oodurchder Fuhrwerks Verkehr so sebr erschwertist, daß eine Abhülfe
dringend geboten wird, .

Durch den betreffenden Banbeamteu ist eine neue Richtung mtt günstigerenwteigungs-
Verhaltnisscn ermittelt, auf wacher uur ans einer ^änge uon 134 Ruthen eine Steigung uon 5 Zoll
pro Nnthe vorkommt,nuihrend sie i,n Uebrigen > , Zoll bis 3^ Zoll pro Nnthe beträgt.

Die Kosten der Verlegung betragen nach eiuer approximativen Verechnnng33,200 Thlr.
und werden gedecktwerden können" aus der pro l.^,13 noch disponiblen' Summe uon 9350 Thlr,
und jener pro 1«lit mit I !,000Thalcrn und könne alsdann das Defizit uonü,!50 Thalern aus den
zu erwartenden Ueberfchüfseu pro !^»i5 gedeckt weiden.

Der Ausschußstellt demnach den Antrag: oic hohe Versammlung möge die Verwendungen
auf der Vonn - Schleideuer Vezirtöstraß,-am Haedtderge, sowie die Verlegung der Vonn - Trierer
Straße uon Poppelsdorf uach )'iö>tgengenehmigennnd den erforderliche» ,«listenbetragbiszu33M0
Thaler der Konigl. Regierung ilach t"M Vorschlagezur Disposition stelle»,

!l, Xlcnicrnnsss-Vczirk Aachen

Der Negiernugs-Vezirkhat 25 Vezirksstraßen,welche alle a»5geoan>sind,
1. die Aachen Noermonder Straße 1137«! Rnthen
2. „ Aachen^'refelder „ 122:.",'
3. „ -Aachen-Sittarder ,. 13!« „
4. „ Heinoberg'Wassenberg'Erkelenzer „ !5>^» „
5. „ Iülich-Sitlarder „ «>54 „
«, „ Vrand-Stolberger „ 210«
7. „ Ätonljoie-Düren-biolzheimer „ lUüll
«. „ Dürcu-Zulpicher „ 4720 „
!,, „ Wiherath-Gemünder „ , 7103

,0. „ Moutsoie-Schleidcner „ 0220
11. „ Schleiden-Echmidtheimer „ 50^0 „
12. „ (iöln-Trierer „ 713t „
13. „ (5öln Lilxembnrger „ l0«51,,. „
14. „ ^ial,nedy-St. Vither „ 4520 „
I.-,, „ Genu'rath-Eupeuer „ «02,,, „
1,!, „ Diiren-Inlichcheinsberger „ 11410 „
17. „ Koettenich-Steinslraßer „ 2!'!»,.. „
!.^, „ Ahr-Etraße ,. 0^0« »
,,,, „ H>!almedy-Enpener „ I0l!5
2u, „ Morschhect-^locherather „ 40,^2
21. „ Froitzheim-Gemünder „ 550ü „
22. „ Erkeienz-Venloer „ 5534 „
23. „ Wassenberg-Niederkrüchteiler „ 3215 „
24. „ ^Itiederzier-Stetternicher „ 1785 „
25. „ St. Vith-Losheimer ______„ 830«,,^

Snmma 150507,3 Ruthen. ^
In Betreff dieser Rachweisnngder vorhandenen Bezirksstraßen findet sich zn erinnern, °a

die Lechenich-Dnrener und die Erp-Dürener Vezirksstraßen in dieselbe nicht aufgenommensind, «
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in den vorliegende» Berhaudluugeu der Kemigl. Regierung zu Aachen davou keine Erwähnung ge¬
schieht. Der Ausschuß findet sich zu dem Antrage veranlaßt, daß die Ueberuahme dieser Straßen
baldigst herbeigeführt werde.

Nach der Borlage der Königliche» Regierung betrugen die Ci«ual,me»:
1800 18«!

I>1,v. H>,v, P,g, 2l,iv, ?gr, Pfg.
1. Bestand on-ö dem Borjahre , 13765 28 11 8409 ."? 3
2, au Etenerbeifchlägeu , . . «340,^ I ^ i!l<»74 2 8
3. an Chansseegeld .....23142 23 4 ^',0520 25 -

Summa 100370 23 3 11»-!««^ 19 11
4, aus dem Darlehn uon 30000

Thlr. eingezogene Betrage . «133 1? 3 I50W

Summe aller Einnahmen l08510 10 6 118074 1!» II
Die Ansgabcn:

1. Crbebuugs- und Berwaltnngs-
tosten ....... ',,0 18 I ^ 2'> 1

2. Besoldung der Aufseher und
Wärter..... 5-!9<i — — -><>! ^ --

3. Kleidergelder ...... 3'. 25 0 !2 8 9
4. Unterslühungeu ..... '»32 I 1 72<i 28 11
5. Schuldentilgung , , . . 5>><0 u — li!3, 10 4
0 Bau uud Unterhaltung der

Straßen......88245 27 7 9,!899 2« 7

Summa , , 100040 18 3 104500 9 10
Mithin Bestaud , . 8409 22 3 I!10« 10 1

Die Schulde« betraaeu 30000 Thaler, welche vom Jahre I8l,, »d jährlich mit 3000 Thlr.
»«tilgt werden solleu.

Nach der vorgelegten Rachweisuug betragen die Einnahme»:
1803 1804

TW, Hgr. Ps, 2M, 2ssr. Pf.
1. ^teuei-Beischläge , . , . 03990 — — 03990 — -
2. Chausseegeld ..... 23000 — - 225«!« — —_____

Summe der Einnahme 80990 — — 80490 — —

Die Ausgaben:
1. Erhedungskosteu , . . . 330 — — 300 — —
2. Materielle Berwaltnugstosteu 44«» — - 400 — —
3. Besoldung der Aufscher uud

Wärter.....7188 — — ',188 — —
4. Kindergelder..... 12 8 9 12 8 9
5. UuterstÜtzUUgsfouds , - 722 21 3 722 21 3
0. Schnldentilguug . . , , I2"<> U18N — —
7, Straßenbau u. Uuterhaltuug 7709? 7378? - -

Summe der Ausgaben 8099" - - ««490 - —

12 Tiefe Mchweisuug gibt zu der Bemerkung Bercmlafsnng. daß zum Straßenbau und zur
"verhaltuug 77097 Thlr. und 73787 Thlr. vorgctiagen sind.
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Der Kostenbetrag der gewöhnlichen Unterhaltung der Straßen ist nirgendwo angegeben,
jedenfalls sollen einige «M000 Thaler zu ailßergewohnlicheu Vautcu verwendet weroen, wodurch der
Anssckuß Veranlassung nimmt, darauf anzntragen, daß künftig der muthmaßliche Betrag der ge¬
wöhnliche» Unterhaltung getrennt aufgeführt, und die Neubauten nnd außergewöhnlichen Iustand-
stelluugeu speziell angegeben und begründet werden.

Es wird ferner bemerkt, daß bei der Eiuuahme keine Ertraoroiuaria, wie dies früber ge-
gefchehe» nnd ,»„ l«!!2 noch 72« Thlr, ll Sgr. N Pf,, vorgetragen sind

Der Ausschuß erlaubt sich den Antrag: Die hohe Versammlung wolle mit vorstehender
Bewertung der vorgefchlageueu Verwendung der Fonds p>s> !,^l^! und l8<!l die ^,ustini!nuug er¬
theilen uue, genehmigen, daß >uit der Amortisation des angeliedeueu Capitale von M»M>» Thlr, erst
vom Jahre t«l!4 ab begonnen werden soll.

Es ist ferner ein Schreiben des Herrn Landtags-Eommissarius mit einer Denkschrift der
Köuigl. Negierung zu Aachen eingegailgen, betreffend die Uebernahme der in der Stadt Düren lie-
gendeu il'ber-LölU'Weier- und Wirthelstraße auf deu Bezirksstrasienfonds, Die zur Uebernahme
beantragten 4 Straßen haben eine ^änge vou tül Ruthen und bilden ein oollstäudiges.Urenz durch
die Stadt Düreu. Die >tüuigliche ^iegieriuig zn Aachen befürwortet die Äufuahnle, und stützt ihren
Autrag daraus, daß es außer Düreu im gauzeu Regierungsbezirk nicht vorkomme, daß der Tractus
einer Bezirks- oder Staatsstraße durch eine Stadt oder ein, Dorf unterbrochen werde nnd die Uu'
terhaltnng der innerhalb des Orts liegende,! Straßenstrccke der Gemeinde obliege; daß selbst iu
Aachen die von außerhalb kommenden Straßen unuuterbrocheu durch die Stadt geheu; daß das in
Düren bestehende Verhältniß ein abnormes sei, dessen Ursprung dadurch entstände», daß die 4
Straßen ihrer Zeit jede einzetn als Actieu- resp Gemeinde - Chaussee gebaut worden sei, uud daher
der Anfangspunkt an den Thoren der Stadt genommen worden fei; daß der Fuhruerkehr iu Düren
in taum uennenswerthem Maße ein lokaler, vielmehr überwiegend ein durchgehender fei uud daß
die Unterhaltung der Ltadt um so weniger zugemuthet werdeu tonne, als sie mit beoeutenoeu
Schulden belastet sei und an Eonnnuual-Zuschlägen zn der Staatssteuer >0U>, erhoben werdeu

Gegen den Antrag wurden hervorgehoben, daß zugegeben werden könne, daß in der Regel
der Traetus der Bezirksstraßen durch die Ortschaften nicht unterbrochen werde, die Unterbrechung
aber bei den größeren Städten eintrete; keine Vezirtöstraße erstrecke sich bis in die Städte Nöln
Bonn«.; auöuahmSweise führe in Aachen die Noermonder Straße bis auf den Markt, aber auch
diese fei nicht durchgehend; den großen Städten fei der große Rntzen zu Theil gewordeu, daß man
du Straßen dahiu geführt haM; wie in Düren seien in ollen anderen großen Städten dic Straße«
uer nnd nach gebaut worden, sie hatten bci der Enlstehnng an der Stadt ihr ,.^iel erreicht, und
>mnu später die betr. Stadt durch eine zweite, dritte oder vierte Bczirtsstraßc beglückt worden, st'
scheine es nicht billig, daß auch noch das Pflaster in der Stadt übernommen werde: übrigens fei
Düren eine bedeutende Handels- und Fabritsladt, wodurch ein bedeutender Fnhrwcrts-Vcrlchr her»
beigeführt werde, der sich nur bis zur Stadt beschränke; die in der Denkschrift erwähnte Belastung
dcr Scadt sei keineswegs abuurm, daher sei der Antrag abzuweiseu. Im Falle der Annahme würde»
dic übrige« großen Städte bald ein Gleiches fcndcrn.

Der Ausschuß erlaubt sich deu Vorschlae,: die hohe Versammlung wolle den Antrag l>e-
treffend die Aufnahme der Straßen iu der Stadt Tincn auf deu Bezirlsstraßcn-Fonds tns Regie-
ruugsbcznls Aachen abweisen.

L. Regierungs-Bezirk Coblenz.
Der Rcgicrungs-Bezirt hat kU Bezirtsstraßcn.

!. die ^Menz-Wttichcr Straße 15100 Ruthen
^. „ Voppard-Simmcrner „ ^>l>7,I> „
!i. „ ^ü'tzcralh-Gödeurothl! „ u>5>l.'i,t „
4. ,. Ereuznoch-Manuhcimer „ »>L^ „
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3.806/.! Ruthen
647,4 „
12361,5 „
163." „
7247,!', „
,"426 „
2.',!'«! „
3282 „
3» «4 „

1(»>l37 „
739 „

33l>2 „
3609,!. „

2432 „
102," ..

5>. die ^reuzuach-Slrombcrger Straße
6. „ Ereuznach-Ttandcnheimer „
7. „ Bonn-Trierer
8. „ Ntayen-itchriger .,
'-'. « Ahr.

10. „ MayenBlantenheimer „
11. „ Rheiulmch-Hcinmessener „
!3. „ Eochcm-Uaiscrscscher „
13, „ .«irchberg-Zellcr „
14. „ Mosel '
ll>. „ Wittlich-Alfee
!6. „ Sinuncrn-Oemünder „
>2, „ Bacharach-Rheinbollener
>8. „ Trardach-Irmenachcr
19. „ Trarbach-ßongeamper „

Snmma l(»523,^,!^ütthenlänge, wovon 1677
Ruthen noch nicht angebaut sind und zwar «>8l> Ruthcn ans der «üyerathcr Straße, 817 Ruthen
auf der Bonn-Trierer Straße und 180 Rnthcn auf der Ahrslrnße.

Die Schulden des Bezirlsstraßen - Fonds betragen an, Ende des lnnfeudeu Jahres noch
1320s) Thlr., welche bis zum Jahr 1868 planmäßig getilgt werden fallen.

Nach der vorgelegten Nachweisungbetragen die Einnahmen

!. Bestand aus dem Vorjahre
2. Veischläge zu den Steuern
3. ClMisseegeld.GrasnnlMNg ie,
4. Zinsen von Beständen . .
5. Staatsprämie ....
6. Rückerstattung nicht uerwew

deter Baufonds . .
7. Zuschußder Gemeinden .
8. Zurückgezogene Depositen .

Summa der Einnahmen
Die Ausgaben

1. Vorschußaus dem Vorjahre
2. Erhebnngskostcn .... 569 4 7

lpro 1861 von der Einnahme
abgezogen)

3. Verwaltnngst'osten ... 145 28 6
4. Ehausseegeld au die Staats¬

kasse ...... 77 12 -
5. Besoldung der Aufseher u.

Wärter ..... 33?1 ^ -
6. Kleidergelder für die Wärter l2 8 9
7. Remunerationen, Unter¬

stützungen .... 206 15 2
8. Schuldentilgung .... 2800 - —

1860. 18 lil.
Thlr. Hgr. Ps- THU. Sssr. Ps-

15665 28 5 56 4 6
59853 4 10 59667 — 9

8348 16 t-. 8329 22 6
1783 2 6 2158 6 4
— — — 22125 9 —

480 8 > 835 18 5
— — — 9853 10 10

10000 — — 30000 — —

96131 1 2 133045 12 4

1197 25 I

285 28 10

93 19 9

4051 15 6
12 8 9

485 3 3
280U — —
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ü ltnteihaltnng der Straßen 80145 22 3 084»i3 -^
!<>. Depositen bei derHülfskasfe >"<»«><»
!!, Ertraordinaria ....— — 24 14

Summa der Ausgaben Ü7328 20 3 107413 27 3
Bleibt am Ende des Jahren !8,»I ein Bestand von 25031 Tblrn, I-', Sgr. I Pf.

Die muthmaßlichenEinnahmen betragen pro I«,!'! und 18<>l:
1803, 1804,

!>!>v, ^gv, Pi, 2l,u. Sss>, Pi,
!, Beischläge zn den direkten

Stcnern ,.'.., 4U880 ü i 4Ü880 0 1
2. Ehaussecgeld ..... !»322 4 10 95<1? 4 10
3. Beitrag der Gemeinde Adenan I«»» — - ,00 - —
4. Staatsprämie für r en Ban

der Clmnsseen , . . 193!>5 - -. _, — —

Snmina der Einnahmen ?8ü!>? IN II 5Ü577 13 II
Ausgaben

i. Borschnßaus dem Vorjahre l>5 !> 5 —
2. Besoldung der Aufseher nnd

B^ärter ..... ',532 ^ !» 5532 8 !<
3. Berwaltung^tosteu . . . 230 i<» — 23« 10
4. N^emuueration, Unterstützungen 3>0N 23 — 303 23 —
5. Schuldentilgimg . . , , 2800 — ^ 2800 — -
li, Unterstützungder Gemeinden

Lau und Niederfell /02I ^ — — — —
5, GewöhnlicheUnterhaltung , 37350 30900 —
8. Für Neubauten , . . . 25358 22 ',» 40055 22 0

öuinnia der Ai^gabeu 78007 13 >, 04828 4 3

Bleibt Ende >804 ein Vorschußvon 3525U THIrn, 20 Sgr, 4 Pf, ivelcher an5 dem bei
der Prouinzial-Hülfskasseim Betrage von 42000 THIrn. hinterlegten Devositnm zu decken bleibt.

Unter Nro. 0 sind zur Unterstützungder Gemeinden Lay und Niederfell 702! Thlr. auft
geführt, wovon 2000 Thaler vom I t Provinzial Landtage der Ge,nei,lde Lay bewilligt worden sind.
Die Königliche Negierung zu Eoblenz und der prouinzialständischeKommissar beantragen znr Effe-
etniruug der erwähnten Ausgabe eine fernere Unterstütznngvon 252! Thaler für die GemeindeLay
und von 2500 Thaler für Niederfcll. Zur Begründung dieses Autrageo wird angegeben,daß zn»n
Ausbau der Moselstraße von der GemeindeLay 10200 Thaler nud von der GemeindeNiederfell
13500 Thaler aufzubruigen waren Die Gemeinde Lay hat während 3 Jahren einen Veifchlag zur
Grundsteuer von 400 "/,, für den Straßenbau erhoben nnd erhebt noch einen Zuschlagvon 25 "/«
zu den direkten Steuern, Die Verhältnisse sind äußern nugüuslig; die Gemeinde-Umlagenbetragen
außer den Leistungen für den Straßenbau 1<>0 "„ der Grundsteuer und '<5 ".^ der Klassenstener-
Bon l!N5 Einwohnern werden nur 208 Thaler Klassensteuerbezahlt,

Die Berhältuisseder Gemeinde Niederfell sind ebenfalls sehr ungünstig: zur Ausbringung
der ihr zn Last fallenden Bantosleu hat der Gemeinderath bereite beschlossen, 50 Morgen Wald zu
veräußern, wobei aus einen Erlös von 2500 Thalern gerechnet wird E5 wird ferner beabsichtigt'
einen Betrag von 3100 Thalern anzulegen, zu dessen Amortisation jährlich 30 ^, gus die oiretten
Stenern geschlagenwerden sollen. Die an«> 005 Personen bestehende Gemeinde bezahlt nnr 334
Thlr, an Elassenstenernnd 30 THIr, an Einkommensteuer. Hiernach ergibt sich, daß die aufzubrin-



genden Su,uu,eu für die Gemeiudeu völlig unerschwinglich, sind, und da«, wenn das Zustandekommen
der als wichiig anertan.tten Moselstrahe nicht in Frage gestellt werden soll, auf eme anderweite
Beschaffung Bedacht genomnieu »»erden muß.

Der Ausschuß findet sich daher bewogen, der hohen Bersammluug vorzuschlagen, der Ge¬
meinde Lau eine Unterstützung von 2521 Thalern nnd der Gemeinde Niederfell eine Uuterstutzung
von 250N Thlrn. zn bewilligen uud die Nmchweisnngen über die Entnahmen und Ausgaben zn
genehmigen ^, ,. ,, ,.„.,.v.

Es ist ferner vom ständischen Eomnüssar der Antrag gestellt worden, d>e Eoble,,zHutticher
Nezirksftraße, soweit solche i»> Negieriiugs-Vezirk Eobleuz gelegeu, zur Staatsstraße zu erheben

Der Antrag gründet sich darauf, daß die Coblenz-Lüttichee Straße im Negierungs-Bezirk
Coblenz Vezirtsstraße,' dagegen in ihrem weitem Laufe durch die Ncgierungs - Bezirke Aachen und
Trier Staatsstraße ist. Der Ausschuß ist der Meinung daß eine zum 5he>l als Staatssteaste ge¬
eignete nnd anerkannte Verbindung auch iu ihrem ganzen Laufe als solche zu behandelii ei und dei
Antrag um so mehr gerechtfertigt erscheine, als der westrheiuifche Theil des Nessrenmgs-^ez.tts^b
Wz mit weniger Staatsstraßen begabt sei nnd zum Theil sehr ^'" ^
wßeufouds Mitechalteu .oerde,., wediirch der Negieruugs-Bezirk m d,e Lage gerächt wo , etz
W ^,. zu den direkten Stenern für den Bezirlsstraßeusonds be.zufchlage,.. Da f'"" u>n d ch
Geiiehmigung dieses Autrags Aussicht vorhaiideu ist, die Schläge fiir deu «estrheuufcheu B zu .-
straßenfonds liu.ftig wieder dem uormalnmsiigeu Satz von ^„ nä er zu bnngeu rmd ^ "mch '"
Straße bei i»rem Ai.sange iu der Nähe vou Eobleuz Staatsstraße .s, «taun derAnssthnh
hohen Bersammluug «,ir empfebleu, die Erhebung der EobleuzHütticher Bezutsstrave zm Staal.stia.e
3u beautraaen. . ,.. ,, ,.

Die Negierung ;» ^ol'Ie»z hnt in. Einverständniß >nit dem stüudifcheu ^o.nniistar d.e (>r°
hcl'uug n»es ^nsthlaqs ron ,^/,'V. s»r den Zeitran», von «! Jahren beantragt ^ ^

'>>, Folge eine. Befchl.isses des l2. Provin;ial-Landtags ist ,e" den, ^ihre "" ' ' ^
schlag von w"/, nl,ol,e» worden. Diese Bewilligung läuft mit dem M,re t.^.2 nb, wo.mch d.e
Frage entsteht, iu welcher .s'öhe der ^»schlag für die »äcbsteu '^ahre erforderlich weiee.

Nach einer oou dcr königlichen Negiernng zn Eobleuz aufgestellten Berechnung nurd ,,ch
°"> Ende dis Iechrcs 1,<-.!,> ciu Bcs.aud von 41'^! Thli, Ä. Sgr. ? P'. ergeben wogigc d

Fonds ncbe« den gewöhnliche» Ansgabe» folgende einn.alige anße, ordentliche Ansgaden lnimslehu,
sollen, nänilich: , , ,.,,,, ^,,,., ^ ^,,,, __ q:f,

l. auf der Ahislraße..........t4M,0 ^HU, - ^'- ^'
.. auf der Straße Bonn-Trier Strecke Keück-Adeuau 15/.'l''i
!i. znm Ban der Ahrbrücke bci Alteuahr . . - '!'«"' "
4. auf der Straße Erenzuach-Strombcrg Strecke

Wi.ideshein....... , - ",",..' " " "
^,. anf der Straße Boppard-Eimmcrn, ans den

Strecken Echwaller Höbe. Bepparder

Berg nnd Maistnberg , . . . - ^W .. ^> ^ ^ ^
«>. ans der Straße bei Güdenroth . . . - > '-^ " ^.^ ^
7. zur Bewährung der Moselstraße, . . - '''l«4 „

Dazu Unterstützuuge» für die Gemeinde La» nnd ^ ^ ^ ^

^"^"' ' ^ ^ Smnma^ ^

Zur Bestreitnng dieser Baute» stelle» sich dispombel ^ ^ ^^ ^ ^,^
t. Ueberschuß aus 1862........^^. ' ^. „' __ ,^

2. T.aa.sprämie» für Baute» ^^^ - - ^ -^^^^S^"^

wonach ein Defizit von
,7, UN ^ „ 8 „ bleibt.
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Dir gewöhnlichenAusgaben in den nächste» Jahren betragen:
>. sin- Wcgewärter »nd Verwaltung , . . , l!072 Thlr. II Sgr. 9 Ps.
?. ll»tcrhalt»iig........... 39900 „ —. „ - „
3. Schuldeutilguug .......... 2800 „ — „ — „

Summa . , , 48,772 Thlr. 11 Sgr. i> Pf.
Die gewöhnliche»Eiiuiayinen mit 6'/,"/° Beischlagwürde» betrage»:

1. Veischlägell 0-/, '7o ......... 3Ü904 Thlr, ,^ Sgr. — Pf.
2. Ehanssccgcldcr und Nutzungen ...... >.»',97 „ 4 „ l<» „
)!. Beitrag der^VeuieindcAdeuan ..... i(O „ — ^ — ^

Tumma . . . 49.5,01 THU. 12 Sgr. 10 Pf.
Demnach würden die gewöhnlichen Einnahmen den gewöhnlichen Ausgaben gegenüber einen

Ueberschuß lassen von jährlich ............. 729 Thlr. 1 Sgr. 1 Pf.
und das oben berechnete Defizit von 17135 Thalern 2 t-, Sgr. nicht gedeckt werden können.

Die Beischläge a «>,^. betragen ........ 49880 Thlr. 9 Sgr. — Pf.
dazu der Ertrag der Ehausseeund Beitrag der GemeindeAdenau . 9697 „ 4 „ 10 „

znsannnen . . 59577 „ 13 „ 10 „
Nach Abzug der geioühnlichcnAnsgaben . . . . , 48772 II 9

würde eiu jährlicher Ueberschus; verbleiben von . . . , , , >,»8N5 2 1
hinreichendn,u das Defizit zn decken und die entstehendenaußergewöhnlichen Ausgaben zu bestreiten.

Da das Defizit voraussichtlichin zwei Jahren gedeckt wird und nach dem Jahre 1866
zur Schuldentilgung 18U0 Thlr. weniger erforderlichsind, w hat der Ausschuß beschlossen,der hohen
Bersammlnng zu empfehlen, einen Beischlagauf die direkten Steuern des Negieru>ig-?-Bezirts Coolen;
im Betrage von 8'/, Prozeut für den Bezirtsstraßen-Banfondsund zwar ans vier Jahre, nämlich:
1863, 18!I4, 1865, und 1866 zu beschließen und es dem im Jahre 1«66 zusammentretendenLand¬
tage zn überlassennach Lage der Verhältnisse eine Ermäßigung herbeizuführen.

N Regierungs-Bezirk Düsseldorf.
Der Negierungs-Bezirk Düsseldorf hat 23 aufgenommene, vollständig ausgebaute Bezirks-

straßeu:
1. Eölu-Venloer lang 1565!» Nutheu
2. Aachen-Ercfelder „ 7780
3. Crefeld-Eleuer „ u!737
4. Crcfeld-Venloer „ 5673
5. Viersen-Nldeterker „ s,25l
l^. Viersen-Hchwarzenpuhler „ ü)25
?. Ncuß-Neußerfurther „ 807
«. Cleve-Enunericher „ 2173 „
!). Moers-Aldeterker „ 4066 „

10. Xauten-Gelderncr „ 6106
11. Neuß-Lechcuicher „ 447
12. Vorst-(5refclder „ 2620
13. Süchteln-Straeleuer „ 5172
14. Vossenhof-Mühlhllusener „ 0>68
15 Gladbach-Noernlouder „ 4167
16. Waldniel-Lüttelforster „ 758
17. Dahlen-Nheydter „ 1717
>8. Goch-Eranenbnrger „ 4565

„
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!!'. Boisheim-Roermouder lang 3875 Rnthen
20. Brüggeu-Kaldenkirchener „ 2256,5 „
21. Ztraelen-Arcener „ l223
22, BIunn-VinnbrüÄener „ l!78
23, Nheinberg-Kelderner „________5987,7 „

Summa'102811,2 Nulben.
^Itach der oorgelegten Uebersicht betrugen die Einnahmen-

1860
Thlr, Hssr, P>, Tlür,

1. an Steuer-Beischlägen , , 38782 20 1 3ü<»12
2. Bestand ans dem Borjahre , 33324 10 !1 37768
3. Ehausseegeld ...... 13515 18 6 !l!,05
4. Miethe von Alleen. Obstpflan-

znngen ...... 15 7 6 6
5. ^.1 exti^ivlinnri« , , . . 7909 19 2 ^04:1

Summa 93548 8 10 95835
Die Ausgaben:

1. Tantieme der Einnahmen nnd
Posten ...... 382 10 4 243

2. BermaltungMsten . , . 598 IN 9 485
3. Antheil des Staats oder der

Gemeinden am Ehausseegeld 224 4 5 ü-,3
4 Besoldung der Ausseher , , 3815 «223
5. Kleidergelder ...... 19 - —
6. Unterstützungen ..... 3!,0 22 4 422
7. znm Straßenbau , . . . 50350 1!»____3^ 511ü,

Sumnie der Ausgaben 55779^28 1 56750
^" der 1^,,. 7 si,^ ^>^, i«<», f^- angekaufte

Etaatsschuldscheine5053 THIr. 24 Sgr 9 Pf.
begriffen. Es ergibt sich ein Bestand . . 37768 10 0 390><>

Die muthmasilichenEiuuahmeu betragen 1863
1. Bestand ans dem Borjahre . 39840 — 34160
2. Steuer-Beischläge . , . , 39020 39020
3. Chansseegeld-Nevenncu. , . 15100 !550>>
0. ncl oxti-noicilnni-Iil , . , . 3200 — — 3200

Summa der Einnahme"97160 — — 91880
Die Ausgaben sollen betragen:

1. Tantieme der Einnehmer nnd
Postämter ...... 295 — 335

2. Materielle Berwaltnngstostcn 520 550
3. Antheile des Staats und der

Gemeinden an den Wegegeldern 90 ^ — ^
4. Besoldungen der Anfseher , 4710 - - 4920
5. zn Unterstützungen .... 470 — — 470
'l. zur gewohnlicheilUnlerhaltnng 460UN 46000
7. ac! «xtl-aoräina,!« . . ^ . ^l^^^^IH. ^^.^5_

Summa der Ausgaben . «3000 «3000
bleibt Bestand ..... 3416« 28880
zusammen63040 Thaler.

U6!
-- «>'. Pf,
,^ -

i<> 9
< 8

—
9

25 3

12 II
18 10

15 —

25 —
14 8

5 6

,!> 9
^64

15
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Gegen die Nachweisuugen findet sich nichts zu erinnern nnd wird die Genebmigung beantragt.
Von der Königlichen Negiernng wird ün EinVerständniß mit dem promnzialstäudischeu

Eoniniissar die Uebernalnne uachbenannter Gemeindestraßen in die Reihe der Vezirtsslraßen in Vor¬
schlag gebracht!

>, Die Straße von Seuelen nach Rieuterk.

Die Straße von Sevelen nach Nieukerk, l444 Rntbeil lang, ist die einzige Strecke der
direkten Verbindnusi zwischen, Nheinberg imd Venlo, welche noch nicht als Bezirwstraße übernommen
ist i in Seuelen trifft dieselbe die Geldern - Rheinberger Vczirtsstraße, schließt sich an die Straelen-
Nieuterter Vczirtsstraße an nnd treuzt hier die Crefeld - Clever Vczirtsstraße. Zngleich trifft sie in
Meutert auf die im Van begriffene Crefeld - Elever Eisenbahn, welche hier einen Nabnhof er¬
halten wird.

Bei der starten Bcvültcrnug der Umgegend ist der lotale Vertchr bedeutend uud der durch¬
gehende nicht unerheblich, da die Straße große Vertehrsplühe auf den, lürzestcu Wege verbindet.
Der Vcrlchr wird aber ein ganz bedeutender werden, sobald die Eisenbahn eröffnet sei» wird.

Da hinreichende 7nmds zur Bestreitung der Nntcrhaltnugstostcn sowohl zu dieser als den
übrige» vorgeschlagenen Straßen vorhnudcu sind, erlaubt sich der Ausschuß aus den angegebenen
Gründen der hohen Vcrsanuuluug uorzuschlageu: Sie möge beantragen, daß der Eommunalweg von
Scuclcu nach Nieutcrt in die Reihe der Vezirtostraßen aufgenommen werde, sobald derselbe als Ve»
zirtsstraßc vollständig ausgebaut sein wird,

2, Die (^emciudcslraßc von Kempen über Wnchtcndonl, Wantnm nnd Hcrongcn
nach der Niederländischen Grenze,

Diese Straße zwischen .Kempen uud der holländische» Grenze bei Vcnlo, welche an der
Vicrfcn-Aldcntcrtcr Bczirtsstrnßc bei Kempen beginnt, an der Niederländischen Grenze in die von
Vcnlo tummendc, auf hollüudifchem Gebiete bcicits ausgebaute Straße einmündet nnd bis zur
Grenze eine Länge von 45!>2 Rutheu hat, verbindet die Ortschaften Ktemveu, Wnchtcndonl, Wautum,
Hcrongcn, Mcdcrdorf nnd Vculo miteinander und bildet, indem sie die Snchteln-Eiracleuer Bczirts-
straßc, so wie eine Menge von anderen Eoinmnnaiftraße» durchschneidet, außerdem für die ganze
dortige Gegend eine Verbindung mit der Erefeld-Elever Eisenbahn nnd mit dem holländischen Eiscm
bahnnctz.

Die Bedeutung dieser Straße für den durchgehenden, wie für den totale» Vertchr bedarf
hiernach tcincr weiteren Ansführnng uud der Ausschuß trägt tein Bedeute», der hohe» Versammlung
zu empfehlen, die Aufnahme der Gemcindcstraße bou «cmpc» bis zur Nicdcrlüudifchcu Orcnzc in der
angedeutete» Richtmig in die ^tcihc der Bczirtsstrnßc» z» beschließe», sobald dieselbe als Vczirtsstrahc
vollständig ausgebaut sein wird,

:l. Die Straße von Odcntirchcn nach Dulten.

Diese Straße, welche eine Länge von 492s) Rnthcu hat, mündet au zihrcn Eudpuulteu i»
die Eöln-Venloer Bezirlsstraße, durchschneidet zu Hardt die Gladbach-Rocrmondcr, zu Dahlcn dic
Allchcu-Ercfcldcr und dic Dahlen-Rheydter Bczirtssnaße, nnd überschreitet zu Wickrath in nächst"
Nähe des Bahnhofes die Änchcn-Düsseldorf<Rn!,rorter Eisenbahn. Sie durchzieht eiue sehr bcvültertc
Gegend nnd vermittelt so den starten Verkehr der Bewohner derselben unter sich, unch Holland,
nach den unch den, Rhcine zu gelegenen Städten und nach dem Iülichcr Lande. Insbesondere
werde» uou Vculo bedeutendeMengen Getreide, Eulomalwnarcn, Baumaterialien uud Guano bezog"!
und sendet dic Gegend von Dültcn ihrc Flnchsbanproduttc in die Spinnereien dcs Iülichcr Landes,
namentlich nach Dürcn, während der Bahnhof zn Wickrnth dic Kohlen für dic anlicgcndcn und dic
bcnachbartcn Bczirtc liefert. Namcutlich ist der Vcrtchr übcr Odeutirchcu nach »ud aus dein südlich
gelegenen kreise Grcvcnbroich ein außerordentlich lebhafter.
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Unter den dargestellten Verhältnissen beehrt sich dcr Ansfchnß, daraus au^utraaen: die
hohe Versammlmiss möge sich dahin anssprcchcn, daß dic ^trasic von Odcntirchcn nach Dulten in
der bezeichneten Richtung in dic Reihe dcr Bezirisstraßcn anfssenonnnen werde, wenn ne vollständig
als Bczirtsstraßc ausgebaut scin wird,

-!. Dic Straße von Wnchteudout nach der Straelcu-Niruterter Bezirtsstraßc.

Dic Straße von Wachtcndcmt nach dcr Ttracleu-?licutcrtcr Be;irtsstraßc, wclchc in crsicrm
Onc dic cbenfall^ zur Uebernahme als Beziitsstraßc in Aussicht genommcuc^cmveu-Benloer Straße
trisfi, ist «46 Rntbcn lang und bildet in Bereinigung mit dcn sie fortsetzenden ötrnßeuyigeii nicht
allein eine liesse» die bisherige bedeutend abgetnrzte Verbindung der Bewohner von Wachtendont,
Wantum n, s, w. mit dcn Gcmciudcn Straclrn und )iientert, so wie mit Geldern, !^leve, sondern
anch die türzcste Berbindnng zwischen Arccn an dcr Maas und Kempen, Lrcfcld n, s. w.', Verbin¬
dungen, deren Bedeutung durch Eröffnuug dcr (5lcvc-(irefelder Eisenbahn noch erholst werden wird.
Unter diesen Vcrhältnisscn erlaubt sich dcr Ausschuß der hohen Persammluuss die Aufnahme dcr
Straße von Wachtcndont bis zur Einmündung in die Straclcn-Nicutcrtcr Bczirtsstraße in dic Reihe
der Vczirtsstraßcn zu cmvfehlcu, wenn sie vollständig ausgebaut scin wird, zu welchem Ausbau dcr
Gcincindcrath von Wachtendont sich durch Beschluß vom 21, Oktober I«6^ verdfliättet hat,

Regierungsbezirk Trier.

Dieser Ncgicrnngsbezirt hat 26 Bezirtsstrcißen, nämlich:
Nilthc»,

!, Dic Cöln-Tricrer ... . 4621
2. ,, Coblenz ^iittichcr..... . 2145
3. ,, Cöln-Vuxenbnrger .... . 10035
4. ,, Vianden-Wittlicher .... . 12326
5. „ Prünt'Birlenfcldcr .... . 18624
6. „ Tricr-Birkenfelder .... . 9384
7. „ Taarlonis-Birtcufeldcr . 9162
8. „ Trier-Saarloniser .... . 10068
9. „ Stadttyll-Berutastelcr .... . 7905

10. „ Saarlouis-Vcrutasteler . 10888
11. „ Mer.zig-Birtcufeldcr .... . 10001
12. St. Weudcl-Vautercckcner . 11782
13. Saarluuis-^aiserslautcrncr . 5076
14. Birkeitfcld Cilsclcr .... . 4977
15. Homvurg-Mcisenhcimer . 2176
1«. Trier-Bonner..... . 14786
17. Saarlonis-^tiedaltdorfcr 46«<'<
18. Vougtamp-Trarbachcr .... . 1635
19. Miilheim-Mou.zclfelder . 3641
20. Wittlich-Alfer..... . 5244

21. Saarlouis-St. Avoldcr . 2946

22. St. Weudel°Baumholdcr-)tahbollcnbacher . 2529

23. Saarlouis-Völtliuger .... . 3221

24. Bitburg-Wapucilcr-Oudler . . 11901

25. Äitburg-Rothhauser .... . 5141

26. St. Vith-Riederüttfelder . 3876 >/2

Summa . . 188776^
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Die Einnahmen betrüge»! Hl, 5gr H, A 5,,r, M
1. Bestand aus dem Vorjahre ..... 23720. 1. 3. 2«64«. 5. ?.
2. Steuer-Beischläge ....... «5118. 29. 11. ««094. 28. 2.
3. Chausseegeld,Grasuutzuug, Ersatz Strafgelder :c. 1151«.

100355.

1«.

17.

2. 13144. 2«. 7.

Smnma , 4. 10588«. —. 4.

Die Ausgaben betrüge» :
1. Erhcbuugstosteu ....... «34. 19. «. 907. l«. 5.
2. Materielle Verwaltuugskosteu ..... 44«. 14. «. 597. 24. 8.
3. Antheile der Staatskasse an Chausseegcldcrn . 126. !. —. «5«. —. 11.
4. Aufsichtstosteu........ 5414. —. —. «472. 15. —.
5. 5ileidcrgclder ........ 55«. 10. -. 361. 15. —.
6. Unterstützungen ....... 572. 15. 5. 628. 17. 8.
?. Schuldentilgung ....... 577". —. —. 5575. —. —.

8. Zur Uuterhaltuug und zum Ausbau der Bczirtsstraßcu «0179. 11. 4. 59053. 21. 8.

Summa . 73709. 11. 9. 74252. 21. 4.

Bleibt Bestand , 2««4«. 5. 7. 31633. —, 9.

Die Schulden betragen am Schlüsse des Jahres 18«2 «och 16000 Thaler, welche >86?
planmäßig gedecktwerden.

'.liach der uorgelcgte» 'Uachweisimg betrage» die mulhmaßlichc» Einuahmen pro 1863 und
1864 i» jedem 7<al,rc:
1. Stcuerbeischlcigc ............' 64464 Thlr.
2. Chausseegeld ............. 15694 „
3. Von Ertraposteu............ 66 „
4. „ Grasnutzuing :c. . . . ...... 427 „
5. Aus dem Verkaufe von Bäumen und durch Schadeucrsatzgelder . . . 270 >,
6. An Polizei-Coutrauentionen und Ordnungsstrafen...... 79 „
7. Beitrag der Gemeinde Nittcrsdorf zu einer Brücken-Reparatur . . . 100 „

Summa der Einnahme für jedes Jahr . . 81000 Thlr.

Dazu ümmt noch pro 1863 ein Beitrag des Kreises Prüm für ^nstandstellnng der im
laufenden Jahre übernommenen Bitlmrg-Niedevüttfelder Straße im Betrage von 1407 Thalern.

Die muthmasilichen Ausgaben betragen

Tl,l!'. Hgr. Pfss, T!,lr. Sqv. Pfss.
!. (5l,hebungskosten..... 1"^
2. Äcaterielle Verwaltungskosten 6«!
3. Antheile der Staatskasse an

dem Chansseegeld .... 255 255 —
4. Besoldung der Aufseher und

'Wärter ^....... 8922 - — 8922 —
5. Kindergelder für Wegewärter 86 1 3 86 >
«!. Unterstichnugen ..... «92 '5 692 15
'/ Pensionen ...... 60 - «0 —

8M! 18<!4
x,r. Pfg- Thlr. Sgv

!, - 13?» —
'c!,^ — 661 26
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8. Schuldentilgung und Zinsen, 5185 - — 4990 - -
9, Unterhaltung der Straßen , 6000U U00W — -

IN. Neubauten und Correktiouen 5266^ ___ » 4054 ^9
Summa der Aufgaben gleich

der Einnahmen . , . . 82507 "N0»>

Was die Verwendung der zn Neubauten und Korrektionenübrig bleibendeuAnträge be
trifft, so ist unter den verschiedenen, nothwendigenEorrcktionen gegenwärtig noch kerne Auswahl
getroffenuud soll im Einuerständuisi mit dem ständischen Comniissar die Bestimmung ,»> ^utereye
des Nezirksstraßen-Fondszunächst davon abhängig bleiben, welche Gemeinden sich vorzugswelsede,
einer oder der andern Verbesserungentwederdurch Natuml-Lcistungen, oder Ware Zuschuye zu be-
theililwn geneigt sein werden.

Der Ausschußhat nichts zu erinnern gefunden uud trägt auf Oenehmiguugder vorgelegten
Nnchweisungenan.

lln, die Honckurg-ÄteisenheuuerBezirlsstraße unter Barriere zu stelle,, ist diese Absicht bei
den Bayerische» Behörden zu Cnsel resp, zu Speyer, deren Gebiet von dieser Straße nut zwel Inter¬
vallen beriihrt wird, zur Sprache gebracht,von dieser Grenzbehördeaber erwiedert worden day aus
Bayerischem Gebiete prinzipiell kein ^hansseegelderhobeil weide, und wenn demnach
auf der genannten Straße diese Maßregel zur Ausführung komme, mich auf Bayerische,» Mtnete 5le
Eh..nsse,'geld-Eutrichtungvon PreußischemFuhrwerke .'e. gefordert werden würde, wogegen Bayerische
Eingesessene frei bleiben würde». Bon der BayerischenBeHürde ist deshalb vorgeschlagen znr Ber-
Meidung solcher Neziprözität ans der PreußischenStrecke der Straße, die zusammeneine Lange von
nahe einer Meile umfaßt, von der Erhebung des Chansseegeldes ganz abzusehen.

Auch die Hessen-Homburqische Behörde zu Meisenhcim, wo Ehausseegeld erhoben wird, hat
sich geneigt gezeigt, auf der im Hessen-Homburgischen belegenenFortsetzungder Straße davon abzu¬
stehen, wenn zwischen Preußen uud Bayern eine Uebereiukunftzu Stande komme.

Bon dem Herrn Ober-Präsidenten nnd der Königlichen Regierung zn Trier wird die Zn
stimmnngder hohen Versammlung beantragt, wonach dann offizielle llnteryandluugeu mit den oe-
treffenden Grenz-Negieruugeuangeknüpstwerden sollen.

Unter den angegebenenVerhältnissen beehrt sich der Ausschuß, der hohen Bersamnüung
vorzuschlagen, die Znstimmung zu ertheilen, daß von der Erhebung des MMlsseegelde^ au, °^y' "'
burg.Moisouheimer Straße Nbstauo genommenwerde, im Falle mit Bayern und He„en-,yoiming
eine Uebereiukunftgetroffenwerden tonne

Nachträglichzum RegierungsbezirkKoblenz hat der Ausfchuß noch '»"^iwu daß bei
der dangen König!, N g.eruuq welche bisher die Bestäube ves
«ischm Prouiuzial-Hü,f lasse untergebracht hat, Zweifel über d e Z"l"^"t^w beleg W ^
standen stnd, da das euannle Institnt eine bestimmte formelle ^ant,e n,ch ge ma und^m
im Beseitigung dieser Zweifel die Zustimmung des Landtags zn d«"?'sher>g n V fa n d r
Forschung desselben beantrag Der Ansschnß ist der Meinung, bau ^ ^"M^ l.^ch ^ md
ihre v.rräthrgen Gelder bei derProvinzial-Hülfskassennterzu nugeu, '" "" ^ ^
Statutbefu tist, dieselbenanzuuehmeuund erlanbtscb. an d.e hoheBersa,nn > g d n M^g .,,^ «^
Sie mdg erMren, daß sie damit einverstandensei, daß «7, ^ «omgl. hen Neg^ uug ,u C^^
d« disponible., Gelder des Äezirtsstraßenfouds bei der Nhennscheu Proviuz.al-Yulsswsse depount
werden.
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Der ständische Commifsar für den RegierungsbezirkCoblenz Freiherr v. Salis-Soglio
ist gestorben und wird eine Neuwahl vorzunehmensein, wozu der bisherige Stellvertreter Herr
Gemünd vorgeschlagen wird, nnd an dessen Stelle als Stellvertreter Herr Wachter zn Boppard.

Düsseldorf, am 25>. November 1^6^.

Der nennte Ausschuß des Rheinische,,Provinzial-Vandtaas:

Graf Nesfclrodc, Vorsitzender. Schult, Referent. Frengc r. Zore s.
N ußba n m. M ü n st e r. I )r. W urze r. Dr. E. L c x i s. v. B a n r.
V i n d c n. Gemünd, Guittieuue.

Referat des neunten Ausschusses
über die Erklärungen der Königlichen Regierungen und der proumziutstäudischcnCommisscmcn

für Bczirksstraßcu hiusichtlichder hei deuselbeu einznführeuden Ersparnisse.

Referent: AbgeordneterM n u st c r.

Der 15. Provinzial-Landtng beschloß, ans Grund eines Antrages an den Hrn. Landtags«
Kommissar, Ober-Präsidenten dcr 3chciuprovin;die Bitte zu richten: unter seinem Borsitz die sämmt¬
lichen acht ständischenEommissarien für Bczirtsstraßcn zu versammeln nnd geeignete Mittel zu
berathen, die Beaufsichtigungund Unterhaltung der Bczirtsstraßcn auf eine billigere Weise möglich
zu machen uud einen dahin zielenden Entwurf aufzustellen.

Von Seiten des Ober-Präsidii winden unterm 5. Scptur. pr. sännntlichcRegierungen
der Provinz veranlaßt, diese Frage mit den ständischen Ecnnmissaricnvorerst zn verhandeln nnd
die darüber gepflogenenVerhandlungen einzureichen, nm darauf gegründet in der Sache vorgehen
zu tonnen.

Diese Verhandlungen und Erklärungen, welche der Herr Ober - Präsident dem hohen
Landtag znr ^cnutuißnahme nnd Beschlußfassung über die gemachten Vorschläge hat zugehen
lassen, sind kurz folgende:

1. Bei der KöniglichenRegierung zu Trier trat der Präsident mit den Dcpartcmcnts-
räthcn am 4. November zu einer Berathung zusammen und dieselben legten in einem prn me>
maria die Gründe nieder, warum keine Ersparnisse möglich, es sei denn, daß von Eorrccturcu der
alten Bezirtsstraßcn abgesehen nnd teiuc neue mehr aufgenommenwiirdcu.

Der ständische Eommisfnr, dem diese Verhandlungen mitgetheilt worden, hatte tcine Ein-
wcnduugcn, ein Monitnm, was cr bei der Verwaltung machte, ist laut Anschreibe» der Rcgiernug
an's Ober-Präsidium erledigt.

2. Bei der Regierung zn Eoblcnz versammelte der Präsident die Dcuartcmentsräthc
uud stäudischcnBczirlsstraßcu-Eommissaricuzu einer Eouferenz am W. November pr. zu dicfcm Zweck.

Nach den daselbst gepflogenen Verhandlungen geschahallerdings des kostspieligen Auf-
sichts-Pcrsonals Erwähnung, war aber keine Abhülfe cinzufchcn. Eine Abhülfe und Erleichterung
erblickten die ständischen Eommissaricndarin, wenn einige Bezirlsstmßen als Staatsstraßen über¬
nommen würden, z. V. die 10'/- Meilen lange Mosclstraßc und die 7V. Meilen lange Eoblcnz-
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Lüttichcr Bezirtsscraße, deren Verlängerung im Negiernng.bezirt Trier und Aachen Staatsstraße ist.
Hierüber findet sich in dem Haupt-Ncferat über die westrheinischen Bczirtestraßen cin besonderer
Antrag. Alle anderen Vorschläge erwiesen sich als nicht zweckentsprechendund wnrdcn fallengelassen.

^, Dic Ncgicrnng zn Aachen hat nicht wic fast alle andern Regierungen den ständischen
Eommissar ;n einer Eonfcrcnz cingcladcn, fondcrn dcmselben einfach den Etat pro M!2 ins 1»^
zugesandt mit der Aufforderung, Vorfchläge zur billigerm Verwaltung und Uutcrhaltuug zu macheu.

Der dortige ständische Kommissar Fhr. v. Vcytan, war nicht in der Vage, ans Grund
dieser suuimnnsch aufgestellten Vorlage Vorschläge zu machen, mußte sich deshalb auf allgemeine
Aufstellungen beschränk», erbat sich «der, wenn spezielles Eingehen gewünscht würde, eine Vorlage
detaillirter Verwenduugs-Pläue.

Die Königliche Regierung sagt nun in ihrem Schreiben an'? Obcr-Präsidinin vom !l.
April 1^l(>2, sie habe es nicht für angemessen gehalten, außerdem summarisch gehaltenen Etat
noch weitere Materialien, namentlich etwa die Verwcndnng^PIeuie und Kosten-Anschläge mitzuthei¬
len und zwar cincrseito, weil dadurch dem proviiizialständischeu Eonmiissar gewissermaßen eine
Controlle über die Spezial-Verwaltmig eingeräumt werden würde, die ihr güuzlich außerhalb seiner
Stellung der Regierung gegenüber ;» liegen scheine und andererseits, weil die Frage, ob die Ver¬
keilung der im Etat nnsgcworfeneu Gefaiiimtsiimine in angemessener Weise stattgefunden und ob
die Kosten-Anschläge nchtig aufgestellt sind, wesentlich technischer Nnt»r sei und der Kommissar
sich also nicht in der Vage befinde, ein competeutc? Urtheil hierüber abzugeben Die Aufstellungen
de? Eommisfaro werden dann als irrig bezeichnet.

Bei allen Regierunge» ist den Eommissarien anf's bereitwilligste entgegen gelouiuieu
worden, leine sah im Erscheinen derselben eine anmaßende Controlle, bei allen waren sämmtliche
Mitglieder der Conference» bestrebt, jeder nach seinen Kräften dahin ;» wüte», das vorgesteckte
Ziel zu erreichen, und wäre es schr zn wünschen, daß die königliche Negierung in Aachen dem
Prouinzialständischen Commiffar das nöthige Material vorgelegt hätte, um denselben in Stand zn
setzen, die in der Zuschrift vom 2". Februar d. I. gewünfchteu Vorschläge, ob und welche Erspar¬
nisse bei den einzelnen An.gabetiteln zn machen seien, mit voller Enchlenntniß abgeben zn tonnen,
und nachdem dies nicht geschehe», stellt öcr Ansschnß den Antrag dahin:

Die «öniglichc Regierung zn Aachen möge durch den Herr» Ober-Präsidenten au¬
gewiese» werde», seiner Verfügung von, N1. August 15W nuumchr »achzütommeu
und dem Eommissar jeoes Material zur Kcuntnißnahme mitzntheileu, welche? erfor-
deUich ist, denselbe» i» die Vage zu setze», auf Grund des ständische» Beschlusse?
des is>. Provinzinl-Landtages dic bezüglichcu Porschläge zu machen.

Die Aufstellungen des ständischen Eommissar? finden sich indeß theilweisc und meist in
denen des ständischen Eommissars für den Rcgierungsbczirl «öln, Grafen Nesselrode, worauf
zurückgctommcn wird.

"l. Der Präsident der Regierung zn Düsseldorf hatte die ständischen Eommissarien mit
den Departementsräthcn zu einer Eonfcrcnz nm 2:!. Novcmbcr pr. versa»,melt. Hier wurde die
Meinung aufgestellt, daß das Abhacken der Bangnctts uunöthige Kosten vernrfache, ""o aber
durch die Mittheilung des Banraths .«rüger, daß diese Arbeit nur durch die ständigen Arbeiter
geschehe,widerlegt wnrde. Eine andere Ersparnis; war nicht a»?fi»dig zn machen

5. In der Eoufereuz, zu welcher der Präsideut der Regier»»g zu Kol» den Depmte-
"'eutsrath und dic ständischen Eommissarien berufen hatte, wurde die Frage, dnrch den ftandrscheu
Eommissar, Grafen von Ncssclrode angeregt, eingehender verhandelt. „ ,, , ... ..,.„.,..

Es wnrden vergleichende Nachweisnngen vorgelegt, ans welch en anfs emdent^e her m-
ging, daß die Verwnltnng nnd Unterhaltnug der Straßen durch die Gemeinden billiger ,n erzielen
l"cn und erzielt werden, als durch die Verwaltung der Regierung. ,„.„,«,,„,,.,

Die Baubeamten habe» zu große Strecken, um solche öfter, revidnen und eoutrollne»
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;u tonnen, die Chanssccanfsehcr sind ein nothwendiges, viel kostendes Uebel, die nur Aufsicht füh.
reu und nebenbei ständige Arbeiter haben müssen, die Verdinge müssen bei der jetzigen Einrichtung
in zu großen Looscn vergeben werden, das Interesse ist bei all den Lcnten nicht so, als wenn
einer Gemeinde die Unterhaltung und Aufsicht obliegt und das meiste Interesse müssen gerade
die Gemciudcu haben, deucu die Vezirtsstraßc nicht allein auch als Eomnnuial-, sondern selbst
lhcilweise als Feldweg dient; darauf bnsirt, müssen die Ocmciude-Vorstcher der au der Bezirks-
straßc liegenden Gemeinden zunächst für ihre Gemeinde das größte Intercffc an guter Unterhal¬
tung uud richtiger Aufsicht über alles zur Straßc Gehörige haben, demnächst die Bürgermeister
und dann der Laudrath des Kreises.

Hierauf gegründet glaubt der Ausschuß mitIugruudlcgnug aller in den verschiedenenVer-
haudlungcu niedergelegten Momcute, namentlich aber durch die Vorschläge des Hrn. Fhru. v. Lcylam
und die des Grafen Nessclrodc, welchen die Uönigl, Negierung zu Wln ans die bereitwilligste nicht
genug auznerteunende Weise' entgegengekommen, dieselben zu deu ihrigen gemacht uud mit mehr-,
fache» Nachweisungen als Belägen versehen hat, die nnten weiter folgenden Vorschläge machen
zu müsse».

Ei» Beschränken der Bczirksstraßen auf die jetzige Zahl uud Zurückwcifeu aller andern
den Anforderungen au Bezirtsstraßen gemäß ausgebauten Eommnnalchaussccn würde eine nngc-
mein große Begünstigung für Gemeinden fei», die früher in der Lage waren, die Straßen herzu¬
stellen nud die ihnen deshalb abgcnommeu wurden und eine durch nichts gerechtfertigte Härte gegen
die Gemeinden fein, welche fo lange Jahre die Beiträge zu den Bezirtsstraßen getragen, ohne sie
bis dahin zu besitzen.

Nenn Gerechtigkeit herrschen soll, so muß jeder Gemeinde, welche Straßen ausbaut, die
nach deu gesetzlichenBestimmungen sich zn Bezirtsstraßen eignen, auch nach Volleuduug derselbe«
die Straße abgenommen und auf den Bczirlsstraßeufonds übernommen werden.

Die Vorschläge zur billigeren Unlerhallung »ud Verwaltung wären nun folgende:
H,. im Allgemeine».

1. Die Verwaltimg und Oberaufsicht über die Bczirtsstraße» bleibe» bei de» ttönigl.
Regierungen.

2. Als deren Organe wirlen
Ä. der Landrath des Greises als Aczirtsstraßen-Dircctor.
!.. der .A-eisbaumeister als technischer Bcirath des Direclors nnd technischeAuf¬

sichtsbehörde.
.'!. Die spezielle Aufsicht führen in der Regel die Bürgermeister uud unter ihnen die

Ortsvorstcher in' ihren Bezirken; jedoch steht es dcm Lnudrath zu, uach sei»c», Ermcsscu geeignetere
Eintheilimg der Strecken zu machen.

4. Die Arbeite» werde» durch ständische Tagelöhner ansgcfnhrt, denen bei besonderen
Arbeiten Hülfsnrbeitcr zugegeben werden,

L. im Speziellen.
1. Der Landrath hat als Director sämmtliche in seinem «reis bclcgenc Bezirtsstraßen

unter seiner Verwaltung uud Aufsicht, bei ihm laufen alle Berichte, Rapporte, Rechnungen zusam¬
men, welche letztere, nachdem sie mit den, etwa erforderlichen Atteste des zercisbaumcisters versehen
sind, von ihm znr Zahlung nn die Stcuertassc für Rechnung der Ncgicruugs-Hauptlnssc angewie¬
sen werden. Von ihm werde» die erforderliche» Vcrfttgmige» erlasse», nachdem er i« tcchmschcu
Sache» seine» Bcirath gehört. Er läßt die Verdinge von Materialien, Fuhren ?e abhalte».

2. Der Krcisbaumeistcr macht die Berichte »ach Amvcisuug der Regierung über den
Instand der Straßen, entwirft die Vorschläge nnd Kostenanschläge für Instandhaltung und zwar
vertheilt, nach den durch specielle Eiuthciluug gebildeten Abtheilungen, reicht solche durch deu Laud-
rath der Regierung ein, cntwirst die Licfcrnngs-Vertrüge, instrnirt die Gemeindevorsteher über
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Abnahme von Material nnd Anstellung der Arbciier und Einrichtung der Arbeit selbst, rcvidirt
und bescheinigt die Qualität der Materialien, inspicnt nicht allein die Arbeiten während ihrer
Ausführuug, sondern auch nach Bedürfniß den Zustand der Straße uud berichtet au den Land¬
rath. Eine dircctc technische Einwirkung durch Auorduuugeu, denen die Gemeinde-Vorsteher Folge
zu leisten haben, ist ihnen selbstredend unbenommen.

:;. Die Bürgermeister haben den Verding der Materialien und Fuhren zu leiten, oder
durch geeignete Ortsvorstchcr vornehmen zu lassen, sie haben die Oberaufsicht über die in ihrem
Vezirl thätigen Geiuciudcvorstehcr uud wcuu sie zugleich Gemciudcvorstchcr sind, in Orten, die
nn der Straße liegen, werden sie sich eine dircctc Mitwirkung nicht gerne nehmen lassen.

4, Die Gemeinde-Vorsteher haben die dircctc Aufsicht über die Straßen. Ihnen muß
es am Herzen liegen, daß in ihrem Bczirl die Straße stets im Standc ist, die Banmpflanzungcn
stcts in Ordnung gchaltcn wcrdcn, daß die ständigen Nrbcitcr nußcr dcn täglich nothwcndigcu klei¬
nen Arbeiten für Unterhaltung der Fahrbahn auch stets die Vangnctts und Gräbcn in Ordnung
halten, das Neservc-Matcrinl zusammen bleibt; daß tcinc Eontrcwentioncn und Frevel begangen wcrdcn,
sn haben bci größeren Arbcitcn die nöthigen Hülfsarbciter anznnchmci!, das Material nach Maß
abzunehmen, die Fuhren, wenn solche im Tagclohu geschehenmüssen, zu controlircn, dic Abnahmc.
Atteste aufzustellen, dic Lohnlisten auszufüllen und durch dic Bürgermeister dem Laudrathe zuzustellen.

Daß vorstehende Vorschläge nur Anhaltspnnttc sein sollen, nach dcncn cinc förmliche
Dienst-Instruttion dnrch Pcrwaltuugsbcamtc und Techniker gemeinschaftlich zu entwerfen, braucht
Wohl nicht uähcr auseinander gefetzt zu werden.

Durch diese Vorschläge werden dic kostspielige» Ehaussecauffehcr, fow.c dcrcn Penftom-
r«ngcn und Uutcrstützuugcu wegfalle» (dic jetzt vorhandcncn Anffeher müßten allerdings auf den
Ausstcrbc-Etat). Das Iutcrcffe der Gcmciudcn wird für dic Straßcn mehr geweckt nnd dre Ver¬
waltung jedenfalls bedeutend wohlfeiler wcrdcn. Dcr ncuntc Ansfchnß bcantragt deshalb:

Dem hohen Landtage möge es gefallen, dicfc Vorschlüge zn den scimgeu zu machen
nnd den Herrn Ober-Präsidenten zn bitten, dieselben näher prüfen und emc darauf
gegründete Instrnction ausarbeiten und im Verwaltungswege in einigen Regie-
ruugsbczirtcu und Kreisen dcn Vcrsuch anstcllcn zu lasscn, ob auf dicsc Wcisc nicht
dic erhofften Ersparnisse zn erzielen seien.

Düsseldorf, dcn N, Novcmbcr l«<^.

Dcr neunte Ausschuß:

Graf uon Ncssclrodc, Vorsitzender. Mü n ster, Referent. Zoree. Schn lt.
Nußbanm. Frhr. u. Louisenthal. Frhr. von Furstenbcrg.
Linden. Frhr. v. Nynfch.

Antrag des neunten Ausschusses
wegen Legung dcr Rechnungen über dic Bczirksstmßen.

Referent: Münster.

^.«» ^7:« :n^:?— :^«.^
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wenn solche aus dcponirtcn Betrügen, aus Staatsschuldschciueu und Baar bestehe,,, auch in den ein-
zelmn Positionen getrennt, wenn auch vor der Linie angegeben werde», um stets eine Ueber¬
sicht zu erhalten, wie die Bestände angelegt sind, und ebenso sind bei den Ausgaben die Positionen
für llngctauftc Staatsschuldschcinc und Unterhaltung der Chausseen nicht zusammen zu werfen;
und ist bei Bestanden immer in einer Notiz anzugeben, worin dieselben bestehen, ob in Etaats-
schuldscheincn, in Depositen bei der Provinzial-Hülfstaffc, oder in Baar.

Der neunte Ausschuß halt cS für Pflicht, dcu hohen Provinzial-Landtag zu bitten, den
Beschluß zu fassen, beim Herrn LandtagS-Commifsar den Antrag zu stellen, daß derselbe die
Königlichen Regierungen beauftrage, bei RcchnungSlnge nach obigem Modus zu verfahre».

Düsseldorf, dcu 2. December 1862.

Der neunte Ausschuß:

Graf v. Nessel rode, Vorsitzender. Frhr. v. Leylam. Ouittieune. Gcmünd.
Lcveu. vom Baur. Nußbanm,

Antrag des neunten Ausschusses
wegen Aufnahme solcher Straßen auf dm Bezirksstraßenfonds, welchen die Allerhöchste
Genehmigung zur Aufnahme ertheilt; die jedoch wegen mangelnder Fonds noch nicht ab-
genommen worden, resp. Antrag um Erhohnng der Zuschläge für den Bezirksstraßenbaufonds.

Referent: Zur es.

Bei Berathung der Bezirtsstraßcu-Angelegenheitcn Seitens des neunten Ausschusseswurden
von dcu bctrcffcndcn Mitglieder» mehrere Straße» erwäh»t, welche Wege» Mangel an Fonds
trotz der Allcrhochstcrfolgtcu Genehmigung zn Ne',irtsstraßen und trotz des erfolgten normalmäßigen
Ausbaues von der Regierung den Gemeinden noch immer nicht abgenommen seien und wurden
namentlich im RcgicrnngSbczirtc Aachen die Dürcn-Lcchenicher und die Dürcn-Erpcr Straße genannt.

Ebenso wären Gesuche um Aufnahme vou Straßen auf den Bezirtsstraßenfonds einge¬
laufen, welche vou der Regierung z» Aachen, obgleich solche »ormalmäßig ausgebaut sind, nicht
vorgeschlagen würden, weil die Fonds für Unterhaltung fehlten.

Der nennte Ausschuß erblickt in dieser Vcrfahrungswcise eine dnrch nichts zu recht¬
fertigende Härte, wie solches in dem Referate über die Vorschläge für billigere Unterhaltung und
Beaufsichtigung der Bczirtsstrnßen ebenfalls hervorgehoben ist, nnd ist der Ansicht, daß alle
Straßen, welche von Gemeinden den Bestimmungen des Bczirtsstraßcn-Regnlatius vom 17. Sep¬
tember M">!i gemäß ausgebaut wurde», auch zur Aufnahme als Bczirtsstraßc» gebracht werden
mühen, indem sonst eine Bevorzugung oder Beciuträchtiguug einzelner Gemeinden stattfinde.

Alle Gemeinde» tragen pro rat-l ihrer Stencrtraft znin Bezirksstraßenfunds bei; alle
Gemeinden müssen die Straßen nurinalmäßig herstellen; und einzelne Gemeinden, die entweder
Straßen in sehr schwierigem Terrain zu erbauen haben, uder deren Steuertraft uicht ausreicht,
oder wo der Staat ein besonderes Interesse an dem Entstehen neuer Straßeu hat, erhalten Bnu<
Prämien; aber gerade solchen unterstützten oder ärmeren Gemeinden bleibt die Unterhaltung, nachdem
sie mit der äußersten Kraftanstrcngung ihre Wege fertig gestellt uud sich iu Schulden gesetzt
haben, eine sie noch mehr drückende Last nnd ist nichts natürlicher, als daß diese Last gleichmäßig
vertheilt werden muß.
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Reiche» die vorhandenen Zuschläge nicht ane, so bleibt nichts übrig, als dieselben zu
erhöhen, wie es in vielen Regicruugsbczirtcu, namentlich den, rechtsrheinischen Theil von Eöln
geschehen ist und wo die Zuschläge 1s) "/„ betragen, was allerdings viel ist; aber wodurch auf
Kosten des Ganzen einzelne Gemeinden von dem gänzlichen Rnine gerettet werden.

Der neunte Ausschuß hält es daher für nothwendig, daß die Königl. Regierung zu
Nachen veranlaßt werde, dcu stüudischcu Eommiffarcu die Rechnungen des Vczirtsstraßenfonds
mit Belägen auszuhändigen, nm auf Ersvaruug.cn Hinwirten zu tonnen', cucntualitcr aber hält es der
Ausschuß für eine Nothwcudigteit. den Stcuerzuschlag von 8'/,., auf l0°/c> zu erhohen, nm es möglich
zu machen, den auf Aufnahme drängcudcu Gcmeiudcu, wovon augenblicklich wieder 3 Anträge aus
dem Oczirt Aachcu vorliegen, endlich gerecht werde» zu tonnen, Es würde sich durch letztere»
Vorschlag auch ciuc frühere Amortisation der Schulden herbeiführen lassen, als im Hnnptrcfcrate
über Bezirlsstraßcu vorgeschlagen ist und schlägt der nennte Ausschuß deßhalb vor, dem hohe»
Landtage möge es gefalle», die cu. Erhöhuug der Steuer-Zuschläge beim Vczirisstraßcufouds des
Rcgiernngsbczirls Aachen vou 8'/, auf 10 °/> höhere» Orts zu beantragen.

Düffcldorf, den 3. December 1862.

Der neunte Ansfchuß:

Graf v. Ncsfelrode, Vorsitzender. Zorrs, Referent. Schult. Guitticnnc. Frhr.
b. Louisenthal. Liudcn, Frhr. v. Nynfch. Rußbaum, vom Vaur. Münster.

Bericht des zehnten Ausschusses,
die Promnzilll-Hülfskasse betreffend.

.Referent: von der Heydt.

Der Bericht über die Verwaltung der rheinische» Provinzial-Hülfstafsc für die Jahre
1860 und 1861 bcfiudct sich in den Hände» säuuutlichcr Mitglieder der hohen Stündcvcrsamm^
lung. Dieselben werden mit Befriedigung daraus erfchcu habe», daß, Dant der thätige» »»d
sorgfältige» Verwaltung, der Gefchäftsumfang und der Reingewinn in diesen beiden Jahren wie¬
derum gestiegen siud. Aus dem durch die Freigebigkeit uud Hochherzigkeit des hochscligc» Königs
Ncgründctc» Iustitut sind innerhalb der Provinz Darlehen gemacht worden, die sich, am Schlüsse
des Jahres 1861 ausstehend, auf start 1'/^ Millioucn bclicfcn und der zur Verfügung der Pro-
binzialständc stehende Fonds, aus welchem zu provinzielle» Zwecken schon erhebliche Zuwendungen
sscmacht sind, figmirt in der Bilanz pro Sept. 1863 mit einem Guthabe» i» courshabcndcn
Papieren von 68M1 Thlr. 13 Sgr. 7 Pfg. (oder zm» jetzige» Eourswcrth pr. pr. 61,700 Thlr.)
worauf bereits 21,800 Thlr. angcwicfcu sind.

Der Referent darf wohl darauf aufmerksam mache«, daß die auf seinen Antrag von
der hohe» Versammlung beschlosseneBelegung der Bestände dieses Fonds, welche früher zinslos
von der Hülfstassc verwaltet wurden, pro 1860 und 1861 bereits 3175 Thlr. 1 Sgr. eingetragen hat.

Was die ins Künftige aus dicfcm Fonds zu leistende» Bewilligungen betrifft, fo hat nach
»cfülligcr Mittheilung des Herrn Landtags - Kommissars, Obcrprüsidcnten von Pommcr-Esche
C'Ncllcuz mit Rcscript 6. äl 16. Nov. d. I. Nr. 48 der Herr Minister des Innern verfügt,
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daß, da die Stande mit ihren Bewilligungen innerhalb der ihnen zustehenden Summe geblieben
seien, auch die Zwecke wofür sie Gelder bewilligt haben, zu keinen Bedenken Anlaß gaben, es der
Allerhöchsten Genehmigung für diese Bewilligungen nicht mehr bedürfe, vielmehr seine, des Mi-
niste«, Genehmigung dazu genüge. Diese Genehmigung ist gleichzeitig von dem Herrn Minister
ertheilt worden.

Sodann haben des Herrn Landtags-dommissarii Ercellcnz mit Rescript Nr. 47. cl. d.
16. Nov. d. I. die Rechnung der Rheinischen Proviuzialhülfötassc

1. pro 18W nebst 21 Bünden zugehöriger Belege, dem Abnahme-Protokoll vom 21. Oct. 1861
und einem zu letzterem gehörigen Oclcghcftc

2. pro 18l>1 ucbst 20 Bäudcu zugehöriger Belege, dem Abnahme-Protokolle vom 22. Aug. 1862
und einem zn letzterem gehörigen Belcghefte

zur Prüfung und event. Dechargiruug nach tz. 21 des unter dein 27. Sept. 1852 Allerhöchst be
stätigtcn Statuts eiugesandt. Diese Prüfung liegt statntgemäß dem aus der Mitte der Staude-
Versammlung gewählten Vcrwaltungsrathc ob, dessen Mitglieder zu diesem Zwecke dem Ausschusse
für die Provinzial-Hülfstasse zugetheilt werden. Der besagte Verwaltungsrnth hat in der vorge¬
legten Rechnung pro 1860 und 1861 nichts zu erinnern gefunden nnd die uach tz. 21 des genanuteu
Statuts erforderliche Decharge ertheilt.

Die Direction der Proviuzial-Hülfstasse hatte durch Vermittelung des Herrn Ober--
Präsidenten Excellenz den Autrag gestellt:

die Summe von 56!>4 Thlr. 11 Sgr., welche von dem zur Prcimiiruug der >3partassen-
Interesseuten für die Jahre 1858 nnd 1859 bcstimmtcu Theil des Reingewinnes nnver-
wendet geblieben ist, dem rheinischen Melioratiousfuuds zu überweifen.

Der Ansschnß beantrag! bei der hohen ^täudeversammlung die Resolution:
daß sie diese Uebcrweisnng au den Meliorationsfunds genehmigt.

Düsseldorf, den 27. November >862.

Der zehnte Ausschuß:

Frhr. v. ^ ey 1 a m, Vorsitzender, von der Heydt, Referent. Schul t. K i m u a ch.
Iosten. M. F. Graf Wolff-Metternich. Noeggerath. Dr, Wurzer.

Referat des zehnten Ausschusses
über den Bericht der Direction der Provinzial-Hnlfskllsse vom 26. November 1863.

Refcrcut: Or. Wurzer.

Bei Berathung der Anträge der Provinzial-Hülfskasse, welche dahin gerichtet sind, die
Die Erweiterungder ^,^ cv^^.z ^-^ gestellten Petit«, welche in dem in der gcgcuwärtigeu Diät publizirteu Landtags«

umMHülftkllsft Abschiede abschläglich bcschiedeu worden sind, jetzt zu erueueru, ist es zunächst fraglich geworden,
ob nach Maßgabe des 5. 50 des Gesetzes vom Jahre 1823 über die Piovinzial-ttandtage eine
Erneuerung jener Anträge schon iu der gegcuwärtigeu Diät angemessen sei. Bei der hohen Wich¬
tigkeit des Gegenstandes und iu Anbetracht, daß zur Zeit des Erlasses jenes Gesetzes d« Be-
diirfnisse der geregelten Verwaltung eines provinziellen Geld-Institutes uicht uorgeseheu werden
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tonnten, indem ein solches zur Zeit nicht bestand, hat der Ausschuß es als seine Pflicht erachtet,
in die materielle Prüfung jener Porschläge einzugehe», der hohen Versammlnug die weitere Ent
schließung anheimgebend.

Von der Direction der Rheinischen Prouiuzial-Hülfstasse waren zum Zwecke der Er¬
weiterung des Geschäftsbetriebes die folgenden Anträge gestellt und es sind diese uon dem Ans
schussc befürwortet worden.

1. Die im Allerhöchst vollzogenen VandtagS-Abschiede uom ll>. d. Ms. genehmigte Belegung
dev baarcn Geldbestände bei der Preußischen Baut taun dem Geschäftsbetriebe nicht genüge»,
indem die Baut Depositen der Prouiuzial-Hülfstasse nur bis zum Betrage vou :>!»<»!) Thlr.
annimmt und mit -> ,, verzinset. Ein solcher Betrag taun aber für die Hülfstasse von
tcinem Belang sein. Es erschien demnach der Antrag gerechtfertigt, daß es der Provinzial-
Hülfstaffe gestattet werde, ihre baaren nnd disponibel« Gcldbestände gleichwie die Provinzial-
Fcner-Societät, welches Institut ebenfalls ausschließlich der Provinz augehört nnd für seine
Gelder dieselbe sichere Niederlage fordern muß uud hierzu auch durch seine Statute» berechtigt ist,
bei der löl»ischc» Privatbaiit, sowie bei dem Schaaffhausen'schen Bautvereine nie. erlegen dürfe.

^. Bezüglich des ferneren Antrages über die Zulässigteit vou Darlehen an Private war der
Ausschuß o>B Ansicht, daß derselbe zn allgemein gestellt und uäher dahin zu präcifireu sei,
daß Darlehen an Private außer deu iu dcu 88- ^ und 9 gegebenen Fällen nur zur Ab¬
tragung vou Hypothetfchuldcu, znr Abfindung von Miterben und zur Ablösung vou 2erui°
tnten zn bewilligen feien.

Z. Der weitere Antrag der Direction, auch uon Privaten Gelder anzunehmen, blieb bei der Ab-
stimmuug zwar i» der Minorität, es wurde derselbe jedoch für wichtig genug gehalten, um ihn
der huhcu Bersammlnug zur Beschlußnahmc vorzulegen. Es war nämlich vou der Majorität
besonders hervorgehoben worden, wie durch die Annahme solcher Gelder das Bestehen der
Äasse leicht gefährdet werden töuue. Demi bei ungünstigen Gclduerhältnisse» würden Private
ohne Rücksicht ans die Folgen für die «asse ihre Depositen lündigen. Diese siud aber durch
die Prouinzial-Hülfstassc in längeren Amortifations-Fristen festgelegt, tonnen mithin nicht
in der tnrzen Zcit, wie solches verlangt werde» würde, zurückgezahlt werden uud es würdeu
so für die >tasse größere Vcrlegeuheiteu cintretcu. Ei» gleiches ist uon dcu Gemeinde» uud
Corporationen weuiger zu befürchten, iudcm die Aufsichtsbehörde» eine Eiuwirtuug auf die
Beschlüsse derselbe» behalte» uud die Vermittlung derselbe» z» erwarte» steht, wen» durch
solche Rückforderungen der Klasse Nachtheil entstehen tonne.

Bon der Minorität dagegen wurde angeführt, wie ans den vorliegende» Berichte» z»
ersehe« sei, daß die Wirksamkeit der Prouinzial-Hülfstassc bereits segensreiche Erfolge erreicht
habe uud daß die Provinz ihrem Wirten wiederholt Ancrtenuuug gezollt habe, daß dieser G»
schäftsbetrieb iu der angedeuteten Weise uur dann dem Zwecke entsprechend vermehrt nnd erweitert
werden tonne, wenn ihr größere Mittel zum Verfolge derselbe» zugeführt würden.

Die voil Gemeinden nnd Eorporationen zu erwartenden Einlagen sind durch die be¬
willigten Darlehen fast gänzlich in Anspruch geuommeu uud so sei eS ein driugcndcs Bedürfniß,
daß weitere Geldmittel dem Institute zugeführt würden.

Nachdem die Majorität im Ausschüsse die Auuahme uon Depositen vou Privaten über¬
haupt abgelehnt hatte, stellte die Minorität desselben den folgenden Antrag: „die Auuahme vou
Depositen vou Priuaten wird mit der Bedingung der einjährigen «nnd gnng uud iu eiucm bestimmten
höhern Orts festzustellenden Verhältnisse derselben zn dem Betriebsfonds der «asse resp, deren
Deckungsmittcl als zulässig erachtet."

Düsseldorf, deu ^. November Mi^. Der zehnte Ausschuß:
Frhr. u. V cyta m, Vorsitzender. l)r. Wurzer, Referent. 5l i m u a ch. Schul t.

M. F, Graf Wolff-Mctteruich. Fonck. uon der Hendt.
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Promemoria der 2)i
«ction der Proumzia!
HüWllsse. s. <l. 2ss.

November 1862.

Die unterzeichnetenDirectoren der Rheinischen Provinzial-Hülfskassesehen sick) bezüglich
der unter Nr. 23. des Allerhöchsten ^andtags-Aoschiedcsvom 15. d. M. enthaltenen, die Erweite¬
rung der Proviuzial-Hülfstasfe betreffenden Bescheide, zu den nachfolgenden Erklärungen veranlaßt;

Jene Anträge, deren der erwähnte Allerhöchste ^andtags-Abschicdgedenkt, sind in dem
Verwaltungs-Berichtepro 1856 und 1857 als Entwurf zu einer Ergänzung des Statuts unseres
Instituts aufgeführt worden.

Statt der sub IV. dort beantragten Ermächtigung, die Sicherstellungfür die an Private
gewährten Darlehen auch durch Verpfändung von inländischen Provinzial-, Kreis- uud Stadt-
Obligationen zu gestatte», ist durch den letzten Allerhöchsten Handtags-Abschiednur genehmigt
worden, daß jene Sicherstellnng durch Verpfändung von Obligationen der Rheinprouinz und der
Kreise und Städte dieser Provinz, jedoch nur in Höhe von 75 "/„ ihres Conrswerthes geleistet
werden tonne.

Obligationen der Rheinprovinz gibt es nun aber gar nicht, und von den sämmtlichen
Kreisen der Nhcinprovinz hat nur der Kreis Saarburg das Privilegium zur Verausgabung von
Schuldverschreibuugeuauf den Inhaber lautend für einen Betrag von 75,000 Thlr. erhalten, die
Stadtobligationen der Provinz endlich stehen dermalen sämmtlichüber pnri und es ist daher leicht,
auch über die Höhe von 75 "/„ ihres Conrswerthes hinaus bei allen GeldiBstitutengegen Vei>
Pfändung derselben Darlehen zn erhalten.

Die erste Bewilligung des Allerhöchsten ^andtags-Abschiedesist deshalb um so weniger
geeignet, den Geschäftsverkehrbei der RheinischenProvinzial-Hülfstasse zu erleichteru und zu
erweitern, als ohnehin die Geldbeständederselbendermalen kaum ausreichen, um die Nachfrage»
der Kreife, Gemeinden und Corporationcn um Bewilligung von Darlehen zu befriedigen, und
daher Darlehen an Private gar nicht in Aussicht genommenwerden können.

Anch die zweite der Hülfstasse gemachte Coucession ist in so fern hinter den »ni, V.
gestellten Anträgen zurückgeblieben, als sie

1. ebenfalls nicht alle inländische Provinzial- Kreis- nnd Stadtobligationen, sondern nur solche
der Rheiuprovinz als Gegenständedes Ankaufes und der Beleihung durch disponible Be¬
stände der Hülfstasse gelten läßt;

2. die beantragte Discontirung von gezogenen uud trockene» im Inlandc zahlbaren, uicht läuger
als 3 Monate laufende» Wechseln, für die wenigstens 2 solide Zeichner haften, von den
Mitteln zur Belegung der disponibel» Geldbeständeausschließt;

3. der Hülfstasse die so nothwendige Befugniß, die ihr zustehenden Forderungen auch au dritte
Personen unter Gewährung für deren Nichtigkeit zu übertragen uud Gelder gegeu Verpfän¬
dung der ihr gehörigen geldwerthcnPapiere aufzunehmen,versagt, und

4. dagegen wieder die Beleguug der disponibel« Gelder bei der PreußischenBank als erstes
Mittel znr Zinsvermehrung derselbenaufstellt.

Da nun aber die PreußischeBank höhere Beträge als 3000 Thlr. zur Verzinsung von
uns nicht annimmt, auch der Ankauf von auf den Inhaber lautende», p»pillarischeSicherheit
gewährendenPapieren bei den dermaligen hohen Coursen nicht vortheilhaft sein kann, so bleibt
nach wie vor die bisherige Verlegenheit wegen zinsbarer Unterbringung der flüssig zu erhaltenden
Geldmittel bestehen nnd der jährliche Neingewinn wird dadurch immerfort beeinträchtigt.

Die dritte Bewilligung des Allerhöchsten Landtags-Abschiedesenthalt nur die gesetzliche
Sanction einer mit ministerieller Genehmigung schon seit mehreren Jahren bestehendenEinrich¬
tung über die Vollziehungder von uns auszustellendenUrkunden.

Was endlich die in Aussichtgestellte Ermächtigung z»r Emission verzinslicher, unkünd¬
barer und zu amortifirender Schuldverschreibungenauf den Inhaber betrifft, so haben wir nicht
umhin getonnt, schon in unserem Verwaltrmgs-Berichte für die Jahre 1856 und 1857, welcher
diese Befugniß iu Anregung gebracht hat, die Gründe hervorzuheben,welche es fraglich erscheine»



- 125

ließen, ob dieselbe» von besonderem Interesse für den Geschäfts-Verlehr der Hülfstasse sein tonnen.
Der betreffende Antrag erfolgte lediglich auf Veranlassung des derzeitigen Herrn Ober-Präsidenten.
Er wurde an die Voraussetzung getuüpft, daß die Provinz die Garantie für die auszugebenden
Schuldverschreibungen übernehme und hierzu die landesherrliche Genehmigung ertheilt werde.

Der Allerhöchst vollzogene Landtags-Abschicd uom 15. d. M, versagt aber diese und die
Bcfugniß zur Emission von Papieren auf den Inhabcr wird nur in dem Umfange und in der
Hohe in Aussicht gestellt, als dic Hülfstassc selbst durch von den compctcutcu Behörden genehmigte
Schuldurlundcn der Kreise und soustigcu Korporationen gesichert ist und zwar zu dem Zinsfüße
nud zu den AmortisatiouS-Nntc». welche sie nach Inhalt dieser Schuldurtuudcu, zu emufaugcu hat.
Die ausstehende», Furdcruugcu der Hülfstasse dicucn aber schou jetzt zum größten Theile als
Deckuiigs-Mittcl für die Rückzahlung der Dcuosite» uud sie touucu uicht außcrdcin als Sicherheit
für auf dcu Inhaber auszustellende Obligationen gellen. Deshalb erscheint, abgesehen von den
Bedenken, welche wir von vorne herein gegen die Ocfugmß zur Emission solcher auf dcu Inhabcr
lautender untündbarcr Obligationen hatten, dieselbe uicht gerathen uud uicht augemesseu, weun
dafür leine Garantie seitens der Provinz geleistet wird.

Aus dem mchrbcregtcn Landtags-Abschicdc uom Il>. d. M. siud die Gründe nicht zu erst.
Heu. aus welchen auf die übrigen von dcu Proviuzial-Stäudc» in dcr Pctition vom 3:;. Dezember
18^8 gestellten Anträge einzugehen uicht für gut bcfuudcu wurde.

Soll aber dic Nhcinifchc Provinzial-Hülftkasfc fortdaucrud im Stande erhalten werden,
die Kreise, Gemeinden und Eorpoiationcn in ihren gemeinnützigen Unternehmungen dnrch Darlehen
zu unterstützen nud dic übrigen Zwcckc ihrcr Errichtnng zu erfüllen, so muß auf eiuc Vermehrung
ihrer Betriebsmittel uud dic Erleichterung in dcr Vcleguug dcrfclbcn Vcdacht gcnommcu werden.
Dic in unfercm VcrwaltungS-Bcrichtc voni 17. Octobci d, I. bczogcnc Aeußerung des Herr»
Ministers des Inucru übcr dic Znlässi.stcit der Verbindung dcr zn crrichtcndcn Hypotheken.TN-
gungs-Kassc mit der bestehenden Pruviuzial-HNlfs-Kassc deutet darauf hin, daß hohem Orts tue
Ansichten über dic dcu Hülfstasscu zu ucrlciheuden Befugnisse zur Annahme von Depositen von
Privntpcrsoncn uud zur Gewährung uou Darlchcu an dicsclbcn auch zu anderen Zwecken, als den
i» den M 8 und 9 dcr Statutcu erwähnten, sich gcändcrt haben. . . „

Im Intcrcssc dcr nus auvertrautcu Vcrwnltuug dcr Nhciuischcu Provinzial-PülsStassc
müssen wir daher dringend wünschen, ,

daß der Provinzial.«andtag dic Bitte nm Oewührnng dcr Bcfngniß zur >lnnal,mc
von Depositen von Privatpersonen und zur Bewilligung von Darlehen an dicsclvcn
auch zu audcrcu, als dcu iu dcu A 8 uud 9 dcr Statute» bezeichneten Zwecken,

""zur" Abtragung von Hypothek-Schulden, Abfindung von Mitcigenthttmern,
Ablösung von Scrvitutcn

erneuern möge. ^ ^., ,.„ „„^, z.,.«

Wir betrachte» übrige»« die durch Erlaß der Hcrreu Minister ^r Fumm " ^d ^
Innern vom 8. Iannar d. I. crthcilte Erlanbniß z.lr zinsbaren «"cg:mg «°n d» Pom cln BeM.
dc» bei der Kölnischen Privatbank, den Bestimmnngen des ««ndtags-Mschle s rwm 1> d M .

ungeachtet, für fortbestehend, indem sonst dic Verlegenheiten und Nachtheckc,welchen daenrch abge
holfen werden sollte, von Neuem eintreten würden.

Düsseldorf, den 36. November 1862. ^».^....
Dic ständischen Dnectoreu -

Frhr. v. Leytam. Stupp. Schult.
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Referat des zehnten Ausschusses,
betreffend die Elisabethenstiftnno, für Bliudm-Unterricht in Diiren,

Referent: ^rhr. von Lcvta»!. -

Dic im Jahre 1842 durch freiwillige Beiträge gegründete Blindcu-UutcrrichtS-Anstalt in
Dürcu besitzt cigcuc Gebäude und ein Kapitalvermögen, welches im Jahre l8.'L> dic Smume von
.'!<i000 Thlr». betrug. Dic laufenden UntcrhaltStosten der Anstalt sollte» ans den Zinsen dieser
Summe und den jährlichen freiwilligen Beiträge» der Gemeinden bcstritten werden. Letztere,
welche im Jahre 1845 und 184»; noch 2380 Thlr., im Jahre 1849 452 Thlr. benagen hatten,
waren im Jahre 185>!> bis auf 30 Thlr. heruntergegangen. In jenem Jahre erübrigte dem Ver-
waltimgSrathc der Anstalt demnach nur, das Substanz-Vermögen selbst anzugreifen, wozn dic
vorgesetzte Behörde, das Provi»zial-Schnl-Eollegium, die Ermächtigung ertheilte, und neue Wege
aufznsnchcu, auf welchen dic Deckung des jährlichen damals auf 720 Thlr. berechnete»Deficits
ermöglicht werden tönntc.

Da eine Haus-Eollcctc bei dem Simultancnm der Anstalt als »icht zweckmäßig bezeichnet
worden war, so wandte sich der VrrwaltnngSrath mit der Bitte an den Rheinischen Provinzial-
Laudtag, der Anstalt, wenn sie auch nicht als ein Provinzial-Institnt ancrtauut werde» sollte,
doch helfend bciznstchcn und dic zn ihrer Snbsistenz, Hebung nnd Erweiterung erforderlichen Mit¬
tel und Zuschüsse, gleich wie ähnlichen Instituten der Provinz, zn bewilligen.

Das Provi»zilll-Schnl-Eollcgium war der Ansicht, daß das zu erzielende Aufblühen der
Anstalt durch dic confefsioncllc Trennung derselben in zwei getrennte Anstaltc» bedingt sei. Eine
Ansicht, welche auch von dem Vcrwaltnngsrathc acceptirt wurde, indem dcrsclbe sich dahin aus¬
sprach, daß nach einer solchen Theilung der Anstalt in 2 nach den beiden christlichen Eoufcssionen
gcsoudcrtc, dic mildcu Gaben wieder reichlich zufließen würden, daß aber znr Ansführuug dieser
Maßregel cs ciucs bcdcutcuden Fonds, welcher zu 10000 Thlr. berechnet wnrdc, bedürfen würde.

In cincr besonder» Dc»tschrift war noch ausdrücklich auf die bedräugte Vermögenslage des
Instituts, dcsfcn Kapital-Vermögen von 3W00 bereits auf 33000 Thlr. gesunken, und auf den Umstand
hingcwicfcn worden, daß bei dem hierdurch von Jahr zu Jahr steigenden Deficitc der Anstalt nur
übrig blcibcu wcrdc, ciucu Theil dcr armeu, in der Anstalt bereits nufgeuommeueu Kinder ;n
cutlnsfcu, und cö wurde weiter entwickelt, wie eine solche Maßregel tcineswcgcs dem Zwecke der
Anstalt entspräche und wie mit Rücksicht auf dic große Zahl der zumeist dcu ärmsten Voltstlasscn
angehörenden nnd ohne allen Unterricht aufwachsenden blinden Kinder cs vielmehr Aufgabe '','i,
die Ausdehnung und Erweiterung dcr Anstalt zu crstrcbcu.

Dcr 12. Rheinische Prouinzial-Landtag, dem dic geeigneten Vorschläge durch den betref¬
fenden Ausschuß untcrbrcitct worden wareu, welche dahin gingen, dcr Blindcn-Anstall, selbst
für dcu Fall cr sic nicht zur Provinzial-Anstalt erheben wolle, doch jedenfalls die nöthigen Mittel
zu den bezeichnetenZwecken zu bewilligen, nnd dcr dic beantragte Trennung i» zwei »ach Ort und
Leitung gctrcnntc Institute, das cinc für die tatholischcu, das andcrc für dic evangelischen Kinder
befürwortet hatte, beschloß in dcr Sitzung vom 23. Octobcr 185<i, Verhandlungen über dic beab¬
sichtigte Trennung aufzuuchmcn, bewilligte hierzu cinc» Betrag von 10000 Thlr». und ernauutc
Eommissarc zur Ausführung, welche gleichzeitig über die Frage, ob und in welcher Weise
jene Anstalten zu Proviuzial-Anstnltcu zu crhcbcn fcien, Bericht crstattcn follte». Für dic nächsten
beiden Jahre bewilligte cr eine jährliche Unterstützung von 800 Thlrn.
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Du hier angeführten vorbereitenden Maßregeln wurden durch den unterm 28. November
1858 Allerhöchst vollzogenen Landtags-Abschied unter dem Vorbehalte der spätern Bestätigung jener
beabsichtigten Trennung genehmigt.

Unterm 24. September 1858 erfolgten in Düren Verhandlungen zwischen den ständischen
Eommissarien, dem Vcrwaltungsrathc der Anstalt und eiucm Dclcgirtc» des Provinzinl-Tchul-
Kollegiums uud man tam dahin überein, daß die Trennung ausgeführt werde» tüuuc, wenn von
den hohen Ständen die Snmme von 1M00 Thlru, bewilligt würde. Es wurde hierbei der Ge¬
sichtspunkt festgehalten, daß die zwei gctreuuteu confcfsionellen Anstalten als Provinzial'Anstalten
nnzuertrnucn seien.

Der Rheinische Provinzial-Landtag vom Jahre >,<>« licwilligte unterm 21. Dezember
und zwar wiederum die jährliche Unterstützung von 800 Thlrn.. verweigerte jedoch zn den früher
bewilligten 10000 Thlru. noch weitere <;000 Thlr. hinzuzufügen und empfahl die Verbiudung der
Anstalt mit einer Waisen-Anstalt. Sein ablehnender Beschluß wurde durch die Erwägimg begründet,
daß die Kosten der confcssioucllcu Trennung mit Rücksicht auf die geringe Zahl der in der Anstalt
aufgenommenen Kinder sich nicht rechtfertigen lassen. Gleichzeitig wurde die Ansicht geäußert, daß
bei der bestehenden Organisation der Anstalt die erforderliche Aufsicht uud einheitliche Leitung
^elllc und daß mit Rücksicht ans die der Anstalt gewährte bcdcutcudc Aushülfe aus ständische»
Fonds die Errichtung einer solchen als wesentliche Bedingung der fcruercn Unterstützung gefordert
werden müsse. Durch die übereinstimmende» Ansichten verschiedener Bliudcu-Austalteu wurde die
beabsichtigte Verbindung der Anstalt mit einem Wcnseuhanse als unzulässig bezeichnet uud selbst
die Verbinduug der Anstalt mit einem Vlinden-Asylc für erwachseneBlinde als zweckmäßigbezwei¬
felt. Ebenso wurde die abzuhaltende Hans-Eollectc nur als nach der Trennung von Erfolg be¬
zeichnet. Hiernach wurde der Zuschuß vou noch Ü000 Thlrn. von dem Herrn Lnndtags-Com-
missar befürwortet.

Bei der am 5. November 18M vorgenommenen Besichtigung der Anstalt durch die
ständischen Eonnnissarc sprachen sich dieselben dahin aus, daß, weuuglcich die Er;iehu»g und der
Unterricht blinder Kinder, welchen die Außenwelt gänzlich verschlossen sei, es mit sich bringe, daß
die Erziehung dieser Kinder vorzugsweifc der Pflege des iuncrn Seelen- und Gemüthlcbens gewid¬
met fciu müsse, doch bei der geringen Anzahl der in der Anstalt aufgenommenen Kinder ans finan¬
ziellen Gründen es sich nicht rechtfertigen tasfe, eine confessicmelle Treu»nng vorznnehmcn. Diesen
Anträgen trat der Landtag in soweit bei, als er beschloß, von jener Trennung für jetzt abzustehen
und sollten die Kommissare dem nächsten Landtage berichte», ob mit Hülfe der neuen Organisation
^s Simultanem» befähigt werden tonne, die Zwecke der Erziehung und des Unterrichts in einer
einigermaßen genügenden Weife zu erfüllen. Eine jährliche, Zulage vou 1200 Thlrn. wurde für
die Jahre 1801 und 1862 bewilligt.

Am 24. November dieses Jahres begaben sich die ständischen Eommissare zur Erledigung
des ihnen vom 14. Landtage gegebenen Auftrages »ach Dürc». Sie hatte» von dem Verwal.
wngsbcrichtc der Anstalt d. 6. 15. August dieses Jahres uud von dem unter den, 8. November
"" den Herrn Obcr-Präsidcntcu uud Landtags-Lommissar gerichteten weiteren Antrage, welcher
^'rch Zuschrift vom 12. November dem Herrn Landtagsmarschall zngcfcrtigt worden war. Einsicht
genommen und es wurde nach reiflicher Prüfung der bezeichnetenVorlage» mit dem Vcrwaltungs-
rathe der Anstalt in Anwesenheit eines Abgeordneten des Prouinzial-Schul-Eollcgiums über die
Bedürfnisse der Anstalt uud über die der hohe» Stäudcvcrsammluug zu machenden Vorschlüge
""handelt. Als Rcfultnt derselbe» beehrt sich der Ausschuß die nachfolgenden Antrüge zu formullrcn.

Der hohe Landtag wolle
1. die Erhebung der in Dürc» unter den: hohen Protectoratc Ihrer Majestät der

Königiu Elisabeth bcstehcudcuBliudcu-Untcrrichts-Austalt zu ciucr Proviuzial-Austnlt
gcuehmigen uud zu diesem Zwecke Eommissaricn ernennen und diesen die nöthige

1?
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Vollmacht ertheilen, m» iu Gemeinschaft mit dcm Prouinzial-Schn!-läollcgium und
dem Vcrwaltuugsrnthe diese Reorganisatiou aufs Baldigste zur Ausführung bringen
zn lassen.

Die Motive dieses Antrages liegen in der Darstellung der vorgetragenen historischen
Entwickelung der Anstalt, ans welcher zu entnehmen sein dürfte, daß der dem Institute uorgc-
zcichnctc Zweck als bloße Priuat-Anstalt nicht erreicht wurde und nicht erreicht werden tonnte, weil
ihr zur eonscquenten Erstrebung eines nachhaltigen und umgreifenden Erfolges die zweckentspre¬
chende innere Organisation und äußeren Hilfsmittel fehlten. Als das für die Anstalt nothwendig
anzustrebende und erreichbare Ziel ertannte man an, daß die Anstalt iu der Weise organisirt und
ihr die nöthigen Enbsistenzmittcl in dem Maße zugewiesen werden müßten, daß

I, der Aufenthalt der Zöglinge in der Anstalt entsprechend und auf so lange verlängert
werden müsse, bis dieselben im Stande seien, dnrch Handarbeit sich eine selbststän¬
dige Existenz zu verschaffen.

5?. daß die Zahl der Aufzunehmenden vergrößert werde.
3. daß die Anstalt ferner auch Gelegenheit biete, ältere Blinde in Handarbeit zu un¬

terrichten und zur Eelbstständigtcit zu führen, fowie event, als Pensionäre in der
Anstalt zn behalten.

Zu dcm Zwecke wird erforderlich sein, daß
1. der hohe Provinzial-Landtag den jährlichen Zuschuß auf AX» Thlr. erhöhe,
2. für die uöthigcu, iu dem Verwaltungoberichte uähcr bezeichnete» bauliche« Einrich¬

tungen und Bcschaffnugcu die Snmme von s>50s» Thlrn. znr Disposition stelle.

Es knüpft sich lücran der fernere Antrag:
der hohe Provinzial-Landtag wolle den zn ernennenden ständischen Eommissarcn die
nöthige Vollmacht ertheilen, in Gemeinschaft mit dcm Vcrwnltungorathc der Anstalt
die durch Erhebung der Anstalt zur provinziellen Anstalt nöthige Abänderung der
Statuten vom Jahre 1544 rejpectiuc l«47 zn beschließen nnd der Allerhöchsten
Gcuchmignng Seiner Majestät des .ttönigö zn nuterbrcitcu.

Die früher mehrfach projcctirtc evnfcfsivnellcTrennung der Anstalt betrcffeud, fpricht der
Ausschuß sich dahiu nuo, daß diese Frage sich dauu erst zur Verhandlung eignen werde, wenn das
Bedürfniß hierzu wieder angeregt und die größere Zahl der aufgenommenen Blinden die für
Trennung der Anstalt nöthige Verwendung größerer Geldmittel rechtfertige,

Düsseldorf, den ^«. November ittlN.

Der zehnte Ausschuß:

Frhr. v. Leylani, Vorsitzender und Referent. Iosten. Fonck. Nocggerath.
Schutt. Leuen. Kimnach. M. F. Graf von Wolff - Mcttcrnich.
von der Hcydt.
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Bericht des zehnten Ausschusses
über den Antrag des Abgeordneten Lmnbertö, betreffend den Landwchr-Pfcrdegclderfonds.

Referent: Abg. von der Hcydl,

Tes König«, Majestät haben in dem Allerhöchsten Landtagsabschiede6. d, 15. Nou, d.
I. unter Nr. 19 die vom 14. Provinzial-Landtage eingebrachtePetition „um ll.eberweifnngdes
Landwehrvferdcgclder-Foudsan die einzelnenKreise zur Selbstverwaltung" nicht genehmigt, es
dagegen dem Landtage überlassen,den Gegenstand nochmals in Berathung zu ziehen und einen
anderweitigenAntrag auf Ueberweisungdes bctreffeudcnFonds zur eentralisirten vruuinzialstän-
discheu Verwaltung zu stellen, wobei auch die Verbindung der Verwaltuug dieses Fouds unt der
Prouinzial-Hülfstasfe zur Erwägimg kommen tonne.

Au diese Allerhöchste Willeusmeinung antnüpfend, hat der Abgeorductc Lamberts den
Antrag gestellt,daß der Provinzial-Laudtag eine neue Petition «n Se. Majestät richte des Inhalts:

daß der jetzt bei dein Staatsschätze verwaltete sogenannte Rheinische Mobilmachuugs-
sonds vom Jahre 1815 lLandwehr-Pferdegelderfouds)der RheinischenProuinzial-Hülfs-
lasse zur Verwaltung überwieseilwerde, iuit der Maßgabe, daß besagter Fouds von der
Prooinzial-Hülfstasse abgesondertvernmltet und dem jedesmaligeu Prouiilzial-Landtage
Rechnung gelegt werden daß ferner dem nächsten Prouinzial-Landtage das Allerhöchst
vorbchaltene„besondereReglement über die, Art der Verwaltung, die Mittel zur Er¬
haltung des Fonds, resp, über die Theilnahmrechte der einzelnen Kreise" zur Begut¬
achtung vorgelegt werde.

Der Ausschuß ist mit überwiegenderMajorität dem Antrage beigetreteuund ersucht die
hohe Versammlung, eine in diesem Siuue au Se. Majestät deu Köuig gerichtete Petition zu ge<
nehmigen.

Düsseldorf, 25. Nov. I«li2.
Der zehnte Ausschuß:

Ihr. v. Levkam, Vorsitzender, uou der Heydt, Refereut. Stuup. Foucl.
Kiiunach. Leueu. Dr. Würz er.

Referat des zweiten Ausschusses
über den Antrag des Abgeordneten Münster, die Förderung des Schifffahrts-Ccmals vom

Rhein zur Weser betreffend.

Referent: Abgeordneter S i m o n <?.

Einige Mitglieder eines Co,nite's, welchen, es obliegt, unter Anderem auch die statisüschen
Daten über die eventuelleBenutzung und den wirthschaftlichenWerth eines <-chissfahrts-Eauals
v°w Rheine zur Weser uud Elbe zu sammelu und znsanlnleuzu stellen, haben sich dnrch den Ab¬
geordnete»Münster au deu iu. Provinzial-Laudtag mit der Bitte gewendet, „derselbe wolle
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die baldige Ausführung eines Wasser-Eanals vom Nheine zur Weser und Elbe als durch die
wirthschaftlichen Verhältnisse der Provinz dringend geboten,der Königl. Staats-Negierung warm
empflhlnl."

Es tonnte, nnt Rücksicht auf früher ertheilte Bescheide,zweifelhaft erscheinen, ob der
Antrag auf die Ausführung eiues Unternehmens auf Kosten der Staats-Negierung, welches als
Ganzes sich über das Gebiet mehrerer Provinzen erstrecken soll, zur Competenz des Rheinischen
Provinzial-Landtags gehört; es ist jedoch der Z. 4!) des Gesetzes vom 27. März l«24 einer Aus¬
legung fähig, die dieser Ansicht güustig ist.

Zur Sache wird bemerkt, das; es in der Absicht des Comite o liegt, die Ausführbarkeit
eines Eanals zu untersuchen,und event, nachzuweisen,der den Rhein von Ruhrort ab mit der
Weser und Elbe verbinden und, wenn diefer Nachweis gelührt werdeu kann, die Anlage einer
Wasserstraßeerstreben soll, die in der Provinz sich durch die gewerbreichcn Gegendeil der Kreise
Duisburg und Esseil hinziehen, den Transport der von dorther zu versendenden bedeutendenGe¬
wichtsmassen wesentlich erleichtern und überhaupt ein wichtiges Förderungsmittel des Handels in
ganz Norooeulschlandseiu würde.

Die grüßte Wichtigkeitmüsse dein Eanal durch seine Verbiuduug mit dem Rheine beige¬
messen werdeu und hierin, sagt das Eomite, liege seine Stärke, Es ist z. B. berechnet worden,
daß die bedeutendenKohleumassen,welche jetzt per Eisenbahn nach Köln nnd Holland gehen, sehr
erheblichbilliger an die Beftimmnngsortebeschafft werden tonnen, wenn sie ohne Umladung dahin
gehen, wozu noch der wohlfeilere Transport der von den metallurgischenEtablissements rheiw
wärts zn versendendengroßen Massen von Roh- und Schmiedeeisen komme u. s. >u.

Die Konigl. Staats Regierung soll auch dieser großen Eanal-Verbindnng, im Intensse
der getrennten Provinzen des Königreiches,so wie von Rorddentschlnndüberhaupt, eine lebhafte
Aufmerksamkeitgeschenkt habeu, in Folge welcher durch den königlichen Wasserbau Inspektor
Michaelis zu Müuster eiu Theil derselben, der Emscher-Eaualvon Rnhrort am Rhein bis Erange
bei Herne-Bochumbereits untersucht nnd als ausführbar anerkauut worden ist.

Der Ausschnßhält es daher für unbedenklich, der Plenar-Bersammlung des 16, Pio-
vinzial-^andtags zu empfehlen, derselbewolle beschließen, an des Königs Rlajestät die nnterthäuigste
Bitte zu richten:

„Dem Projekte diejenigeBerücksichtigung Allergnädigst zuwendeilzu lasse», die es der
Äusführuug immer näher bringen möchte und die es feiner hotzeu Bedeutung wegen in
ausgedehntem Maaße verdient."

Düsseldorf,W. Ruu, l^2. Der zweite Ansschuß:
Frhr. v. Geyr, Borsitzeuder,Simons, Referent. Graf v. Hoensbroech. Guittienne.

Frhr v. Z andt. Pilgra m. Frhr. u. 5iouisenthal. Graf v. Homvesch.

Referat des neunten Ausschusses,
betreffend die Petition des Abgeordneten Barrels über das Deichwescn,

Referent: Frhr. u. Leykam.

Der Abgeordnete Vartels hatte einen Antrag dahin gerichtet, daß die Neubauten und
Herstellungendurchbrochener Deiche für die Folge vom Staate übernommen werden möchten, dagegen
die einzelnen Schauen bei Wahrung ihrer Selbstständigteitzur Unterhaltung derselben verpflichtet feie».
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Der Autrag wurde dadurch begründet, daß die frühereu Gesetzgebung^,ein Solches
bestimmt hätten, nach dem Gesetze vom 28. Januar 1848 dagegen die Deichpflichtals eine Last
der durch die Dcichwerkc geschützteu Grnudstücke betrachtet worden sei.

Es tonne aber nicht geleugnet werden, daß die Deichlasteine so bedeutendesei, daß,
falls sie von den geschützten Grnndstückeu allein getragen werde, deren Ertrag bedeutend würde
vermindert werden und daß bei Venchnung des Neinertrages der Liegenschaften,behnfs Feststel¬
lung der Grundsteuer, die Unterhaltskosten solcher Dämme zwar, nicht aber jene des Neubaues
und der Wiederherstellungzerstörter Dämme in Ansatz kämen.

Der Ausschuß war der Ansicht, daß die größere Bedeutuug des Antrage» uicht zu ver¬
kennen, dessen volle Tragweite jedoch gegenwärtig sich nicht vollständigübersehenlasse, indem, alles
Material zur Veurtheiluug fehle, und daß demnach für jetzt vou bestimmten Anträgeu auf Abände¬
rung der bestehenden Gesetze Abstand zu nehmen sei.

In Erwägnng jedoch, daß Seitens der hohen Staatsregieruug seither in dankbar anzuer¬
kennenderWeise bei vorkommenden größeren Unglücksfällenden Betroffen«, eiue Hülfe aus Staats¬
mittel,: bewilligt worden sei und daß es dringend zu wünschen, daß diese aus Staatsmitteln zu
bewilligende Hülfe vortommendenFalls gesichert bleibe, beantragt der Ausschuß:

Der hohe Landtag wolle den Antrag des AbgeordnetenVartels dem Herrn Landtags-
Eommissarezur Erwägung, ob und in welcherWeise die bezeichnete Staatshülfe für folche Noth¬
fälle den Betroffenen gesetzlichzn sichern sei, in Erwägung ziehen.

Düsseldorf, den 2. Dezember1862.
Der neunte Ausschuß.

Graf v. Nesselrode, Vorsitzender. Frhr. v. Leukam, Referent. Nutz¬
bau,». Linden, vom Banr. Frhr. v. Louifenthal. Gemünd.
Frhr. v. Nunsch. Zores.

Antrag und Referat,
betreffend die Orundstcner-Katastral-Einschätziing*).

». Antrag des Abg. Becker, betreffenddie Beschleunigungder Katastral-Eiuschätzung.

Nach Inhalt des Gesetzes vom 21. Mai 1861 ist die vom 1. Januar 1865 ab aufzu¬
bringende Grundsteuer für die Gesammt - Monarchie, mit Ausschlußder Hohenzollernschen Lande
und des Iadegebietcs, ans einen Iahresbetrag von zehn Millionen Thalern festgefetzt. Dieser
Betrag soll nach Verhältniß des zu ermittelnden Neinertrages oer steuerpflichtigen Liegenschafteil
auf die einzelnen Provinzen, in diesen auf die einzelnenKreise und innerhalb dieser auf die Ge¬
meinden gleichmäßigvertheilt werden. In den beiden westlichenProvinzen aber soll, nach Vor¬
schrift des tz. 9 des bezogenenGesetzes, diese Vertheilung nach den Unterlagen des bestehenden
Grundsteuer-Katasters mit dm durch Königliche Verordnung nach Anhörung der Provinzial-Land-
tage zu bestimmenden Maßgaben stattfinden. Hiernach soll also dasjenige Grnndsteuer-Eoutingent,
welches einer Gemeinde, auf Grund des neu ermittelten Katastral-Neinertrages zugetheiltwird.
Nach dem alten Katastral - Ertrag auf die einzelnen Grundbesitzer vertheilt werden. Daß durch

») Derjewe wurde uuu der versammln»»odgeley«,siehe odm ProtoM der !'. öitzmig, S. 17.
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eine solche Vertheilung in manchenGemeindengroße Ungleichheitenhervorgerufenwerden, dürfte
einleuchten; daß dieselbe aber auch zu Ungerechtigkeiten führen kann, wird dann unzweifelhaft er¬
scheinen, wenn man solche Gemeindenins Äuge faßt, in welchen seit ihrer Katastrirung die Kultur-
Verhältnisse sich wesentlich verändert haben, wie z. N. durch Umwandlung großer Halden, Oeden,
Waldungen in Ackerland,Wiesen, Gärten :e. Diese werden nach ihrem jetzigen Reinerträge ein¬
geschätzt nnd die darauf fallende Grundsteuer den betreffendenGemeinden zur Vertheilung auf die
Grundbesitzer,nach den Unterlagen des bestehenden Katasters, überwiesen. T^aß aber auf Acker¬
land, Wiefen, Gärten :c. ein weit höherer Ertrag und somit auch eiue weit höhere Steuer fällt,
als auf Haiden, Oeden und Waldungen darf wohl als bekannt anzunehmen sein. Solchen Ge¬
meinden, in welchen derartigeUmwandlungenvorgekommen siud, wird daher auch eiue entsprechende
höhere Grundsteuer zugetheilt werden, welche aber nnr zu einem ganz kleinen Theil und zwar
nur im Verhältniß zu dem frühern Katastral-Ertrage von denjenigen Gruudstückeu getragenwird,
die sie hervorgerufen haben; der bei Weitem grüßte Theil muß dagegen von denjenigen Grund¬
stücken übernommenwerden, welche bereits früher mit einem hohen Katastral-Ertnig eingeschätzt sind.

Um diese Unbilligteit abzuwenden,erlaube ich mir, den hohen Landtag ehrfurchtsvollzu
bitte», Huchdcrfclbe wolle die hohe Staatsbehörde ersuchen, die jetzt ermittelten Katastral-Erträge
sofort in das Kataster eintragen und überhaupt die Kataster-Arbeiten dermaßen beschleunigen
zu lassen, daß die Vertheiluug der Steucru, weuigsteus in denjenigen Gemeinden, in welchen
große Veränderungen in den Neinerträgen der Grundstücke vorgekommen sind, schon pro 1865 nach
der neuen Einschätzuug erfolgen könne.

Düfseldorf, den 19. November 1«ti2.

Referat des dritten Ausschusses
über den Antrag des Abgeordneten Becker, nm Beschleunigung der Katastral-Eiuschcitzung

der Nein-Erträge, behufs richtiger Vertheilung der Grundsteuer.

Referent: AbgeordneterGemünd.

Der Abgeordnete,Herr Bürgermeister Becker hat den Antrag gestellt, der hohe Landlag
welle die Staatsbehörde erfucheu, die jetzt ermitteltenKataftral-Neinerträge sofort in die Kataster
eintragen, und überhaupt die Kataster-Arbeitendermaßen beschleunigenzu lassen, daß die Ver¬
theiluug der Grundsteuer wenigstens in den Gemeinden, in welchen seit der Errichtung des Ka¬
tasters große Veränderungen der Reinerträge vorgekommenseien, sobald die Tarife festgestellt
»ein werden, nach dln neuen Eiuschätzuugeu erfolgen könne. Der Ausschußhat sich dieser Prüfung
unterzogen uud gelangte zu dem Beschluß, dem hoheu Proviuzial-Landtage die Annahme des
Antrags aus folgenden Gründen zu empfehle«.

Nach Inhalt der A 3 und 9 des Gruudsteuer-Gesetzesvom 21. Mai 1««1 soll das¬
jenige Gruudsteuer - Contingent, welches jeder Gemeinde in der Rheinprovinz für die von dem
ganzen Staate aufzubringenden zehn Millionen Thaler zufällt, nach den Unterlagen des bestehenden
Grundsteuer - Katasters, durch KöniglicheVerordnung, nach Anhörung des Pruuiuzial - Landtags,
vertheilt werden. Da nuu dem Promnzial-Landtage eine Allerhöchste Propusitiun in dieser Ve-
zichuug bis jetzt nicht gemacht ist, so erscheint es dem Ausschuß um deswillen gerechtfertigt, dle
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Initiative zu ergreifen, weil sonst die nöthige Zeit nicht mehr gegebensein würde, die zu einer
richtigen Vertheilung der Steuer erforderlichenarbeiten zu machen. Nach den eingezogenen Er¬
kundigungen wird namentlich Seitens mehrerer Steuerräthe erklärt, daß es nnmöglichsei, bis zum
Jahre l«l>5 die jetzt erfolgenden speciellen Einschätznngender Liegenschaften in die bestehenden
Grundsteuer-Katastereinzutragen, M dieses richtig, was bei Erlaß des Gesetzes anch schon an«
genommeu zu seiu scheint, so würden zur Vertheiluug der Steuer pro l865 die erforderlichen Unter¬
lagen namentlich in denjenigen Gemeinden fehlen, in welchen feit Errichtung des bis jetzt be¬
stehendenGrundsteuer-Katastersgroße Kultur-Veräudernngen vorgekommensind Daß deren in
vielen Gemeinden und in großen: Maßstabe vorgekommensind, darf wohl als bekannt anznnehmen sein.

Die unausbleiblicheFolge davon würde die sein, daß eine nnrichtige Vertheilung nach
den Grundlagen des alten Katasters vorgenommenwerden müßte.

Um diesem zuvor zu kommen, empfiehlt der Ausschußdem hohen Landtage die Annahme
des gestellten Antrags.

Düsfeldorf, den ^. December 1W^.

Der dritte Ausschuß:

Frhr. v. Solemach er, Porsitzender. Gcmünd, Referent. Dr. Wurzer.
Noeggerath. Frhr. v. Nyvenheim. Frhr. u. Zandt.
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Anhang.

Stenographischer Bericht
über die Verhandlungen der fünften Sitzung, betreffend den Entwurf der

Kreisordnnng.

Fünfte «itzung am 27. November 1862.

Der Marsch all: Ich ersuche jetzt Herrn Eontzcu, das Referat über den Entwurf der
Krcisnrdunng zn erstatten.

Referent Abgeordneter Eontzcu erstattet in ausführlicher Weife einen mündlichen Be¬
richt über den Entwurf der Kreisordnnng, wie er aus deu Berathungen des zweiten Ausschusses
hervorgegangen ist.

Der Marsch all: Das Referat liegt gedruckt vor Ihucu und Sie habe» durch den
Herrn Referenten gehört, was die Hauptgründe sind, die den Ausschuß zu dein Antrage gebracht
haben.

Ich eröffne hierüber die allgemeine Diöcnssion,

Abgeordneter Rolshoven: Ich wollte mich gegen den Beschluß des Referats erklären.
Es ist darin das Motiv angeführt, es fehlte uns die Grundlage zu ciucr Krcisorduung, nämlich
die Gemciudcordnung. Die Gemciudeordunug, welche eingeführt ist, ist vom Jahre l,^45 und
lmsirt auf dcuselbcu Grundlagen, wie die heute vorgelegte KreiSorvnung. Wenn das aber auch
nicht der Fall wäre, so ist doch zu erwarte», daß die 3 Entwürfe, welche den Kammcru iu Berlin
vorliegen, gleich beim Zusammentritt derselben wieder vorgelegt und durchbcrathcn und somit eine
neue Gcmeindcordnuug bald zn erwarten ist.

Der zweite Gruud der vorgeschlagenen Ablehnung ist der, daß die tlciuc Zahl der Ritter»
guter bei der Vcrtrctuug auf den Kreistagen von den Städten nnd Landgemeinden überstimmt wer¬
den würde; eine Behauptung, die ich als unrichtig bezeichnen muß. Wenn wir als Vertreter der
Vandgcmciudcu deu Entwurf der uns jetzt vorgelegten Krcisorduuug ablehnen, so werden wir da¬
mit crtlären, wir Vertreter der Landgemeinden befinden uuS in der Unmüudigteit, unsere Sache
selbst vertreten zu tonnen und würden damit aussprcchcn, daß der dazu benöthigtc Verstand erst
mit dem Besitze eines Ritterguts erworben werde.

Ich stelle daher den Antrag: das Referat zn verwerfen und in die Berathung der Kreis¬
ordnnng einzutreten.

Abgeordneter Dr. Ncinartz: Es ist mir bei Lesung des AnsschußbcrichtcS das Beden¬
ken llufgcstoßcu, ob wir auch berechtigt sind, uns über die Zweckmäßigkeit des vorgelegten Ent-,
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Wurfes ciuer Krcisorduung auszusprcchcu. Nach deu klaren und deutlichm Worten des Aller!,.
Propositions-Dccrcts und der Eröffnungsrede des Königlichen Eommiffars, welcher fasste:

„Schließlich wird durch Vorlegung des Entwurfes einer Kreisordnung, der bei dem All'
gemeinen Landtage der Monarchie eingebracht war, aber nicht zu Beschlußfassung gelangt ist, dcu
hochgeehrte» Herren Gelegenheit gegeben werden, diese hochwichtige Angelegenheit und insbesondere
die Bildung und Znsammcnsctzung der Krcisvcrtrctuug ciuer eingehenden Prüfung und Begutach¬
tung zu unterziehen", glaube ich, daß wir nns eines Mangels an Pietät gegen Seine Majestät
unseren itöuig nnd die hohe Stantsregicrnng schnldig machen würden, wenn wir nicht auf die
von uns gewüufchte Besprechung der jetzt nns vorgelegten Krcisorduuug eingehen.

Ich erlaube mir daher deu Autrag zu stelle»: Es möge der hohen Bcrfammlnug gefallen,
sich für den nns Allerhöchst vorgelegten Eutwnrf ciuer Kreisorduuug ohuc das Amendeincnt des
Herrn von Kleist-Rctzow nnd etwa mit dem von Herrn von Diergardt gestellten Ammdcment aus-
sprcchen zu wolle».

Abgeordneter Berg er: Auch ich lann mich dem Antrage des Ausschusses nicht anschlie¬
ßen. Die Emaniruug einer neuen Krcisorduuug ist schon längst fowohl mm der Küuigl. Staats-
legicrnug, wie von der Provinz als ein Bedürfniß anerkannt worden. Die Stantsrcgicruug hat dies
durch das Gesetz vom 11. März 1850, sowie, nach Aufhebung desselben, durch die späteren Vor¬
lagen z» erkennen gegeben. Ueber die Wünsche und das Bedürfniß der Provinz lann mau nicht
lm Zweifel sein. Anstatt mm den heutigen Entwurf zu eiuer ncnen Krcisordnnng eingehend zu
prüfen und zn untcrfnchcn, in wie fern er dein Bedürfnisse genügt, ist der Ausschuß zu dem Antrage
Klangt, das Eiutrctcn in eine spezielle Berathung desselben nicht zu empfehle». Als Hauptgrund hierzu
gibt man den Maugel einer dcfiuitiueu Gcmeiudcorduuug a», wodurch der ,«rcisord»»»g die nö¬
thige Unterlage fehlte. Wäre dicfer Grund richtig, fo müßte folgerecht auch die Verfassung auf-
gehoben werden, deuu der fehlt auch bis jetzt »och der nöthige Untcrbnn einer in ihrem ü-ume
geschaffene» Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- nnd Provinzial-Ordnung. lind doch hat sie bis fetzt,
"bscho» ihr diese Stütze» fehle», ausgehalten und wird dies auch fenierhi» »och thu». I» den
bedeutendsten Theilen der Provinz besteht aber auch die Städtcorduung vo» 1«5l>, die als eine
hinreichende Unterlage dienen kann, nm ci»e dein Bedürfnisse der ProVi»; entsprechende Krcisord-
uu»g darauf zu bauen.

Der Redner geht dann näher auf die jetzige Zufammcufctzuiig der Kreistage ein und
sucht durch statistische Angaben aus seinem Kreise darzuthun, wie die Vertretung nicht mehr dem
gegenwärtigen Bevültcrungs - Zustande entspreche. In dem Kreise Solingen seien die Städte
durch 13. die Landgemeinden "durch 5 Abgeordnete auf dem Kreistage vertrete», während d,e
Rittergutsbesitzer mit 13 Stimme» dabei bcthciligt wäre». I» audcrcu Kreise» sei das Ver¬
hältniß noch uicl vorthcilhaftcr zn Gunsten des Rittergutsbesitzer.

Schließlich stellt derselbe den Antrag: „Der hohe Landtag wolle deu Eutwurf ciuer
Kreisorduuug dem Ausschüsse zur Begutachtung wieder übergeben nnd den Ausschuß durch eine
Anzahl von neue» Mitglieder» verstärken."

Abgeordneter Dr. Wnrzcr: Der Ansschnß ist nicht von der Ansicht ausgegangen, ob
die vorgelegte Kreisordnuug zweckmäßig sei, oder nicht, soudcru er ist vo» dem Grund,atzc ausgc-
M'gc», daß wir i» dc» letzte» Jahre» so viel Gesetze gemacht hätte», daß ste zum Thcü gar mcht
zur Ausführuug gekommen wäre». Der Ausschuß war der Ausicht, daß wem, m Zutunft e.ne
andere Bertrctn.m, als wir haben, soll besprochen nnd eingeführt werden, daß dazu durchaus em
Fundament nöthig fei, und daß erst bestimmt werden müsse, wie es unten gehalten werden soll,
worauf die anderen Vertretungen fortgebant werden töuule».

Einer der Herreu Vorreduer hat gefagt, fobald der uächste Landtag zusammentrete, werde
die Gemeindeordnnng znm Abschluß kommen. Wenn das der Fall ist, so w.rd es einem zeden
""leuchten, daß damit erst die Grundsätze festgestellt werden, in welcher We.fc die Vertretung in
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der Gemeinde stattfinden soll. We»» wir jetzt in die Bcrathu»g der Krcigord»»ng eingingen, so
würden wir entweder die Feststellung der demnächstigen Gcmeindcordnuug anticipiren, oder wir
müßten wieder zu einer Abänderung in der Krcisordnnng schreiten.

Ich glaube daher, daß es den Gründen der Zweckmäßigkeit entsprechen wird, wcnn wir
l>ci dem Antrage stehen bleiben, daß wir von der Vcrathnng der Kreisordnuug jetzt Abstand neh¬
men, weil wir für dieselbe lein festes Fundament habe», ans dem wir fortbaucu tonne», und leicht
in die Gefahr kommen tonnte», wieder eine andere Krcisorduung berathen zn muffen.

Abgeordneter Liinbonrg: Ich glaube, daß die Krcisordnnng, wie sie bis jetzt bestan¬
den hat, vielfache Mängel aufwcis't nnd daß eiuc Beseitigung dieser Mängel ein dringendes Be¬
dürfniß ist. Da nun unsere Beschlüsse der Regierung nur als Outachten dieue», so glaube ich,
daß es dem Wunsche Vieler entsprechen wird, wenn man die Abänderung der Mängel der jetzigen
Krcisorduung auf dem möglichst kürzeste» Wege zu erreichen sucht und dazu führt die Berathung
des uns vorliegenden Entwurfs.

Abgeordneter Dr. Rcinartz: Ich wollte zu meiner vorigen Bemcrknmi, daß wir nns
eines Mangels an Pietät schuldig machen würden, wenn wir nicht auf die Berathung der Krcis-
orduuug eingingen, nur noch hinzuzufügen, daß wir durch unsere Berathung der Regierung nur
ein Material übergeben, ein Outachten, nnd daß wir nns daher gegen unsere Maudalgcbcr ver¬
gehen, wcnn wir das uuvcrtenubcir gebotene Gute bei Seite schieben wollen.

Abgeordneter I)i-, Lexis: Im Referate ist ein großes Ocwicht gelegt worden auf
Bürgermeisterei und Ocmcindc und darin, daß die Gemeinden nnr im Bürgermeisterci^Verbaudc
mit andern Gemeinden ihre Abgeordneten zum Kreistage wählen, ein Hanpthinderniß gefunden
worden, in die einzelnen §§. der vorliegenden Krcisordnnng einzugehen. Die meiste» Gemeinde» in
der Nhcinprovi»; sind anch zugleich Bürgermcistcrcieu und nnr da, wo es den Gemeinden an
geistigen nnd pccnniären Mitteln fehlt, um eine eigene Verwaltung zu haben, sind sie mit mehreren
anderen kleinen Gemeinden in einen Vürgermeistcreiverbeuid vereinigt.

Die Zahl dieser vcrci»igte» Gemeinden ist in der Regel eine geringe und es kann also
wenig Gewicht darauf gelegt werden, ob solchen kleinen Gemeinde,! bereits das Recht znr Selbst¬
verwaltung gegeben ist, oder nicht, nud noch weniger tomint es bei der Wahl der Krcis-Dcputirtcn
in Betracht.

Eiu anderer Grund ist der, daß, wenn unn wirtlich die Kreisordnung in den jammern
zur Discnssiou tommt, so ist nns jetzt die Vcrgünstignng geboten, »»serc Wünsche vorzubringen;
in dem Falle aber, daß wir nicht auf die Discufsion eingehen, geben wir Alles ans unseren Händen.
Die Krcisordnnng wird jedenfalls in deu Kammer» berathen werden uud die Rhcinprovinz wird,
wcnn wir die Berathung ablehne», als uicht vertrete» erscheinen.

Ans diesen Gründen beantrage ich, die Sache an den Ausschuß zurückgehen zn lassen.
Abgeordneter Schult: Ich biu mit dem Vorschlage des Referats uicht eiuverstaudcn,

insbcfondcre aber nicht mit den Motive». Der Uuterfchicd zwischen den Gemeinden uud der Bür¬
germeisterei ist uicht fo wichtig, daß der deu Ausschlag gebe» tonnte, uud ich muß mich dagegen
verwahren, daß man darauf eiu zu großes Gewicht legt, weil man dann vielleicht hohcrn Orts
eine Deutung darin finden tonnte, als weuu man die große Sclbstständigteit der Gemeinden
wünschte. Wenn auch die Selbststündigteit der Gemeinden anerkannt wird, so würde doch nicht
von jeder Gemeinde ein Abgeordneter zum Kreistage geschickt werde» tonnen, und daun bliebe doch
der natürliche Verband die Bürgermeisterei-Versammlung.

Referent Abgeordneter Coutzcu: Herr Rolshoveu hat uns eben mitgetheilt, wir hätten
eine Gcmcindeordnnng von t«4li und es lägen drei verschiedene Entwürfe der Gcmeiudcordunng
zur Berathung uud Befchlußuahme in Berlin vor. Nuu, meine Herren, wir haben eine, die man
nicht will, und jetzt drei Entwürfe, von denen man nicht weiß, welcher zur Annahme gelangt.
Das ist wohl der beste Beweis, daß mau keine Grundlage hat uud ich nehme eben für mich und
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den Ausschuß dic Ausführuugcu des Herr» Rolshoucu dafür i» Anspruch, daß man teiue feste
Grundlage zur ztrcisordnuug hat, weil es an einer ordentlichen Gcmciudcorduuug fehlt,

Die Bedenken, dic hervorgehoben sind gegen das Referat des Ausschusses, habcu sich mit
Ausnahme dessen, was Herr Schickt gesagt hat, gar nicht gegen dic Ausführung des Referats
Mueudet, sondern mehr gegen die Mängel der bisherigen Krcisorduuug,

Ich glaube auch nicht, daß man dem Landtage einen Mangel au Pietät vorwerfe» wird,
wenn derselbe ausspricht, daß es nicht zweckmäßig sei, bei der gegenwärtigen «agc der Gesetzgebung
m die Berathung des Eutwurfs einer neuen Krcisordnung cinzutretc». Iu dein Referate befindet
sich ans der ministeriellen Denkschrift vom Jahre 1<<>3 ein Pafsus, den ich wohl zu beachte,, bitte,
es heißt uämlich dort: „Es wird endlich einer weiter» Erwähnung nicht bedürfen, daß. wie die
Einsetzung der nach dem Gesetze vom N. März 1«5'0 neu zu bildenden ^reisvertretnng abhängig
ist von der Einführung dcr Ocmcindcordmnig, da dic Mitglieder der Krcioversammluug vo» den
Vertretungen dcr Gemeinden gewählt werden sollen, ebenso auch dic Bildung dcr im Artitcl 39
v°rgesehe»e» Provinzial-Vcrsammlung, deren Mitglieder nach Art. 4U von den ilreisversammlnngc»
gewählt weiden sollen, durch die Einsetzung der letzteren bedingt wird."

Dcr Referent wendet sich schließlich in ansführlicher Weise gegen die verschiedene» Aus¬
führungen der Vorredner und sucht dic vorgebrachte« Argumente zu entkräften,

Abgeordneter Graf Hoensbroech- Meiue Bemerkungen sind theilwcisc schon durch
den Herrn Referenten erledigt worden.

Ich bin dcr Ueberzeugung, daß dic Gcmcindeordnnng das Fundament des ganzen Staats-
lcbcns ist, »»d wenn politische Institutionen geschaffen werden, so müssen sie auf dieses Fuudcimcut
gegründet sein.

Wenn wir jetzt schon eine Mcisordnnug berathen, ohne eine feste Gemeindeordnnug zu
habe», fo tommt mir das vor, als wie wenn Jemand ein Haus bauen will und mit dem ersten
Stockwerk aufäugt, ohuc vorcist das Fundament zn dicfcm Hanse gelegt zu habe». Jeder ver¬
nünftige Mensch wird dem Elbaucr zurufen, er mösse doch erst ein Fundameut lege», weil fönst
das Stuckwert unmöglich haltbar sei. Nun, meine Herren, ich glaube, daß wir heute uus in dcr<
selben Lage befinden.

Was nun die Ocmciudcordnung an sich betrifft, dic wir im vorigen Jahre berathen haben.
s° war nnser leitender Gedanke dabei, die Autonomie und dic Sclbstvcrwaltuug dcr Gemeinde»
W erweitern und so viel, wie nützlich und nothwendig ist, dic Macht dcr Bureaukratie' darin zu
beschränk». Dieser ssliudameutalgedautc m»ß aber logisch durch alle Iustitutioucu u«d Korpora¬
tionen im Volksleben durchgeführt werdcu. Wir wiffeu uuu aber nicht, wie weit diese Bestrebung
'« der zukünftigen Gcmeiudcorduuug zur Ausführung tonuucu wird, demnach ist es heute numog-
Uch, fchon jetzt ^ eine Ä'reisorduuug zu berathen, wo doch derselbe Gedanke und dieselbenBestrebungen
U' derselben ihren Ausdruck fiudeu müsse». Wenn Sie aber dic Vorlage, dic uns vorgelegt ist.
genau durchleseu. so werden Sie finden, daß dcr Antonomie des Kreises wenig Rechnung gctragc» ist.

Das siud alles Gründe, weshalb ich mich gegen dic Berathung der Krclsordnuug schon

""°'Di?Einrede!'daß die Pietät es erfordere, daß man schon jetzt auf "e Aerathuug eiugcheu
'"üsse, kam. ich nicht theile,,. Wir habe,, derartiger Vorgänge auf den "°"f" «^ » ' ^
'"ehrere gehabt und damals war vou keiner Seite vou Pietät die ^0' we'l Ä h
Berathung der Vorlage so ziemlich ein allgemeiner Wnnsch war. Heute ist mau ' " d,
>eh....g «c,.. eiuer Seit! sehr zartfühlend. Schließlich, da teiue triftigen Gnmde ° ü g n >
t"n Bedürfniß vorhanden, jetzt anf die Berathnug eiuer meisordnung nuzugehe», e.fnche ich deu
h°hc» Landtag, das Pctitnm des Referats pue« auzuuchuie». , ,, . ,^ ,^, ,.:^ <,,Nvit.->.

Abgeordneter Frhr. v. Ger r: Ich glaube, daß "chUgk^
werden kann, daß, wemr wir eine gute Vertretung auf den Kreistagen haben wollen, vorher eme
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feststehende Gemeindeordnunggegeben werden niuß. So lange aber eine solche Gemeindeordnung
nicht vorhanden ist und so lange wir die Aussichthaben, in kurzer Zeit eine neue Gemeindeord¬
nung zu erhalten, würde es ein ganz unfruchtbares Werk sein, wenn wir die einzelnenBestim¬
mungen einer neuen Kreisorduung berathen wollten. Wir würden uns dabei immer in Suppositioueu
darüber ergehen müssen, was von der jetzigen Gemciudeordnuug besteheu bleiben und was wahr¬
scheinlich geändert werden wird. Ich glaube, daß man die Nichtigkeit dieses Satzes nicht bestreiten
kann uud wenn man das nicht tauu, so glaube ich nicht, daß wir in irgend einer Weise gegen
die Pietät, die wir Seiner Majestät schnldig sind, verstoßenwerden, wenn wir sagen: „Ans allen
diesen Gründen halten wir es nicht für zweckmäßig, in die Berathung einzugehen "

Ich muß nun noch mit wenigen Worten einer Bemertung erwähnen, die von dem
ersten der Herren Redner gefallen ist, ich mnß Protest dagegen erheben, daß in dem Ausschüsse
irgend eine Ansicht Vorhände,: gewesen wäre, die für die Vertreter der Landgemeindenverletzend
sein könnte. Wir sehen uns hier in der Versammlung in dieser Beziehung als gleichberechtigt an
und wir glauben, daß die Rücksicht, die der Eine verlaugt, auch dem Andern gewährt werden muß.
Die Besitzer der Rittergüter haben unverkennbar »nd unbestreitbar mit den Mitgliedern der Land¬
gemeinden dasselbe Interesse. Ich habe manchem Kreistage beigewohnt und mir ist kein Fall
denkbar, wo der Besitzer eiues Ritterguts eiu anderes Interesse gehabt hätte, als die Besitzer der
anderen ländlichenBesitzungen. Und darnm, meine Herren, muß ich auch bezweifeln, daß es ein
so dringendes Bedürfniß ist, jetzt schou eine Kreisorduuug zu berathen und »ns für eine neue
Kreisordnung auszufprecheu.

Es ist angeführt worden, daß in einzelneuKreisen eine überwiegende Zahl der Ritter¬
gutsbesitzervorhanden sei. Ich mnß das bestreiten. In deu Regierungs-Bezirkenvon Coblenz
und Trier gibt es sehr weuige Rittergüter und in den andern Regierungsbezirkenist die Zahl der
Rittergüter in keiner Weise der Art, daß ein Uebergewicht der Rittergutsbesitzergegen die andern
Vertreter behauptet werden tonnte. Von einem Vorredner ist die Zahl der Vertretungen in seinem
Kreise angegebenund dabei die Zahl von 1^ Rittergütern genannt worden. Nun, meine Herren,
nehmen Sie die Verhältnisse, wie sie sind. Die gewählten Vertreter der Städte und der Land¬
gemeinden erscheinenregelmäßig auf den Kreistagen, aber von den Besitzern der Rittergüter ist
dieses nicht möglich. Hänfig sind mehrere Güter in einer Hand, unter den Besitzern gibt es
Wittwen, Minderjährige und Ausländer, so daß sich beispielsweisedie Zahl von l!i außerordentlich
reduzn-eu muß. Nun, meine Herren, wenn das richtig ist, so wird wohl kein Uebergewicht der
Rittergutsbesitzerdort stattfinden nnd wenn die Rittergutsbesitzer.dasselbe Interesse haben wie die
Landgemeinden, dann ist es kein Bedürfniß, jetzt Aenderungen in der Vertretung zu beantragen.

Aus diesen Gründen ist es gewiß vollständiggerechtfertigt, wenn wir vorläufig uns auf
die specielle Vernthnug des Entwurfes nicht einlassen.

AbgeordneterMünster: Meiuc Hcrreu! Alle unsere Berathungen sind nur Vor¬
schläge, wir sollcu nur die Bansteine zu dem ganzen Gebäude herbeiführen.

Das Dach ist fertig, aber die Stützen, die darnuter stehen, die müssen ergänzt werden,
uud dazu rechne ich die Ansbildnng der Eoinmuunlordnnng uud ^rcisoronung.

Eine Eommunalorduuug haben wir berathen, nud der höhere Bnumcistcr wird schon die
weitere Einrichtung treffen. Ich betrachte deshalb die Berathung als nöthig und nützlich, und ich
sehe die Kreisordnung wie die Eommunalorduung nur als Bausteine an, die wir liefern.

AbgeordneterStupp: Ich habe das Bedeute,,, daß nach der Proviuzial-Orduung der
Landtag über Königliche Botschaftennicht gleichsam zur Tagesorduuug übergehe,, taun, und selbst
dann, wenn wir die Vorlage ganz ablehnen, darf doch ein Eingehen auf die Vorlage selbst nicht
unterbleiben. Soviel ich mich erinnere, ist das eine ausdrückliche Bestimmungder Provinzial-Orduung.

Das, was der Ausschuß beantragt, ist ein Uebcrgang auf Tagesordnung, nämlich, daß



- 139 -

es nicht zweckmäßig sei, unter de» heutige» Verhältnissen in eine Berathung zu einer ueneu 5t^eis-
Ordnnng einzutreten.

Es wird also von dcni Ausschusse das Eintreten iu eine Berathung abgelehnt. Der
Entwurf ist uus aber vorgelegt, uud wcuu meine ausgesprochene Ansicht die richtige ist, so müssen
wir diesen Entwurf prüfen.

Abgeordneter Berg er: Die Sache scheint mir einfach so zu liege», daß wir verpflichtet
sind, deu Eutwurf zu berathe», zu welchem Zwecke er uus vorgelegt worden uud daß der hohe
Vcmdtag nicht berechtigt ist, sich einer eingehende» Berathung desselben entziehen zu dürfen. Wir
dürfen nicht vergessen, wie der Abgeordnete Münsler richtig bemerkt hat, daß wir nnr Gutachten
abzugeben berufen sind uud daß wir es deu Faktoren für die Gesetzgebung überlassen müssen,
inwiefern sie Gebrauch davon macheu wollen.

Ich sehe daher leinen Gruud, warum wir in eine Speziel-Berathung des Entwurfs
nicht eintreten und zu erkennen geben sollen, in wie weit er dem Bedürfnisse genügt, oder nicht.

Abgeordneter von der Hcydti Ich halte das Bedeuten des rcchtsgclchrteu Mitgliedes
von Euln nur für ein formelles, was durch die Fassung des Antrages zu beseitigen wäre. Ich
erinnere daran, daß der ^öuig zu zwei verschiedenen Malen einen Gesetzentwurf über die Wahlen
der Abgeordneten der Landgemeinden vorgelegt hat, worauf zwei Mal nacheinander die Berathung
abgelehnt nnd gebeten worden ist, es beim Alten zu belasse», uud dieser Bitte hat 3e. Majestät
schließlich Folge gegeben,

Abgeordneter Stnpp: Ich muß zur factischcu Berichtigung mir das Wort erbitten.
Damals haben wir den Vorschlag abgewiesen, aber wir haben den Borschlag der Staatsregierung
geprüft und haben gebeten, es beim Alten zu belassen, nnd beim nächsten Landtage sind wir dabei
stehen geblieben. Das ist also doch etwas Anderes.

Abgeordneter Guiltieuue: Ich wollte ans eine» Prncedeuzfnll anfmcrlsam macheu,
nämlich, daß das Strafgesetz ans den Autrag des betreffenden Ansschnfses von der Plcnar-Vcr-
sammlnng, ohne in die Berathung der einzelnen Paragraphen einzugehen, verworfen wurde.

Abgeordneter v. Eyucrn- Als Mitglied des Ausschusses sehe ich mich veranlaßt, das
Wort zu ergreife» und zwar deshalb, weil hier auf da,? Materielle eingegangen ist. Ich habe
>n der ersten Ausschuß-Sitzung mei»e Zweifel ausgesprochen, ob es statthaft sei, die Berathung
dieser Vorlage abzulehnen', von Seiten der Majorität hat nun, aber geglaubt, daß dies gesche¬
hen tonne.

Die Gründe, aus welche» die lluzweckmäßiglcit einer Berathung des Entwurfes der
Krcisordnung gefolgert nnnde, sind im Referate angegeben und habe ich im Ausschüsse meiu
Urtheil darüber ausgesprochen.

Mit diesen Motiven, zumal wie sie hier iu Bezug auf die jetzige Lage der Krcisucr-
fasfung thcilwcise angeführt worden sind, kann ich mich aber nicht im oollcn Einverständnisse
«klären. Es handelt sich hier blos darum, ob das Pleuum in die Berathung der Angelegenheit
««gehen will, oder nicht, da der Ausschuß tciu Urtheil über die Sache selbst hat anssprcchcn
wollen. Sollten Sie beschließen, daß ans eine Berathung eingegangen werden solle, so ist es
selbstverständlich, daß der Ausschuß sich dieser Berathung zu unterziehen hat.

Der Marschall: Es hat sich Niemand mehr zum Woit gemeldet, deshalb darf ich die
Debatte schließen uud werde vorher noch dem Herr» Referenten das Wort geben.

Ich bin der hoheu Versammlung bezüglich der Form eine Erklärung schuldig. Ich habe
der Debatte, wie selbstverständlich mciuc Pflicht ist, freien «auf gelassen und deshalb auch alle
vorgebrachten Gründe, wie auch den der mangelnde» Pietät, passire» lassen. Was aber die Form
betrifft, so bin ich verpflichtet, die Wurde des Landtags aufrecht z» erhalte» »»d die Debatte fo
Zu leiten, wie sie durch das Provinzial^Gcsetz vorgeschrieben ist. Ich würde daher, wie ich bei
früheren Gelegenheiten schon gethan habe, wcuu ick glaubte, daß cs uuo zur Pflicht gemacht sei
durch cmc Allerhöchste Proposiliou, die ciuzclucu Paragraphen eines uus mitgetheilte!, Entwurfes
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zu berathe», auch hier sagen: wir müssen erst iu die Berathung eintreten. Aber dir Sache ist
ciuc andere. Es liegt Ihnen durch die Allerhöchste Verordnung ein Promcmoria vor, ans welchen»
Sie auf der zweiten Seite unter den aufgeführten Motiven ersehen louucn, daß es formell zulässig
ist, die Berathung abzulehnen. Meiner Ueberzeugung nach wird keineswegs von Ihnen verlangt,
daß Sie sofort in die einzelnen Paragraphen eingehen sollen, sondern Sie solle» Ihr Gutachten
abgeben und wenn das Gutachten dahin ausfüllt, daß Sie sage»: weuu ich richtig bauen will, so
muß ich von uuten anfangen und es ist lein Bedürfniß, daß ich deu zweite» Steiu lege, ehe ich
weiß, daß der erste Stein gelegt ist, so wird das nicht als ein Mangel au Pietät ansgclegt werde».

Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort.
Der Referent Abgeordneter Eontzcn refumirt de» Gang der Debatte, worauf noch eini¬

gen Rednern das Wort zu factischen Berichtigungen ertheilt wird.
Der Marsch all: Meine Herren! Wir schreiten zur Abstimmung. Es ist mir ei»

Antrag eingereicht von dem Dr. Reinartz, welcher lautet:
„Der hohe Landtag wolle sich ciuuerstanden erklären mit dem Entwürfe der vorgelegte»

Krcisuronnng, ohne Hinznnahme des >>u Hcrrenhanse vom Herr» v. Meist - Rctzuw eingebrachte»
Amcndcmcuts »ud mit den, Ameudement des Herr» vou Diergardt zu H. :;i und W, welches
lautet: (verliest dasselbe")

Meine Herren! das ist nicht der Antrag, deu der Herr Abgeordnete uus ursprünglich
vorgetragen hat, und es ist dies ein Antrag, der unmittelbar in die Berathung hineingeht. Ich
tann daher über dies Ämcudcmeut nicht abstimmen lassen und der Landtag wird mir darin Recht gebe».

Es bleibt daher bei dem einfachen Antrage des Ausschusses, welcher lautet:
„Nach allen diese» Erwägungen einigte sich der Ausschuß zu dem Ausspruche:

„daß es uicht zweckmäßig sei, unter den heutigen Verhältnissen und bei der gegen¬
wärtigen Lage der Gesetzgebung in die Berathung des Eutwurfcs zu einer neue»
Krcisordnuug einzutreten, und ersucht derselbe demgemäß den hohen Prouinzial«
Laudlag, diesem Auöspruchc sich cmzuschlicßeu."

Diejenige» Herren, die sich diese»! Anssprnche anschließen wollen, bitte ich, sich zn
erheben.

(Es erhebt sich die Majorität).
Da wir ans 75 Mitgliedern bestehen, so ist es entschieden zwei Drittel der Majorität.
Der Antrag des Ausschusses ist angenommen nnd in diesem Siuuc wird eine Adresse

zu entwerfen sein._______________

*) Vgl. stenographischeBerichte über die Verhandlungen des Herrenhauses, 18U2, 4. Sitzung, S. 19-2!.
Der Entwurf wurde iu der VIl. Commission des Herrenhauses ourbcrathcn, ein Bericht im Plenum aber nicht
erstattet.

Nach dem von der Commission de» ,perrcnha»fes nngcnommcncn Amendcmcut des Herrn von Kleist°Nrtzow
(zu 8. '.' des Entwurfs, sollte ans dem Kreistage der große Griindbcsit, vertreten werden: I) durch die Besitzersolcher
zu chm gehörige,! Güter, mit deren Besitze das Recht, persönlich an der ircivstänoischenVersammlung Theil zu uehnieu,
nach der gegenwärtigen Verfassung znr Zeit der Pnblitaliou dieses Gesetzes verbunden ist, sofern dieselbe einen Umfang
haden, be;iehnngl»veisreinen Reinertrag gewähren, der »ach der bisherigen Verfassung iu den verschiedenen ^anbcsthrilen
zur Erhaltung der Nillerguts^Qualilät im Falle freiwilliger Parzellirnng erforderlichist. Dieses Recht gehl mit Vcr
änßcrung des betreffendenGutes außerhalb der Familie seiues jetzigen Besitzers verloren. Das Recht >oird erworben
und dauert fort ü) fobald Sc. Wasestät der König dasselbemich Anhörung des Kreistags dem Erwerber verleiht, >>)
wenn die Besitzung zu denen geHort,mit deren Besitz das Recht erblicher Mitgliedschaft des Herrenhaufc« verbünden ist,
o) wenn der Besitzer Anordnungen trifft, durch welche das Gut iu die Kategorie des befestigtenGrundbesitze« tritt; 2)
durch Abgeordnete: lr) der Besitzer derjenigen Güter, welchen da« Recht zum perföiilichcuErscheinen (Virilstimmc) auf
dem Kreistage nach Nr. 1 diese? Paragraphen feruerhin uicht mehr zusteht; >,) der Besitzer derjenige!! Güter, welche
einen jährlichen laudwirthschaftlichenoder forstwirthschaftlichcnReinertrag von 20!»U Thlr. gewähren: 3) durch Vertreter
der im Kreise belcgeueu sclbststäudigenTouminengüter und Oberförstrrei-Aezirle. Tee Dumaiueu ^i«tns ha! das Recht,
sich für seiucn im Kreise bclegcnengroßen ländliche» Grundbesitz durch eiucu der bclreffeudeuDomainenpächter oder
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II

Ausschüsse
des sechzehntenRheinischen Proui,l;ial-Vandtageo in ihrer definitiven Znsammcnsehnng.

10. „ Dr. Vcxis.
11. „ Nulshove».
!2, „ Fr enger.
1Ü. „ v. d. Straeten
14. „ Kcllcrma»».
15. „ Fouck.

l. Ausschuß. Zur Berathung des Allerhöchsten Prvvositioiis-Defrets Nr. -')., »rege» tz. 8.
Nr. 4 ,md 5». des Gebäudestciler-Gcsetzes.

1. Herr Frhr. v. Veytcnn (Vorsitzender.) 9: Herr u. d. Hcydt.
2, „ von Schadow.
!!. „ Freiherr von Vonisenthal.
4. „ Frhr. v. Geyr ° S ch w cppenbnr g.
s>. „ Hurst.
<>. „ !)>-. ^Nocggcrath,
7. „ buchen.
8. „ Huuziugcr.

2. Ausschuß Zur Berathung der Allerhöchsten Propositiou Nr. ?., dc» Entwurf einer
Kreisorduuug betreffend.

1. Herr Freiherr v. Geyr (Vorsitzender.) 9. Herr von Eyneru.
2. " „ Graf vou Hoensbroech. 10. „ ^ambertz.
:l. „ Graf vou Hompcsch. 11. „ l)l. Würz er.
4. „ Freiherr von Nynsch. 12. „ Freiherr von Zaudt.
i,. „ Freiherr vou souiseuthal. Ul. „ Pilgram.
«. „ Simons. 14. „ «even.
?. .. I>. Nocggerath. 15. „ Nicol. Guittienue.
8. „ Contzen.
3. Ausschuß, Zur Berathung der Allerhöchste» Propositiu» Nr. »i., betreffeudVerbesserung

der Gerichtsverfassungim Bezirke des Justiz-Senats von Ehreubrcitstciu.
1. Herr Freiherr von Solemacher-Ant- 5. Herr Schaurtc

Weiler (Vorsitzender.) 6. ., Nußbaum.
2. „ Freiherr v o u N yvc» hci ui. ?. ,. Freiherr uon Zaudt.
3- ,. Stupp. «. >. Gcmüud.
4. ., Dr. Noeggerath. 9. .. Dr. Wurzer.

4. Ausschuß. Für die Angelegenheitender Rheinischen Provinzial-Feuer-Societtit.
1. Herr Frhr. Raitz v. Frentz-Garath 8. Herr Miiuster.

(Vorsitzender.)
2. Herr Graf von Nesselrode.
3. „ Graf von Goltstein.
4- .. Iusten.
5. ,. Becker.
6- „ Stupp.
?> „ vou Eynern.

'Ober^^en^'^... In wie weit .hm eine start« Vertretung gewahrt ^"^/a»n best^..^ Krei«-
s'°wt. Die Vertretung der Städte nnd ^ndgen.eiuden ist nach ähnliche.. Pnur.p>en regul.r '
"°>" 2«. Februar 1«<!2. Nr. 85.) Der Antrag dc« Freiherr., von D.crgardt (zu 8- .U und .12 d« Entwurf

"e bisherigen Nit.erg.iter a>« solche, wenn sie einen geringeren Ertrag ^W<.N TH,r, gewahrttn. mch zum großen
Grundbesiv ,» rechnen, wnrde von der Con.mission des Herrenhanse« abgelehnt, s. Ä»g. Pre.»,. gtg. von. 1. März
^l!2. Nr. UN.

9.
10.

„ Wachter.
„ Guittienue v. Niedaltdorf.

11.
12.

„ Zores.
„ u. d. Straeten.

13.
14.

„ Fouck.
.. Berger.
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3. Ausschuß. Für die Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.

1. Herr Graf zu Stolberg (Vorsitzender). 7. Herr Becker.
2. „ Graf von Wolff-Metternich. 8. „ Stupp.
3. „ Freiherr vou Nagel. 9. „ Schult.
4. „ Simons. 10. „ Schnnck.
5». „ Schanrte. 11. „ Im mich.
(>. „ Noth. 12. .. Paulsse u.

6. Ausschuß. Für die Provinzial-Irren-Heilcmstalt zu Siegbnrg.
!. Herr Graf von Spee (Vorsitzender.) 6. Herr H n nzingcr.
2. „ Freiherr von Vo i>. 7. „ Dr. Niegel.
8. „ Graf vou Hocusbroech. 8. „ C lost ermann.
4. „ Freiherr vou Mylins. 9. „ binden.
5. „ Dr Neinartz. K». „ Dr Wnrzcr.

7. Ausschuß. Für das ^andariueuhans zu Trier.
1. Herr Fhr. v. V ouiscuthal (Vorsitzender.) <!. Herr N ichar d.
2. „ Graf v, Varo. 7. „ Guittieuur aus Ihn.
:;. „ Freiherr v. Bourschcidt. >>. „ Neusch.
4. „ .«üche u. ','. ,. Adams.
5>. „ Vimbourg.

8. Ausschuß. Für die Proviuzial-Hebammen-^ehraustalt zu Eöln.
1. Herr Fhr. v. N y u e u h e i in (Vorsitzender.) (!. Herr Frings.
2. „ „ v. Fürstenbcrg. 7. „ Dr. ^exis.
N. „ ., u. Bourschcidt. «. „ Nollar.
4. „ Dr. No eggerath. !». „ Bartels.
!">. „ Böuiugcr. !<>. „ «ellcrmauu.

9. Ausschuß. Für die Bezirtsstraßeu'Angelegenheiten.
1. Herr Graf v. Nessclrod e (Vorsitzender.) '). Herr Dr. «e r i s.
2. „ Freiherr von Fürstenberg. W. „ Vimbourg.
3. „ „ von Leytam. 11. „ Schult.
4. „ „ von Nynsch. 12. „ Freuger.
5. „ „ vou ^ouiseuthal. 1.". „ Zores.
6. „ Äittuster. 14. „ Gemüud.
7. „ Nnßbanm. 15. „ Nicol. Guittiennc.
8. „ vom Banr. 16. „ binden.

10. Ausschuß. Für die Prouiuzial-Hülfstassc, für die Frage der Verwendung des Grundsteuer-
Dcckuugsfondsund für die Taubstummcu-Augelegenheiten.

1. Herr Freiherr v. Veytam (Vorsitzender.) 7. Herr Dr. Würz er.
2. .. Graf Wolff-Metternich. 8. „ Schult.
3. „ Iostcu. 9. „ Fonck.
4. „ Stupp. 10. „ ^evcn.
5). „ Dr. Noeggerat.h. 11. „ «imnach.
tt. „ von der Heydt.

ll. Ausschuß. Für die Vaudtags-Octononüe.
1. Herr Graf v. Hompesch (Vorsitzender.) 7. Herr Böniuger.
2. „ Frhr. v. Geyr-Schweppe nburg. 8. „ Frings.
3. „ v. Schadow. 9. „ Leven.
4. „ Graf v. Goltstein. 10. „ Ähren,

v. d. Heydt. 11. „ Kim nach.>̂.
U. „ Dr. Noeggerath.
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II»

Uebersicht der verschiedenen ständischen Commissionen
auf Grund der vom Kl. Rheinische» Provinzial-Landtage vollzogenen Wahlen.

I. Für die Angelegenheiten der Nentenbank.
(nach 8- 1 des Allerhöchsten Propositious-Detrets vom 27. Oktober d. I.)

1. Mitglieder! AbgeordneterGraf von Ncsselrode, Abgeordnetervon Eunern.
2. Stellvertreter: AbgeordneterGraf von Spec, AbgeordneterLeuen.

ll. Bezirts-Commissionen für die Klassen- nnd klassificirtr
Einkommenstencr.

(Allerhöchste Proposition Nro. 2.»
t. Für den Negierungs-Bezirl Cöl»,

^ aus den Mitgliedern des Landtags:
1. Abgeordneter t)r. Noeggcrath. 2. AbgeordneterJacob Horst. 3. Abgeordneter schult,

u. aus den Eiutomuieustcuerpftichtigeu:
4. Abgeordneter Nolshoven zu Steinbrechc. 5». Abgeordneter Graf von Nesselrode zn
Ehreshoveu. 6. Gutsbesitzer von Franken zn Luhmar. ?. Gutsbesitzer von Müller auf
Burg Mettcrnich. 8. GutsbesitzerClostermami z» Warbt, t). Gutsbesitzer Frauz Heuser
zu Cöl«.

Zu Stellvertretern:
26 z. i. AbgeordneterGraf u. Wolsf-Metternichauf Schloß Gymnich. 2. Abgeordneter Schaurtc

zu Dcutz.
uä d. 3. Bürgermeister Harzhcim zu Geycn. 4. Ncutuer Niegeler zn Aouu. 5. Gutsbesitzer

Piugen zu Widdersdorf. 6. GutsbesitzerFreuger zn Fühlingen.
2. Für den Negierungs-Bezirt Coblenz.

2- Aus den Mitgliedern des Landtages:
1. Der LandtagsmarschallFreiherr von Waldbott-Äassenheim-Aoruheiiu. 2. Abgeordneter
Nußbaum aus Linz. 3. AbgeordneterNimnach aus Weiler.

"> Aus deu Eiutommenstcuerpflichtigen:
4. AbgeordneterFreiherr von Solemacher^lutweiler zu Coblenz. 5. AbgeordneterGuts¬
besitzer Gemüud zu Breisiq. 0. AbgeordneterGutsbesitzer Noth zu Sinzig. ?. Abgeord¬
neter Bürgermeister l)>>.' Wurzcr zu Nicderhammerstein. 8. Abgeordneter Gutsbesitzer
Immich zu Eutirch. !). »icchts-CousulcutEberts zu Creuzuach.

Zu Stellvertreter»:
^ » 1. Abgeordneter Adams aus Mertloch. 2. Gruhu zu Gemüud.
^^ d. 3. Ferdinand Ingenohl zu Ncuwicd. 4. Wilhelm Hausmaun zu Traben. 5. Bernhard

Helfenstein zu Kirn. 6. Heinrich Kehrmann zn Coblenz.
3. Für den Negierungs-Bezirt Aachen.

°- Aus den Mitgliedern des Landtages:
1. AbgeordneterFreiherr von Leykam aus Schloß Elsum. 2. AbgeordneterBürgermeister
Contzen aus Aachen. 3. AbgeordneterPilgram aus Kelz.
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d. Aus den Einlommcnsteuerpflichtigen:
4. Julius The Losen zu Euveu. 5. AbgeordneterGraf von Goltstein zu Breil. 6, Leouhard
Huberty zu Malmedy. 7. Johann Arnold Bischofs zu Aachen. 8. AbgeordneterFreiherr
von Bourscheidtzu Rath. !). Anton Schöller zu Körrenzig.

Zu Stellvertretern:
ad a, 1. AbgeordneterFreiherr Theodor von Geyr-Schwcppenbnrg zu Aachen, 2. Abgeordneter

Ähren zu Reichcnsteiu.
»6 d. 3. AbgeordneterGutsbesitzerSchunckzu Gereonsweiler. 4. GutsbesitzerJacob Iansen zu

Binsfeld. 5>. GutsbesitzerKanlhausen zu Hünshoveu. 6. Gutsbesitzer Edwin Gülcher zu
Astcuct.

4. Für den Regierungs- Bezirk Trier.
». Aus den Mitgliedern des Landtages:

1. AbgeordneterKüchen aus Trier. 2. AbgeordneterGuittienne aus Nicdaltorf.
b. Aus den Eintommeustcuerpflichtigcn:

3. Bürgermeister Äarcher zu St. Johann. 4. Abgeordneter Freiherr von Zanot zu
Müuchwciler. 5. AbgeordneterGutsbesitzerIuh. Pet. Limbourg zu Bitburg. «. Advokat
Friedrich Zcll zu Trier.

Zu Stellvertretern:
»d ». 1. Abgeordneter1),-. Riegel zu St. Wendel,
»ä 1>. 2. AbgeordneterRichard zu Niedersgegen. 3. Gutsbesitzerde Musiellc zu Schloß Thorn.

5). Für den Regiern ugs-Bezirt Düsseldorf.
». Aus de« Mitgliedern des Landtages:

1. Abgeordneter Graf vou Spce. 2. AbgeordneterFonck. 3. Zugeordneter Graf von
Hoensbroech. 4. Abgeordneter von Eyneru.

d. Aus deu Eiutoinmcustcuerpftichtigeu:
5. Obcrbürgcriueister Ondercyckzn Crefeld. 6. Abgeordneter Gutsbesitzer Iosteu zu Neuß.
7. Abgeurduetcr Hcmvtmauu a. D. Müuster zu Wesel. 8. AbgeordneterBürgermeister
Leven z» Benrath. i). Rentner Fricdr. Hermann Wülfing zu Elberfeld. 10. Albert
Harot zu Lennep. 11. Gustav Weyersberg zu Solingen. 12. Gustav vom Rath zu
Duisburg.

Zu Stellvertretern:
aä a. I. AbgeordneterLinden zu Natiugen. 2. AbgeordneterHuuzinger zu Crefeld,
»6 b. 3. Geheimer Iustizrath Fridcrichs zu Düsseldorf. 4. Ernst Iohanny zn Hückeswagen.

5. Wilhelm Goslich zu Mülheim an der Ruhr. U. Gustav Schlieper zu Elberfeld.

III In den nach H. 5, Nro. 2 des Gesetzes wegen der Kriegöleistuugen
und deren Vergütung uom 11. Mai 1«51 zu bildenden Ausschuß.

(Allerhöchste Proposition Nro. 3.)

^V. Für den Regicruugs-Bezirk Cüln.
1. Mitglieder:

2 Abgeordneter Freiherr v. Solemacher-Antweiler. I,. AbgeordneterStupp. ^.. Abgeord-
ucter Schult.

2. Stellvertreter:
H. AbgeordneterGraf v. Nesselrode. !>. Or. Bieger. c Abgeordneter Frenger.

U. Für den Negieruugs-Bezirt Coblenz.
1. Mitglieder: u u »

^. Abgeordnetervou Schadow. d. AbgeordnetorEberts. <-. GutsbesitzerGruhn.
2. Stellvertreter:

H. Graf von Westerholt-Gysenberg. l,. AbgeordneterNußbaum. o. Abgeordneter Gemünd.
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C. Für den Negierungs-Bezirk Aachen.

^^Abgeordneter Graf uon Hompesch. d. AbgeordneterBecker. «. AbgeordneterSchunck.
2 Stellvertreter'

n. AbgeordneterFreiherr u. Leytam. l., AbgeordneterLamberts. o. Abgeordneter Ähren,
l). Für den Negierungs-Bezirt Trier.

1. Mitglieder: ^,^ ^ ^«^»„
'-.. Abgeordneter Freiherr von Loniscnthal. l>. Abgeordneter Kuchen. «. Abgeordneter
Guittienne.

2. Stellvertreter'
!. von Solemacher-Grünhans. d, AbgeordneterMmbonrg. c. GutsbesitzerKoch.

I> Für den Ncgiernngs-Bezirt Düsseldorf.

^Abgeordneter Graf v, Hoensbroech. d, Abgeordn. v. d, Heydt. «. Abgeordneter Fonck.
2. Stellvertreter! , o»v»H

!., AbgeordneterGraf von Tpce. d, Abgeordneter Huuziuger. «. Abgeordneter Zores.

lV. Für die Veranlassung der Grundsteuer iu Gemäßheit des Gesetzes
vom 81. Mai 1861.

(Allerhöchste Propositiou Nro. 4.)
^,. Für den Negierungs-Bezirt Coln.

^"^Bürgermeister Hofstadt zn Lindlar. 2. AbgeordneterLandrath Simons zu Vogelsaug.
3. AbgeurduetcrSchult, Bürgermeister in Messen, Meis Bcrgheuu.

^>. Stellvertreter: ^ „„ , ,.^ ->.^»„,,^
I. Abgeordneter Dr, moä. Vieger aus Mülheim an, Rhein. 2. AbgeordneterFrenger,
Gutsbesitzeraus Fühlingen.

«. Für den Negierungs-Bezirt Düsseldorf.

^^Witt, Biirgenneister zn Millingen. 2. Äbgeordn. Zores, Bürgermeisterans Sttaelem
3. Abgeordneter Fonck aus Pfalzdorf. 4. Borsteher P.eper m Hochdahl. b. Graf von
Schacsberg auf Schloß Krickenbeck.

^' ^^^Abgeordneter Rittergutsbesitzer Iosten zn Nenß. 2. Com.nerzienra.h Weyersberg zu
Solingen. 3. Abg. Kellermann aus Saarn.

(. Für den Negicrungs-Bezirk Coblenz.

" ^"l!^eordneter Dr. Wurzer, ^ürgernMer in » ^eo^dnetr
in Altentülz, Kreis Simn.ern 3. "on Bumc^ G't^ ^ ^.
Kimnach aus Weiler, Kreis Krenznach. ü. Abgeordneter,,l°u), ^ ,

d. Stellvertreter: , . « 2. Abgeordneter Adams
!, AbgeordneterImmich, Gutsbesitzeraus Ent.rch, """ ^ ^ 3

Kreis Erkelenz.



- 146 -

b, Stellvertreter:
1. Gutsbesitzer Meller zu Köuigstamp, Kreis Iülich. 2. Franz Kleiuermau«,Bürgermeister
in Dürboslar, Kreis Iülich.

N. Für den Negicruugs-Bezirk Trier.
». Mitglieder:

^. von Felleuberg, Gutsbesitzer zu Merzcnich. 2. Abgeordneter GutsbesitzerLimbourg
aus Bitburg. 3. AbgeordueterEugen Richard aus Niedersgcgen,K'reis Bitburg. 4. Steuer-
Inspector Johann Bieget in St. Wendel,

b. Stellvertreter:
1. AbgeordneterGutsbesitzer Nicol. Guitticunc aus Niedaltorf, Kreis Saarlouis. 2. Mohr,
Gutsbesitzer und Banquier zu Trier. 3. Gutsbesitzer Max Keller zu Staadt, Kreis
Saarburg.

V. Für die Provinzial-Institutc.
^. Für die Irrenheilaustalt zu Siegburg.

a. Mitglieder:
1. Abgeordneter 1)r. Wurzer. 2. AbgeordneterHorst.

b. Stellvertreter:
1. AbgeordneterGraf von Nesselrodc. 2. Abgeordneter Freiherr von Rigal.

L. Für die Arbeits-Anstalt zu Brauweiler,
s. Mitglieder:

I. Abgeordneter Stupp. 2. AbgeordneterSchult,
b. Stellvertreter:

1. AbgeordneterIosteu. 2. AbgeordneterDr. Noeggerath.
<.'. Für die Hebammen-Lehranstalt zu Cöln.

». Mitglieder:
^. Abgeordneter Dr. Noeggerath. 2. AbgeordneterI)r. Lexis.

b. Stellvertreter:
I. AbgeordneterLamberts aus Burtscheid. 2. Abgeordneter Or. Neinartz aus Düsseldorf.

O. Für das Landarmenhaus zu Trier.
H. Mitglieder:

1. AbgeordneterGuittieuue ans Niedaltdorf. 2. AbgeordneterKüchen aus Trier,
b. Stellvertreter:

1. Abgeordneter Freiherr von Zandt aus Münchweiler. 2. AbgeordneterLimbourg aus
Bitburg.

VI. Für die Proviuzial-Feller-Societn't.
I. AbgeordneterFreiherr Naitz von Frentz. 2. Abgeordneterv. Gynern. 3. Abgeordueter
Stupp. 4. Abgeordueter Guittieuue aus Niedaltdorf.

VII. Für die Provinzial°Hülfskasse.
l. Mitglieder der Direktion.

». Mitglieder:
1. AbgeordneterSimons. 2. Abgeordneter Schult. 3. AbgeordueterContzen.

d. Stellvertreter:
1. AbgeordneterHorst. 2. Franz Heuser zu Cöln. 3. AbgeordneterBecker.

2. Ständischer Ausschuß.
1. Abgeordneter Graf von Wolff - Metternich. 2. AbgeordneterIosten. 3. Abgeordneter
Dr. Noeggerath. 4. Abgeordneter von der Heydt. 5. Abgeordneter Leven. 6. Abgeordneter
Li-, Wurzer.
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Vlll Für die Taubstummen-^ hrnustalt zu (5öln.
!. AbgeordneterGeheimer Regierungsrath Stupp, 2. Rentner u. Stadtverordneter Horst.

!X, Für die Ellsabcth-Bliuden-Stiftnnn zu Diireu.
!, AbgeordneterFreiherr von ^cykam. 2. AbgeordneterGeheimer Rath l)>-, Roeggerath.
3. Abgeordnetervon der Hcydt. 4, Abgeordnetervon Cyucru. (Mitglied des Vcrwaltuugs-

raths: Geh, Rath Stupp.)

X, Als Bczirksstraßcn-lLommissarien,
.V, Für den linksrheinischen Bezirtsstraßen-Banfonds.

». Für den Regierungsbezirk Cöln:
als Commissar: Abgeordneter Schult; als Stellvertreter: AbgeordneterFreuger,

b. Für deu Regierungsbezirk Aachen:
als Coniuiissar: AbgeordneterFreiherr von Veytam; als Stellvertreter: AbgeordneterÄhren.

>-. Für deu Regierungsbezirk Coblcuz:
als Couiinissar: AbgeordneterGeiuünd; als Stellvertreter: AbgeordneterWachter.

cl. Für den Regierungsbezirk Düsseldorf:
als Commissar: AbgeordneterZorcs; als Stellvertreter: AbgeordneterFreiherr von Nynsch,

e. Für den Regierungsbezirk Trier:
als Conimissar: AbgeordneterGuitticuuc; als Stellvertreter: AbgeordneterVimbourg.

I!, Für den rechtsrheinischen Vezirtsstraßcn-Äaufonds.
Ä. Für den Regierungsbezirk Coblenz:

als Commissar: Abgeordneter l)r. Wurzer; als Stellvertreter: AbgeordneterRußbaum.
d. Für den Regierungsbezirk Cöln:

als Commissar: AbgeordneterGraf v. Nessclrode; als Stellvertreter: AbgeordneterSchämte.
o. Für den Regicruugsbezirt Düsseldorf:

als Commissar: AbgeordneterMünster; als Stellvertreter: Abgeordnetervon der Heydt.

XI. Für die Controle des Bergischcn Schulfonds.
I. AbgeordneterGraf von Resselrode. 2. AbgeordneterSchaurte. Z. Abgeordneter̂ even.
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Alphabetisches Materien-Register.
(Hüt ^. ist auf die erste» »>it L, auf die zweite Abtheilung der Perhaiidluitssen »achstcheüd verwiesen,)

Seite.
Aachen-CreselderBezirksstraße 15 !04. 110
Aachen, Regierungsbezirk, dessen

Bezirksstraßensystem 15 ii8. 104. 105. 186
Aachen-Noermonder Bezirtsstraße. 15 104
Aacheu-Sittarder Bezirtsstraße. . 15 104
Abgeordnete zuni 16. Provinzial-

Landtage, deren Verzeichnis;. . ^V 68. 69
Ahrstrasie ......L 104. 107. 109
Aldrnliuuen.Diireucr Straße . . 15 50. 51
Alf-WitUicher Straße, Nebernahme

der im Reg.-Bez. Eoblcnz gelege¬
nen Strecke derselbe!! ans den west¬
rheinischen BezirWrahenfonds - N 23. 107

Alieuderger-Burg, genanntTillmes-
I,of, dcilii Aufuahine in die Ritter-
gutc"Matrilel...... ^ 8s>

AlteuKirchruFIaüimersfeldri Straße,
Aufnahmederselben unter die Be-
^irl^slraßeil resp. Bauznschußfür
dieselbe ..... ,V 91. 15 33. 35. 93

Anastajlana, ler, Aufhebung der-
selbeil in den Landestheilen des,
gemeinen Rechts ^.8. 45. 4<>, 79. 15 23. 54

Asbllch.Kircheipcr Bezirtsstraße . L 9!. 95
Ausschüsse, ständische, deren Zusam¬

mensetzung15 3. 4. 5. 8. 10. 16. 20. 141.142
Kücharnch - Nl)rinl>öllencr Nezirts-

strahe ......... «107
Dauernstand,Kleiner, dessen Bildung I! 38
Zauprümie für neuzubaneudeVezirkZ-

si laßen strecke u des Reg. - Ve,;.
Koblenz ......... ^3

V»»!e» au Waldungen ans der
liuten Rheiuseite X «!2 ^ <i7 «4. 85. ,15 42

4!i. 54. 55. 5l!
Me„d>,lf-Vrenzl,»user Bezirtsstraße. ü 91
Brnüderü-Sniher Bezirtsstraße . . 15 95
Jehdars.UeuuKirchenerBezirtsstraße L 91
Deuel-AienneferElsenbal)N-Project. 15 41
Pe>ienl>!,rg.Dalilcr»uer Bezirtsstraße 15 98
Peyer, Archiurath zil Eoblenz, Ge¬

such desselbennm Utlterstützung

Seite,
zur Fortietzmlgseines Nrkunden-
buchs ......... Il 8. 32

Bezirk« Commisflune»für die KlllfseN-
und tlassifizirteEintonlmensteuer,
Wahl derselben . 15 11. 12. 13. 14'!. 144

BezilKsstrasje,,, aus Mangel Ml
Fonds noch nicht übernommene,
deren Anfnahme resp. Erhöhung
des Zuschlags im Reg.-Bez. Aachen L 48. 49

120. 121
DezirK»straßen-B«usond», Coblenzer,

Deponirungder disponibcltl Gelder
desselbenbei der Provinzial-Hülfs-
tusfe. .......15 29. Il5. l!«!

BezirKsstraßen-Paufonds, linksrhei¬
nischer, dessen Verwendung 15 27. 28. 29

102-11li
BezirKsstraßen-Boufond«,rechtsrhei¬

nischer, dessen Verwendung15 33. 34. 91—101
PezirKsstraßen-Cummissianeu15 15. 27. 28. 29

94. 97. 101. lll>. 147
BezirKsstrasjen - Strecken, umzu¬

bauende, des Reg.-Bez. Eoblenz ^ 3
BezirK«strnsicn- Verwaltung, Erspll-

rnngen iu derselben . . 15 :'.3. lin—11!'
BezirKsstraßr» - Verwaltung , Nech-

nungslage derselben . . 15 48. 119. 130
BirKenseld-CuselerBezirtsstraße . L 113
BitburgKpeichcr.NathlilluserBezirks-

straße ......... 15 ll3
Bitburg-Warweiler-Oudler Bezirts¬

straße ......... 15 113
Vlicdinghauien - WermeloKirchener

Bezirtsstraße ....... 15 !»"
Ilinden-Anstalt zn Düren, deren

weitere Unterstützilugund Erhe¬
bung zur Promnzial-Anstalt ^. 86.87. ü 4"

50. 1Ili"l28
Blinden-Anstalt zu Düren, Eom-

missare für dieselbe ..... 15 49. 14?
Bui»heim-Noern!«ndcrBezirtsstraße ü 1^
Ponn-Boisdorfer Bezirtsstraße . . l5 95
Ponn-Vueralher Bezntsstraßc . . l5 9>>



l49

Seite.

Konn-Schleidener Vezirtsstraße L 28. 102.104
Donn-Trierer Bezirtsstraße li 28. 102. 104

107. 113
Doppard - Simmerner Beziitsstraße 16 10t!. 109
Dorn-Nadeoormwalder Vezirtsstraße 16 98
Dra»l>.Su>I!'rl«.r Vezirtsstraße . 16 104
Dr.,!!derl,us, Knt...... ^.86
Dr«ndt, Wittwe, llnterstützungsge-

such derselben ....... 16 44
Draumeiler, Prouiunal-Arbeits-Nn-

stnlt, Austeilung des Lehrers
Viertotter daselbst . . . . 16 45. 67 - 70

Dlaumeilcr, Pro«iuzial-Arbeits-An-
stalt, Connnissare für dieselbe 16 15.16.146

Ir>luu»-i!rr, Prouiuzial-Arbeits-An-
stalt, Landwirthschaft und Bauten
daselbst .........L 45. 66

Drauwrilcr, Prouinzial-Nrbeits-Au-
stalt, Polizei-Inspeetorstelle da¬
selbst ..........16 ^6. 64

Dlnumrilrr, Proviuzinl-Arbeits-Nu-
stalt, Rechuuugeu, Etats und Ver¬
waltung derselben . . . . 16 26. 63^67

Drauweiler, Provinzial-Nrbeits-An-
stalt, Rechiulngs-Ueberschüsseresp.
Monita m Betreff der Etats-Anf-
stellung derselben . . . . 16 44. 66-6?

Vraumeiler, Prouiuzial-Arbeitö-An-
stalt, Schuluerhältnissc resp. Uu-
terrichtstosten daselbst . . . 8 45. 67—70

Vrn»u>eiK-l,Prouinzilll.Ärbeitö-Nn-
stalt, Uebersiedlung der jetzt in
Pützchen detinirten Dirnen in
dieselbe ........L 26. 72—75

Dllluwcilei, Provinzial-Arbeits-An-
stalt, Unterstützimg der Frau des
ehemaligen Polizei - Inspectors
Hoffmann daselbst ..... 16 26

pr«uweiler. Prouinzial-Arbeits-An-
stalt, vacante Aufseher-Stellen da-
selbst .........ü 26. 64

Brrdeney.Ktecler Bezirtostrllße . . L 98
sreitschcid, Gemeinde, deren Unter-
. stütznng zmnVan deiWicdstrahc li 33.40.93.94
Il»I)lstraße........ L 95

^ru.Kermüliler.Me»pc!!rrBezirtsstraße 16 95
^lügue» - AalÄenKirchener Nezirk»-

straße ......... L 111

Seite.

Vrühl-Lil'lnrer Vezirtsstraße. . . 16 ,02
Pruhl.Wcsselingrr Nczirksstrahe . L 102
Purcau-Personal, stäudischcs, Grll-

tificationcn für dasselbe ... 16 49
Vürßermcistcr, deren Anstellung ans

dem Lande ....... Z 51
Oajuio's, ländliche, deren Zurichtung 16 38. 39
Cl,!lujsrrl>»u-Malcrialil!!, Befreiung

der Fnhren mit den elben ooin
Chansseegelde ....... ^3

Cleoe-Emmericher Vezirksstrahe . 16 110
<5l,l>lr!,,,.Lütt<chrrVezirtsstraße . 16 106. 113
Cul'lc!!.,, Regiermigsbezirt, dessen

linkrheinische Bezirksstraßen I'. 28.106— 1 ,0
Cl'I'll-liz, Regierungsbezirk, dessen

rechtsrheinische Bezirksstraßen I', 33. Ü 1-94
«lullle».,, Regierungsbezirk, dessen

umzubauende westrheinische Be°
zirtsstraßeustrecken, resp. Bewilli¬
gung einer Staatsprcimie für die¬
selben ......... /, 3

Coblen.,, Regierungsbezirk, ständische
Vezirtsstraße» - Comnlissare für
denfelben .......94. 116. 14?

Cochcm-Kaiscrsescher Vezirtsstrahe. 13 10?
Ci!l».Düre„er Vezirtsstraße ... 16 102
Cöln.Furcml'urucr Vezirtsstraße N 102.104.113
<5öl», Regierungsbezirk, dessen links¬

rheinische Bezirtsstraßeu 16 28.102.103.104
Coln, Regierungsbezirk, dessen rechts¬

rheinische Bezirksstraßen 1l 33. 34. 95-9?
«löl», Regierungsbezirk, dessen stän¬

dische Bezirksstraßeu-Lommission 16 34. 97.147
Eül», Taubstumnlen-Anstalt zu . L 47. 49
Cöln-Trierec Bezirksstraße . 16 102. 104. 113
Cöl»-Trierrr Bezirksstraße, deren

Verlegung zwischen Eicherscheidt
und Tondorf....... ^4

Cöln-Venloer Bezirksstraße . . . L 102.110
Commissi»»el!, ständische, deren Zu¬

sammensetzung .....16 143—14?
Communalempfänger,deren Pensions¬

berechtigung ....... L 51
Ei'mmunnl-Fi'rster, deren Pensions-

berechtiguug ....... ^2
C»ncurs-Vrd«un», neue, vom 8. Mai

1855, dereu Einführung im Iu-
slizbezirte uon Ehrenbreitstein ^. 8. 35-4479. L 23. 53
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Seite.
Conlraelen - und SnuutheKenwese»,

Gesetzentwurf in Betreff desselben
für den Bezirk des Justiz-Senats
zu Ebrenbreitstein . ^ 8, 17-20. 74—79.

8 17. 18
Treseld-Cleuer Bezirksstraße ... 8 110
Treseld-Venloer Bezirksstraße . . 8 110
Creuznach-Mlaunhcimcr Straße . 8 106
Creuznach-Simmrrner Bezirtsstraße I! 107
Creuznach-Stnuder»!>eimer Bezirks¬

straße ........ . 8 107
Creuznach.Klruml'erger Bezirtsstraße 8 107.10!).

163

Dol,len-'M,e!>dter Bezirtsstraße . . 8 110
Damusumssersördrrungs-Mtaschine zu

Siegburg.......U 18. 19. 77
Darlehen bn der Proviuzial-Hülfs-

kllsse .......«33. 123. 125
Daher«!!,, Heistellung der Brücke

über den Wiedbach'daselbst . . 8 <»3
Deichbauten, deren Unterstützung aus

Staatsmitteln. . . . 8 49. 50. l3U. 131
Drunjite» bei der Hülfskasse 8 33. 123. 125
DrrschIllg.Ul>t!ienmül)lcrVezirtsstraße 8 95
Dinlr» und Reisekosten der Abge¬

ordneten ........ ^.6
Dierdors-K'ellerser Bezirtsstraße . 8 91
Dünwald-DabringliauserBezirtsstraße 8 95
Dünwald - Kammersorsterhöher Vc-

zirksstraßc ........ 8 98
Düre», Elisabeth - Blinden - Iustitut

daselbst, dessen Rechnungen, Etats
und Verwaltung...... 6 47

Puren, Aisabeth-Blindeustiftung zil,
deren Uuterstützuug resp. Erhebung
zn einem Provinzml-Iustitut. . ^ 86. 87

N 47. 50. 12«. 127. 128
Dürr», Elisabeth-Bliudensiiftung zu,

Wahl der^ommissarieu für dieselbe 8 49. 147
Dülru-Aieinüberger Bezirtsstraße . 15 104
Dürr» - Rideggcn - Wollerslieimrr

Straße........^. 94. 8 48
Dürr«. Stadt, Ober-,Köln-Weier-

uud Wirthelstraße iu derselben . 15 28. 106
Düreu-Trierrr Eifeleisenbahu . . 8 41
Diir.'n.Mlpichrr Bezirtsstraße . 8 l02. 104
Düsseldorf,Regierungsbezirk,dessen

liutsrheinischeNezirksstraßen8 28. 110—113

Helle.
Düsseldorf,Regierungsbezirk,dessen

rechtsrheinische Nezirksstraßen N 34. 98-101
Düsseldorf. Negiernngsbezirk,dessen

ständische Bezirksstraßen- Com<
Mission ....... 15 34. 101. 147

Echternach-Wallendorser Straße ^.94. 95 «50
Ehrenbreitstei»,Iustizsenat zu, Ver¬

besserung der Rechtspflege im Be¬
zirke desselben ^. 8. 17-46. 74—79. 8 17.

18. 23. 53. 54.
Eichelhurnt - Hachenburgrr Bezirts¬

straße ......... «91
Eisel Eisenbal,n, Anlage einer solchen

von Türen über Enstirchen nach
Trier......... «41

EiuKommenlleuer, tlnssificirte, Wahl
der Mitglieder und Stellvertreter
zu den Bezirkseommissionen für
dieselbe ... ^ 7. 8 11-13. 143. 144

Einlnmrlierungslast, deren Erleich¬
terung besonders für die Umge¬
gend von Wesel und Wahn H. 2. 5. 8 8. W

Einschichungs-MrrllmnlederGebllUde
auf dem ^nude ^. 9-1 1. /0-?4. 8 25. 26. 30

Einzugs- und Ei!iKa»sul>cldin den
nach der Gemeinde-Ordnung vom
23. Juli 1845 verwalteten Ge¬
meinden ........ ^-2

Eisrnstcin-Spickerlinder Straße . 8 98
Eluerfeld.KulilendahlerVezirksstraße 8 98
Elisabetii-Dlindenstistungs. DÜren.
Cmmerich-Münsterer Bezirksstraße 8 9s
Empel.Isselburner Bezirtsstraße. . 8 98
Empel.Millinürr Bezirtsstraße. . 8 98
Empel-NeeserStraße, deren Auf¬

nahme uuter die Bezirtsstraße» . 8 34 U)9
«lcngelsKirchcn-Merscheider Bezirts¬

straße ......... 8 95
Engel!>Kirche!!.Wi»uersürl!,crBezirks-

straße ........ 8 95
Erst- und Nirro-Niederung,Obliga¬

tionen derselben ...... 8 25
ErKelenH-Venloer Bezirtsstraße. . 8 104
Erp-Dürener Bezirtsstraße . . « 102. 1^
Essig-Mehlemer Bezirtsstraße . . N W2
Euven, Weideseruitutsablösnng im

fiskalischen Waloe daselbst . . !5 40
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/eld-Lüttringhauser Bezirksstraße . 8 98
Feuer-Socielllt s, Provinzinl-Feuer-

Societät.
Friedrich-Wilhelmstraße . . , . 8 98
Froihheim-Oemünder Bezirlsstraße 8 104
Webaudc, deren Einschätzung nach

§. 8, Rro. 4 und 5 des Gesetzes
vom 21. Mai 1861 ^, 7. 8. 70-74. 8 25

Vebiiude, deren Errichtung an Wal¬
dungen auf der linken Rheinseite ^V 62—67.

84. 85. 8 54. 55. 56

Vei»l>era. Nittergnt.....8 85. 86
Gemeinde- und Ktiidte - Ordnung,

rheinische, Erlaß einer solchen . ^ 5
Wemeralh-Eupener Bezirlsstraße . ll 104
Westelen. Rittergut .....H. 85. 86
wladlmch.Ullcrmonder Bezirksstraße 8 110
Glndbnch.WippelsnrthelVezirtsstraße 8 110
Woch-Crauenburger Nezivtsstraße . «110
Wrüne-Landmehrer Bezirksstrahe . 8 98
Wrundsteuer-Peckuugsfund» ... 8 24
wrundsteuer.Kntnstci.Ueviston . . ^.2
Grundsteuer-Katastral-Einschähung,

Veschleuniguug derselben . 8 46. 131-132
Grundsteuer - N.gulirnng, Bezlrks-

Eonmnssionen für dieselbe, Nach¬
wahlen in letztere (für die Re-
gierungs-Bezirke Eöln, Eoblenz) ^. 7. 8 14

17. 21

Oaldern - Lieutenllnter Vezirksstrahe - 8 98
O'mminKeln-Werther Bezirlsstraße 8 98
^««cr, Negierungs-Secretär . . 8 15
O»hfeld.Unterliarmer Bezirtsstraße 8 98
Oebammen-Frliranstalt zu Coln, deren

Nechnuugen uud Etats ... ll 46
Oel>»mmen>Lciir»nst»lt,deren Ver¬

legung von Eöln nach Vicrsen 8 45. 46. 81—87
Oebummcn - Lehranstalt, ständische

Commissare für dieselbe ... >l 15
Oeddeodorf. Wenerbuschcr Bezirks¬

straße . . ^ ......- 8 91
O"lquelle!!-Schuhnes.tz ..... .^5
«"indl, Laildarulenhaus - Rendnnt,

dessen Pension ...... 8 25
«"„»oerg - Wajsenberg - Erkelenzer

Nezirksstraße ....... 8 104
«"°n«e>>„ Straße......8 28. 112

Seite,

^ 5
8 98

8 26
H. 85. 86

L 2?

Hilden, Gemeinde, deren Vertretung
im Stande der Städte . . .

Mden-VuhwinKeler Bezirlsstraße .
B°ffman>l, Wittwe, zu Vrauweiler,

Unterstützungsbewilligung für die¬
selbe .........

Huhenlind, Gut.......
Hahns, Wittwe, deren Pension. .

8 28.113.
115

Hunncf-A»l'llch-Fl»mmerofrlder Be¬
zirlsstraße .......8 91. 95. 96

Honsclacr, Gut.......^. 85. 86
Bilckeowagcn-Hl'llereichenerVezirks-
' strafte......... 8 98
MfsKajse, s. Prooinzial-Hnlfskaffe.
AiypalheKrngeschgebung, rheinische,

deren Reform......8 15. 41
Iche»d»rs-M»eder»thcr Straße ^. 92—94. 8 50
Irrenhrilnnstall f Siegbnrg.
Ijselburn-Empeler Straße ... 8 98
Iiilich-Sittardcr Vezirksstrahe

ll 104

Kaisernu-Viedergaulcr Straße . 8 48. 95. 97
Kaiserswerlh -Wlilsrather Bezirks¬

straße .........
Kanzlcigchülfenstclle, stätldische . .
Kemuen-Venlaer Straße ....
Kempen - WnchtendonK - Ljeranger

Straße.........
Keltwig-Predenener Bezirlsstraße ,
Airchberg-Zeller Bezirlsstraße . .
Kirchhöfe, deren Eigenthumsver¬

hältniß -........
Massen- und Klasststcirle Einkam-

mensteuer, Bezirks - Eommissionen
für dieselbe.....ll 11. 12. 13 . .

Koettenich SteinstraßerVezirksstraße 8 104
Kreis-Ordnungo-Eutmurs . ^. 8. 47—62. 8

2l—23, 24. 134-149
Kriegsleillunge» und deren Ver-

gütung, Wahl des Ausschussesfür
dieselben ^. 7. 8 5. 14. 16. 17. 144. 145

8 98
^ 6

8 113

8 112
ll 98. 100

!l 10?

8 40

Landarme»!,«»»zu Trier, dessen Etats
Landarmcnhau» zu Trier, dessen

Rechnungen .......
Landarmenhau» zu Trier dessen Reor¬

ganisation resp. Trennung der
Kreise vom Verbandemit demselben

20

il 32

ll 31

8 45
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Seilr.
Fandarmenhau»zu Trier, Pensions-

Rcglemeut für die Beamten des¬
selben ......N 31. 32. 78-81

Fandarmenhau«zu Trier, Uebersied-
lung der Sträflinge von dort nach
Vrauweiler ....... 6 45

Foüdarmenha»«zu Trier, Wahl der
ständischenEommissare für dasselbe N 15

Fandgemeinde-Vrdnung,Erlaß einer
solchen für die Nheinprovinz . ^ 2

Fandgemeindcn, Wllhluiodus im
Stande derselben ..... ^2

Fandtan, 16., dessen Dauer. . ^ I. 8 L 52
Landtag, 16., dessen Eröffnung . ^ 1. L 1
Fandt««, 14. und 15., dessen Kosten li 6, 51
Fandtag, 16., dessen Schluß ... ö 5
Fandtags-Ilbgeordnete,deren Diäten

und Reisekosten ...... .^6
Fandtago-Adschied,Allerhöchster,für

den 14. und 15. Proviuziallandtag H. 2 - 6
Fa ndlago-VililiotheK,deren Vervoll¬

ständigunguud Vermehrung, resp.
Erhöhung des dafür bewilligten
Fonds '. . : ......L 6. 31

Fandtags-N'ahleu im 4. Stande . ^ 2
Fandwehrpferdegelderfond«, dessen

Ucbcrweisungzur vroviuzialsläu-
rischen Verwaltung resp, zur Pru-
mnzial-Hülfstasse . ^, 5. 1i 15. 24. 25. 129

Fay, Gemeinde, deren Unterstützung
zum Ausbau eines Theils der
Mufelstraße . . . ^ 4. L 28. 108. 109

Fechenich-DiirenerBczirKstrahc . « 102. 104
I.ex ^na8tH8llMc», deren Aufhebung H, 8.79. L

23. 54
Finnich, Gemeinde, deren Vertretung

im Stande der Städte ... ^.5
Finz-NottbitzerStraße . . . L 33. 91. 96
Fouglamp-TrarbücherVezirksstmße L. 107.113
Forscheid, Gemeinde, Zuschuß für

dieselbezum Ausbau der Wied-
straße ......... L 94

Futzeralh-VödenrothrrVezirksstmße L 106
FuyKe», Dr. med., dessen Gesuch

um Anfnahmc des Gnts Sons-
feld in die ständischeRitterguts.
Matrikel ........ä 85. 36

Seite.
Malmedu-Eupener Vezirksstraßc . Il 104
Malmedy-St. Vither Bezirksstraße N 104
Maye» - Adenau - VlanKenheimer

Bezirksstraße . /..... «10?
Manen-Kehrigcr Vezirtsstraße . I! 10?
Merscheidcr Straße ..... li 98
Merzig-Pirnenfelder Straße . . N 51. 113
Meltmann-Sochdahler Chaussee . ^ 4. Il 50

^ 2
Mineralquellen, deren gesetzlicher

Schutz ......... ^,5
Mobiliar - Verstchrru»l>en,deren

UebernahmeSeitens der Prcwin^
zial-Feuer-Eocietät . . H. 3. tt 27. 59. 60

Mol>ilmnchu»u«sondl>, Nhcimscher,
dessen Selbstverwaltung durch die
einzelnenKreise ...... ^5

Mol!ilmnchunu,Ks>,l!ds, Rheinischer,
dessen Ucberweisnngan die Hülfs¬
kasse . . . , ^ 5, L 15. 24. 25. 129

Miir«.AldcKerKer Vezirtsstraße . li 110
Mör«, Tllnbstnmmenschule daselbst,

deren Rechnungenund Etats . L 8. 4?
Monl^oie-Düren-Golzheimer Be¬

zirksstraße........ IH 104
Mont^'ir.Kchleidencr Bezirtsstrahe « 104
Morschheck. Nocheralher Bezirks¬

straße ......... li 104
Moselstratic ........^4. «.10?
Mülheim - Monzelselder Bezirls-

straße ......... ü 113
Mülheim - Wipperfürlhcr Vezirts¬

straße ......... V 95
Münster-Emmericher Bczirlsstraßc « 98
Neuß.FechenicherVezirtsstraße . . »110
Neusj-NeusjerfurlherBczirksstraße. « 110
Meuwied, Taubstummenschuleda¬

selbst , deren Rechnungen und
Etats .........L 8. 4?

Uiedultors-Saailouiser Vezirtsstraße « 1^
Miedcrl>il>er-WaIdl>reitl>acherVezirks-

stmße ......... «91
Uiedeidollendors-AirchriuerVezirts¬

straße . . / ......« 91.' 95
Uicdersell. Gemeinde, deren Unter¬

stützungaus dem Nczirksstraßen-
fonds des Neg.-Vez.Coblenz L 28.108.109
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Seüe.
Niederer - Stetternicher Bczirts-

strahe ......... tt 104
'Nord-Kana!, Rückerstattung der für

den Fortbau desselben irrig erho¬
benen Gelder....... ä, 5

VaenKirchen-WüIKenerStwße li 2». 112. 113
«Opladen-Vurscheider Vczirksstraße L 98
wl°bcck. Noerbrücke bei .... N 23. 29
Penstons-Pewilligungen . . , li 26. 27. 61
Pferde-Eisenbahnen, deren Anlage

mit Benutzung von Vezirt'sstraßen ^ 3
Pferde-Eisenbahn von Nünderoth

nach Siegburg...... ^4.
Pharmaceuten, dclegirte Prüfungs-

Conimifsiun für dieselben zu Vouu ^. 5
P»lytech»icum, dessen Errichtung in

der Nheinprovinz.....U 8. 39
Proposttion, Allerhöchste, vom 17.

November 1862 . . . ^ 62—67. 84-85.
Z 42. 43. 54. 55. 56

Propostliono - Dekret, Allerhöchstes,
vom 27. October 1862 ... ^V 7. 8.

Plo«in,i«l-Alchi»'e, ständische Zu¬
schüsse für dieselben, deren Ver¬
wendung resp. Fortbewilligung . N 31

Vl»Vin3ial-Archi» zu Coblen'z . . L 32
Prouinzial-Feuer-Socielät, Abän¬

derung des §. 6 und des §. 35
desrevidirtenNcglemcntsdcrselben ^ 3

^«uinzial-Feuer-Societät. Abän¬
derung resp. Auslassung im §.
12 des Reglements derselben ^. 86. L 27.61

^""»nzial-Feuer-Societät, deren
Etat für 1863 und 1864 « 6. 32. 61. 62. 63

^»»inzial-Feuer-Societät, deren
Rechnungen für 1860 und 1861 N 6.32. 57.58.

pt»uin)i»l - Feuer - Societät, deren
Verwaltung in den Iahreu 1860
und 1861.......1H 27. 58—61

Vlovinzial.Feucr.Societät, Garantie
der Prämien bei derselben durch
die Provinz....... ^3

*'l»vinzi»i.Feuel.S»lietät,Mobiliar-
Versicherung bei derselben ^ 3 L 27. 59. 60

^"«'Nzilll.Feuer-Societät.Pensions-

^rhöhung für die Wittwen der
Secretäre Schulz uud Hvhus bei
derselben ......L 2?. 63

« . . . < ^ Seite.
Proo,nj,»lF,uer-Kocietät, ständische

Commissarien für dieselbe. . . Z 14. 14«
Prooinzial - Feuer - Societät, TllN'

twme der Steuerempfäuger für
Eintreibung der Veitrüge für die¬
selbe .......... 8 2?

Provinz»«! - Hebammen - Lehranstalt,
deren Etat....... L 46

Plouinzial - Hebammen- Lehranstalt,
deren Rechnungen ..... 8 46

Provinz««.!- Hebammen - Lehranstalt,
deren Verlegung . . . li. 45. 46. 81—87

Pioninzial'Hulsonasse, dereu Rech¬
nungen ....... I! 25. 121. 122

Provinzial-HiilfsKassr, Erweiterung
der Befugnisse derselben ^ 5. 6. L 33.122—125

Provinzi«l-Hülf»K«sse, Ueberweisnng
des unverwendct gebliebenen.
Theils der Prämiengelder der¬
selben an den Meliorationsfonds Z 25.122

Proninzinl - HülscKajfe, Unterbrin¬
gung der Vaarbestände derselben 1! 32. 33.123—125

Proninzial-HülfoKasse, Verwaltung
derselben ......L 25. 121 122.

Prouinziol - Hiilfslmjse, Wahl des
Ausschusses und der Directions-
Milglieder für dieselbe . i;. 25. 30. 146

Prooinzial - Institute, Verstärkung
der Modischen Eommissaricn für
dieselben .......8 44.87.88

Prooinzial-Institute, Wahlen für
dieselben .....L 5.14.15.16.146

Provinzial-Irrenhcilanstalt s. Siegburg,
Provinzial-Fandtoo. s. Landtag.
Priim-ZirKenselder Vezirksstraße . L 113
Pühchen, Strafanstalt zu, deren Auf-

löfung resp. Uebersiedlung der
Detinirten uach Vrauweiler «26.43.72-75

Nechtopstege, deren Verbesserung im
IustizbezirkeuouEhreubreitstein ^ 8.17-46.

74—79. L 17. 18. 23. 53. 54
Nee«.Empelei Straße.....Z 34. 100
Negierungosecretäre, deren Arbeiten

für den Vezirksstraßenfonds, resp.
Gratification für dieselben . . 1^ 49

Neichenstein - Mühenicher Ehaussee ^. 4
Nein-Ertrag (Katastral-), dessen
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Scitt.
Interpretation in Art, K! der
Allerhöchsten Verordmmg vom
13. Inli 1827...... ^ 3

NentenbanK,Rheiuisch-WestplMsche,
Walil von Mitgliedern und Stell¬
vertretern znr Mitwirkung bei
der Controle dc, selben. . ^, ?. 15 11. 143

Uittrigülrr, landtllgsfähige . . . ^. 85. 86
Nheinbuch, Gemeinde, deren Vertre¬

tung im Staude der Städte. . ^ 5
Nheinbach-HemmessenerBezirksstraße 8 102. 107
Nheinberg-Oelderncr Beznksstraße. 15 111
Nhein.Ellie.Wrser.Man»! ^ 90. 15. 51. 129.130
Nheinproui,,), dereu Straßenkarte , n 7
N itterslilluscu - Dückeowngcnrr Prä-

mienstraße ........ ^4
Naerbrücke bei O^sbcck .. . 15 7. 23. 29
Nonsdars- Kuvterhammer Bezirks-

straße , ........ L 98
Nosen, Barriere-Empfänger, dessen

Beschädigung durch Schlichung
der Noerbrücke bei Orsbeck . . 15 29

N»th - Ui'Lrllth - Eschbachcr Bezirks-
straße ......... 15 95

Nünt>er»th-Siegburger Pferde-Eisen-
bahn-Projeet....... ^.4

Saurlouis-St. Anoldcr Vezirksstwße !5 113
Saarlouiü-BerücastelerBezirksstraße Z 113

Z 113
Saarll»ui»-K«iseisl»utrr»er Vezirks-

stmße ......... 15 113
K.l»rl«ui»-N!edaltdorscrBezirksstrllße 15 113
Kaaillllno-Wadgnjsen-Vl'iKlingelVe-

zirtsstraße ........ L 113
KchleidenSchmidtheimerBezirksstraße L 104
Schmih, Negistratorswittwc, deren

Unterstützung ....... 15 50
Kchuldcncesslonr» (nach den Bestim¬

mungen der I«x ^.nastÄMlm»,) H 8. 79. L
23. 54

Schulsond». Belgischer, dessen Ver¬
wendung und Verwaltung unter
ständischer Eoutrole H, 87—89. 15 35-38.

88—90
Schulsund«. Bergischer, Wahl von

eventuellen Commissarien nnd
^ Stellvertretern für denselben L 45. 14?

Seit?,

Schulz, Feuer-Societäts-Secretärs-
Wittwe, deren Pension. ... L 2?

Schwarzhammel-Hllddenbacher Be¬
zirksstraße ........ L 98

Seil>en!>»u,uchtin der Nheinprovinz,
deren Hebung und Unterstützung 15 25

Serni»- und Verpstegungosiitze,deren
Erhöhung........ ^2

Seuelen-lllicuKerKer Straße, der<N
Erhebung znr Bezirköstmße . . 15 28. 112

Siegburg, Progymnasium zn, Zu¬
schuß für dasselbe . .V ^8 -90. L 37. 38.

87—89
Siegburg, Provinzial-Irrenheil-Aa-

stlllt, deren Etats und Rechnungen 15 6. is.
19. 75. ?«. 7?

Siegburg, Provinzial -Irrcnheilan-
stalt, deren Verwaltung 15 18. 19. 20. 75.

76. 77. 76

Siegburg, Proviuzial - Irrenheilan-
stalt, Einrichtung einer Wasser-
fürderungsvlaschüle dafelbst 15 6. 18.19, 76.77

Siegburg, Provinzial- Irrenheilan-
stalt, Erbauung feuerfester Trep¬
pen daselbst ! ...... 15 39

Siegburg, Provinzial -Irrenheilan-
stalt,Herstelluug ciuer Gasbeleuch¬
tung dafelbst.....L 6. 18. 76. 7?

Siegburg, Provinzial Irrenheilan¬
stalt, Treunniig d»r gottesdieust-
lichen Localitäten daselbst nach
den Eonfefsionen ......15 19. 5?

Siegburg, Provinzial -Irreuheilan-
stalt, Vermehrung der ständischen
Commissare für diefelbe 15 20. 77. 87. 8s

Siegburg, Provinzial - Irrenheilan-
stalt, Commissare für dieselbe 1514.16.78.14«

Siegstraße. . . '...... 15 9»
Simmcrn-Gemiindcr Bezirksstrahe . ^ ^
SitzungourotoKalle und Aktenstücke

des Landtags, deren Druck . . 15 6. 24
Sonsbcck-Kevelaerer Straße . . 1^ ^
Sonsseld, Gut.......^ 85. »6
StudtKyU-PeruKnsteler Bezirksstraße N ^^
Stäudehaus, bauliche Reparaturen

desselben ........ 1^0
Kleelc-Predeneycr Straße . ^V 4 15 50. 9s
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Kteucrrmpftuger,deren Rennseu für
Empfang derFeucr-Soeietäts-Bei-
träge .........

Klraelc»-Arl>,-!i.'r Nezirksstrafte. .
Htraelen-NieuKerKerStraße. , ,
Sträflinge, jugendliche,deren Auf-

»ahm» in Brauweiler . , . .
KtraßenKnrteder Rheinprcwinz. .
Kilchteln-straelener Bezirksstraße .
Külzstrnßr .........
Taul,stummen-Le!,r>»>slallzu Eöln ,
Tllul'stummlüschulcn zu Brühl, Kem-

peu, Miirs und Neuwied . . .
Hiarl,»ch.IrmenacherBlockstraße -
Nrarl'nch-Lnügcinnl'erBezirksstraße
«drier-pirkenselderBezirkstraße .
Tlirr-Vllüin'l Bezirksstrasie , , ,
^rirr, Laudarmeuhaus zu, dessen

Rechnungenund Etats . . ,
Trier, Landarmenhans zu, dessen

^erwaltungsbericht - . > -
^rier, Landaruienhans zu, ^ensians-

Reglement für die Beamten des¬
selben ...... 15 31.

Trier, Landaruienhans zu, ständische
Commission für dasselbe . . .

Trier, Regierungsbezirk,dessen Ve-
zirtsstraßeu .....«28

Trier-S»»rl«uiser Bezirköstraße. .
Troisdorf-Mundarfrr Straße ^ 91
^l»terstühung«!>>ewiltigu»gen . , I!
VrKundenbuch, mittclrheiuisches, Ge¬

such um Unterstützungzur Fort¬
setzung desselben ......

Aelbert-Zulstraßer Bezirtsstrllße ,
Verbrecher, jugendliche, deren Ent¬

fernung aus Brauweiler . . -
Vi»»dei».WittlicherBezirksstraße .
Viee- Landtag» . Maischall, dessen

Erneunung .......
AierKütter, Lehrer zn Branweilcr,

dessen Anstellung . ... 15
^iers.n-AldeKerKer Straße . - -
^icsen.Kchm,,^e»puhleiBezirtöstr>>he
^'». Vith.Lo»!)eimerBezirtsstrllße .
^t Vith-Illirderüttselder Bezirks-

strahe . . , ......

Scilc,

L 2?

^ 3

15 7
15 110

15 95
>;. 47. 49

i; 8. 47
u 10?

15 IU7.113
1l 113
i; 113

15 31

15 31

32. 78-81

15 15

1I3-N5
15 113

. 15 34. 96
26. 27. 50

15 32
ü 98

L 45
L 113

15 1

45. «7 -70
15 110
15 110
15 104

15 113

Sntc,

Sl. Vitli-KleinebrückerStraße . . N 51
Vluyn.Vinnel'rücKcrBezirksstraße . I'. m
Vogelherrde», deren Anlage zum

Krametsvo'gelfaugein fiscalifchen
Jagden ........ !l »;

Vorst-CrefelderBezirksstraße . . N 110
Vossenl,l,s - Muhlhxuscner Bezirks

straße ........ I'. 110
Wachtendlinck-NieulierKerStraße 15 7, 28. 113
Wachtendanck-KtraelrnerStraße . 15 113
Wnlste» im Staude der Landge¬

meinden ........ V 2
W»l,le» zu ständische» Commissionen
u, zu den VezirlsEouunissioneu iu

Netreff der Klassen,und klassifi-
cirten Einkmnmenstener !i 11 12.13. 143.144

d. zu der Eommission iu Betreff der
Kriegsleistungeuund deren Ver¬
gütung ....... !5 5. 14. 1«. 17

<'.. zu der Eommissioufür die Pro
vinzial-Renleubauk ..... 15 11. 143

cl.zu den Eumuüssionen für die Bc-
zirtsstraßen linker Rheinseite 15 28. 29. 147

u. zn den Commissionen für die Be-
zirksstraßeni echter Rheiuseite 15 33.34.147

l. für die Arbeits-Austalt zn Bran¬
weilcr ....... Il 15. 16. 146

^>. für die 5^edllmmeu-Austalt zu Eüln 15. 15. 146
li.für die Irreuheilllnstalt zu Sicg-

burg .......Il 14. 16. 146
i. für das-Landarmeuhanszn Trier ll 15. 146
K.für die Elisabeth-Vliudenstiftung

zu Düren ........ 15 49. 147
1, für die Taubstummen-Anstaltzu

Coln ......... 15 49. 14?
ui.für die Beaufsichtigung des Ber¬

gischen Schulfouds ..... 15 45. 147
u.für dieProvinzial-Hülfstasse15 25. 30.31.146
Wahn, Einguartleruugslast daselbst ^ 5
Waldbreitbach, Gemeinde, deren

Unterstützung mm Ausbau der
Wiedstrahe ....... L 8. 50

W»ldniel.Lüttelf»rsterBezilksstrllße 15 110
Waldungen, linksrheinische, Bauten

an denselben^. 84. 85. U 42. 43. 54. 55. 56
Wassenberg - NiederKrüchtenerBe-

zirksstrahe ........ >i W9
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vHcilf.

« 40
H. t.

ll 113

«Üeideseiuitut im Malischen Walde
zu Eupen, deren Ablösung . .

Weinsteuer, Erlaß derselben , .
St. We»del.Vaum!,»ldcr.Mllhl>»llcn-

lmcher Bezirksstraße.....
St Wendrl-j'auteleckener Straße .
Wetden - Kettmiger Straße, deren

Erhebung zur Bezirksstraße .^ 91, li 34. 100
Wesel-DocholterBezirksstraße . . L 98
Wesel-P°rKe»er Bezirksstraße . . «98
Wesel, Einguartieiungslast in dessen

Umgegend ........^, '. li 10
Wiedbnchstraße .....L 8 50, 93. 94
-Wiel)lmii»t,c»-Uot!,rr Bezirksstraße 1! 91. 95
Wipperfür<!>-<lkn»eloKirchcl!erVezirks-

straßc .........
Wippeisult!,- Mlilheimer Bezirks¬

straße .........

« 95

ll 95

Wisen - Wildbelgerhütter
deren Aufnahme unter
zirksstraßen ....

Wittlich-Alsei Bezirksstraße. 15 7.
Wiherath- Oemiindci Bezirksstraße
Wülslath - K«isei«»uertherBezirks¬

straße .........
Faüten-Gcldernrr Bezirksstraße
Zinzgewiüll aus der Nheinischeu

Promnzial-Hülfskasse,dessen Ver¬
wendung ........L

Zin»uewinnantheile. ständische, bei
der Prouinzial-Hülfskasse, Ge-
nehmiguugs- Vtodus der Bewil¬
ligungen aus derselben . . .

Straße,
die Be-

. ^ 91. « 33. 93
107, 113

li 104

!i 98
ll 110

121. 122

L ?
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